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5. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 13. Dezember 2017

Beginn: 11.00 Uhr

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Neh-

men Sie bitte Platz. Die Sitzung ist eröffnet. 
Es gibt eine interfraktionelle Vereinbarung, den Zu-

satzpunkt 5 a – Beratung des Antrags zum Anpassungs-
verfahren gemäß § 11 Absatz 4 des Abgeordnetengeset-
zes – nach dem Zusatzpunkt 5 b mit einer Debattenzeit 
von 18 Minuten aufzurufen. Über den Antrag werden wir 
namentlich abstimmen. Sind Sie damit einverstanden? – 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor ich die Be-
fragung der Bundesregierung aufrufe, möchte ich einige 
wenige Bemerkungen voranstellen. 

Die Gestaltung der Regierungsbefragung und auch der 
Fragestunde ist bereits in vergangenen Wahlperioden Ge-
genstand ausführlicher Beratungen zwischen den Frakti-
onen gewesen. Dabei wurde das Bedürfnis weitgehend 
geteilt, beide Instrumente lebendiger zu gestalten und da-
mit sowohl den Informationsanspruch des Parlaments ge-
genüber der Regierung als auch das Informationsinteres-
se der Öffentlichkeit zu stärken. Zu einer Verständigung 
über eine Neufassung unserer Geschäftsordnungsregeln 
ist es aber trotzdem nicht gekommen. Auch in dieser 
Wahlperiode liegen bereits Anträge mehrerer Fraktionen 
mit konkreten Vorschlägen für eine Neufassung der Re-
gelungen vor. Der Ausschuss für Wahlprüfung, Immuni-
tät und Geschäftsordnung wird sich mit diesen Fragen 
befassen. 

Ich halte wie mein Amtsvorgänger das parlamenta-
rische Fragerecht für ein zentrales Instrument, das in der 
politischen Auseinandersetzung und ihrer öffentlichen 
Wahrnehmung wirksamer als bisher genutzt werden soll-
te. Das gilt auch für die Aktualität der Themen unserer 
Debatten im Bundestag. 

In der Übergangszeit einer geschäftsführenden Bun-
desregierung werden wir nicht zu Änderungen kommen 
können, aber wir werden auf dieses Thema zurückkom-
men. Deswegen verfahren wir zunächst nach den bishe-
rigen Regelungen. 

Damit rufe ich den Tagesordnungspunkt 10 auf:

Befragung der Bundesregierung

Die Bundesregierung hat als Thema der heutigen Ka-
binettssitzung mitgeteilt: Bericht der Bundesregierung 
gemäß §  29a Absatz  2a Asylgesetz zu der Überprü-
fung der Voraussetzungen zur Einstufung der in An-
lage  II zum Asylgesetz bezeichneten sicheren Her-
kunftsstaaten. 

Das Wort für den einleitenden fünfminütigen Be-
richt hat der Bundesminister des Innern, Dr. Thomas de 
Maizière. Bitte sehr.

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Vielen Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsge-
setz vom Oktober 2015 wurde eine Berichtspflicht über 
die dort bezeichneten sicheren Herkunftsstaaten einge-
führt. Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bun-
destag danach alle zwei Jahre einen solchen Bericht vor, 
ob die Voraussetzungen für die Einstufung von solchen 
Staaten als sichere Herkunftsstaaten vorliegen. Der Be-
richt liegt Ihnen vor.

Der Bericht wurde von meinem Haus in Zusammenar-
beit mit dem Auswärtigen Amt für den Berichtszeitraum 
vom 1. Oktober 2015 bis zum 31. Juli 2017 erstellt. Der 
Bericht schildert die Entwicklung der gesellschaftlichen 
und politischen Verhältnisse, die rechtliche Lage und 
die tatsächliche Rechtsanwendung in den sicheren Her-
kunftsstaaten sowie die Entwicklung des Asylgeschehens 
in Deutschland. Grundlage dieser Schilderung sind aktu-
elle Lageberichte des Auswärtigen Amtes sowie Auswer-
tungen der Asylstatistik des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge.

Der Bericht kommt zu dem Ergebnis, dass alle acht 
Staaten weiterhin die Voraussetzungen für eine Ein-
stufung als sichere Herkunftsstaaten erfüllen. Die Ent-
wicklung in diesen Ländern gibt keine hinreichenden 
Anhaltspunkte dafür, diese Einstufung zu verändern. 
Insbesondere ist nach Auffassung der Bundesregierung 
weiterhin gewährleistet, dass in den acht Staaten generell 
und durchgängig weder politische Verfolgung noch Fol-
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ter oder unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung 
oder Behandlung noch Bedrohung infolge willkürlicher 
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaat-
lichen bewaffneten Konfliktes zu befürchten sind. 

Ein Indikator dabei ist die sogenannte Gesamtschutz-
quote. Die Gesamtschutzquote ergibt sich aus der Anzahl 
der Asylanerkennungen, der Gewährung von Flücht-
lingsschutz und der Feststellung eines Abschiebeverbots 
im Verhältnis zur Gesamtzahl der Asylentscheidungen im 
Berichtszeitraum. Innerhalb dieses Zeitraums ist die Ge-
samtschutzquote in allen Ländern zwar tendenziell leicht 
angestiegen; es handelt sich dabei aber um sehr geringe 
Veränderungen. Nach wie vor hatten Asylanträge aus den 
in Rede stehenden acht Ländern in weit über 90 Prozent 
der Fälle keine Aussicht auf Erfolg. Für die Westbalk-
anstaaten lag die Gesamtschutzquote fast durchgängig 
bei unter 3 Prozent. Für die beiden afrikanischen Staa-
ten gab es im Berichtszeitraum starke Schwankungen: 
Für Ghana lag sie zwischen 1,0 und 6,1 Prozent. In den 
sieben Quartalen des Berichtszeitraums lag sie fünfmal 
unter und nur zweimal über 5 Prozent. Für den Senegal 
lag sie zwischen 0 Prozent und 5,7 Prozent. In den sie-
ben Quartalen lag sie sechsmal unter und nur einmal über 
5 Prozent.

Insgesamt hat sich die Zahl der Asylsuchenden aus 
all diesen Ländern erheblich reduziert. Auch die Dauer 
der Asylverfahren wurde verkürzt. All das zeigt: Das 
Konzept der sicheren Herkunftsstaaten wirkt. Dennoch: 
Jeder Antrag wird vom Bundesamt individuell geprüft. 
In jedem Asylverfahren wird eine persönliche Anhörung 
durchgeführt, in der ein Antragsteller seine Situation im 
Herkunftsland schildern kann. 

Wir setzen mit der Einstufung als sichere Herkunfts-
staaten aber ein Signal, indem wir sagen: Begeben Sie 
sich nicht auf die kostspielige und gefährliche Reise nach 
Deutschland, wenn Sie eigentlich gar keinen internatio-
nalen Schutz suchen. Chancenlose Asylanträge werden 
schnell abgelehnt, und abgelehnte Asylbewerber werden 
schnell in ihre Heimatstaaten zurückgeführt.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Wir wollen weiter unsere Aufnahmekapazitäten für die 
Menschen bereitstellen, die wirklich Schutz brauchen.

In der EU nutzen 16 Staaten das Instrument der si-
cheren Herkunftsstaaten. Deutschland gehört dabei zu 
den Staaten mit der kleinsten Liste. Die Niederlande zum 
Beispiel haben 25 Staaten zu sicheren Herkunftsstaaten 
erklärt, Frankreich 16 Staaten und Österreich 19 Staaten. 

Mit der Umsetzung des Konzeptes der sicheren Her-
kunftsstaaten setzen wir weiter auf die große Hilfsbereit-
schaft gegenüber wirklich verfolgten Menschen, aber 
eben auch auf eine kluge und wohlüberlegte Reduzierung 
des Zuzugs derjenigen, die nicht verfolgt werden.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr.  – Bevor ich das Wort zur ersten Frage 

erteile, möchte ich unsere Ein-Minuten-Regelung erläu-
tern. Es hat sich seit längerem bewährt, für Frage und 
Antwort jeweils nur eine Minute zu verwenden, um mög-
lichst vielen die Gelegenheit zu geben, Fragen zu stellen. 

Um Sie bei der Einhaltung der Minute zu unterstützen, 
gibt es optische Signale. Die Uhren oberhalb der Ham-
melsprungtüren sowie rechts und links von mir zeigen 
jeweils die verbleibende Restredezeit in Sekunden an. 
Zusätzlich gibt es ein Lichtsignal, das zunächst grün 
leuchtet. Die letzten 30 Sekunden werden gelb gezeigt, 
und nach Ablauf einer Minute beginnt es rot zu blinken. 
Wenn es rot blinkt, muss der Präsident irgendetwas tun.

Jetzt bitte ich, zunächst Fragen zu dem Themenbe-
reich, über den der Bundesinnenminister eben berichtet 
hat, zu stellen. Es wurde eine ganze Reihe von Fragen 
angemeldet. Die erste Frage stellt der Kollege Marian 
Wendt von der CDU/CSU-Fraktion.

Marian Wendt (CDU/CSU): 

Guten Morgen, Herr Minister! Vielen Dank für diesen 
Bericht. Das ist ein sehr wichtiges Thema für unser Land.

Meine erste Frage lautet – in Absprache mit den Kol-
legen aus unserer Fraktion würde ich noch weitere Fra-
gen stellen  –: Welche Faktoren haben aus Ihrer Sicht 
und aus Sicht der Bundesregierung zu der laut Bericht 
positiven Entwicklung beigetragen, also dazu, dass die 
Zahl der Asylsuchenden und die Schutzquote gesunken 
sind? Insbesondere die Zahl der Asylsuchenden aus den 
Westbalkanstaaten ist – das haben Sie ja erläutert – sehr 
stark zurückgegangen. Welche Faktoren in den jeweili-
gen Staaten sind aus Ihrer Sicht für diese positive Ent-
wicklung ursächlich?

Vielen Dank.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Bundesminister.

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Zunächst einmal ist es natürlich eine politische Aus-
sage, dass die Bundesregierung und der Deutsche Bun-
destag mit Zustimmung des Bundesrates  – ein solches 
Gesetz bedarf ja der Zustimmung des Bundesrates – der 
Auffassung sind, dass ein solches Land ein sicheres Her-
kunftsland ist. Das ist ein klares politisches Signal.

Zweitens sind an diese Einstufung rechtliche Folge 
geknüpft: verkürzte Asylverfahren, Beweislastumkehr – 
trotzdem eine Anhörung –, sehr kurze Fristen zur Einle-
gung einer Klage, wobei die Klage keine aufschiebende 
Wirkung hat. All das führt zu einer Beschleunigung.

Schließlich haben wir mit dem Asylpaket  II die Re-
gelung geschaffen, dass Antragsteller aus sicheren Her-
kunftsstaaten in Einrichtungen untergebracht werden 
können, das Verfahren dort stattfindet, für die Betroffe-
nen dort eine Wohnpflicht besteht, eine Verletzung dieser 
Wohnpflicht Auswirkungen auf das Asylverfahren hat 
und aus den Einrichtungen zurückgeführt werden kann. 
All das zusammengenommen führt zu einer erheblichen 
Reduzierung der Zahl.

Bundesminister Dr. Thomas de Maizière
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Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr.  – Die nächste Frage hat der Kollege 

Dr. Gottfried Curio von der AfD-Fraktion.

Dr. Gottfried Curio (AfD): 
Vielen Dank, Herr Präsident.  – Sehr geehrter Herr 

Bundesminister des Innern, Sie haben gerade ausgeführt, 
dass Deutschland die kleinste Liste sicherer Herkunfts-
staaten in Europa hat. Das wirft natürlich die Frage nach 
der Objektivität der Auswahl auf. Vor diesem Hinter-
grund möchte ich im Namen meiner Fraktion fragen: 
Wann gedenkt die Regierung, die Maghreb-Staaten in die 
Liste der sicheren Herkunftsstaaten aufzunehmen, soweit 
es in ihrer Verfügungsmacht steht? Solange es nicht dazu 
kommt, welche Maßnahmen sind dann ersatzweise zur 
Umsetzung einer beschleunigten Abschiebung von nicht 
bleibeberechtigten Personen aus diesen Herkunftsstaaten 
geplant, insbesondere vor dem Hintergrund der Frage, 
ob es sinnvoll ist, abzuschieben, solange die deutschen 
Grenzen de facto nicht wirklich geschlossen sind?

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Herr Abgeordneter Curio, Deutschland hat nicht die 
kürzeste Liste. Zum Beispiel hat Irland nur Südafrika als 
sicheres Herkunftsland eingestuft. Sie finden diese Liste 
auf den Seiten 37 und 38 des Berichts. Aber, wie gesagt, 
Deutschland gehört zu den Staaten mit einer kleineren 
Liste.

Die bisherige Bundesregierung war der Auffassung, 
dass die Maghreb-Staaten ebenfalls als sichere Her-
kunftsstaaten eingestuft werden sollten. Es gab einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf, den der Deutsche Bundes-
tag mit der alten politischen Mehrheit beschlossen hat. 
Der Bundesrat hat dem nicht zugestimmt. Deswegen ist 
dieser Gesetzentwurf jetzt der Diskontinuität anheimge-
fallen. Die Verhandlungen, die dazu vielleicht noch statt-
finden werden, werden das sicherlich zum Gegenstand 
haben. 

Die geschäftsführende Bundesregierung ist personen
identisch mit der bisherigen. Deswegen vermute ich, dass 
sich die politische Einschätzung dazu nicht geändert hat. 
Aber ich hielte es für klug, einen solchen Gesetzentwurf 
erst dann einzubringen, wenn sich dafür zumindest im 
Bundestag eine klare Mehrheit abzeichnet.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr.  – Die nächste Frage hat der Kollege 

Thomae von der FDP-Fraktion.

Stephan Thomae (FDP): 
Vielen Dank, Herr Präsident, und vielen Dank, Herr 

Minister, für den Bericht der Bundesregierung. Ich habe 
zwei Fragen.

Meine erste Frage. Bislang ist die Einstufung als si-
cheres Herkunftsland auch am Widerstand der Länder 
gescheitert. Welche Maßnahmen plant die Regierung und 
welche Strategien verfolgt die Bundesregierung, um im 
Bundesrat künftig die notwendige Mehrheit zu erhalten?

Meine zweite Frage. Die Einstufung als sicheres Her-
kunftsland stellt zunächst einmal nur eine Beweislastum-
kehr dar. Sie haben schon erläutert, dass die Möglichkeit 
bestehen soll, im Rahmen einer Anhörung darzulegen, 
dass eine Person individuell verfolgt wird. Ist das viel-
leicht nicht nur eine theoretische Möglichkeit, oder wel-
che Maßnahmen ergreifen Sie, um sicherzustellen, dass 
es für die Schutzsuchenden auch eine echte Chance ist, 
diese Beweisführung anzutreten?

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Zur ersten Frage. Das beste Argument für den Bundes-
rat, einem Gesetzentwurf des Bundestages zuzustimmen, 
ist ein überzeugender Gesetzentwurf. Dazu würde zum 
Beispiel gehören, wie es der baden-württembergische 
Ministerpräsident immer sagt, dass die abschließende 
Entscheidung über die politische Einschätzung eines 
Drittstaates vorrangig der Bundesregierung und nicht 
dem politischen Koordinatensystem in einem Bundesland 
überlassen werden sollte. Das wäre, glaube ich, schon ein 
sehr überzeugender Weg, eine Mehrheit im Bundesrat zu 
ermöglichen. Allerdings muss jetzt erst einmal ein neuer 
Gesetzentwurf, der das regelt, auf den Tisch.

Zur zweiten Frage. Sie sehen ja, dass die Anerken-
nungsquoten nicht bei null liegen, sondern schwanken. 
Sie schwanken auch quartalsweise; das ist diesem Be-
richt zu entnehmen. Es kommt durchaus vor, dass der 
Rechtsstaat so reagiert, dass ein Schutzstatus bejaht wird, 
wenn jemand glaubhaft versichern kann, dass in seinem 
Einzelfall eine politische Verfolgung vorliegt. Die Aner-
kennungsquote, die zwar sehr niedrig ist, die es aber gibt, 
zeigt, dass das Verfahren funktioniert. Trotzdem muss 
natürlich nicht das ganze Arsenal der langen Verfahren 
genutzt werden, wenn die Chancen sehr gering sind.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr.  – Die nächste Frage hat die Kollegin 

Jelpke, Fraktion Die Linke.

Ulla Jelpke (DIE LINKE): 
Danke, Herr Präsident.  – Herr Minister, auf eine 

schriftliche Frage im November letzten Jahres habe ich 
die Antwort bekommen, dass Sie im Wesentlichen die 
Lageberichte des Auswärtigen Amts bei einer erneuten 
Überprüfung der sicheren Herkunftsstaaten beigezogen 
haben. Ich würde gerne wissen: Warum sind keine NGOs 
einbezogen worden? Wenn das doch der Fall war: Wel-
che sind einbezogen worden? Sie wissen ja, dass auch 
das Bundesverfassungsgericht das vorgeschrieben hat.

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Frau Abgeordnete Jelpke, in dem Bericht ist überzeu-
gend dargelegt, wie die Bundesregierung die tatsächliche 
und die politische Lage in diesen Staaten einschätzt. Das 
fußt wesentlich auf den Lageberichten des Auswärtigen 
Amtes, die innerhalb der Bundesregierung aber abge-
stimmt werden, etwa auch mit dem BMZ, und auch die 
Integrationsbeauftragte war beteiligt. In die Lageberichte 
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des Auswärtigen Amtes fließen selbstverständlich auch 
NGO-Berichte aus diesen Staaten mit ein.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Die nächste Frage hat die Kollegin Polat von der Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen.

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Herr Minister, vor dem Hintergrund, dass 
die Bundesregierung selbst in einer Antwort auf eine 
Bundestagsanfrage bestätigt hat, dass in den Ländern 
Senegal und Ghana beispielsweise Schwule und Lesben 
strafrechtlich verfolgt werden oder das gesetzliche Ver-
bot der Genitalverstümmelung ebenso wenig durchge-
setzt wird wie das Verbot der Kinderversklavung – ich 
könnte noch weitere Punkte nennen  –, möchte ich Sie 
fragen: Welche Erkenntnisse hat der Evaluationsbericht 
bezüglich der Länder Senegal und Ghana? 

Man muss dazu wissen: Diese Länder sind bereits 
1993 als sicher eingestuft worden. Zu diesem Zeitpunkt 
war die sexuelle Orientierung noch kein Asylgrund. Wel-
che Erkenntnisse haben Sie hinsichtlich dieser Lage? Ich 
denke, sie ist sehr eindeutig.

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Frau Abgeordnete, in dem Bericht finden Sie die aus-
führliche Einschätzung der Lage. 

Zur sexuellen Orientierung will ich Ihnen aber ger-
ne Folgendes sagen: Gemäß dem Urteil des EuGH vom 
7. November 2013 ist das Unionsrecht dahin gehend aus-
zulegen, dass der bloße Umstand, dass solche sexuellen 
Handlungen unter Strafe gestellt sind, als solcher keine 
Verfolgungshandlung darstellt. Vielmehr muss insbeson-
dere die Praxis der staatlichen Behörden und Gerichte 
mitbetrachtet werden.

Die Rechtsvorschriften werden etwa in den 
Maghreb-Staaten in der Praxis weniger gegen Einzelper-
sonen als vielmehr zur Verhinderung der Gründung von 
Organisationen herangezogen, die sich für die Rechte 
dieses Personenkreises einsetzen. Das Thema wird im-
mer noch gesellschaftlich tabuisiert. Eine systematische 
Verfolgung homosexueller Personen findet in diesen 
Staaten nach Kenntnis der Bundesregierung nicht statt. 
Wenn das in Ghana und im Senegal anders ist, dann gibt 
es eben auch die Möglichkeit, den Schutzstatus zu be-
kommen – aber nur in diesen Einzelfällen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke. – Die Frau Kollegin Lindholz, CDU/CSU, hat 

jetzt die nächste Frage.

Andrea Lindholz (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Minister, zunächst einmal vielen 

Dank für Ihren Bericht. Ich habe zwei Fragen.

Erste Frage. Sie haben vorhin ausgeführt, dass die 
europäischen Länder unterschiedliche Listen mit einer 
unterschiedlichen Anzahl von sicheren Herkunftsstaaten 

angefertigt haben. Wäre es nicht sinnvoll, eine gemeinsa-
me europäische Liste zu haben? Würden Sie diesen Vor-
schlag unterstützen, und wie ist hier auch die Diskussion 
auf EU-Ebene?

Eine zweite Frage. Sie haben gerade dargelegt, dass 
schutzbedürftige Menschen nach der Einzelfallprüfung 
einen Schutzanspruch bekommen können. Es ergibt 
sich auch aus der Zusammenfassung des Berichts: Die 
Schutzquote hat sich nicht verändert. – Wir diskutieren 
nach wie vor über die Einstufung von Algerien, Marokko 
und Tunesien als sichere Herkunftsländer. Wäre es da, 
um in der Zukunft ständige Diskussionen zu vermeiden, 
in Hinblick auf Deutschland nicht sinnvoll, eine Art Au-
tomatismus einzuführen? Wenn ja, welchen Vorschlag 
hätten Sie hier für uns?

Danke schön. 

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Frau Abgeordnete Lindholz, zur ersten Frage. In der 
Tat ist in den Verhandlungen zum gemeinsamen euro-
päischen Asylsystem die Frage einer europäischen Lis-
te Gesprächsgegenstand. Die Kommission hatte vor-
geschlagen, dass solche Listen auf europäischer Ebene 
eingeführt werden, sie dann fünf Jahre parallel gelten und 
danach die nationalen Listen ihre Gültigkeit verlieren 
und nur noch die europäische Regelung gilt. 

Das hat, jedenfalls auf Ratsebene, keine Mehrheit 
unter den Mitgliedstaaten gefunden, auch weil es in be-
stimmten Staaten eben traditionelle Bindungen, etwa 
nach Afrika, gibt: Frankreich zu bestimmten Staaten, die 
Niederlande zu bestimmten Staaten, auch Portugal zu be-
stimmten Staaten. Diese sagen: Wir werden uns von Eu-
ropa nicht vorschreiben lassen, wie wir den Status dieser 
Länder einschätzen. – Somit geht der bisherige Vorschlag 
der Präsidentschaft aus Estland dahin, dass die Listen ne-
beneinander bestehen. Wie das dann zum Schluss ver-
handelt wird, wird man sehen. 

Zur zweiten Frage. Es gibt in der Tat in der politischen 
Debatte einen Vorschlag, der dahin geht, zu sagen: Im-
mer dann, wenn eine Gesamtschutzquote einen bestimm-
ten Wert nicht erreicht –

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt muss ich wohl eingreifen. 

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

– ja –, meinetwegen 5 oder 10 Prozent, dann muss ein 
Gesetz gemacht werden, mit dem die Einstufung festge-
legt wird. Aber – –

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. 

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Ja, gut. 

Bundesminister Dr. Thomas de Maizière
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Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt hat die nächste Frage der Kollege Herrmann von 

der AfD-Fraktion.

Lars Herrmann (AfD): 

Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrter Herr Mi-
nister, Tunesien ist ein Urlaubsland. Es steht nicht auf der 
Liste der sicheren Herkunftsländer. Die Anerkennungs-
quote von Asylanträgen tunesischer Staatsangehöriger 
liegt zwischen 0,2 Prozent und 0,3 Prozent. 

Daher meine Frage: Halten Sie die aktuelle Abschie-
bepraxis, dass nämlich ein komplettes Flugzeug für 25 
Tunesier angemietet wird, vor dem Hintergrund offener 
Grenzen und der Tatsache für effektiv, dass die abge-
schobenen Asylbewerber innerhalb kürzester Zeit wieder 
nach Deutschland zurückkehren und erneut ins Asylver-
fahren eintauchen? In der Gesamtbetrachtung der Um-
stände frage ich Sie: Wann genau wollen Sie denn mit 
den Abschiebungen fertig werden?

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Herr Abgeordneter, Tunesien ist bisher das einzige 
Land der drei Maghreb-Staaten, das Charterflüge über-
haupt akzeptiert. Marokko und Algerien lehnen Char-
terflüge für die Rückführung ab. Deswegen ist die Be-
reitschaft Tunesiens, Charterflüge für bis zu 25 Personen 
durchzuführen, ein Fortschritt. Das ist zu begrüßen.

Zweitens. Die Betroffenen bekommen natürlich mit 
der Ausreise eine Wiedereinreisesperre. Wenn sie dann 
wieder hier einreisen, halten sie sich hier illegal auf, was 
auch Auswirkungen auf das Asylverfahren hat. Dass wir 
weiterhin über die Beschleunigung der Asylverfahren 
sprechen, ist klar. Heute Abend kommt mein algerischer 
Kollege zu Besuch. Dann werde ich mit ihm dieses The-
ma weiter erörtern.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Nächste Frage: der Kollege Straetmanns, 

Fraktion Die Linke.

Friedrich Straetmanns (DIE LINKE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Mi-
nister! Folgende Frage bitte ich zu beantworten: Kann 
die Bundesregierung bestätigen, dass sie sich bei der 
Überprüfung ausschließlich oder überwiegend auf Ein-
schätzungen des Auswärtigen Amtes gestützt hat? 

Dazu gehört im Grunde die Frage: Inwieweit ist die 
Überprüfung nach § 29a Absatz 2a Asylgesetz vor die-
sem Hintergrund eine bloße Pro-forma-Prüfung mit ei-
nem bereits vorab feststehenden Ergebnis? Dazu interes-
siert mich insbesondere, ob es auch Rücksprachen und 
Konsultationen mit dem UNHCR oder mit Menschen-
rechtsorganisationen gegeben hat. 

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Herr Abgeordneter, ich habe Ihre Frage mit der Be-
antwortung der Frage der Abgeordneten Jelpke schon 
beantwortet. 

(Friedrich Straetmanns [DIE LINKE]: Nicht 
ganz!)

Auch NGO-Berichte, Gespräche und Berichte aus den 
Botschaften, deren Vertreter wiederum Gespräche mit 
Oppositionellen und Vertretern vor Ort geführt haben, er-
geben zusammengesetzt einen Lagebericht des Auswärti-
gen Amts. Ich finde, die Sachkunde unseres Auswärtigen 
Amts nach Einbeziehung aller möglichen Gesprächspart-
ner ist sehr hoch einzuschätzen. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Die nächste Frage hat der Kollege Leh-

mann von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Sven Lehmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Minister! Vielen Dank für Ihren Be-

richt. Ich würde gerne eine Frage zu dem stellen, was Sie 
nicht berichtet haben, nämlich zum Ansinnen der Bun-
desregierung, die Einstufung als sichere Herkunftsländer 
auf Marokko, Tunesien und Algerien auszuweiten – ein 
Gesetz, das vom Bundesrat abgelehnt worden ist. 

Es gibt neueste Äußerungen zum Beispiel des Men-
schenrechtsministers – ich betone: des Menschenrechts-
ministers – in Marokko, Mustapha Ramid, der zu einem 
Journalisten Folgendes gesagt hat – ich zitiere –:

Hören Sie, wir sind in Marokko. Hören Sie auf, über 
Homosexuelle zu sprechen! Wenn wir weiter darü-
ber sprechen, geben wir diesen Leuten einen Wert. 
Sie sind Müll. 

Es gibt zig Äußerungen, die sich auch auf Frauen, auf 
kritische Oppositionelle, auf Journalistinnen und Journa-
listen beziehen. 

Ich möchte Sie angesichts dieser Menschenrechtsla-
ge in diesen Ländern fragen, ob Sie allen Ernstes daran 
festhalten, diese Länder als sichere Herkunftsländer zu 
deklarieren, und falls das der Fall ist, möchte ich Sie bit-
ten, zu beantworten, was Sie Homosexuellen, die einen 
Antrag beim BAMF stellen, raten, um ihre Homosexua-
lität nachzuweisen, nachdem sie aus Ländern fliehen, in 
denen das teilweise unter Todesstrafe steht. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke.

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Zunächst möchte ich Sie, Herr Abgeordneter, nur 
leicht korrigieren. Der Bundesrat hat das Gesetz nicht ab-
gelehnt, sondern er hat ihm nicht zugestimmt. Das ist ein 
erheblicher Unterschied. Wenn man gezählt hätte, ob es 
dafür eine Mehrheit gegeben hätte, dann wäre die Sache 
vielleicht ein bisschen anders. Aber das Grundgesetz ver-
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langt eine förmliche Zustimmung des Bundesrates; diese 
ist nicht zustande gekommen. 

Nun könnte ich zu Ihrer Frage als persönliche Mei-
nung sehr viel sagen. Meine persönliche Meinung ist, 
glaube ich, in der Öffentlichkeit auch bekannt. Aber ich 
stehe hier für die geschäftsführende Bundesregierung, 
und die geschäftsführende Bundesregierung hat sich 
noch keine abschließende Meinung darüber gebildet, ob 
ein solcher neuer Gesetzentwurf eingebracht werden soll. 
Deswegen kann ich meine persönliche Meinung nicht 
mit einer nicht stattgefundenen Abstimmung innerhalb 
der Bundesregierung gleichsetzen. 

Da aber, wie gesagt, die Personen und auch die Partei-
zugehörigkeit identisch sind, vermute ich, es würde das 
gleiche Ergebnis herauskommen, dass wir erneut einen 
solchen Gesetzentwurf einbringen würden, wenn wir 
eine Konsultation beginnen würden. 

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Doppel-
ter Konjunktiv!)

– Ja, Konjunktiv.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr.  – Die nächste Frage hat der Kollege 

Frieser von der CDU/CSU-Fraktion.

Michael Frieser (CDU/CSU): 
Vielen Dank, Herr Präsident.  – Herr Minister, Sie 

haben bereits den europäischen Kontext erwähnt. Das 
ist eine ganz wesentliche Diskussion – die man in den 
betreffenden sicheren Herkunftsstaaten auch nachvoll-
zieht –, um – in der Kurzfassung – den Pull-Faktor zu 
vermeiden und den Menschen dort die Nachricht zu 
übermitteln, sich nicht auf diesen lebensgefährdenden, 
unsicheren Weg zu machen, wenn es tatsächlich wenig 
Aussicht auf Erfolg gibt. 

Wenn schon über die Anzahl der sicheren Herkunfts-
staaten auf den europäischen Listen keine Einigkeit be-
steht: Ist man sich denn hinsichtlich der Rechtsfolgen 
im eigenen Land – Sie haben die Rechtsfolgen genannt, 
wie eine Verkürzung des Verfahrens – einigermaßen ei-
nig, dass es zu einer Harmonisierung auf Europaebene 
kommt? Denn auch das hat bezüglich der  – in Anfüh-
rungszeichen – „Werbewirksamkeit“ in den betreffenden 
Staaten eine ganz wesentliche Wirkung. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr, Herr Kollege.

Michael Frieser (CDU/CSU): 
Haben Sie das Gefühl, dass diese Nachricht dort bei 

den betroffenen Menschen, die sich mit ihrer nicht erfüll-
baren Sehnsucht und ihren Wünschen auf den Weg nach 
Europa begeben wollen, tatsächlich ankommt? 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke.

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Das gemeinsame europäische Asylsystem, Herr Ab-
geordneter Frieser, besteht aus vielen Richtlinien und 
Verordnungen: Qualifikationsverordnung, Aufenthalts-
richtlinie, Verfahrensrichtlinien. All das, was Sie anspre-
chen, spielt dabei eine Rolle: Darf gearbeitet werden, 
wenn man hier ist? Gibt es abgesenkte Leistungen, ja 
oder nein? Gibt es eine Wohnpflicht, ja oder nein? Gibt 
es erleichterte Abschiebungsbedingungen? Und vieles 
andere mehr. 

Es gibt Fortschritte für eine Vereinheitlichung in der 
Europäischen Union, diese Fragen so zu regeln, dass es 
auch nicht zu einer Sekundärmigration kommt. Es ist für 
uns in Deutschland immer ein sehr wichtiger Punkt, dass 
dann, wenn es in einem Land eine Entscheidung gibt oder 
eine Entscheidung möglicherweise in eine bestimmte 
Richtung geht, der betreffende Asylbewerber nicht sagt: 
Dann gehe ich in ein anderes Land und probiere es dort 
noch einmal. 

Deswegen haben wir ein Interesse an einer solchen 
Vereinheitlichung. Ergebnisse gibt es noch nicht, weil 
wir bisher verhandelt haben, dass alle diese Regelungen 
im Paket so bleiben, dass wir am Ende ein gemeinsames 
Asylpaket und nicht Einzelregelungen haben. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Die nächste Frage hat die Kollegin von 

Storch von der AfD-Fraktion.

Beatrix von Storch (AfD): 
Sehr geehrter Herr Minister! Seit Mitte September 

2015 werden wieder Grenzkontrollen durchgeführt. Sie 
haben das in Ihrer Pressekonferenz am 13.  September 
2017 erklärt. Damit ist § 18 Absatz 2 Satz 1 des Asylge-
setzes wieder anwendbar. Darin heißt es: Dem Ausländer, 
der um Asyl nachsucht, „ist die Einreise zu verweigern, 
wenn er aus einem sicheren Drittstaat … einreist“.

Deswegen lautet meine Frage: Auf welcher Rechts-
grundlage reisen die Menschen aus sicheren Drittstaaten 
seit der Einführung der Grenzkontrollen weiter bei uns 
ein? Welche Rechtsgrundlage nehmen sie in Anspruch?

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Herr Präsident, darf ich die Frage beantworten? Sie 
betrifft nicht unmittelbar die sicheren Herkunftsstaaten.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Na, ach Gott, ja.

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Ich frage ja nur.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Ich würde Sie darum bitten, Herr Minister.

Bundesminister Dr. Thomas de Maizière
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Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Gut. – Die Frage überrascht mich jetzt auch nicht to-
tal. Ich wollte es nur klären wegen der Regeln in der Re-
gierungsbefragung.

Frau Abgeordnete von Storch, die Entscheidung habe 
ich getroffen; das habe ich auch der Öffentlichkeit mit-
geteilt. Ich bin der dafür zuständige Minister. Die Be-
stimmungen des Asylgesetzes, auf die Sie abstellen, sind 
durch europäisches Recht überlagert. Dazu gehört zum 
Beispiel die Feststellung, welcher Staat zuständig ist. 
Dazu gehört auch die Frage, ob Deutschland zuständig 
ist. All das könnte – wieder irreal – zum Beispiel in Tran-
sitzentren geklärt werden. Solange das nicht der Fall ist, 
ist jedenfalls im Regelfall das europäische Recht vorran-
gig gegenüber den Bestimmungen, die Sie genannt ha-
ben.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Ich würde, liebe Kolleginnen und Kol-

legen, jetzt noch eine Frage der Kollegin Scheer von der 
SPD-Fraktion zulassen und Sie bitten, dass wir dann im 
Einvernehmen die Regierungsbefragung beenden; denn 
die Zeit, die wir jetzt zu viel in Anspruch nehmen, geht 
von der Zeit für die Fragestunde ab. Für die haben wir in 
dieser Woche aber auch nur 45 Minuten vorgesehen, und 
das bei 55 eingebrachten Fragen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zur Kabinettssitzung können wir doch 
auch noch fragen!)

–  Fragen zu anderen Geschäftsbereichen sind erlaubt. 
Dann müssten wir die Fragestunde aber weiter verkür-
zen.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Eine Runde we-
nigstens!)

– Na gut, dann machen wir mit der Befragung der Bun-
desregierung noch weiter; aber wir sind noch nicht bei 
anderen Geschäftsbereichen. Wir sind immer noch bei 
Fragen zum einleitenden Bericht des Bundesministers. 
Die Fraktion Bündnis  90/Die Grünen hat gesagt, sie 
möchte gern noch zu anderen Geschäftsbereichen fragen.

Mit der Frage der Kollegin Scheer schließen wir den 
Bereich der Fragen zum Bericht des Bundesministers; 
danach lasse ich Fragen zu anderen Geschäftsbereichen 
zu. Wir schauen einmal, wie lange wir brauchen, und 
überlegen, was wir mit der Fragestunde machen. – Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch.

Frau Kollegin Scheer.

Dr. Nina Scheer (SPD): 
Sehr geehrter Herr Minister, meine Frage lautet wie 

folgt: Liegen Erkenntnisse über den Verbleib, aber auch 
über das Ergehen der Menschen vor, die aus Deutschland 
in die betreffenden Staaten abgeschoben wurden? Ich 
meine sowohl den Aufenthaltsort als auch die Befindlich-
keit dieser Personen.

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Zum Teil wird es solche Berichte geben. Sie werden 
nicht systematisch erstellt. Ich kann auch keine Fürsor-
gepflicht der Bundesrepublik Deutschland für ausreise-
pflichtige Ausländer, die abgeschoben werden, erkennen. 
Ich sehe keine Pflicht, dauerhaft zu klären, wie es ihnen 
im Herkunftsland geht. Deswegen gibt es darüber keine 
systematische Berichterstattung. In Einzelfällen, wenn 
es dazu Klagen gab, haben wir auch reagiert. Aber ge-
nerell kann ich darüber keine statistische oder sonstige 
Auskunft geben.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Dann kommen wir zu Fragen zu ande-

ren Gegenständen der Kabinettssitzung. Bei mir wurden 
drei Fragen angemeldet. 

Zunächst hat das Wort der Kollege Arno Klare von der 
SPD-Fraktion.

Arno Klare (SPD): 

Vielen Dank für die Möglichkeit, eine Frage zu stel-
len. – Der zweite Dieselgipfel hat stattgefunden. Anläss-
lich dieses zweiten Dieselgipfels ist die Aussage disku-
tiert worden, dass es im Rahmen der Förderprogramme, 
die dort beschlossen worden sind, spezielle Regelungen 
insbesondere für finanzschwache Kommunen geben soll. 
Die Kommunen, vor allen Dingen die finanzschwachen 
Kommunen, haben sich beschwert, weil sie sich eine Ko-
finanzierung schlechterdings nicht leisten können. Ich 
habe jetzt alles durchgesehen, was ich da finden konnte, 
was die Förderrichtlinien angeht; ich habe aber nichts zu 
diesen speziellen Regelungen entdecken können. Ich bit-
te jetzt einmal um Aufklärung darüber, worin diese spe-
ziellen Regelungen denn bestehen.

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Herr Abgeordneter, zunächst kann ich Ihnen sagen, 
dass das Thema Diesel weder auf der ordentlichen Ta-
gesordnung stand noch zu den Tagesordnungspunkten 
gehörte, die wir ohne weitere Beratung behandelt haben. 
Deswegen war es heute nicht Gesprächsgegenstand.

Ich selbst war bei dem Dieselgipfel nicht dabei. Herr 
Präsident, wenn ich es richtig sehe, antwortet hier der 
Minister, nicht ein Parlamentarischer Staatssekretär; des-
wegen kann ich die Frage nicht weitergeben. Sie wird 
sicher schriftlich beantwortet.

Ich will Ihnen als Verfassungsminister nur sagen, dass 
die Möglichkeit, finanzschwache Kommunen durch den 
Bund speziell zu fördern, begrenzt ist, weil die Kommu-
nen keine staatliche Ebene sind. Es gibt eine Pflicht der 
Länderebene, hier für einen Ausgleich zu sorgen. Wir ha-
ben davon einmal eine Ausnahme gemacht. Sie erinnern 
sich an die Förderung im Bildungsbereich. Aber so ein-
fach wird das nicht sein. 
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Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Der Kollege Thomae von der FDP hat 

die nächste Frage. – Nicht? – Aufmerksamkeit hilft.

Stephan Thomae (FDP): 
Ich bitte um Entschuldigung; ich hatte eben noch eine 

Zwischenfrage zu beantworten.  – Vielen Dank für die 
Worterteilung.

Herr Minister, ich habe noch eine Frage. Der Präsident 
der neugegründeten Behörde ZITIS hat sich für soge-
nannte Hackbacks ausgesprochen, also das Erwidern von 
Cyberangriffen mit Cyberangriffen. Dazu ist unsere Fra-
ge, wie in diesem Fall sichergestellt werden kann, dass 
nicht versehentlich als Quelle eines solchen Angriffs eine 
Einrichtung wie eine Klinik, ein Krankenhaus getroffen 
wird. Es ist ja in solchen Fällen immer sehr schwierig, 
zu identifizieren, woher der Angriff genau kommt. Was 
wir vermeiden wollen, ist eine Art Cyber-Kunduz, also 
ein versehentliches Treffen einer zivilen Einrichtung bei 
dem Versuch, die Quelle eines Cyberangriffs auszuschal-
ten. Ist es nicht besser, die bestmögliche Verteidigung zu 
fahren, statt einen Gegenangriff zu starten?

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Herr Abgeordneter Thomae, auch das stand heute 
nicht auf der Tagesordnung. Aber wir haben in anderem 
Zusammenhang auch persönlich über diese Frage disku-
tiert.

Zur Sache selbst: Verteidigung ist natürlich die beste 
Verteidigung; klar. Wenn aber die Angriffe an anderen 
Stellen fortdauern und dort Wirkung haben, etwa das 
Stromsystem der Bundesrepublik Deutschland lahm-
gelegt werden könnte, dann halte ich es mindestens für 
berechtigt, die Frage zu diskutieren, ob der Staat, wer 
immer das dann ist – Länder, Bund, welche Behörde –, 
nicht einen solchen Angriff vor Ort verhindern kann, 
damit es nicht zu großen Schäden kommt. Das ist eine 
rechtlich-technisch sehr schwierige Frage. Die alte Bun-
desregierung hat diese Entscheidung der neuen Bundes-
regierung überlassen. Die geschäftsführende Bundesre-
gierung wird eine Frage von so großer Bedeutung sicher 
nicht entscheiden. Die Frage wird aber von der neuen 
Bundesregierung sehr schnell zu beantworten sein.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke. – Letzte Frage zu Themenbereichen der heuti-

gen Kabinettssitzung hat die Frau Kollegin Haßelmann, 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Minister, meine 

Frage zielt auf die Geschäftsordnung der Bundesregie-
rung ab. Da würde mich interessieren, wie Sie innerhalb 
der Bundesregierung damit umgehen, wenn einzelne Mi-
nister wie etwa Minister Christian Schmidt gegen die Ge-
schäftsordnung der Bundesregierung verstoßen und das 
ohne Folgen bleibt. Haben Sie innerhalb des Kabinetts 
darüber diskutiert, und werden Sie als Kabinett dazu 
Empfehlungen abgeben, oder läuft das jetzt nach dem 

Motto „Ist die Katze aus dem Haus, tanzen die Mäuse 
auf dem Tisch“?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Frau Abgeordnete Haßelmann, auch das haben wir 
heute naturgemäß nicht diskutiert.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Warum eigentlich nicht?)

– Wir haben das nicht diskutiert. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Es waren doch keine Mäuse. 

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Herr Schäuble, möchten Sie antworten? Er hat 
bestimmt eine Meinung dazu!)

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Der Präsident des Bundestages war in der Kabinetts-
sitzung auch nicht anwesend, nach vielen Jahren. 

Wir haben darüber nicht diskutiert. Die Geschäfts-
ordnung gilt. In der Geschäftsordnung steht, dass das 
Abstimmungsverhalten bei solchen Entscheidungen in 
Brüssel nach gemeinsam abgestimmter Haltung der Bun-
desregierung erfolgt. Die Bundeskanzlerin hat mitgeteilt, 
dass sich ein solcher Vorfall nicht wiederholen darf und 
wird.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke. – Jetzt gibt es noch drei sonstige Fragen an die 

Bundesregierung. Die erste hat der Kollege Buschmann 
von der FDP-Fraktion.

Dr. Marco Buschmann (FDP): 
Herr Präsident, meine beiden Fragen beziehen sich 

auf die Arbeitsweisen der Bundesregierung, die noch ge-
schäftsführend im Amt ist.

Die erste Frage: Welches sind nach Ansicht der Bun-
desregierung die vordringlichsten Dossiers, die ein 
Zuwarten auf eine regulär gebildete Bundesregierung 
unmöglich erscheinen lassen? Also: Wo muss die Bun-
desregierung handeln?

Zweitens. Es entspricht gängiger Staatspraxis, dass 
eine geschäftsführende Bundesregierung nichts tut, was 
eine spätere, regulär gebildete Bundesregierung nicht 
wieder revidieren könnte. Nun haben wir die außerge-
wöhnliche Situation, dass sich derzeit die gleichen Part-
ner in Vorgesprächen befinden, die auch die geschäfts-
führende Bundesregierung stellen. Könnte das ein Grund 
dafür sein, dass die geschäftsführende Bundesregierung 
gedenkt, von dieser Staatspraxis abzuweichen?
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Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Herr Abgeordneter Buschmann, nein. Die geschäfts-
führende Bundesregierung ist nach unserem Grundge-
setz ausgestattet mit allen Rechten und Pflichten. Aber es 
entspricht geübter Staatspraxis – das wird die Bundesre-
gierung auch so handhaben –, Entscheidungen, die eine 
neue Bundesregierung weitreichend binden, zu unter-
lassen. So werden zum Beispiel keine herausgehobenen 
Personalentscheidungen getroffen und wird bei interna-
tionalen Verhandlungen eine gewisse Zurückhaltung an 
den Tag gelegt. Deshalb sollte dieser Zustand – das sage 
ich in Klammern – nicht allzu lange anhalten. Die Bun-
desregierung wird sich selbstverständlich entsprechend 
der geübten Staatspraxis weiterhin so verhalten. 

Darüber hinaus gibt es eine Usance, dass man sich 
während Sondierungen sondierungsfreundlich verhält. 
Das haben wir gegenüber den Grünen und der FDP ge-
macht, und das wird auch bei den Sozialdemokraten so 
sein. Was das genau heißt, ist auszuloten. Sie müssen je-
denfalls keine Sorge haben, dass die Bundesregierung ihr 
verfassungsmäßig gebotenes kluges Verhalten aufgibt.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Der nächste Fragesteller ist Kai Gehring, 

Bündnis 90/Die Grünen.

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. – Schade, dass Sie die Frage von Frau 

Haßelmann gar nicht beantwortet haben. Aber ich möchte 
für die Grünen im Bundestag Sie oder ein anderes Kabi-
nettsmitglied nach dem BAföG-Bericht fragen, der heute 
auch Thema im Kabinett gewesen sein soll. Das wurde 
im Übrigen allerhöchste Zeit; denn die Bundesregierung 
ist gesetzlich verpflichtet, 2017 einen solchen Bericht 
vorzulegen. Sie haben seine Veröffentlichung über meh-
rere Monate verzögert und sich ohnehin einen um ein 
Jahr längeren Berichtszeitraum gegönnt. Das BAföG war 
einmal Bildungsgerechtigkeitsgesetz Nummer eins. Aber 
nur noch 18 Prozent der Studierenden profitieren davon 
derzeit. Deshalb möchte ich Sie gerne fragen: Haben Sie 
die Ziele erreicht, die Sie den Studierenden im Land mit 
der 25. BAföG-Novelle versprochen haben, und welche 
Konsequenzen ziehen Sie als geschäftsführende Bundes-
regierung aus dem BAföG-Bericht?

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr.

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Herr Abgeordneter, in der Tat hat die Bundesregierung 
den BAföG-Bericht verabschiedet. Er ist so gut, dass er 
all die Fragen, die Sie gestellt haben, beantwortet.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wann übermitteln Sie ihn denn dann? – Ge-
genruf des Abg. Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: So schnell wie möglich!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr.  – Die nächste Frage stellt der Kollege 

Graf Lambsdorff, FDP.

Alexander Graf Lambsdorff (FDP): 
Herr Präsident! Herr Minister, die Lage in Nordost-

asien ist hochgradig angespannt. Die amerikanische 
Regierung macht Druck auf andere Länder mit dem 
Ziel, Botschafter und anderes diplomatisches Personal 
aus Pjöngjang abzuziehen. Dieser Druck ist auch auf 
Deutschland ausgeübt worden. Die Bundesregierung hat 
sich dazu ablehnend geäußert, hat aber begonnen, das 
Personal in der Botschaft in Pjöngjang zu reduzieren. 
Meine Frage lautet: Gibt es hierzu Abstimmungen mit 
den europäischen Partnern? Wie verhält sich der Abzug 
des Personals zu den ablehnenden Äußerungen? Plant 
die Bundesregierung, weiteres Personal aus unserer Bot-
schaft in Pjöngjang abzuziehen?

Dr.  Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern: 

Herr Abgeordneter Graf Lambsdorff, Staatsminister 
Roth flüstert mir gerade zu, dass wir uns dazu in Abstim-
mung  – auch mit anderen europäischen Staaten  – be-
finden. Genaueres kann ich Ihnen aus dem Stand nicht 
sagen. Wenn Sie und der Präsident einverstanden sind, 
würden wir das gerne kurzfristig schriftlich beantworten. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Dann sind wir am Ende der Regierungs-

befragung. Ich bedanke mich beim Bundesinnenminister.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Das 
hat er gut gemacht!)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 11 auf:

Fragestunde 

Drucksache 19/188

Ich habe darauf schon hingewiesen, will das aber 
wiederholen: Für die Fragestunde sind – das ist in dieser 
atypischen Sitzungswoche die einzige Fragestunde – nur 
45 Minuten vorgesehen, von denen wir jetzt schon zehn 
Minuten verbraucht haben. 

Ich will eine kurze Erläuterung zur Redezeit geben. In 
Fragestunden hat sich bewährt, für die erste Antwort zwei 
Minuten zur Verfügung zu stellen und für die folgenden 
Fragen und Antworten jeweils eine Minute. Für die Kol-
leginnen und Kollegen, die vorhin noch nicht anwesend 
waren, beschreibe ich noch einmal die Signalgebung. 
Die Signalisierung der ablaufenden Redezeit erfolgt op-
tisch. Die Uhren oberhalb der Hammelsprungtüren sowie 
rechts und links von mir zeigen jeweils die verbleibende 
Restredezeit in Sekunden an. Zusätzlich gibt es ein Licht-
signal, das zunächst grün leuchtet. Die letzten 30 Sekun-
den werden durch gelbes Licht angezeigt. Nach Ablauf 
der Redezeit beginnt es, rot zu blinken, und dann ist die 
Redezeit auch zu Ende. Da kommt dann auch nicht mehr 
viel, sonst schaffen wir es nicht.
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Die Fragestunde verläuft in der üblichen Reihenfolge.

Wir kommen zum Geschäftsbereich der Bundeskanz-
lerin und des Bundeskanzleramtes.

Die Frage  1 der Kollegin Dağdelen wird schriftlich 
beantwortet.

Wir kommen zur Frage 2 des Kollegen Hahn von der 
Fraktion Die Linke:

Seit wann ist der Bundesregierung die Kritik der Mitglie-
der des Unabhängigen Gremiums bekannt, dass das Bundes-
kanzleramt und der Bundesnachrichtendienst deren Aufgabe – 
die Überprüfung der strategischen Fernmeldeaufklärung des 
BND – systematisch behindern (siehe diverse Medienberichte 
vom 7. Dezember 2017, unter anderem ARD, NDR und „Süd-
deutsche Zeitung“), und welche Gründe gibt es aus Sicht der 
Bundesregierung für dieses Fazit der in diesem Gremium täti-
gen hochrangigen Juristen?

Zur Beantwortung steht der Staatssekretär im Bundes-
kanzleramt, Klaus-Dieter Fritsche, zur Verfügung.

Klaus-Dieter Fritsche, Staatssekretär im Bundes-
kanzleramt: 

Herr Präsident, vielen Dank.  – Herr Abgeordneter, 
Ihre Frage beantworte ich wie folgt: 

Der zitierte Bericht des Unabhängigen Gremiums soll 
nach §  16 Absatz  6 des Bundesnachrichtendienstgeset-
zes das Parlamentarische Kontrollgremium über die Tä-
tigkeit des Unabhängigen Gremiums unterrichten. Diese 
Unterrichtung erfolgt aufgrund der besonderen Sensibili-
tät dieses nachrichtendienstlichen Arbeitsspektrums mit 
der Verschlusssacheneinstufung Geheim. Die Bundes-
regierung ist nicht Ersteller dieses Geheim eingestuften 
Berichts. Die Bundesregierung äußert sich daher außer-
halb der gesetzlich vorgesehenen Erörterung des Berichts 
im Parlamentarischen Kontrollgremium grundsätzlich 
nicht zu Aspekten des Berichts bzw. darf Fragen zu dem 
Bericht, sofern durch die Äußerungen bzw. Antworten 
Rückschlüsse auf Einzelheiten und Inhalte des Berichts 
gezogen werden könnten, nicht öffentlich beantworten. 
Der Bundesregierung wurde der Bericht vom Sekretariat 
des Parlamentarischen Kontrollgremiums am 1. Dezem-
ber 2017 übersandt. Im Übrigen kann die Bundesregie-
rung grundsätzlich nicht über die Gründe, die andere 
Gremien zu ihren Schlussfolgerungen veranlasst haben, 
spekulieren. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Herr Kollege Hahn.

Dr. André Hahn (DIE LINKE): 
Vielen Dank, Herr Präsident. – Ich nehme Bezug auf 

Medienberichte, Herr Staatssekretär. Der Bericht ist lei-
der Geheim eingestuft, sodass ich daraus nicht zitieren 
kann. Aber es geht um sehr schwerwiegende Vorwürfe. 
Wenn vom Unabhängigen Gremium de facto die Arbeit 
unmöglich gemacht wird, wenn also die Einschätzung 
getroffen wird, man kann seinen gesetzlichen Auftrag 
nicht erfüllen und den BND nicht wirkungsvoll kon-
trollieren, dann stellt sich natürlich die Frage: Welche 
rechtlichen Möglichkeiten hat denn das Unabhängige 
Gremium überhaupt, seinen von diesem Parlament be-

schlossenen Auftrag auch durchzusetzen? Was können 
die Mitglieder tun, damit die Bundesregierung und der 
Bundesnachrichtendienst ihnen die notwendige Einsicht 
in Unterlagen und Akten ermöglichen?

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Staatssekretär.

Klaus-Dieter Fritsche, Staatssekretär im Bundes-
kanzleramt: 

Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Abgeordneter, es 
ist richtig, dass dies in den Medien zitiert wurde. Ich be-
dauere zunächst einmal ausdrücklich, dass Geheim ein-
gestufte Berichte, bevor sie der Bundesregierung vorlie-
gen, in den Medien zur Verfügung stehen. Das kann die 
im beiderseitigen Interesse gedeihliche Zusammenarbeit 
mit dem Parlamentarischen Kontrollgremium und der 
Bundesregierung allerdings nur belasten.

Zu Ihrer zweiten Frage – ohne auf die geheimen Inhal-
te einzugehen –: Natürlich ist es Aufgabe des Unabhängi-
gen Gremiums – das hat der Gesetzgeber so bestimmt –, 
halbjährlich einen Bericht an das Parlamentarische Kon-
trollgremium abzugeben. Dort wird dann über die Maß-
nahmen, die notwendig sein sollten, berichtet und ent-
schieden.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke. – Herr Kollege Hahn.

Dr. André Hahn (DIE LINKE): 
Die Frage nach den rechtlichen Möglichkeiten des 

Unabhängigen Gremiums, seinen Anspruch durchzuset-
zen, ist nicht beantwortet worden. Dann möchte ich gern 
noch wissen: Wer hat entschieden, dem Unabhängigen 
Gremium Einsicht in Unterlagen zur Kontrolle des Bun-
desnachrichtendienstes zu verwehren?

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Staatssekretär.

Klaus-Dieter Fritsche, Staatssekretär im Bundes-
kanzleramt: 

Herr Abgeordneter, auch das ist eine Diskussion, die 
aufgrund der Einstufung nach der VSA in dem Geheim 
tagenden Parlamentarischen Kontrollgremium zu führen 
ist. Ich bedaure, dass Sie diese Frage stellen, da Sie doch 
Mitglied dieses Gremiums sind und die Usancen inso-
weit kennen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke. – Weitere Fragen gibt es zur Frage 2 nicht.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Doch!)

– Doch?

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich habe mich ganz brav gemel-
det!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble
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– Herr von Notz, wie soll ich das sehen?

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir hatten uns beim Schriftführer ge-
meldet!  – Dr.  Konstantin von Notz [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie sollten mit Ihren 
Schriftführern da oben kommunizieren!)

– Wie auch immer. Sie haben jedenfalls eine Frage. Bitte 
sehr.

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Präsident, vielen Dank.  – Herr Staatssekretär, 
empfinden Sie, ohne dass wir hier jetzt über geheime Din-
ge öffentlich reden müssten, es nicht als maximale Pein-
lichkeit für die Bundesregierung, aber auch für die Große 
Koalition, dass Ihnen jetzt nach den ganzen Geschichten 
um Snowden und dem Bruch mit der G 10-Kommissi-
on dieses Gremium, das Sie neu geschaffen haben, sagt: 
„Der BND ist nicht kontrollierbar“? Ist das nicht einfach 
objektiv politisch – darüber werden wir hier wohl reden 
dürfen – eine maximale Peinlichkeit? 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Staatssekretär.

Klaus-Dieter Fritsche, Staatssekretär im Bundes-
kanzleramt: 

Herr Abgeordneter von Notz, Sie zitieren ebenfalls 
aus Zeitungsberichten, 

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich habe gar nichts zitiert!)

ohne sagen zu können, ob das, was da in den Zeitungen 
wiedergegeben worden ist, den Tatsachen entspricht. Zu 
dem Geheim eingestuften Bericht ist die Diskussion mit 
dem Parlamentarischen Kontrollgremium zu suchen. 

Für die Bundesregierung kann ich, ohne Geheimnis-
se zu verraten, sagen, dass wir mit dem Unabhängigen 
Gremium konstruktiv zusammengearbeitet haben, dass 
wir eine offene Zusammenarbeit mit dem Unabhängigen 
Gremium hatten, dass wir künftig diese Zusammenarbeit 
offen weiterführen werden. Außerdem kann ich für die 
Bundesregierung sagen: Das, was der Gesetzgeber mit 
der Schaffung dieses Gremiums gewollt hat, ist erfolg-
reich auf den Weg gebracht worden. Das sieht man aus 
dem ersten Bericht. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Mir liegen jetzt keine weiteren Fragen 

mehr vor. 

Ich rufe die Frage 3 des Kollegen Dr. André Hahn auf:
Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung 

aus den von den Mitgliedern des Unabhängigen Gremiums in 
ihrem aktuellen Bericht geäußerten Kritiken, und wer über-
nimmt für diesen Umgang mit dem Unabhängigen Gremium 
die politische Verantwortung?

Herr Staatssekretär Fritsche.

Klaus-Dieter Fritsche, Staatssekretär im Bundes-
kanzleramt: 

Danke, Herr Präsident. – Herr Abgeordneter, Ihre Fra-
ge beantworte ich wie folgt: Die Bundesregierung kann 
nicht erkennen, dass die Unterstützung des Unabhängi-
gen Gremiums zur Ausübung von dessen Kontrollfunkti-
on in irgendeiner Weise unzureichend war. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Kollege Hahn.

Dr. André Hahn (DIE LINKE): 
Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Staatssekretär, ich 

habe eine ganz einfache Frage: Haben Sie dem Unabhän-
gigen Gremium alle Unterlagen vorgelegt, die es ange-
fordert hat und die es einsehen wollte – ja oder nein? –, 
und wie werden Sie künftig mit diesem Gremium ver-
fahren?

Klaus-Dieter Fritsche, Staatssekretär im Bundes-
kanzleramt: 

Auch hier geht es um Inhalte aus einem geheimen 
Bericht. Ich kann so viel für die Bundesregierung sagen: 
Innerhalb des Rechtsrahmens, der gesetzt worden ist, und 
innerhalb der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts haben wir das Gremium umfassend informiert. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Kollege Hahn.

Dr. André Hahn (DIE LINKE): 
Es tut mir leid, ich muss hartnäckig bleiben. Ich habe 

nicht nach dem Bericht gefragt. Ich habe gefragt, ob die 
Bundesregierung dem Unabhängigen Gremium die an-
geforderten Unterlagen vollständig vorgelegt hat. Diese 
Frage kann man mit Ja oder Nein beantworten.

Klaus-Dieter Fritsche, Staatssekretär im Bundes-
kanzleramt: 

Dann war das ein Missverständnis. Diese Frage kann 
ich ebenso beantworten, wie ich gerade Ihre erste Frage 
missverständlicherweise beantwortet habe. 

(Lachen bei der LINKEN – Dr. André Hahn 
[DIE LINKE]: Wie denn?  – Kai Gehring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wie bitte? – 
Zuruf von der LINKEN: Pure Verarschung! 
Unglaublich!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Dann hat der Kollege von Notz eine Zusatzfrage.

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Fritsche, ich will noch einmal bezüglich dieses 
Themas zum Ausdruck bringen, dass es richtig ist – auch 
ich persönlich finde es richtig und teile die Grundhal-
tung –, dass bestimmte Dinge hier geheim sind und auch 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble

juris Lex QS
18052024 ()



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 5 . Sitzung . Berlin, Mittwoch, den 13 . Dezember 2017338

(A) (C)

(B) (D)

geheim bleiben müssen und nicht für die Öffentlichkeit 
bestimmt sind. Trotzdem will ich Ihnen sagen: Das Gre-
mium hier ist der Deutsche Bundestag, und am Ende des 
Tages tragen wir alle dafür Verantwortung, dass die Ge-
heimdienste ordentlich parlamentarisch kontrolliert wer-
den. Wir beauftragen, damit es nicht jeder Einzelne hier 
machen muss, andere damit, sodass es einen Kreis gibt, 
der das vertrauensvoll tun kann. Wir lagern also diese Tä-
tigkeit an das Parlamentarische Kontrollgremium, an die 
G  10-Kommission und an das Unabhängige Gremium 
aus. Ich sage Ihnen: Es ist ein Alarmsignal, wenn nach 
den ganzen Skandalen der letzten Jahre jetzt ein neuge-
schaffenes Gremium wiederholt sagt: Wir können den 
BND nicht kontrollieren. 

Da reicht es nicht, Herr Fritsche, bei aller Zuneigung, 
dass Sie einfach sagen: Das ist alles so wahnsinnig – –

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES  90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

– Ja, ja, seid doch mal nicht so. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. Die Zuneigung überschreitet Ihre Rede-

zeit. – Herr Staatssekretär.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ach so! Mist! Na gut! Wir müs-
sen aber über die Sachen schon reden!)

– Herr Kollege, das tut er doch, sobald Sie ihn lassen. – 
Herr Staatssekretär.

Klaus-Dieter Fritsche, Staatssekretär im Bundes-
kanzleramt: 

Herr Abgeordneter, selbstverständlich muss dieser 
Bundestag über die Ergebnisse, die dem Parlamentari-
schen Kontrollgremium berichtet werden, und auch über 
Folgerungen, die daraus gezogen werden, diskutieren 
können. Deswegen gibt es alle zwei Jahre einen offenen 
Bericht des Parlamentarischen Kontrollgremiums, über 
den der Bundestag berichtet, und Vorschläge des Parla-
mentarischen Kontrollgremiums, ob aus verschiedenen 
Berichten – da meine ich nicht nur das Unabhängige 
Gremium – Schlussfolgerungen zu ziehen sind, die den 
Gesetzgeber fordern.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke. – Jetzt hat der Kollege Lenkert, Fraktion Die 

Linke, eine Zusatzfrage.

Ralph Lenkert (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Staatssekretär Fritsche, mein Kol-

lege André Hahn fragte Sie ganz eindeutig, ob Sie alle 
Unterlagen übergeben haben. Er wollte nicht wissen, 
ob Sie wissen, dass alle Unterlagen vorhanden sind und 
übergeben werden könnten, sondern ob Sie es übergeben 
haben.

Ich stelle jetzt die Frage noch einmal, aber anders: 
Herr Staatssekretär Fritsche, haben Sie irgendwelche 

Unterlagen dem Kontrollgremium nicht zur Verfügung 
gestellt?

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Staatssekretär.

Klaus-Dieter Fritsche, Staatssekretär im Bundes-
kanzleramt: 

Herr Abgeordneter, ich kann das noch einmal wieder-
holen: Wir haben in dem vorgegebenen Rechtsrahmen 
und unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts alle Unterlagen, zu denen 
wir verpflichtet sind, sie vorzulegen, vorgelegt. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Jetzt sehe ich keine weiteren Zusatzfra-

gen zu Frage 3. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 
auf. Zur Beantwortung ist der Staatsminister Roth anwe-
send.

Ich rufe die Frage 4 des Abgeordneten Kamann von 
der AfD auf:

Wie gedenkt die Bundesregierung mit den durch die An-
kündigung der US-Regierung, Jerusalem als Hauptstadt Is-
raels anzuerkennen, aufgetretenen politischen Spannungen 
im Nahen Osten umzugehen (www.welt.de/politik/ausland/
article171352799/Hamas-ruft-wegen-Trumps-Israel-Plae-
nen-zu-neuer-Intifada-auf.html), und wie ist die Haltung der 
Bundesregierung zu dieser Entscheidung der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika?

Ist er anwesend?

(Zurufe von der AfD: Ja!)

– Weil wenn Sie nicht anwesend sind – so sind die Re-
geln –, würde die Frage schriftlich beantwortet. Deswe-
gen bitte ich den Fragesteller, sich immer zu erkennen zu 
geben. Notfalls kann man aufstehen, um zu zeigen, dass 
man anwesend ist. 

Herr Staatsminister.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Vielen Dank, Herr Präsident.  – Herr Abgeordneter 

Kamann, die Frage, die Sie aufgeworfen haben, hat uns 
in den vergangenen Tagen sehr bewegt. Ich nehme Ihre 
Frage zum Anlass, vier Bemerkungen im Rahmen meiner 
Antwort zu machen.

Erstens. Die Bundesregierung hat sehr deutlich ge-
macht, dass wir mit der Entscheidung des amerikani-
schen Präsidenten Donald Trump, Jerusalem als Haupt-
stadt Israels einseitig anzuerkennen, nicht einverstanden 
sind. Ostjerusalem ist nach wie vor Teil der besetzten 
palästinensischen Gebiete. Wir werden keine Änderung 
der vor 1967 bestehenden Grenzen anerkennen, die nicht 
zwischen den beiden Seiten, also Israel und den Palästi-
nensern, vereinbart wurde. Gleiches gilt natürlich für den 
Status Jerusalems als Hauptstadt Israels und Palästinas.

Zweitens. Wir haben diese Haltung nicht nur als Bun-
desrepublik Deutschland – die Bundeskanzlerin, der Au-
ßenminister, viele andere Vertreterinnen und Vertreter 

Dr. Konstantin von Notz
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der Bundesregierung – zum Ausdruck gebracht, sondern 
wir hatten am Montag auch ein Gespräch mit dem isra-
elischen Premierminister in Brüssel, in dem die gesamte 
Europäische Union – vertreten durch die Ministerinnen 
und Minister sowie die Hohe Beauftragte – ihren Stand-
punkt deutlich gemacht hat. Das heißt, weder Deutsch-
land noch die Europäische Union sind mit dieser Ent-
scheidung einverstanden.

Drittens haben wir weiterhin an die zentrale Rolle der 
Vereinigten Staaten zur Befriedung in der Region appel-
liert. Es liegt eine gemeinsame Erklärung von Frank-
reich, Großbritannien, Italien, Schweden und Deutsch-
land im Rahmen des Sicherheitsrates vor, in der wir noch 
einmal die Vereinigten Staaten eindringlich aufgefordert 
haben, einen konstruktiven Beitrag zur Konfliktlösung 
in der Region zu leisten. Überhaupt sind wir der Auffas-
sung, dass die Europäische Union – wie uns das am Mon-
tag auch gelungen ist – in dieser Frage mit einer Stimme 
sprechen muss.

Ein letzter Punkt. Es gibt insbesondere in Deutschland 
Trittbrettfahrer, die diese Entscheidung dazu missbrau-
chen, Antisemitismus und antiisraelischen Ressentiments 
Raum zu geben. Das ist für uns völlig inakzeptabel und 
muss mit der Schärfe des Gesetzes geahndet werden. 

(Beifall im ganzen Hause)

Dafür ist in Deutschland und in der Europäischen Union 
kein Platz.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke schön.  – Herr Kollege Kamann zu einer Zu-

satzfrage.

Uwe Kamann (AfD): 
Bezogen auf Ihre vierte Antwort möchte ich gerne 

zusätzlich die Frage stellen: Welche Maßnahmen plant 
die Bundesregierung, um einen Schaden, der aus einem 
Konflikt zwischen mit uns befreundeten Staaten, wie 
zum Beispiel Israel oder den USA, resultiert, wie zum 
Beispiel eine Flaggenverbrennung, auf deutschem Boden 
zu verhindern?

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Indem die Bundesrepublik und die Bundesregierung 

und im Übrigen auch viele Kolleginnen und Kollegen 
des Deutschen Bundestages deutlich machen, dass das 
weder mit unseren Grundwerten noch mit dem Grund-
gesetz vereinbar ist, dass das strafrechtlich zu ahnden 
ist und dass das auf den geschlossenen Widerstand nicht 
nur von Politik, sondern auch von der deutschen Gesell-
schaft stößt. Im Übrigen war das auch Thema verschie-
dener Gespräche mit Vertreterinnen und Vertretern Isra-
els, aber auch anderer befreundeter Staaten, um deutlich 
zu machen, dass wir dies nicht dulden und dass wir alle 
Möglichkeiten prüfen, um solchen Aktivitäten zukünftig 
keinen Vorschub zu leisten.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Noch eine Frage? – Danke sehr. Gibt es sonstige Zu-

satzfragen zu der Frage 4? – Das ist nicht der Fall.

Dann rufe ich die Frage 5 des Kollegen Dr. Neu, Frak-
tion Die Linke, auf:

Mit welchen zusätzlichen Kosten in den nächsten zehn Jah-
ren rechnet die Bundesregierung infolge der Entscheidung des 
Rates für Auswärtige Angelegenheiten der Europäischen Uni-
on, eine Ständige Strukturierte Zusammenarbeit (SSZ/PESCO) 
einzurichten, und unter welchen Bedingungen wäre nach dem 
Beitritt Deutschlands und der Gründung der SSZ noch eine 
Reduzierung der Ausgaben im Einzelplan 14 möglich?

Herr Staatsminister.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Herr Kollege Neu, wir sind schon seit 

Jahren, insbesondere mit Frankreich, Italien und Spani-
en, dem Ziel verpflichtet, die Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik in der Europäischen Union enger, verbindli-
cher und verlässlicher abzustimmen. 25 Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union haben sich daran beteiligt und 
die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit auf den Weg 
gebracht. Die technokratische Abkürzung dafür nennt 
sich PESCO. Dies ist für uns ein wichtiger Meilenstein 
auf dem Weg dahin, dass die Europäische Union in au-
ßen- und sicherheits-, aber auch verteidigungspolitischen 
Fragen mit einer Stimme spricht und enger zusammenar-
beitet. Das Ganze ist angelegt im Anspruch der EU-Glo-
balstrategie, die wir hier im Deutschen Bundestag ja 
schon mehrfach diskutiert haben.

Wir müssen auch auf die Krisen in unserer Nachbar-
schaft eigenständiger reagieren. Sie müssen immer mit 
einbeziehen, dass nicht alle Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union auch NATO-Mitgliedstaaten sind. Es ver-
steht sich für uns deshalb von selbst, dass wir das europä-
ische Engagement eng mit der NATO abstimmen.

Darüber hinaus präjudiziert die Beschlussfassung der 
Bundesregierung im Rat überhaupt keine künftigen Ent-
scheidungen des Bundestages über den Bundeshaushalt, 
und die haushaltspolitischen Kompetenzen des Bundes-
tages werden auch überhaupt nicht eingeschränkt. Wir 
haben auch in einer Protokollerklärung noch einmal 
deutlich gemacht, dass nationales Haushaltsrecht an-
wendbar bleibt und unberührt ist von einer Zustimmung 
zu PESCO.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Herr Kollege Neu.

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE): 
Ich habe noch eine Nachfrage. – Sie haben ja im Rah-

men der Diskussion über PESCO zugesagt, dass Ent-
scheidungsverfahren innerhalb von PESCO durch das 
sogenannte Fast Track beschleunigt werden sollen. Was 
heißt das nun für den Deutschen Bundestag, auch mit 
Blick auf die Entsendung von Truppen im Rahmen der 
EU? Bedeutet das eine Schleifung – was ja schon mehr-
fach versucht worden ist – des Parlamentsbeteiligungs-
gesetzes?

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Mitnichten. Die Bundesregierung ist weiterhin dem 

Grundsatz verpflichtet, dass es sich bei der Bundeswehr 
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um eine Parlamentsarmee handelt und dass die zentralen 
Entscheidungen letztinstanzlich der Bundestag und nicht 
die Bundesregierung zu treffen hat. Dieser Grundsatz 
bleibt von der Entscheidung, im Rahmen von PESCO 
in sicherheits- und verteidigungspolitischen Fragen en-
ger zusammenzuarbeiten, völlig unberührt. Das Gleiche 
gilt auch für die finanzielle Dimension: Hier gibt es keine 
Präjudizierung, wie ich das in meiner Antwort eingangs 
auch schon zum Ausdruck gebracht habe.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Herr Kollege Neu, bitte sehr.

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE): 
Ich hätte noch eine weitere Verständnisfrage. Es wird 

ja mit Blick auf PESCO immer wieder mit dem Argu-
ment geworben, dass multinationale Beschaffungspro-
jekte letztendlich günstiger seien, also eine Entlastung 
der jeweiligen nationalen Militärhaushalte bedeuten 
würden. Die bisherigen Erfahrungen mit multinationalen 
Projekten – mit dem Airbus A400M, mit dem Eurofigh-
ter, der fast das Zweieinhalbfache von dem kostet, was 
1998 veranschlagt wurde  – sind allerdings nicht unbe-
dingt ein Beweis dafür, dass PESCO eine Vergünstigung 
für die Militärhaushalte mit sich bringen würde. Zugleich 
wird die Benchmark von 2 Prozent auch bei PESCO an-
visiert. Sehen Sie da keinen Widerspruch?

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Mitnichten. Wir sollten auch, Herr Kollege Neu, aus 

den Fehlern der Vergangenheit lernen. Lassen Sie mich 
das an einem einzigen Beispiel illustrieren, an dem auch 
deutlich wird, wohin der Weg im Rahmen von PESCO 
gehen sollte. Wir haben beispielsweise seitens der Bun-
desregierung den Vorschlag unterbreitet, dass die Staa-
ten, die im Rahmen von PESCO zusammenarbeiten, ein 
medizinisches Koordinierungszentrum mit einheitlicher 
Ausbildung und Ausstattung schaffen. Damit ließe sich 
das medizinische Personal bei den Einsätzen flexibler 
einsetzen. Wir könnten Geld sparen, und wir könnten die 
Kompetenzen der Mitgliedstaaten enger aufeinander ab-
stimmen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke. – Jetzt hat der Kollege Pflüger von der Frakti-

on Die Linke eine Zusatzfrage.

Tobias Pflüger (DIE LINKE): 
Die geschäftsführende Bundesregierung hat gleichzei-

tig mit der Initiierung von PESCO, der Ständigen Struk-
turierten Zusammenarbeit, mit den anderen EU-Staaten 
einen konkreten Implementierungsplan und eine Projekt-
liste vereinbart. Insofern verwundert mich Ihre Aussage 
etwas, dass Sie zu den konkreten Kosten im Moment 
nichts sagen können. In dieser Projektliste sind ganz 
konkrete Projekte benannt; zum Beispiel geht es um ein 
Überwachungssystem im Mittelmeer und für den Be-
reich Südosteuropa, und es geht um Cyberbedrohung. Ich 
glaube schon, dass die Frage bezüglich der zusätzlichen 
Kosten im Lichte dieser konkreten Vereinbarung, die die 
Bundesregierung mit gezeichnet hat, beantwortet werden 

könnte. Was sind die zusätzlichen Kosten, die sich zum 
Beispiel aus dieser Projektliste und diesem Implementie-
rungsplan ergeben? 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke. 

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Herr Abgeordneter Pflüger, Sie haben 

eine Reihe von Vorschlägen genannt, die wir im Rahmen 
des PESCO-Dialoges eingereicht haben. Die Realisie-
rung dieser Projekte wird am Ende davon abhängen, wel-
che Finanzmittel uns der Deutsche Bundestag dafür zur 
Verfügung stellt. Im Übrigen sind das Projekte, die wir 
in Zusammenarbeit mit den anderen 24 Mitgliedstaaten 
auf den Weg bringen wollen. Hier können wir einer ab-
schließenden Entscheidung des Deutschen Bundestages 
nicht vorgreifen. Aber es sind Vorschläge, und Sie haben 
das letzte Wort. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt hat die Frau Kollegin Hänsel das Wort zu einer 

weiteren Frage. 

Heike Hänsel (DIE LINKE): 
Danke schön, Herr Präsident.  – Herr Staatsminister, 

die Sache mit PESCO und dem nationalen Umsetzungs-
plan, der auf europäischer Ebene bereits vorgelegt wird, 
ist natürlich ein Trick. Sie machen einerseits sehr kon-
krete Vorschläge und gehen sehr weitgehende Verpflich-
tungen ein. Dort ist von einer regelmäßigen Erhöhung 
der Militärausgaben die Rede; es geht aber auch um vie-
le andere Bereiche. Andererseits sagen Sie aber: Keine 
präjudizierende Wirkung, keine Vorfestlegung für den 
Haushalt. – Wenn der Bundestag jetzt aber ganz anders 
entscheidet, dann werden die Mitglieder der Ständigen 
Strukturierten Zusammenarbeit reagieren. Denn es wird 
jährlich kontrolliert, und eine mögliche Sanktion ist so-
gar der Ausschluss aus der Ständigen Strukturierten Zu-
sammenarbeit. Entsteht in diesem Falle nicht ein derart 
hoher politischer Druck auf die Haushaltsverhandlungen 
und die Entscheidungen, dass wir gar nicht mehr anders 
handeln können? Denn sonst gibt es Sanktionen und Er-
mahnungen vonseiten der EU. 

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Frau Kollegin Hänsel, mein Vertrauen 

in das Selbstbewusstsein des Deutschen Bundestages ist 
doch sehr hoch. Insofern kann ich mir nicht vorstellen, 
dass sich der Deutsche Bundestag bzw. eine Mehrheit 
des Deutschen Bundestages von irgendjemandem unter 
Druck setzen lässt. Es wird maßgeblich von uns in der 
Bundesregierung abhängen, Sie als Abgeordnete davon 
zu überzeugen, entsprechende Finanzmittel für notwen-
dige verteidigungs- und sicherheitspolitische Aktivitäten 
zur Verfügung zu stellen. Im Übrigen weise ich noch ein-
mal darauf hin, dass die haushaltspolitische Kernkompe-
tenz des Bundestages von der Bundesregierung in einer 
Protokollerklärung zu dem Beschluss verankert wurde. 
Insofern können Sie da ganz beruhigt sein. 

Staatsminister Michael Roth (Heringen)
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Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Weitere Zusatzfragen liegen mir nicht 

vor. 

Jetzt muss ich, damit sich nicht ein Fehler meinerseits 
festsetzt, auf Folgendes hinweisen: Falls ein Fragesteller 
nicht anwesend ist, wird die Frage gar nicht beantwortet. 
Machen Sie sich also nicht die Hoffnung, dass Sie dann 
eine schriftliche Antwort bekommen. Sie müssen schon 
da sein. Sonst müssten Sie vorher die schriftliche Beant-
wortung beantragen. 

Mit dieser Bemerkung rufe ich die Frage 6 des Abge-
ordneten Kekeritz auf:

Warum hat die Bundesregierung nicht, wie angekündigt 
(http://dip21.bundestag.de/dip21/btp/18/18242.pdf), den EU-
Afrika-Gipfel dazu genutzt, die von der Bundeskanzlerin 
Dr.  Angela Merkel zugesicherte fairere Ausgestaltung der 
Handelsbeziehungen der EU mit Afrika voranzutreiben (ver-
gleiche Reuters-Meldung vom 19. Juni 2017: „Merkel fordert 
neue EU-Handelsverträge mit afrikanischen Ländern“), und in 
welchem Rahmen plant die Bundesregierung die fairere Aus-
gestaltung der Handelsbeziehungen in die Tat umzusetzen?

Ist er anwesend?

(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

– Danke. – Guten Tag. – Herr Staatsminister.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Vielen Dank, Herr Präsident.  – Herr Abgeordneter 

Kekeritz, Sie beziehen sich auf einen Gipfel, an dem die 
Bundeskanzlerin teilgenommen hat. Ich will noch einmal 
deutlich machen, dass das Thema „Handelsbeziehungen 
der EU mit Afrika“ als solches nicht Teil der Tagesord-
nung dieses Gipfels war. Aber selbstverständlich haben 
nicht nur die Bundeskanzlerin, sondern auch andere Ver-
treterinnen und Vertreter der Bundesregierung deutlich 
gemacht, worum es uns in der Zusammenarbeit mit Afri-
ka geht. Wir brauchen wettbewerbsfähige Produkte, wir 
brauchen vor allem faire Lieferketten, und wir brauchen 
solide Kapazitäten, um im Zweifelsfall Schutzmechanis-
men anzuwenden. Genau das hat die Bundeskanzlerin 
auch am Rande des Gipfels geäußert.

Ich will darüber hinaus auf ein bewährtes Instrument 
der Entwicklungszusammenarbeit hinweisen – Sie wer-
den das besser kennen als ich, Herr Kollege Kekeritz –: 
Aid for Trade. Das ist die Entwicklungszusammenarbeit, 
bei der es vor allem darum geht, Handelsvorteile besser 
zu nutzen, um möglichen negativen Auswirkungen auf 
die Handelsbeziehungen zwischen der Europäischen 
Union und Afrika bzw. den afrikanischen Staaten vorzu-
beugen.

Im Übrigen verweise ich – mit allem Respekt – auf 
unsere Antwort vom 7. Dezember auf Ihre schriftlichen 
Fragen, Herr Kollege Kekeritz.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Kollege Kekeritz.

Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herzlichen Dank. – Nichtsdestotrotz: Es geht tatsäch-

lich um den EPA-Vertrag, zu dem die Kanzlerin selbst 
gesagt hat, dass er nachjustiert werden muss. Minister 
Müller hat gerade bei Wahlveranstaltungen permanent 
betont, dass dieser Vertrag verändert werden muss. In 
der Vorbereitung auf den EU-Afrika-Gipfel war zu le-
sen, dass der EPA-Vertrag dort verhandelt wird, und es 
stand auch dabei, dass der EPA-Vertrag voll implemen-
tiert werden soll. Das ist ein großer Widerspruch. Man 
kann nicht in Wahlkampfzeiten davon sprechen, dass 
der Vertrag nachjustiert werden muss, und dann bei der 
Vorbereitung auf diesen Gipfel einfach sagen: Wir las-
sen den Vertrag so, wie er ist, und bestehen sogar darauf, 
dass er voll implementiert wird. – Wieso ist dieses zen-
trale, wichtige Thema – ich behaupte, es ist sogar eines 
der wichtigsten Themen im Bereich EU/Afrika  – nicht 
diskutiert worden? Wie erklären Sie den Widerspruch 
zwischen den Aussagen von Kanzlerin Merkel und Mi-
nister Müller einerseits und dem Vorhaben in Abidjan 
andererseits?

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Staatsminister.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Kollege Kekeritz, 

Sie sollten daraus, dass ein Thema nicht Tagesordnungs-
punkt eines Gipfels war, nicht schließen, dass sich die 
Bundesregierung den Punkten, die Sie eben ausgeführt 
haben, nicht verpflichtet fühlt. Sie wissen selbst, dass 
für die Handelspolitik im Wesentlichen die Europäische 
Kommission verantwortlich ist, aber wir als Bundesre-
gierung selbstverständlich unseren Einfluss geltend zu 
machen versuchen, um deutlich zu machen, dass bei ei-
ner Weiterentwicklung der Handelspolitik von EU und 
Afrika die Verabredungen für beide Seiten vorteilhaft 
sein müssen.

Ich will darüber hinaus drei Punkte benennen, die uns 
wichtig sind: Erstens wollen wir den innerafrikanischen 
Handel fördern, zweitens wollen wir die wirtschaftliche 
Integration voranbringen, drittens wollen wir im Zusam-
menhang mit der kontinentalen Freihandelszone, der 
Continental Free Trade Area  – CFTA  –, unterstützend 
tätig sein. Es tut mir leid, dass ich Sie manchmal mit eng-
lischen Begriffen nerven muss.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Staatsminister, der Kollege Kekeritz hat noch 

eine Zusatzfrage. Dann können Sie noch einmal antwor-
ten. Ich muss immer auf die rote Lampe achten.

Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Roth, diese Antwort hat mich jetzt sehr erfreut. 

Ich bin froh und glücklich, dass Sie sagen, dass beim 
EPA-Vertrag doch noch nachjustiert wird. Wenn Sie mo-
mentan nicht wissen, was denn tatsächlich verbessert 
werden soll, wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie mir das 
schriftlich zukommen lassen könnten. Würden Sie das 
machen?
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Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Es ist mir eine Ehre und eine Verpflichtung, Herr 

Kekeritz.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD  – Uwe Kekeritz [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Danke!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Wunderbar. – Dann hat die Kollegin Schreiber von der 

Fraktion Die Linke eine Zusatzfrage.

Eva-Maria Elisabeth Schreiber (DIE LINKE): 
Ich habe eine Zusatzfrage zum EU-Afrika-Gipfel. Dort 

standen die Themen Migration und die menschenunwür-
digen Bedingungen der Flüchtlinge in Libyen im Mittel-
punkt. Die EU kooperiert bei der Migrationsabwehr eng 
mit der libyschen Küstenwache. Diese Kooperation ist 
sehr umstritten; denn bei den Einsätzen der libyschen 
Küstenwache kommen immer wieder Flüchtlinge ums 
Leben. Amnesty International hat vor einigen Tagen 
einen Bericht veröffentlicht, in dem es heißt, dass sich 
die EU durch die Kooperation mit der Küstenwache hin-
sichtlich der massiven Menschenrechtsverletzungen bei 
Flüchtlingen in Libyen mitschuldig macht, da die Küs-
tenwache selbst Menschenrechte verletze und Flüchtlin-
ge keine Möglichkeit hätten, aus Libyen zu fliehen.

Jetzt möchte ich fragen: Gab es beim EU-Afrika-Gip-
fel vonseiten der europäischen oder afrikanischen Länder 
eine kritische Debatte zur Kooperation mit der libyschen 
Küstenwache? Und welche Schlussfolgerungen zieht die 
Bundesregierung aus dem Amnesty-Bericht für ihr wei-
teres Vorgehen im Zusammenhang mit Libyen? – Danke.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Frau Abgeordnete, da ich selbst beim 

Gipfel nicht zugegen war und die ursprüngliche Frage-
stellung von Herrn Kekeritz sich auf die handelspoliti-
schen Punkte fokussiert hat, vermag ich nicht zu beant-
worten, ob dies intensiv diskutiert wurde. Ich vermag 
Ihnen aber zu versichern, dass die Bundesregierung in 
den Gesprächen mit den libyschen Verantwortlichen, 
aber auch mit anderen afrikanischen Staaten immer wie-
der darauf hinweist, dass menschenrechtliche Standards 
von allen Beteiligten respektiert werden müssen, und 
dass im Übrigen das Engagement der Bundesregierung 
auch darauf ausgerichtet ist, Schlepperbanden das Hand-
werk zu legen, um zu mehr Humanität beizutragen. Dass 
wir in der Realität noch meilenweit von dem entfernt 
sind, was uns möglicherweise eint, das gestehe ich Ihnen 
gerne zu. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Frau Dröge. 

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herzlichen Dank. – Ich würde gerne auf das Thema 

Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit Afrika zu spre-
chen kommen; dazu hatte Herr Kekeritz gefragt. Ich fin-
de, es ist schon erstaunlich, dass das auf dem EU-Afri-
ka-Gipfel kein Thema war; denn es ist eines der zentralen 
Punkte in den Wirtschaftsbeziehungen mit Afrika, wenn 
es um die Frage geht, wie man faire Beziehungen mit den 
afrikanischen Ländern ausgestaltet. 

Sie haben jetzt gesagt, dass es doch noch Bewegung 
gibt, die EPAs nachzuverhandeln. Das würde mich sehr 
freuen, weil wir Grünen und auch Die Linke das in der 
letzten Legislaturperiode von Ihnen gefordert haben. Wir 
haben Sie unter anderem aufgefordert, die EPAs in dieser 
Form nicht zu ratifizieren, weil sie den Spielraum für die 
afrikanischen Länder einschränken und eine eigenstän-
dige Entwicklung nicht ermöglichen; es sind Rendez-
vous-Klauseln enthalten, die gegebenenfalls Verhandlun-
gen über Investitionsschutzbestimmungen ermöglichen. 
Es gibt auch vonseiten der afrikanischen Länder Wider-
stand gegen die Unterzeichnung dieser Wirtschaftspart-
nerschaftsabkommen. Bislang war die Haltung der Bun-
desregierung jedoch, dass es keine Nachverhandlungen 
geben wird. Deswegen meine Frage: Stimmt es, dass es 
Nachverhandlungen geben wird, und in welcher Form 
wird es sie geben? Das wäre mir sehr wichtig zu wissen. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Frau Kollegin, die Aussagen der Bundeskanzlerin be-

ziehen sich ausdrücklich auf die zukünftige Ausrichtung 
der Handelsverträge. Ich will in diesem Zusammenhang 
hervorheben, dass wir nicht alleine auf dem Spielfeld 
stehen, sondern dass es sich hier um Abkommen der Eu-
ropäischen Union mit afrikanischen Staaten handelt, wir 
dabei also nur ein Akteur sind, und dass die wesentliche 
Verhandlungsführung in den Händen der Kommission 
liegt. Ich will aber deutlich machen, dass sich nicht nur 
die Bundeskanzlerin, sondern auch der Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit sehr kritisch zu WPA 
geäußert hat und dass der Afrikabeauftragte der Bundes-
kanzlerin, Herr Nooke, ein Moratorium gefordert hat. 

An diesen wenigen Beispielen soll deutlich werden, 
dass wir durchaus Überarbeitungsbedarf sehen und dass 
wir das auch entsprechend einbringen. Das war aber 
nicht Kernbestandteil der Gespräche des Gipfels. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Ich sehe keine weiteren Zusatzfragen mehr.

Damit rufe ich die Frage 7 des Kollegen Sarrazin auf:
Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 

den jüngsten Entwicklungen hinsichtlich der ukrainischen An-
tikorruptionsbehörde für deren unabhängige, erfolgreiche und 
schlagkräftige Arbeit (www.kyivpost.com/ukraine-politics/
ukrinform.imf-urges-ukrainian-authorities-protect-indepen-
dence-nabu-sapo.html), und welche konkreten Schritte unter-
nahm die Bundesregierung, um die ukrainische Zivilgesell-
schaft in ihren Anstrengungen zur Korruptionsbekämpfung zu 
unterstützen?
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Herr Staatsminister Roth.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Vielen Dank, Herr Präsident.  – Lieber Herr Kollege 

Sarrazin, die politischen und gesetzgeberischen Versuche 
der ukrainischen Regierung, die Unabhängigkeit der An-
tikorruptionsbehörden einzuschränken, werden von der 
Bundesregierung außerordentlich kritisch verfolgt. Wir 
haben dies in einer Vielzahl von Gesprächen mit den Ver-
treterinnen und Vertretern der Ukraine ziemlich deutlich 
zum Ausdruck gebracht. Deshalb sind wir sehr erfreut 
darüber – oder ich will es einmal anders formulieren: wir 
sehen es positiv –, dass der Gesetzentwurf zur Herstel-
lung parlamentarischer Kontrolle über die Antikorrupti-
onsbehörden – ich habe das jetzt einmal so zitiert – nicht, 
wie geplant, auf der Tagesordnung der Rada für den 
7. Dezember stand und dass das Nationale Antikorrupti-
onsbüro seine unabhängige Arbeit fortsetzen kann. 

Wir weisen darüber hinaus immer wieder darauf hin, 
dass Korruptionsbekämpfung weiterhin zentraler Be-
standteil der Reformbemühungen in der Ukraine sein 
muss und dass wir im Rahmen des Aktionsplans Ukraine 
seitens der Bundesregierung diese Bemühungen in der 
Ukraine engagiert, und zwar nicht nur finanziell, sondern 
auch personell, und mit Expertise entsprechend unter-
stützen. Wichtig ist vor allem auch die Einbeziehung in 
die Projekte der Zivilgesellschaft. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke. – Zusatzfrage? – Herr Sarrazin.

Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Präsident.  – Herr Staatsminister, 

ich begrüße es außerordentlich  – das möchte ich vor-
ausschicken und noch einmal deutlich machen  –, dass 
Deutschland und die deutsche Bundesregierung verfol-
gen, was in der Ukraine passiert. Es ist sehr wichtig, dass 
wir wissen, dass die Unabhängigkeit der Behörden, die 
mit der Verfolgung von Korruptionstatbeständen in der 
Ukraine beschäftigt sind, vor Ort weiterhin gewährleistet 
ist.

Weil die Korruptionsbekämpfung im Zusammenhang 
mit dem Assoziierungsprozess enorm wichtig ist, stellt 
sich die Frage, ob aus Ihrer Sicht die Wiedervorlage 
dieses oder eines ähnlichen Gesetzentwurfs Folgen für 
die Zusammenarbeit im Rahmen des Assoziierungspro-
zesses oder auch für die bilaterale Zusammenarbeit mit 
Deutschland hätte.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Herr Abgeordneter Sarrazin, erst ein-

mal bedanke ich mich herzlich für die lobenden Worte. 
Ich möchte aber nicht allein die Bundesregierung gelobt 
wissen. Ich will das ausdrücklich auf die Europäische 
Union beziehen, aber auch auf die Vereinigten Staaten 
von Amerika und andere G-7-Staaten, die sich in diesem 
Zusammenhang sehr kritisch geäußert haben. Ich glaube, 
dass nur diese internationale und europäische Teamarbeit 
etwas zu bewirken vermag. Wenn wir nur bilateral vorge-
hen, erreichen wir nicht das, was wir gemeinsam wollen.

Wir denken verstärkt darüber nach, bei der Gewährung 
von Mitteln noch stärker zu konditionieren. Das heißt, 
wir müssen noch stärker darauf achten, ob Punkte wie 
Stärkung der Rechtsstaatlichkeit, Unabhängigkeit der 
Justiz, Korruptionsbekämpfung und Ausbau einer vitalen 
Zivilgesellschaft bei den Reformbemühungen entspre-
chend unterstützt und unsere diesbezüglichen Erwartun-
gen erfüllt werden. Wenn nicht, muss das Auswirkungen 
auf die Gewährung von finanziellen Mitteln haben.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Herr Sarrazin zu einer weiteren Zusatz-

frage.

Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das heißt, dass die Wiedervorlage dieses oder eines 

ähnlichen Gesetzentwurfs die Bundesregierung veran-
lassen würde, bilaterale Projekte oder auch Mittel, die 
aus Deutschland zur Unterstützung der Zusammenarbeit 
in die Ukraine fließen, kritisch zu überprüfen. Darüber 
hinaus stellt sich die Frage, ob die Bundesregierung in 
diesem Fall möglichen Investoren oder deutschen Unter-
nehmen, die sich in der Ukraine engagieren wollen, nach 
wie vor guten Gewissens ein Engagement in der Ukraine 
empfehlen würde.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Herr Kollege Sarrazin, ich vermute, 

dass es deutlicher Hinweise der Bundesregierung über-
haupt nicht bedarf, weil insbesondere kleine und mittel-
ständische Unternehmen sehr genau wissen, wie wichtig 
Rechtsstaatlichkeit und eine entschiedene Korruptions-
bekämpfung sind. Wenn wir Investitionen in der Ukraine 
unterstützen wollen, brauchen wir dafür privatwirtschaft-
liches Engagement. Deshalb bin ich sehr dankbar dafür, 
dass nicht nur die Politik, sondern auch die Wirtschaft 
immer wieder deutlich macht: Wir brauchen eine klare 
Auseinandersetzung in Sachen Korruption; wir müssen 
sie stoppen.

Weil mir die Zeit davonläuft, kann ich jetzt nicht auf 
die Fülle von bilateralen Projekten eingehen, die wir in 
den vergangenen Jahren finanziell, organisatorisch und 
ideell unterstützt haben, um der Korruptionsbekämpfung 
stärker zum Durchbruch zu verhelfen. Im Übrigen würdi-
ge ich es außerordentlich, dass die ukrainische Regierung 
davon abgesehen hat, diesen Gesetzentwurf in die Rada 
einzubringen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Jetzt hat das Wort der Kollege Dr. Neu 

für eine Zusatzfrage.

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE): 
Vielen Dank. – Im Jahr 2015 hat die Bundesregierung 

der ukrainischen Regierung, als Jazenjuk gerade in Ber-
lin weilte, einen Kredit in Höhe von 500 Millionen Euro 
gewährt. Auf meine Kleine Anfrage, inwieweit diese 
500 Millionen Euro an Projekte gebunden sind, hieß es 
seinerzeit, dass noch keinerlei Projekte identifiziert seien, 
für die die 500 Millionen Euro gebraucht würden. Das ist 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble
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mittlerweile zwei Jahre her. Meine Frage lautet: Wurden 
mittlerweile Projekte identifiziert, für die die 500 Milli-
onen Euro gebraucht wurden? Und wenn sie nicht iden-
tifiziert worden sind, was passiert dann mit dem Geld?

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Staatsminister.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Herr Kollege Neu, aus eigener An-

schauung weiß ich, dass es eine Reihe von gut funkti-
onierenden Projekten gibt, die den Prinzipien Stärkung 
der Rechtsstaatlichkeit und Korruptionsbekämpfung 
Rechnung tragen. Ich bin aber derzeit nicht in der Lage, 
Ihnen genau zu sagen, was aus den 500 Millionen Euro 
geworden ist und in welche konkreten Projekte sie inves-
tiert wurden. Ich reiche das aber gerne nach.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Weitere Zusatzfragen sehe ich nicht.

Ich rufe die Frage 8 der Kollegin Hänsel auf:
Wie bewertet die Bundesregierung die aktuellen Lebens-

umstände von Geflüchteten, darunter viele Kinder, in dem 
EU-Hotspot Moria auf der griechischen Insel Lesbos (http://
ffm-online.org/2017/11/20/greek-island-calls-strike-against-
eu-refugee-policy), und wie will die Bundesregierung zu einer 
Verbesserung der Situation vor Ort angesichts des Umstandes 
beitragen, dass die Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel das 
Flüchtlingsabkommen mit der Türkei verteidigt (www.spiegel.
de/politik/deutschland/fluechtlinsabkommen-mit-tuerkei-
merkel-kritisiert-freude-am-scheitern-a-1093472.html; www.
welt.de/politik/deutschland/article162778752/Merkel-mach-
te-Tuerkei-konkrete-Zusage-bei-Fluechtlingszahl.html)?

Herr Staatsminister.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Frau Kollegin Hänsel, Sie wissen 

selbst, dass die Lage der Flüchtlinge auf den griechischen 
Inseln auch immer wieder Thema der Fragestunde war. 
Insofern anerkenne ich sehr Ihr Interesse daran, die Lage 
der geflüchteten Menschen auf den griechischen Inseln 
zu verbessern. Ich versichere Ihnen, dass dies auch Ziel 
vieler Gespräche der Bundesregierung mit griechischen 
Vertretern ist.

Die Situation auf dem griechischen Festland hat sich 
für die geflüchteten Menschen weiterhin entspannt, aber 
auf den Inseln besteht nach wie vor Unterstützungsbe-
darf. Wir brauchen weitere Unterkunftskapazitäten. Da-
bei gibt es ein Problem, das wir in Deutschland nicht 
werden lösen können: Eine Reihe von Kommunen 
auf den Inseln lehnt es derzeit strikt ab, entsprechende 
Grundstücke zur Verfügung zu stellen, um notwendige 
Unterkünfte zu schaffen.

Die EU stellt insgesamt 1,3  Milliarden Euro für die 
Versorgung der geflüchteten Menschen in Griechenland 
zur Verfügung  – wir haben also kein finanzielles Pro-
blem –, und es gibt eine Reihe von bilateralen Projekten, 
bei denen sich auch die Bundesregierung im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten bemüht, die Unterbringung und die 
Versorgung der geflüchteten Menschen auf den griechi-
schen Inseln zu verbessern.

Im Übrigen will ich deutlich machen, dass die soge-
nannte EU-Türkei-Erklärung eher zum Nutzen der Ge-
flüchteten ist, weil die Zahl der irregulären Ankünfte auf 
den griechischen Inseln reduziert wurde und die Inseln 
somit entlastet wurden. Dies ist nicht allein die Auffas-
sung der Bundesregierung, sondern auch die Auffassung 
der griechischen Regierung, die ich hier gerne zitiere.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Frau Kollegin Hänsel.

Heike Hänsel (DIE LINKE): 
Danke schön, Herr Staatsminister.  – Ich gebe Ihnen 

recht: Wir haben hier sehr oft über die Situation der Ge-
flüchteten auf den griechischen Inseln, vor allem auf 
Lesbos, gesprochen. Aber leider ändert sich nichts an 
der Situation; das ist der Skandal. Sie können hier viel 
erzählen, wie viel Geld Sie zur Verfügung stellen. Das 
Grundproblem ist der Flüchtlingsdeal mit Erdogan, für 
den Angela Merkel federführend verantwortlich ist und 
der dazu geführt hat, dass die Flüchtlinge die Inseln nicht 
mehr verlassen können. 

Es handelt sich um kleine Inseln mit einer kleinen Ein-
wohnerzahl, und die Kapazitäten sind da begrenzt. Dieses 
Problem darf nicht auf Kosten der griechischen Bevölke-
rung gelöst werden. Es darf nicht sein, dass den Preis für 
die Flüchtlinge, vor allem für die vielen Kriegsflüchtlin-
ge, für die auch die EU, Deutschland und viele andere 
verantwortlich sind, die griechische Bevölkerung zahlen 
soll. Hier brauchen wir eine Änderung. Der UNHCR hat 
ja gefordert, dass es schnellere Asylverfahren gibt, nicht 
nur humanitäre Hilfe. Meine Frage ist: Wie viele Beamte 
hat die Bundesregierung für den Hotspot Moria zugesagt, 
und wie viele Beamte arbeiten derzeit dort?

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke. – Herr Staatsminister.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Kollegin Hänsel, 

die Bundesrepublik Deutschland stellt in den griechi-
schen Hotspots die höchste Zahl an Fall- und Sachbear-
beitern zur Verfügung, um die Asylverfahren zu beschleu-
nigen; Sie haben ja auf die klare Erwartungshaltung des 
UNHCR hingewiesen. Aktuell unterstützen wir die Ar-
beit vor Ort mit 28 Fallbearbeiterinnen und Fallbearbei-
tern aus Deutschland. Ich will in diesem Zusammenhang 
erwähnen, dass im Rahmen der Umsiedlung kein Land 
so viele Geflüchtete aufgenommen hat wie Deutschland. 
Wir haben aus Griechenland 5  332 Asylsuchende auf-
genommen; das sind 25  Prozent aller Aufnahmen über 
Umsiedlung.

Darüber hinaus sind wir nach wie vor konkret im Ein-
satz. Die Zeit reicht jetzt nicht aus, um die konkreten 
Projekte aufzuzählen. Aber allein bis zum 17. Dezember 
dieses Jahres sollen 91  zusätzliche Wohncontainer auf 
den Inseln zur Verfügung gestellt werden: 65 auf Lesbos, 
17 auf Kos und neun auf Leros.

Dr. Alexander S. Neu
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Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Ihre zweite Zusatzfrage, Frau Kollegin Hänsel.

Heike Hänsel (DIE LINKE): 
Danke schön.  – Sie haben gerade gesagt, dass dort 

28 Personen arbeiten. Vielleicht können Sie noch ergän-
zen, wie viele Beamte Sie zugesagt hatten.

Meine zweite Frage bezieht sich auf den Familien-
nachzug. Es gibt viele Flüchtlinge, die bereits eine Zusa-
ge im Hinblick auf den Familiennachzug haben. Auf der 
Insel Lesbos und auf dem griechischen Festland gibt es 
ungefähr 5 000 Flüchtlinge, die für dieses Jahr eine Zusa-
ge haben. Aber die Umsetzung verläuft sehr schleppend. 
Es gab bereits im Oktober dieses Jahres Zeitungsberichte 
darüber, dass nur wenige Hundert Menschen überhaupt 
nach Deutschland kommen konnten. Meine Frage ist: 
Wird die Bundesregierung im Zuge dieser wirklich ka-
tastrophalen Situation auf den griechischen Inseln die 
Umsetzung des bereits zugesagten Familiennachzugs 
noch in diesem Jahr schnellstmöglich umsetzen, um zu 
vermeiden, dass man für eine größere humanitäre Kata-
strophe vor dem anstehenden Winter mitverantwortlich 
ist? Denn so ist die Situation.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Staatsminister.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Frau Abgeordnete Hänsel, die Bun-

desregierung kommt ihren Verpflichtungen gegenüber 
Griechenland nach, und wir sind darüber auch im Ge-
spräch, insbesondere das Bundesinnenministerium und 
der für Flüchtlingsfragen zuständige Minister Mouzalas.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Eine Zusatzfrage? – Frau Kollegin.

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Vor dem Hintergrund, dass Sie gerade die Aufnah-
meverpflichtung Deutschlands im Rahmen des innereu-
ropäischen Verteilungssystems angesprochen haben – das 
Relocation-Programm ist im September ausgelaufen  –, 
frage ich: Wie hoch war die Zahl der Geflüchteten aus 
Griechenland, die Deutschland gemäß der Aufnahmever-
pflichtung aufzunehmen hatte?

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Frau Kollegin, diese Zahl müsste ich Ihnen nachrei-

chen. Ich will hier jetzt nicht etwas aus der Erinnerung 
sagen, was möglicherweise nicht ganz genau stimmt. Ich 
hoffe, Sie sind damit einverstanden.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Wir sind damit am 

Ende der Fragestunde.

Frau Polat, Herr Staatsminister Roth wird Ihnen die 
Antwort schriftlich nachreichen. Auch alle anderen Fra-
gesteller bekommen ihre noch offenen Antworten schrift-
lich mitgeteilt.

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 12 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Hauptausschusses zu dem Antrag der 
Bundesregierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der AU-/VN-Hy-
brid-Operation in Darfur (UNAMID) auf 
Grundlage der Resolution 1769  (2007) des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen vom 
31. Juli 2007 und folgender Resolution, zuletzt 
2363 (2017) vom 29. Juni 2017

Drucksachen 19/19, 19/174 

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
Die Linke vor. Über die Beschlussempfehlung werden 
wir später namentlich abstimmen.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 27 Minuten vorgesehen. – Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Zunächst hat der Kollege 
Vöpel von der SPD das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Dirk Vöpel (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Seit der letzten Mandatierung des deutschen Beitrags zu 
UNAMID im Dezember 2016 hat sich bei der gemeinsa-
men Friedensmission von UNO und Afrikanischer Union 
in Darfur einiges getan.

Mit der erneuten Verlängerung des Einsatzes am 
27. Juni 2017 beschloss der Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen nicht nur eine Verkleinerung der Operation, 
sondern er brachte gleichzeitig eine strategische Neu-
aufstellung dieser Blauhelmmission auf den Weg. In 
der ersten Phase dieses Rückbaus sollen bis Ende 2017 
die Einsatzstärke im militärischen Bereich auf etwa 
11  400  Soldaten und die polizeiliche Komponente auf 
knapp 2  900  Polizisten abgeschmolzen werden. Nach 
einer für Januar kommenden Jahres vorgesehenen Über-
prüfung könnte dann bis Ende Juni 2018 ein weiterer Ab-
bau auf circa 8 700 Soldaten und 2 500 Polizisten erfol-
gen. Das käme im Vergleich zum Personalansatz vor gut 
einem Jahr fast einer Halbierung gleich.

Leider spiegelt dieser Teilabzug der Blauhelmtruppe 
keine durchgreifende Verbesserung der Verhältnisse in 
Darfur und im Gesamtsudan wider. Vielmehr offenbart 
er die aktuellen Nöte der UNO bei der Finanzierung ihrer 
weltweiten Friedenseinsätze. 

Auf Druck der neuen US-Regierung mussten die Ver-
einten Nationen den Haushalt für ihre Blauhelmeinsätze 
bereits in diesem Jahr um 600 Millionen Dollar kürzen – 
und das in einer Zeit, in der die Nachfrage nach und der 
Bedarf an Fähigkeiten bei der Friedenssicherung und 
Friedenserhaltung nicht geringer werden, im Gegenteil. 
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Angesichts der aktuellen Weltlage den Rotstift gerade bei 
den Friedensmissionen anzusetzen, halte ich für Sparen 
an der falschen Stelle.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zehn Jahre nach der 
erstmaligen Entsendung von Blauhelmsoldaten nach Dar-
fur hat der UNO-Sicherheitsrat neben der Verkleinerung 
auch eine operative Neuausrichtung beschlossen. Damit 
werden Konsequenzen aus der strategischen Rückschau 
des bisherigen Einsatzverlaufs vom Mai 2017 gezogen. 
Wenn man so will, geht es im Kern um eine Schwer-
punktverlagerung vom Peacekeeping zum Peacebuilding 
im Rahmen eines zweigleisigen Ansatzes. 

Die klassischen Aufgaben der Friedenserhaltung 
werden auf die Gebirgsregion Jebel Marra konzentriert, 
in der nach wie vor Kämpfe aufflackern. Hier soll eine 
spezielle Taskforce von UNAMID in Brigadestärke den 
robusteren Teil des Mandats umsetzen und insbesonde-
re den humanitären Zugang gewährleisten. In den ande-
ren Regionen Darfurs, die seit längerer Zeit von offenen 
Kampfhandlungen verschont geblieben sind, wird die 
Mission einen mehr friedenskonsolidierenden Auftrag 
erhalten. Dieser umfasst neben dem Schutz der Zivilbe-
völkerung unter anderem die Vermittlung bei interkom-
munalen Konflikten, die Unterstützung der Polizei und 
die Etablierung von Rechtsstaatsinstitutionen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, man kann bei der 
Beschäftigung mit den vielen Krisengebieten Afrikas lei-
der allzu schnell den Eindruck bekommen: Schlimmer 
geht es immer! So haben der mörderische Bürgerkrieg 
und die drohende Hungerkatastrophe im Südsudan dem 
Darfur-Konflikt öffentliche Aufmerksamkeit entzogen. 
Dabei bleibt auch die Lage in Darfur höchst labil, wenn 
nicht prekär: mehr als 2,5 Millionen Binnenvertriebene, 
die Kämpfe in Jebel Marra, immer wieder lokale Ausein-
andersetzungen um Ressourcen und die Art der Landnut-
zung. 2,1 Millionen Menschen sind existenziell auf die 
reibungslose Lieferung von humanitärer Hilfe angewie-
sen. Schon deshalb gibt es zu einer weiteren Präsenz von 
UNAMID-Kräften in Darfur auf absehbare Zeit keine 
sinnvolle Alternative.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr.  Frithjof Schmidt [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der deutsche Bei-
trag zu UNAMID gehört neben den Beteiligungen an 
UNMISS und EUTM Somalia zu den kleineren Aus-
landseinsätzen der Bundeswehr. Bei UNAMID verrich-
ten mit Stand letzter Woche sieben Bundeswehrangehö-
rige ihren Dienst, darunter zwei Soldatinnen. Aber auch 
diese kleineren Beiträge machen im vernetzten Ansatz 
einer Operation Sinn.

Generalmajor Thorsten Poschwatta, der stellvertre-
tende Befehlshaber des Einsatzführungskommandos, hat 
bei seinem Besuch der deutschen UNAMID-Soldaten im 
Oktober 2016 die Bedeutung auch der kleineren Bundes-
wehreinsätze betont. Leider würden gerade Missionen 

mit einer kleinen Zahl von Soldatinnen und Soldaten in 
der deutschen Öffentlichkeit schnell in Vergessenheit ge-
raten. „Dabei“, so der Generalmajor wörtlich, „leisten die 
deutschen Soldaten hier vor Ort hervorragende Arbeit.“ 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Ich zitiere weiter:

Um im internationalen Kontext einer VN-geführten 
Mission bestehen zu können, wird besonders viel 
Fingerspitzengefühl und interkulturelle Kompetenz 
abverlangt.

Dem ist nichts hinzuzufügen. Vielen Dank für Ihren Ein-
satz.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir werden der Verlängerung des Mandates zustim-
men.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Nächster Redner ist der Kollege Beyer 

von der CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Beyer (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Im Sudan gibt 
es in mehreren Provinzen – in Darfur, über das wir uns 
hier unterhalten, im Südkordofan und auch im Blauen 
Nil – seit 2003 bzw. 2011 bis heute ungelöste bewaffnete 
Konflikte. Deswegen ist es richtig und wichtig, dass wir 
uns heute mit der Verlängerung des Mandats UNAMID 
beschäftigen; denn die Ziele, die sich diese Mission ge-
geben hat, sind nach wie vor richtig. Da sind der Schutz 
der Zivilpersonen, Erleichterung der Bereitstellung hu-
manitärer Hilfe und auch – nicht zu unterschätzen, das ist 
ein ganz zentraler Punkt – die Vermittlung zwischen der 
Regierung des Sudans und der bewaffneten Bewegung, 
die das Doha-Dokument nicht unterzeichnet hat.

Die Bundeswehr nimmt ihre Aufgaben  – Kollege 
Dirk Vöpel hatte das auch schon erwähnt  – wahr: Bei 
einer Obergrenze von 50 Soldatinnen und Soldaten sind 
sieben Soldaten im Einsatz, darunter zwei Soldatinnen. 
Sie werden im Hauptquartier al-Faschir als Experten 
in verschiedenen Bereichen eingesetzt. Der einzige eu-
ropäische Truppensteller ist in diesem Zusammenhang 
Deutschland. Es ist gar nicht so unwichtig, das als Si-
gnal zu begreifen, gerade auch angesichts der in diesen 
Tagen und Wochen debattierten Ständigen Strukturierten 
Zusammenarbeit, PESCO, auf europäischer Ebene. 

Es ist wichtig, sich einmal die Konfliktursachen in 
Darfur anzuschauen. Das sind Verteilungskämpfe um 
knappe Ressourcen wie Wasser und Weideland zwischen 
nichtsesshaften Nomaden einerseits und sesshaften Bau-
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ern andererseits. Das sind langjährige wirtschaftliche und 
politische Vernachlässigungen durch die Regierung im 
Sudan. Auch der hohe Bewaffnungsgrad in der Bevölke-
rung spielt eine Rolle.

In diesem Zusammenhang ist in letzter Zeit weiteres 
Konfliktpotenzial in den Fokus geraten, nämlich die Ein-
sammlung nichtregistrierter Waffen. Insbesondere dage-
gen richtet sich massiver Widerstand einiger bewaffneter 
Milizen. Und immer noch finden in Darfur und im übri-
gen Sudan schwerste Menschenrechtsverletzungen statt. 

In Darfur gibt es 2,7  Millionen Binnenflüchtlinge, 
und über 2,1  Millionen Menschen sind auf humanitäre 
Hilfe angewiesen. Der Sudan hat nicht nur diese hohe 
Zahl von Binnenflüchtlingen zu bewältigen, sondern er 
ist auch ein Haupttransitland für Flüchtlinge aus anderen 
Staaten der Region, die sich auf den Weg zu uns nach 
Europa machen. Deswegen ist es wichtig, dass wir uns 
hier engagieren.

Als wäre diese Lage nicht schon problematisch genug, 
leidet der Sudan seit einiger Zeit auch unter einer verita-
blen Wirtschaftskrise. Eine Inflationsrate von 30 Prozent 
ist dort zu verzeichnen. Hier verspricht die permanente 
Aufhebung eines Großteils der bestehenden Wirtschafts-
sanktionen der Vereinigten Staaten von Amerika Abhilfe, 
und so könnte sich diese desolate Wirtschaftslage in Zu-
kunft ein wenig entspannen.

Meine Damen und Herren, es reicht nicht aus, die 
Situation zu beschreiben, sondern man muss auch den 
Entwicklungen Rechnung tragen. Deswegen ist es rich-
tig, dann, wenn sich die Lage beruhigt hat, den Fokus 
verstärkt auf die Stabilisierung der Verhältnisse zu legen. 
Die Neuausrichtung, die im Sommer dieses Jahres durch 
die Vereinten Nationen beschlossen worden ist, geht mit 
der Reduzierung der Militärkräfte um rund 45  Prozent 
über die nächsten zwei Jahre einher. 

Deswegen richte ich einen Blick auf den Entschlie-
ßungsantrag der Linksfraktion, in dem gefordert wird, 
die Anzahl der Militärkräfte zu reduzieren und die huma-
nitäre Hilfe und diplomatische Bemühungen zu verstär-
ken. Das ist richtig, aber der Entschließungsantrag geht 
ins Leere; denn das ist in diesem Sommer bereits von den 
Vereinten Nationen beschlossen worden. 

Meine zweite Bemerkung zum Entschließungsantrag 
der Linken zielt darauf, dass darin gefordert wird, die 
Bekämpfung der illegalen Migration sofort einzustellen. 
Dabei muss man wissen, dass diese illegale Migration 
durch Schleuser, Verbrecher und organisierte Krimina-
lität betrieben und vorangetrieben wird. Es kann doch 
nicht Ihr Ernst sein, dass man aufhören soll, diese Situa-
tion zu bekämpfen. Es ist richtig, hier weiterzumachen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir haben Verantwortung für unsere Soldatinnen und 
Soldaten in den Auslandsverwendungen wie beispiels-
weise im Einsatz in Darfur. Sie leisten dort eine hervorra-
gende und auch sehr sinnvolle Arbeit. Sie tragen letztlich 
auch zu unserer Sicherheit bei. Deswegen gebührt diesen 

Soldatinnen und Soldaten im Einsatz unser ausdrückli-
cher Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so-
wie bei Abgeordneten der SPD)

Daraus abgeleitet schließe ich mit einem Hinweis auf 
unsere Verpflichtung, unseren Soldatinnen und Solda-
ten Rechtssicherheit zu geben. Diese können wir ihnen 
geben und damit auch unserer Pflicht gerecht werden, 
indem wir heute mit der namentlichen Abstimmung am 
Ende der Debatte das Mandat verlängern.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Nächster Redner ist der Kollege Otten, 

AfD.

(Beifall bei der AfD)

Gerold Otten (AfD): 
Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 

Es mag Sie überrascht haben, dass sich die AfD-Fraktion 
zugunsten der Verlängerung des Bundeswehrmandats für 
UNAMID ausgesprochen hat. Gestatten Sie mir deshalb 
einleitend einige kurze Sätze zum Demokratieverständ-
nis der AfD. 

(Widerspruch bei der LINKEN)

Falls Sie erwartet haben, dass wir als Oppositions-
fraktion prinzipiell jeden Antrag der Regierung ablehnen 
werden, muss ich Sie enttäuschen. Bei uns wird jeder 
Antrag auf seine Sinnhaftigkeit geprüft. Sollte er mit un-
serem Programm im Einklang stehen – das heißt im In-
teresse Deutschlands liegen –, dann werden wir diesem 
Antrag auch zustimmen. Das ist unser Demokratiever-
ständnis. Bei uns stehen ausschließlich Sacherwägungen 
im Vordergrund.

(Beifall bei der AfD)

Ganz im Gegensatz dazu steht die Haltung des Abge-
ordneten Scheuer, Generalsekretär der CSU. Dieser ließ 
noch vor kurzem verlauten, AfD-Anträge hier im Bun-
destag kategorisch ablehnen zu wollen, auch wenn diese 
inhaltlich zur Union passen würden.

Doch zurück zu UNAMID. Da es sich um eine 
UN-Friedensmission handelt, die vorrangig dem Schutz 
der Zivilbevölkerung dient, unterstützen wir diesen Ein-
satz. Wir unterstützen diese Mission auch deshalb, weil 
bereits im Vorjahr Zehntausende aus dem Sudan geflüch-
tet sind. Hier geht es eben auch um die Bekämpfung von 
Fluchtursachen. Gleichzeitig fordern wir die Bundesre-
gierung dazu auf, sich international für eine deutliche 
Verbesserung der Effizienz von UNAMID einzusetzen. 
Der Verringerung des militärischen Anteils der Mission 
muss deshalb entschieden widersprochen werden. Zu-
nächst gilt es, die regionalen Krisenherde wie Jebel Mar-
ra nachhaltig zu befrieden.

Meine Damen und Herren, der Einsatz im Sudan be-
deutet für unsere Soldaten eine Gefahr für Leib und Le-
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ben, wie das tragische Schicksal von bereits über 70 To-
ten bei dieser Mission bewiesen hat. Deshalb steht die 
Bundesregierung in der Pflicht, die Strategie der Führung 
von UNAMID zu hinterfragen. So muss geklärt werden, 
wie die Entwaffnung von Milizen, die es laut Antrag mit 
hoher Priorität voranzubringen gilt, mithilfe von Me-
diation und Beratung funktionieren soll. Es lassen sich 
doch nicht alle bewaffneten und gewaltbereiten Milizen 
mit sozialpädagogischen Mitteln befrieden. Es geht hier 
schließlich um den Schutz der Zivilbevölkerung. 

(Beifall bei der AfD)

Wir fordern daher eine konkrete schrittweise Planung 
von der Bundesregierung, um die Ziele der Mission in 
absehbarer Zeit zu erreichen. Hunderttausende hilfsbe-
dürftige Menschen im Sudan sind auf die Unterstützung 
durch Hilfsorganisationen angewiesen. Daher muss der 
Schutz dieser Organisationen und der Zivilbevölkerung 
weiterhin gewährleistet werden. Deshalb befürwortet 
die AfD die Fortsetzung der deutschen Beteiligung an 
UNAMID.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr.  – Nächste Rednerin ist die Kollegin 

Strack-Zimmermann von der FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann (FDP): 
Vielen Dank. – Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! UNAMID leistet als gemeinsame Peace-
keeping-Mission der Afrikanischen Union einerseits und 
der Vereinten Nationen andererseits Hilfe dabei, dass das 
Darfur-Friedensabkommen vom Mai  2006 umgesetzt 
und den Menschen vor Ort geholfen werden kann. Das 
Mandat erlaubt den Einsatz von bis zu 50  Soldatinnen 
und Soldaten, die in der Logistik, in der IT, in der Tech-
nik und im medizinischen Bereich eingesetzt werden. 
Aktuell sind dort fünf Soldaten und zwei Soldatinnen 
stationiert. Damit zeigt Deutschland gewissermaßen im 
Namen Europas Flagge.

Natürlich ist dieser Weg ein ganz schwieriger, und 
natürlich müssen wir immer wieder hinterfragen, ob 
der Einsatz unserer Soldatinnen und Soldaten dort Sinn 
macht. Oder andersherum: Was wäre, wenn sie nicht dort 
eingesetzt wären? Das gilt übrigens für alle Einsätze.

Laut UN gab es kleinere Erfolge und gehen die 
Kampfhandlungen zwischen den Regierungsstreitkräf-
ten und den Rebellen langsam zurück. Aber es gibt auch 
immer wieder Rückschläge, und es bedarf fortlaufender 
Vermittlung zwischen den Gruppen; denn für die Men-
schen vor Ort ist das überlebenswichtig. Insofern ist die 
Waffenruhe ein erster Schritt in diesem langatmigen Frie-
densprozess.

Über 18 000 Soldatinnen und Soldaten – es wurde ge-
rade erwähnt, dass dieser Umfang abgebaut wird –, Po-
lizistinnen und Polizisten sowie zivile Einsatzkräfte sind 
in Darfur im Einsatz. Aber in der Tat muss man darü-

ber hinaus – da bin ich übrigens durchaus bei Ihnen, der 
Fraktion der Linken – immer wieder schauen, dass Ent-
wicklungshilfe geleistet wird, um das humanitäre Elend 
zu bekämpfen.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Sabine 
Weiss [Wesel I] [CDU/CSU] und Dr. Dietmar 
Bartsch [DIE LINKE])

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen der Linken, 
Sie behaupten in Ihrem Antrag ernsthaft Folgendes und 
rechtfertigen damit auch Ihre Ablehnung – ich zitiere –:

Das Bundeswehr-Mandat ist auch deshalb abzuleh-
nen, weil es die Lenkung bzw. Eindämmung von 
Migrationsbewegungen militärisch flankieren soll.

Sorry, damit verhöhnen Sie diesen Einsatz unserer Solda-
tinnen und Soldaten, die dort ihr eigenes Leben nicht nur 
gefährden, ja einsetzen, um humanitäre Hilfe erst mög-
lich zu machen.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Sabine 
Weiss [Wesel I] [CDU/CSU])

Ich habe Ihnen das schon einmal gesagt: Unsere Bun-
deswehr verdient Respekt und Dank, übrigens nicht nur 
zur Weihnachtszeit. Deswegen halte ich diese gehalt- und 
geschmacklosen Unterstellungen für völlig daneben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, ganz entscheidend in 
diesem Einsatz ist, dass wir den Flucht- und damit den 
Elendsursachen begegnen. Die UNAMID-Mission be-
gleitet den Friedensprozess, damit weit über 2 Millionen 
Menschen in ihrem Zuhause, in ihrer Heimat überleben 
können. Die Freien Demokraten befürworten daher die-
sen Einsatz und unterstützen die Verlängerung des Man-
dates.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr.  – Nächste Rednerin ist die Kollegin 

Buchholz, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Christine Buchholz (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Seit zehn 

Jahren soll der UN-Militäreinsatz UNAMID in der su-
danesischen Provinz Darfur Frieden schaffen. Aber: Die 
Lage ist weiter dramatisch. Noch immer gibt es über 
2  Millionen Binnenflüchtlinge, die unter elendsten Be-
dingungen leben müssen, und immer wieder gibt es be-
waffnete Konflikte.

Frieden lässt sich nicht durch einen internationalen 
Militäreinsatz schaffen.

(Beifall bei der LINKEN)

Denn der Konflikt in Darfur hat tiefe Wurzeln. Eine Wur-
zel ist die Armut, eine andere ist der Klimawandel, der 

Gerold Otten 

juris Lex QS
18052024 ()



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 5. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. Dezember 2017 349

(A) (C)

(B) (D)

die Wasserknappheit verschlimmert und damit Vertei-
lungskonflikte anheizt.

Ein zentrales Problem ist auch die politische Repressi-
on durch das Regime von Umar al-Baschir, das über Jah-
re loyale Milizen unterstützt hat. Aufständische werden 
in Darfur bis heute bekämpft. Stämme unterschiedlicher 
ethnischer Herkunft werden vom Regime gegeneinander 
ausgespielt und aufgehetzt. Im ganzen Land werden Op-
positionelle verfolgt. Gegen die Ursachen des Konflikts, 
die Repression und die Politik des „Teile und herrsche“ 
hilft UNAMID nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Bundesregierung treibt ein doppeltes Spiel mit 
dem Sudan. In Deutschland hat sie lange Zeit so getan, 
als sei sie einer der entschiedensten Gegner von Baschir. 
Aber klar ist auch, dass ein Bundeswehreinsatz im Su-
dan  – wie übrigens die gesamte Mission  – nicht ohne 
Einverständnis der sudanesischen Regierung stattfinden 
würde.

An anderer Stelle arbeitet die Bundesregierung sogar 
aktiv mit Baschir zusammen. An die Kollegen der FDP: 
Das werfe ich nicht den Soldatinnen und Soldaten vor; 
das werfe ich der geschäftsführenden Bundesregierung 
vor.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie stecken Millionen von Euro in laufende Programme 
zur Flüchtlingsabwehr. Das Regime Baschir ist einer Ih-
rer Partner, und das ist ein Skandal.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Bundesregierung begründet den Bundeswehreinsatz 
mit dem Leid der sudanesischen Bevölkerung in Darfur. 
Auf der anderen Seite schlägt sie Leidtragenden die Tür 
vor der Nase zu, und das ist unglaubwürdig und zynisch.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Bundeswehr ist nicht im Sudan um der Sudanesen 
willen; die Bundeswehr ist auch deshalb im Sudan, da-
mit die Bundesregierung auf internationaler Bühne ihre 
sogenannte militärische Glaubwürdigkeit beweisen und 
ihren Anspruch auf einen Sitz im UN-Sicherheitsrat un-
terstreichen kann.

Nun wird der Eindruck erweckt – das wurde jetzt auch 
mehrfach bestätigt –, als habe sich der Einsatz grundle-
gend gewandelt; es gehe jetzt immer mehr um humani-
täre Hilfe. Aber die Zahlen zeigen, dass es nicht stimmt. 
UNAMID ist weiterhin zu 90 Prozent ein Militär- und Po-
lizeieinsatz. Dafür hat die Bundesregierung in den letzten 
zehn Jahren rund 600 Millionen Euro ausgegeben. Die 
Linke sagt: Das Geld wäre für wirkliche humanitäre und 
entwicklungspolitische Hilfe besser angelegt. Die Bun-
deswehr muss abgezogen werden, und das Programm zur 
Flüchtlingsabwehr muss umgehend eingestellt werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Frithjof Schmidt 

von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Dr.  Frithjof Schmidt (BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ja – wir haben es mehrfach gehört –, die Lage 
der Menschen in Darfur ist nach wie vor dramatisch. Be-
waffnete Banden und verfeindete Milizen terrorisieren 
die Bevölkerung, zum Teil im Auftrag der Zentralregie-
rung. Das ist politisch wichtig; das muss man wissen.

Die Menschen flüchten sich davor in Lager. Die Blau-
helme der Vereinten Nationen können immerhin einen 
wichtigen Teil dieser Lager schützen. Bei diesem Einsatz 
gibt es auch Fehler und Probleme, aber der Einsatz ist für 
die Menschen vor Ort absolut notwendig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb hat meine Fraktion diesen Einsatz immer unter-
stützt, und wir werden das weiterhin tun; wir werden das 
auch heute tun.

Aber ansonsten, wenn wir diskutieren: „Was passiert 
in Darfur?“, muss ich sagen: Das ist eine meiner poli-
tisch frustrierendsten Erfahrungen. Ich habe schon 2007 
mit einer Delegation des Europäischen Parlaments vie-
le Lager in Darfur besucht. Ich muss feststellen: Es hat 
sich in zehn Jahren an der Situation der Menschen nichts 
grundlegend geändert. Dafür gibt es mehrere Ursachen. 
Die bewaffneten Banden, die entwaffnet werden sollen, 
operieren zum Großteil grenzüberschreitend, zum Teil 
aus dem Süden Libyens, zum Teil aus dem Tschad. Die 
örtlichen Warlords wechseln ihre Allianzen manchmal 
im Monats- oder Jahresrhythmus und bekämpfen sich 
auch noch gegenseitig. Die internationale Gemeinschaft 
hat keine konkrete Antwort auf diese Situation gefunden. 

Vor allem fördert der Diktator Baschir, also die 
Zentralregierung, seit zwei Jahrzehnten Terror und Cha-
os in der Region, um Autonomiebestrebungen zu unter-
drücken. Dazu muss man wissen: Dieser Mann wird seit 
2009 mit internationalem Haftbefehl durch den Interna-
tionalen Strafgerichtshof gesucht. Er war der erste Staat-
schef, der mit internationalem Haftbefehl gesucht wird. 
Der Haftbefehl ist bis heute gültig. Dieser Mann trägt die 
Verantwortung für tausendfachen Mord, Folter, Massen-
vergewaltigungen und Korruption. 

Eine Zeitlang ist es gelungen, ihn international weit-
gehend zu ächten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber leider wird seit einiger Zeit sein Regime von der 
Europäischen Union als Gesprächspartner wieder auf-
gewertet. Seine Kooperation in Fragen von Flucht und 
Migration wird offiziell gesucht. Ich sage: Das ist eine 
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politische Schande. Der Mann ist eine Fluchtursache, 
nicht ein Mittel, um Fluchtursachen zu bekämpfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Herr Baschir gehört – das muss eine politische Lösung 
mitprägen – vor den Internationalen Strafgerichtshof und 
nicht in die Verhandlungszimmer der internationalen Di-
plomatie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Eine scheinbar neutrale Zusammenarbeit mit Herrn 
Baschir nach dem Motto: „Er ist halt da, und wir müssen 
mit seiner Regierung kooperieren“, verhöhnt internatio-
nales Recht und vor allen Dingen die Opfer von Herrn 
Baschir.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Christine Buchholz [DIE 
LINKE])

Wir unterstützen diesen Einsatz der UN. Aber das, 
was politisch geleistet werden muss, ist die Beendigung 
der Kooperation mit Herrn Baschir. Dafür muss sich auch 
die amtierende Bundesregierung energisch einsetzen.

Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Letzter Redner in dieser Debatte ist der 

Kollege Dr. Brandl, CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Sieben Soldaten, sieben Polizisten  – der Erfolg von 
UNAMID wird sich nicht am deutschen Beitrag ent-
scheiden. Aber der deutsche Beitrag ist vor allem ein 
entscheidendes Signal an die Weltgemeinschaft, an die 
Afrikanische Union und an die Vereinten Nationen, dass 
wir es ernst meinen, wenn es darum geht, Verantwortung 
zu übernehmen, dass wir Friedensmissionen nicht nur 
fordern und finanziell fördern, sondern dass wir uns auch 
konkret mit Personal daran beteiligen. Nichtsdestotrotz 
geht es dabei nicht nur um Symbolik und Solidarität. 
Vielmehr haben wir an dieser Region auch ein handfestes 
deutsches Interesse, nämlich dass sich die Region stabili-
siert und dass UNAMID ein Erfolg wird.

Wenn sich die Region rund um den Sudan und im Sa-
helgürtel weiter destabilisiert, dann befürchte ich eine 
Kettenreaktion, wie wir sie an vielen Stellen schon be-
obachten können. Ein Konflikt an einer Stelle führt dazu, 
dass Menschen in ein Nachbarland fliehen. Dort entste-
hen dann neue Konflikte aufgrund knapper Ressourcen 
und ethnischer Auseinandersetzungen. Die Staaten be-
kommen die Situation immer weniger in den Griff. Die 
Menschen bewaffnen sich. Terrorismus und organisierte 
Kriminalität nehmen immer weiter zu. Wir erleben in den 
betreffenden Regionen den Beginn einer solchen Ketten-
reaktion. 

Ich nenne als Beispiel den Südsudan; darüber werden 
wir anschließend debattieren. Allein aus dem Südsudan 
fliehen im Moment jeden Tag 800  Menschen in den 
Sudan, um sich vor dem Bürgerkrieg zu schützen. Das 
verschärft im Sudan und in Darfur die Situation. Inner-
halb dieser Gemengelage in der Region ist UNAMID der 
zentrale Stabilitätsfaktor. UNAMID hat als wesentlichen 
Auftrag den Schutz der Zivilbevölkerung; der Vorredner 
hat gerade auf die Camps zum Schutz der Zivilbevölke-
rung hingewiesen. UNAMID ermöglicht überhaupt erst 
humanitäre Hilfslieferungen und auch, dass Bedürftige 
tatsächlich erreicht werden. UNAMID überwacht die 
Menschenrechtslage und ist ein wesentlicher Faktor bei 
den Versöhnungsanstrengungen der verfeindeten Grup-
pen in den interkommunalen Konflikten. Deswegen ist 
es gut, dass es die Mission gibt.

Die Mission hat bereits einige Erfolge vorzuweisen. 
Ich erinnere mich an Debatten hier in diesem Haus, in de-
nen wir die Situation in Darfur noch wesentlich kritischer 
betrachtet haben, als wir dies heute tun. Nichtsdestotrotz 
wird die Region weiterhin auf UNAMID und internatio-
nale Hilfe angewiesen sein.

Nach zehn Jahren UNAMID und angesichts der etwas 
stabileren Situation ist jetzt ein guter Zeitpunkt, dass sich 
die Vereinten Nationen um die Zukunft von UNAMID 
Gedanken machen und die Mission einer umfangreichen 
Evaluation unterziehen. Die ersten Ergebnisse dazu er-
warten wir im Januar. Wir begleiten dies natürlich sehr 
konstruktiv. 

Ich schließe mich dem ersten Redner in dieser Debat-
te, Herrn Vöpel, an: Zentraler Treiber für die Neubewer-
tung der Situation soll die Lage vor Ort sein. Die Frage 
ist, wie wir den Menschen am besten helfen können. Dies 
soll nicht eine finanzielle Frage sein. Ich bitte die Bun-
desregierung, sich dafür einzusetzen, dass die Friedens-
missionen auch in Zukunft sowohl personell als auch fi-
nanziell ausreichend unterfüttert werden. Deutschland ist 
bereit, seinen Beitrag dazu zu leisten; das haben wir hier 
im Bundestag mehrfach unterstrichen, sowohl im Haus-
halt als auch mit der Beteiligung in Form von Personal. 
Unser Beitrag ist nicht sehr groß, aber es ist ein wichtiger 
Beitrag, symbolisch und politisch, und wir sollten diesen 
Beitrag fortführen.

In diesem Sinne bedanke ich mich für Ihre Aufmerk-
samkeit und bitte Sie um Zustimmung zu diesem Mandat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dirk Vöpel [SPD])

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr, Herr Kollege Brandl.  – Damit schließe 

ich die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Hauptausschusses zu dem Antrag der 
Bundesregierung zur Fortsetzung der Beteiligung bewaff-
neter deutscher Streitkräfte an der AU-/VN-Hybrid-Ope-
ration in Darfur, UNAMID. Der Ausschuss empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung auf der Drucksache 19/174, 
den Antrag der Bundesregierung auf Drucksache 19/19 
anzunehmen. 

Dr. Frithjof Schmidt
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Wir stimmen nun über die Beschlussempfehlung na-
mentlich ab. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schrift-
führer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen. Sind alle 
Plätze an den Urnen besetzt?  – Das ist der Fall. Dann 
eröffne ich die Abstimmung.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Guten Tag, liebe Kolleginnen und Kollegen! Darf ich 

Sie fragen, ob es noch Mitglieder des Hauses gibt, die 
nicht abgestimmt haben? – Da mir niemand zuhört, kann 
mir auch niemand diese Frage beantworten. Ich gehe 
aber davon aus, dass alle die Stimme abgegeben haben.

Ich schließe die Abstimmung und bitte die Schriftfüh-
rerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu begin-
nen. Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung wird 
Ihnen später bekannt gegeben.1)

Darf ich die Kolleginnen und Kollegen bitten, die 
Plätze einzunehmen, da die Abstimmungen weiterge-
hen? – Das betrifft alle Kolleginnen und Kollegen. Das 
haben wir gestern schon geübt. Auch hier in der Mitte 
darf ich Sie bitten, Ihre Gespräche woanders durchzu-
führen. Ich fange einfach nicht an, wenn Sie sich nicht 
hinsetzen oder sich woanders weiter unterhalten. – Das 
betrifft auch die Kolleginnen und Kollegen der SPD. 

(Martin Schulz [SPD]: Was sollen die ma-
chen?)

– Zuhören, wenn ich etwas sage, Martin. 
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ent-

schließungsantrag der Fraktion Die Linke auf Druck-
sache  19/237. Ich darf Sie fragen, wer für diesen Ent-
schließungsantrag stimmt.  – Wer stimmt gegen diesen 
Antrag? – Wer enthält sich? – Damit ist der Entschlie-
ßungsantrag abgelehnt. Zugestimmt hat Die Linke, dage-
gen waren SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU/CSU und 
FDP, und enthalten hat sich die AfD. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf:
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Hauptausschusses zu dem Antrag der 
Bundesregierung 
Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der von den Ver-
einten Nationen geführten Friedensmission 
in Südsudan (UNMISS) auf Grundlage der 
Resolution  1996 (2011) des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen vom 8. Juli 2011 und 
Folgeresolutionen, zuletzt 2327 (2016) vom 
16. Dezember 2016
Drucksachen 19/20, 19/175

Auch hierzu liegt uns ein Entschließungsantrag der 
Fraktion Die Linke vor. Über die Beschlussempfehlung 
werden wir wie bei den anderen Mandaten später na-
mentlich abstimmen.

Nach interfraktioneller Vereinbarung sind für die Aus-
sprache 27 Minuten vorgesehen. – Ich höre keinen Wi-
derspruch. Dann ist das so beschlossen. Ich bitte Sie, sich 

1)   Ergebnis Seite 352 C

an die Redezeiten zu halten, auch wenn sie verdammt 
kurz sind. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Was heißt hier 
„verdammt“?)

Ich eröffne die Debatte mit Christoph Matschie für die 
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Christoph Matschie (SPD): 
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Der Einsatz im Südsudan ist das letzte Bundeswehrman-
dat, über das wir in dieser Woche entscheiden. Auch hier 
sind die Fragen zu beantworten: Ist der Einsatz sinnvoll? 
Ist er verantwortbar? Soll er fortgesetzt werden?

Man darf die Situation nicht schönreden. Die Lage 
im Südsudan ist dramatisch. Klar ist auch: Sie hat sich 
trotz aller Friedensbemühungen weiter verschlechtert. 
Von 12 Millionen Einwohnern sind mittlerweile über die 
Hälfte der Menschen von Nahrungsmittelhilfe abhängig. 
Eineinviertel Millionen Menschen sind direkt und unmit-
telbar vom Hunger bedroht. Die Zahl der Flüchtlinge hat 
sich in den letzten Monaten – im letzten Jahr, muss man 
sagen – auf fast 4 Millionen verdoppelt. 

Trotz eines vor zwei Jahren geschlossenen Friedens-
abkommens führen alle Konfliktparteien ihre militäri-
schen Aktionen fort. Die Gewaltanwendung gegenüber 
der Zivilbevölkerung ist besorgniserregend. Hier wie in 
allen Konflikten sind immer wieder insbesondere Frauen 
und Kinder betroffen. 

Heißt das jetzt, der Einsatz ist gescheitert? Heißt das, 
wir ziehen uns zurück? Die Vereinten Nationen haben 
in den letzten Jahren eine andere Antwort gegeben. Sie 
haben ihre Bemühungen verstärkt. Wir müssen heute 
entscheiden, werte Kolleginnen und Kollegen, ob wir 
die Vereinten Nationen in diesem Bemühen unterstüt-
zen wollen, oder ob wir uns, wie Die Linke das in ihrem 
Antrag fordert, aus der gemeinsamen Verantwortung im 
Rahmen der Vereinten Nationen verabschieden. Die SPD 
steht zu einer Stärkung der Vereinten Nationen; wir be-
fürworten diesen Einsatz.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr.  Frithjof Schmidt [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN])

Im Südsudan geht es um einen begrenzten Auftrag. Bis 
zu 50 Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr können 
zum Einsatz kommen. Sie nehmen dort Führungs-, Ver-
bindungs-, Beratungs-, Beobachtungs- und Unterstüt-
zungsaufgaben wahr. Ich will mich an dieser Stelle, wie 
das auch schon Kolleginnen und Kollegen vor mir bei 
der Beratung anderer Missionen getan haben, ganz aus-
drücklich für den Einsatz unserer Soldatinnen und Solda-
ten bedanken. Sie leisten einen wichtigen Dienst in einer 
schwierigen Situation.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP)

Die UN-Mission wird weiter gebraucht. Sie schützt 
Menschenleben. Sie wird hoffentlich in Zukunft einen 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble
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Beitrag zur Stabilisierung des Landes leisten können. 
Klar ist aber auch – das will ich ganz deutlich sagen –, 
dass es ein Ende der Gewalt und einen Wiederaufbau 
im Südsudan nur über politische Lösungen geben kann. 
Hierzu braucht es ein gemeinsames Vorgehen der Nach-
barländer. Ein wichtiger erster Schritt hierbei wäre das 
Unterbinden weiterer Waffenlieferungen an die Bürger-
kriegsparteien.

Ich glaube im Übrigen wie viele internationale Beob-
achter, dass die von der Regierung beabsichtigte Idee, 
in diesem Jahr Wahlen durchzuführen, in der gegenwär-
tigen Situation nicht zu einer Befriedung des Konflikts 
führen kann. Erst müssen andere wichtige Voraussetzun-
gen geklärt werden, bevor dort Wahlen stattfinden kön-
nen. Die akute Not und die hohe Zahl an Flüchtlingen 
erfordern, jetzt alle Möglichkeiten der humanitären Hilfe 
auszuschöpfen. Die Bundesregierung hat dafür in diesem 
Jahr schon 90  Millionen Euro zur Verfügung gestellt. 
Aber auch hier muss man klar und deutlich sagen: Nach 
gegenwärtigen Schätzungen der Vereinten Nationen wer-
den circa 1,6  Milliarden US-Dollar zur Unterstützung 

gebraucht. Hier sind auch in Zukunft noch deutliche An-
strengungen der Weltgemeinschaft notwendig. Es macht 
aber auch keinen Sinn, so wie die Linke das in ihrem 
Antrag tut, humanitäre Hilfe und militärischen Einsatz 
der UN-Friedensmission gegeneinander auszuspielen. 
Ich will hier ganz deutlich sagen: Beides wird gebraucht, 
und deshalb stimmt die SPD-Fraktion der Verlängerung 
von UNMISS zu.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Christoph Matschie.  – Bevor ich die 

nächste Rednerin aufrufe, möchte ich Ihnen das von 
den Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelte Er-
gebnis der namentlichen Abstimmung zu UNAMID 
bekannt geben: abgegebene Stimmen 679. Mit Ja ha-
ben gestimmt 607, mit Nein haben 72 Kolleginnen und 
Kollegen gestimmt. Damit ist die Beschlussempfehlung 
angenommen.

Endgültiges Ergebnis

Abgegebene Stimmen:	 678;
davon

ja:	 606
nein:	 72
enthalten:	 0

Ja

CDU/CSU

Dr. Michael von Abercron
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Peter Altmaier
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Norbert Barthle
Maik Beermann
Manfred Behrens (Börde)
Veronika Bellmann
Sybille Benning
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Peter Bleser
Norbert Brackmann
Dr. Reinhard Brandl
Michael Brand (Fulda)

Dr. Ralf Brauksiepe
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Marie-Luise Dött
Hansjörg Durz
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Axel E. Fischer (Karlsruhe-

Land)
Dr. Maria Flachsbarth
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Hans-Joachim Fuchtel
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Alois Gerig
Eberhard Gienger
Eckhard Gnodtke
Ursula Groden-Kranich
Hermann Gröhe
Klaus-Dieter Gröhler
Michael Grosse-Brömer
Astrid Grotelüschen

Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mark Hauptmann
Dr. Matthias Heider
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Frank Heinrich (Chemnitz)
Mark Helfrich
Rudolf Henke
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Dr. Heribert Hirte
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Karl Holmeier
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Erich Irlstorfer
Hans-Jürgen Irmer
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Alois Karl
Anja Karliczek
Torbjörn Kartes
Volker Kauder
Dr. Stefan Kaufmann

Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Carsten Körber
Alexander Krauß
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Rüdiger Kruse
Michael Kuffer
Dr. Roy Kühne
Andreas G. Lämmel
Katharina Landgraf
Ulrich Lange
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Dr. Ursula von der Leyen
Antje Lezius
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Nikolas Löbel
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Karin Maag
Yvonne Magwas
Dr. Thomas de Maizière
Dr. Astrid Mannes

Christoph Matschie 
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Matern von Marschall
Hans-Georg von der Marwitz
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Dr. Michael Meister
Jan Metzler
Dr. h. c. Hans Michelbach
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Karsten Möring
Marlene Mortler
Elisabeth Motschmann
Dr. Gerd Müller
Axel Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Andreas Nick
Petra Nicolaisen
Michaela Noll
Dr. Georg Nüßlein
Wilfried Oellers
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Sylvia Pantel
Martin Patzelt
Dr. Joachim Pfeiffer
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Eckhard Pols
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Lothar Riebsamen
Josef Rief
Johannes Röring
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Stefan Sauer
Dr. Wolfgang Schäuble
Andreas Scheuer
Jana Schimke
Tankred Schipanski
Dr. Claudia Schmidtke
Christian Schmidt (Fürth)
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Dr. Klaus-Peter Schulze
Uwe Schummer

Armin Schuster (Weil am 
Rhein)

Torsten Schweiger
Detlef Seif
Johannes Selle
Reinhold Sendker
Dr. Patrick Sensburg
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Frank Steffel
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Andreas Steier
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Peter Stein (Rostock)
Christian Frhr. von Stetten
Dieter Stier
Gero Storjohann
Max Straubinger
Karin Strenz
Michael Stübgen
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Dr. Dietlind Tiemann
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Arnold Vaatz
Oswin Veith
Kerstin Vieregge
Volkmar Vogel (Kleinsaara)
Christoph de Vries
Kees de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Kai Wegner
Dr. h. c. Albert Weiler
Marcus Weinberg (Hamburg)
Dr. Anja Weisgerber
Peter Weiß (Emmendingen)
Sabine Weiss (Wesel I)
Marian Wendt
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Bettina Margarethe 

Wiesmann
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier-

Becker
Oliver Wittke
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak

Dr. Matthias Zimmer

SPD

Niels Annen
Ingrid Arndt-Brauer
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Doris Barnett
Dr. Matthias Bartke
Sören Bartol
Bärbel Bas
Lothar Binding (Heidelberg)
Leni Breymaier
Dr. Karl-Heinz Brunner
Katrin Budde
Marco Bülow
Martin Burkert
Dr. Lars Castellucci
Bernhard Daldrup
Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Yasmin Fahimi
Dr. Johannes Fechner
Dr. Fritz Felgentreu
Dr. Edgar Franke
Ulrich Freese
Sigmar Gabriel
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Michael Groß
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Gabriela Heinrich
Marcus Held
Wolfgang Hellmich
Dr. Barbara Hendricks
Gustav Herzog
Gabriele Hiller-Ohm
Thomas Hitschler
Dr. Eva Högl
Frank Junge
Josip Juratovic
Thomas Jurk

Oliver Kaczmarek
Johannes Kahrs
Elisabeth Kaiser
Ralf Kapschack
Gabriele Katzmarek
Ulrich Kelber
Cansel Kiziltepe
Arno Klare
Lars Klingbeil
Dr. Bärbel Kofler
Daniela Kolbe
Elvan Korkmaz
Anette Kramme
Christine Lambrecht
Christian Lange (Backnang)
Dr. Karl Lauterbach
Helge Lindh
Burkhard Lischka
Heiko Maas
Caren Marks
Katja Mast
Christoph Matschie
Hilde Mattheis
Dr. Matthias Miersch
Klaus Mindrup
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Siemtje Möller
Bettina Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Andrea Nahles
Dietmar Nietan
Ulli Nissen
Thomas Oppermann
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir (Duisburg)
Aydan Özoğuz
Detlev Pilger
Sabine Poschmann
Florian Post
Achim Post (Minden)
Florian Pronold
Martin Rabanus
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Dennis Rohde
Dr. Martin Rosemann
René Röspel
Dr. Ernst Dieter Rossmann
Michael Roth (Heringen)
Susann Rüthrich
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
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Johann Saathoff
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Dr. Manja Schüle
Ursula Schulte
Martin Schulz
Swen Schulz (Spandau)
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Rainer Spiering
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Sonja Amalie Steffen
Mathias Stein
Kerstin Tack
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Ute Vogt
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Gülistan Yüksel
Dagmar Ziegler
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann

AfD

Dr. Bernd Baumann
Marc Bernhard
Andreas Bleck
Peter Boehringer
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Matthias Büttner
Petr Bystron
Joana Eleonora Cotar
Dr. Gottfried Curio
Siegbert Droese
Thomas Ehrhorn
Berengar Elsner von Gronow
Dr. Michael Espendiller
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Nächste Rednerin in der UNMISS-Debatte ist 
Elisabeth Motschmann für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Elisabeth Motschmann (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Der Bundeswehreinsatz im Südsudan im Rahmen der 
Vereinten Nationen, UNMISS, ist aus drei Gründen 
wichtig:

Erstens. Verlässlichkeit gegenüber der Bevölkerung 
im Südsudan, die nach wie vor massive Probleme hat und 
auf Hilfe angewiesen ist.

Zweitens. Verlässlichkeit gegenüber den Vereinten 
Nationen, die diesen Einsatz führen. Denn wer einen Sitz 
im UN-Sicherheitsrat anstrebt, muss verlässlich sein.

Drittens. Verlässlichkeit gegenüber unseren Soldatin-
nen und Soldaten, die sich im Einsatz befinden. 

Verlässlichkeit ist einer der wichtigsten Grundsätze in 
der Außenpolitik. Das gilt gerade auch in diesem Augen-
blick, in dem wir noch keine gewählte Regierung haben. 
Die internationale Gemeinschaft baut auf ein verlässli-
ches Deutschland, und das soll bitte auch so bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Wie sieht es nun zurzeit im Südsudan aus? Eben haben 
wir einiges gehört: Die Situation ist nach wie vor drama-
tisch. Alle Konfliktparteien führen ihre militärischen Ak-
tivitäten fort. Regierung und Rebellen halten sich nicht 
an den Waffenstillstand. Ethnische Auseinandersetzun-
gen und Racheakte sind an der Tagesordnung. Menschen-
rechtsverletzungen sind an der Tagesordnung. Übergriffe 
auf die Zivilbevölkerung sind an der Tagesordnung. Hun-
ger, Gewalt, sexuelle Verbrechen, Verstümmelungen sind 
an der Tagesordnung. Humanitäre Helfer sind Behinde-
rungen, Übergriffen und Erpressungen ausgesetzt. Allein 
2017 sind 18 von ihnen zu Tode gekommen. Von den ur-
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sprünglich 12 Millionen Einwohnern sind 7,6 Millionen 
auf humanitäre Hilfe angewiesen. Sie hungern. Mehr als 
2 Millionen Menschen sind in Nachbarländer geflohen, 
rund 1,9 Millionen wurden innerhalb des Landes vertrie-
ben. Besonders betroffen – das sage ich hier auch noch 
einmal ausdrücklich – sind natürlich immer die Wehrlo-
sesten, und das sind Kinder und Frauen.

Vor dieser Situation dürfen wir die Augen nicht ver-
schließen. Es wäre unverantwortlich, wegzusehen, Hil-
fe zu verweigern und die Menschen im Südsudan ihrem 
Schicksal zu überlassen. Das sage ich auch in Richtung 
der Linkspartei. Wir müssen verhindern, dass der Südsu-
dan zu einem vollends gescheiterten Staat abgleitet. Wir 
müssen verhindern, dass sich immer mehr Menschen auf 
die Flucht begeben. Andernfalls sind unsere Appelle zur 
Bekämpfung von Fluchtursachen in den Heimatländern 
nichts als leere Versprechungen.

Ja, diese Mission hat auch Rückschläge hinnehmen 
müssen. Nicht alles funktioniert fehlerfrei. Angesichts 
der vielen Herausforderungen und schweren Ausgangs-
bedingungen in dieser unruhigen Region kann das viel-
leicht auch nicht anders sein. Das darf aber dennoch kein 
Grund dafür sein, dass wir kapitulieren. Wenn wir kapi-
tulieren und uns zurückziehen, wie uns das die Linken 
in ihrem Entschließungsantrag empfehlen, dann werden 
die Südsudanesen erst recht kapitulieren und das Land 
endgültig verlassen. 

UNMISS ist es gelungen, für bessere Notfallplanung 
zu sorgen und durch Patrouillen ihre Wirksamkeit im 
Land und damit den Schutz der Zivilbevölkerung zu stei-
gern. Unser Engagement befindet sich im Einklang – das 
finde ich wichtig – mit unseren afrikapolitischen Leitli-
nien, die das Ziel haben, den Kontinent auf dem Weg zu 
Frieden und Stabilität zu unterstützen. Dieser vernetzte 
Ansatz ist wichtig. UNMISS flankiert die vielfältigen 
Unterstützungsmaßnahmen der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit mit Schwerpunkten in der Wasser-
versorgung, Landwirtschaft, Governance. Für mich steht 
fest: Wenn es nicht ein Minimum an Sicherheit gibt – da-
für sind unsere Soldatinnen und Soldaten in dem Land; 
und nicht nur sie allein –, wird es auch keine humanitä-
re Hilfe geben können. Auch medizinische Versorgung, 
Nahrung, Lebensmittelgrundlagen, Notunterkünfte sind 
ohne die Gewährleistung von Sicherheit undenkbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Bijan Djir-Sarai [FDP])

Deshalb können wir beim besten Willen dem Ent-
schließungsantrag der Linken nicht zustimmen. Sie un-
terliegen immer wieder dem Irrtum, man könne humani-
tär helfen, auch wenn nicht mindestens die Sicherheit der 
Helfer und der Transporte gewährleistet ist. Weil Sie das 
nicht verstehen, was ich nicht verstehe, müssen wir Ihren 
Antrag leider ablehnen. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Nicht 
leider! Mit Überzeugung!)

Ich bitte um Zustimmung für den Antrag und für die-
sen Einsatz. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Elisabeth Motschmann. – Nächster Red-

ner: Gerold Otten für die AfD-Fraktion. 

(Beifall bei der AfD)

Gerold Otten (AfD): 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Sie werden sich daran erinnern, dass sich die 
AfD-Fraktion im Kontext von UNMISS bisher zuguns-
ten einer Mandatsverlängerung ausgesprochen hat. Diese 
Befürwortung, meine Damen und Herren, basierte aller-
dings allein auf humanitären Aspekten, nicht aber auf 
der Überzeugung, dass der bisherige Einsatz ein Erfolg 
gewesen wäre. 

Es wurde an dieser Stelle bereits von verschiedener 
Seite angesprochen, dass es dem Einsatzkontingent von 
UNMISS bisher nicht gelungen ist, den Südsudan nach-
haltig zu befrieden, geschweige denn für die Einhaltung 
des seit August  2014 bestehenden Friedensabkommens 
zu sorgen. Dem Auftrag, die Sicherheit von Hilfsorga-
nisationen zu gewährleisten, wurde die Friedensmission 
genauso wenig gerecht, wie sie den fortdauernden Men-
schenrechtsverletzungen Einhalt gebietet. Das alles, mei-
ne Damen und Herren, ist bisher nicht überzeugend. Was 
aber überzeugt, ist die Leistung der bei UNMISS einge-
setzten Bundeswehrsoldaten, die vor Ort unter schwie-
rigsten Bedingungen ihren Dienst versehen. Als Fachex-
perten, Berater in den Stäben oder als Militärbeobachter 
steht ihr Beitrag zu dieser Friedensmission in keiner Re-
lation zu der geringen Mannschaftsstärke. Ganze 17 Sol-
daten sind in einem Gebiet von der Größe Frankreichs 
eingesetzt. Für diese Leistung, allen Widrigkeiten zum 
Trotz, gebührt ihnen höchster Respekt. 

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. 
Dr.  Frithjof Schmidt [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN])

Allerdings ist es mit Respekt allein nicht getan. Sinn-
voll wäre es hingegen, dem Personal vor Ort auch eine 
Perspektive zu bieten, idealerweise die Perspektive, die 
Ziele tatsächlich erreichen zu können,

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

um den Einsatz letztendlich zu einem positiven Ende 
zu führen, nämlich dauerhaften Frieden in der Region 
zu erreichen. Die Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
bleibt aber eindeutig Aufgabe der Politik. Als drittgröß-
ter Beitragszahler der UN sollte die Bundesregierung 
künftig ihr Gewicht zugunsten einer UNMISS-Strategie, 
die den Realitäten vor Ort Rechnung trägt, stärker in die 
Waagschale werfen. Dazu gehört unter anderem auch, zu 
überprüfen, ob es jetzt tatsächlich an der Zeit ist, den mi-
litärischen Anteil am Personal von UNMISS signifikant 
zu verringern. Ebenfalls gehört dazu, den diplomatischen 
Druck auf die südsudanesische Regierung zu erhöhen, 
auch um deutlich zu machen, dass weitere Behinderun-
gen der Friedensmission Konsequenzen haben werden. 

Elisabeth Motschmann
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Immerhin ist der Südsudan seit seinem Bestehen Part-
nerland der deutschen Entwicklungszusammenarbeit und 
hat bisher Hilfszahlungen in Höhe von über 100 Millio-
nen Euro erhalten.

Meine Damen und Herren, in der Begründung des 
Antrags zur Verlängerung dieses Mandates heißt es, 
die deutsche Präsenz bei UNMISS habe eine möglichst 
nachhaltige Beilegung des Konflikts und vor allen Din-
gen die humanitäre Sicherheit der Bevölkerung zum Ziel. 
Dieses Ziel, zu dessen Erreichung die Bundesregierung 
ihre Anstrengungen aber noch deutlich erhöhen muss, 
unterstützt die AfD-Fraktion und stimmt deshalb der Ver-
längerung des Mandats von UNMISS zu.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank. – Nächster Redner – ich hoffe, ich spre-

che Ihren Namen richtig aus –: Bijan Djir-Sarai für die 
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Bijan Djir-Sarai (FDP): 
Frau Präsidentin, den Namen haben Sie perfekt ausge-

sprochen. Es ist in der Tat ein häufiger Name im Rhein-
land.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU, der SPD, der 
LINKEN und des BÜNDNISSES  90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Na ja, aber ich komme aus Bayern.

Bijan Djir-Sarai (FDP): 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vor drei Ta-

gen, am 10.  Dezember, war der Internationale Tag der 
Menschenrechte. Seit 1948 wird an diesem Tag in Er-
innerung an die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte von 1948 auf humanitäre Missstände aufmerksam 
gemacht. So geben internationale Organisationen an, 
dass im letzten Jahr weltweit 280 Menschen wegen ihres 
Einsatzes für die Menschenrechte ums Leben gekommen 
sind.

Meine Damen und Herren, im Jahr 2017 sind allein 
im Südsudan 18 humanitäre Helfer zu Tode gekommen. 
In den vergangenen Jahren wurden Zehntausende Men-
schen getötet und Millionen vertrieben. Die Zahlen, über 
die wir bereits in der vergangenen Sitzungswoche im 
Plenum sprachen, können wir nun ergänzen: Allein seit 
Mitte November mussten wir Meldungen über massen-
hafte Tötungen verfolgen, darunter Dutzende getötete 
Frauen und Kinder sowie Mitarbeiter internationaler Or-
ganisationen.

Es ist keine Zeit zu verlieren, und so sollten wir heute 
der technischen Verlängerung der Beteiligung deutscher 
Soldatinnen und Soldaten am UNMISS-Mandat rasch 
zustimmen. Eine erfolgreiche humanitäre Hilfsarbeit 
ohne die Unterstützung der Streitkräfte ist unvorstellbar. 
Eine erfolgreiche humanitäre Hilfsarbeit ohne ein Min-
destmaß an Sicherheit ist ebenfalls unvorstellbar und ein 
kopfloser Abzug jenseits jeglicher Vernunft, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Entscheidend ist bei den nächsten Schritten, wie wir 
gemeinsam mit unseren Partnern vor Ort und mit dem 
Rückhalt der internationalen Gemeinschaft den Frie-
densprozess im Südsudan voranbringen. Deutsche Sol-
datinnen und Soldaten sind derzeit in unterschiedlichen 
afrikanischen Regionen im Einsatz. Um es ins Verhält-
nis zu setzen: In Afrika gelten aktuell 27 der insgesamt 
55 Staaten als fragil, 36 Staaten sind von kämpferischen 
Auseinandersetzungen betroffen, nur 6 der 55  Staaten 
gelten als frei von Konflikten. Vor diesem Hintergrund, 
meine Damen und Herren, ist es nicht nur legitim, son-
dern auch notwendig, die Frage zu stellen, wie man un-
ser Engagement in Afrika zielorientierter und effizienter 
darstellen kann.

(Beifall bei der FDP)

Wir glauben, dass dabei die Berücksichtigung der 
Menschenrechtssituation eine zentrale Rolle spielen 
muss, und wir glauben, dass mit Blick auf die innenpoli-
tische Debatte in Deutschland auch die Bekämpfung von 
Fluchtursachen von zentraler Bedeutung sein muss. Ich 
erinnere an die Zahlen: Allein aus dem Südsudan flohen 
zuletzt über 2 Millionen Flüchtlinge in die Nachbarstaa-
ten, und wir sprechen von weiteren 1,87 Millionen Bin-
nenvertriebenen.

Meine Damen und Herren, liebe Kollegen, Afrika 
braucht eine echte entwicklungspolitische Perspektive. 
Einen Beitrag von vielen leistet der Einsatz im Südsudan. 
Daher halte ich eine Zustimmung zu dieser technischen 
Verlängerung des Einsatzes derzeit für sinnvoll. Es ist aus 
meiner Sicht sinnvoll – ein letzter Satz, Frau Präsiden-
tin –, regelmäßig die Sinnhaftigkeit und Notwendigkeit 
von Auslandseinsätzen zu überprüfen und zu bewerten. 
Das müssen wir machen und daraus Schlussfolgerungen 
ziehen. Aber an dieser Stelle halte ich die befristete Ver-
längerung des Einsatzes für richtig.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Herr Kollege Djir-Sarai. – Die nächste 

Rednerin für die Fraktion Die Linke: Kathrin Vogler.

(Beifall bei der LINKEN)

Kathrin Vogler (DIE LINKE): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch dem letzten 

Gerold Otten 
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in dieser Woche vorgelegten Verlängerungsantrag für ein 
Bundeswehrmandat wird Die Linke nicht zustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir meinen, die Menschen im Südsudan brauchen 
dringend Frieden oder zumindest Sicherheit, aber die 
UN-Mission UNMISS ist dafür nicht das richtige Mittel. 

Die Antragsbegründung der geschäftsführenden Bun-
desregierung ist ein Dokument des Scheiterns. Ich zitie-
re:

Das Ausmaß an konfliktbezogener Gewaltanwen-
dung gegenüber der Zivilbevölkerung hat ein be-
sorgniserregendes Niveau erreicht. Frauen und Kin-
der sind davon besonders betroffen: UNMISS und 
Nichtregierungsorganisationen berichten wiederholt 
von weitverbreiteter und systematischer sexueller 
Gewalt, Verstümmelungen und Morden als Kriegst-
aktiken, brutalen Mitteln ethnischer Auseinander
setzungen und Racheakten. 

Hinter dieser Gewalt stecken die korrupten Clans und 
Netzwerke der ehemaligen Rebellenführer Salva Kiir 
und Riek Machar, die um die Macht und um den Reich-
tum des Landes kämpfen. Diese Kriegsgewinnler bewoh-
nen feine Villen in Ruanda, in Kenia oder in Äthiopien 
und haben riesige Reichtümer angehäuft, während ihr 
Volk verhungert und verblutet. All das passiert, während 
eine UN-Mission mit 17 000 Soldatinnen und Soldaten 
im Land ist, an der sich auch die Bundeswehr beteiligt. 

Auch UNMISS-Soldaten und zivile Helferinnen 
und Helfer werden immer wieder angegriffen. Solange 
UNMISS auf die Zustimmung der Regierung unter dem 
Kriegspräsidenten Salva Kiir angewiesen ist, der Teil 
des Problems ist und nicht Teil einer Lösung, kann diese 
Mission keine Sicherheit für die Bevölkerung schaffen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dabei gibt es Alternativen. Im Südsudan sind schon 
heute verschiedene zivilgesellschaftliche Organisationen 
aktiv, die mit gewaltfreien Methoden die Zivilbevölke-
rung wirksam beschützen. Da geht es zum Beispiel da-
rum, zu verhindern, dass Frauen beim Feuerholzsam-
meln vergewaltigt werden, indem sie in Gruppen gehen 
und von unbewaffneten internationalen Friedensfach-
kräften begleitet werden. Oder es geht darum, lokale 
Gemeinschaften im Umgang mit den immer wieder auf-
tretenden Nachbarschaftskonflikten zu trainieren, sodass 
diese nicht immer wieder Anlass für neue blutige Rache-
akte werden. Das kann gelingen, das ist wirksam, weil 
die Friedenskräfte eben nicht wie UNMISS-Soldaten in 
gepanzerten Fahrzeugen patrouillieren, sondern weil sie 
direkt in den Gemeinschaften leben und schon deshalb 
auf die Sicherheitsbedürfnisse der lokalen Bevölkerung 
achten müssen. 

Ich weiß, Sie werden jetzt einwenden, dass das alles 
nur kleine Erfolge sind, die im großen Maßstab nicht 
wirksam sind. Aber ich sage Ihnen: Für diese Arbeit ste-
hen auch nicht fast 67 Millionen Euro zur Verfügung wie 
2017 allein für den deutschen Anteil für UNMISS. Auch 
in den neuen Leitlinien der Bundesregierung für Krisen-
prävention und Friedensförderung wird das unbewaff-

nete zivile Peacekeeping, wie vorher auch bei der UN, 
als Instrument zum Schutz der Zivilgesellschaft aufge-
griffen. Der Südsudan würde sich meines Erachtens als 
Pilotprojekt für eine großflächigere Anwendung dieses 
Konzepts hervorragend eignen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Die Linke bleibt dabei: Der Bundeswehreinsatz im 
Südsudan muss abgelehnt werden. Stattdessen braucht es 
mehr diplomatischen Druck auf die Bürgerkriegsparteien 
und eine Verstärkung der zivilen Hilfe für die Menschen 
in diesem geschundenen Land.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächste Rednerin für 

Bündnis 90/Die Grünen: Agnieszka Brugger.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Südsudan ist ein Land, bei dessen Staatsgründung im 
Jahr 2011 die Hoffnung auf eine friedliche Zukunft noch 
sehr groß und im Rückblick – das muss man sagen – of-
fensichtlich leider sehr naiv war. Zu Recht ist dieses Land 
in einem „Welt“-Artikel vor ein paar Wochen als „trau-
rigste Nation der Welt“ bezeichnet worden: 2 Millionen 
Menschen, die in die Nachbarländer fliehen mussten, seit 
die Gewalt 2013 dort ausgebrochen ist, 1,9  Millionen 
Menschen, die intern vertrieben sind, fast 1,5 Millionen 
Menschen, die direkt vom Hungertod bedroht sind, und 
6 Millionen Menschen, die auf Nahrungsmittelhilfe an-
gewiesen sind. 

Die Liste der Kriegsverbrechen von Präsident Salva 
Kiir und seinem früheren Stellvertreter Riek Machar, die 
das Land in ihrem Machtkampf knechten, ja, ihre eigene 
Bevölkerung quälen, wird Tag für Tag länger. Sexuelle 
Gewalt wird als barbarische Waffe eingesetzt, und auch 
das systematische Aushungern ganzer Dörfer ist an der 
Tagesordnung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Situation ist 
zum Verzweifeln; sie ist zum Heulen. Die Friedensmis-
sion der Vereinten Nationen soll zur Lösung des Kon-
fliktes und zum Schutz der Zivilbevölkerung beitragen. 
Ja, man sollte nicht drum herumreden: Auch im Rahmen 
von UNMISS sind einige durchaus gravierende Fehler 
begangen worden. Dadurch ist wertvolles Vertrauen ver-
loren gegangen. Aber man hat diese Fehler eingestanden, 
man hat sie geahndet, und man hat Konsequenzen gezo-
gen. 

Ich möchte eines ganz deutlich sagen: Wir alle wol-
len uns gar nicht vorstellen, was es für die Menschen im 
Südsudan bedeuten würde und wie katastrophal die Lage 
wäre, wenn nicht UNMISS mit den Schutzzonen nach 
wie vor 200  000  Menschen Zuflucht gewähren würde. 

Kathrin Vogler
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Das ist einer der Gründe, warum wir Grüne heute dem 
Mandat zustimmen werden.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Alexander Graf Lambsdorff 
[FDP])

Unser Dank gilt all den Kräften, ob in Uniform oder in 
Zivil, die sich im Südsudan in dieser schwierigen Lage 
für eine Chance auf Frieden und Sicherheit einsetzen. 
Von einem wirklichen Frieden ist man ja noch weit ent-
fernt. Man muss der internationalen Gemeinschaft aber 
die Frage stellen, ob sie wirklich alles tut, was sie tun 
kann, um dieser schwierigen Lage Herr zu werden. Die 
Antwort lautet leider: Nein. – Da braucht man nur in das 
deutsche Mandat zu schauen. Seit Jahren gibt es die sehr 
niedrige Personalobergrenze von 50  Soldatinnen und 
Soldaten für diese Friedensmission der Vereinten Natio-
nen. In all den Jahren wurde sie nicht einmal zur Hälfte 
ausgeschöpft. Letztes Jahr hat die Bundesregierung zur 
Verärgerung der Vereinten Nationen ohne Rücksprache 
einfach beschlossen, die Stellung deutscher Polizeikräf-
te, deren Anzahl auch nicht sehr groß war, einfach einzu-
stellen. Man muss sagen: Das deutsche Engagement ist 
an dieser Stelle zu bescheiden. Es bedarf einer engagier-
ten und glaubwürdigen Antwort angesichts der düsteren 
Lage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber auch international geht auf jeden Fall mehr. Man 
will schon ewig eine Schutztruppe von 4 000 Soldatin-
nen und Soldaten aufstellen, kommt damit aber nicht vo-
ran. Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt eine Sache, 
an der es im Südsudan wirklich nicht mangelt. Das sind 
Waffen. Ich kann es nicht fassen, dass es nach wie vor 
kein weltweites Waffenembargo gegen den Südsudan 
gibt. Ich finde, das ist längst überfällig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Wenn wir wirklich alles tun wollen, um diese furchtba-
re Situation wenigstens ein bisschen zu verbessern, das 
Leid ein bisschen zu lindern, dann darf man sich nicht 
nur halbherzig engagieren.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Agnieszka Brugger. – Als letzten Redner 

in dieser Debatte rufe ich Roderich Kiesewetter für die 
CDU/CSU-Fraktion auf. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, auch ihm ihre 
Aufmerksamkeit zu schenken. – Herr Kiesewetter.

Roderich Kiesewetter (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am Ende ei-
ner quasi zweitägigen Mandatsdebatte liegt es mir sehr 
stark am Herzen, herauszustellen, dass wir in einer Zeit 
leben, in der die internationale Ordnung zunehmend 

unter Druck gerät. Die regelbasierte internationale Ord-
nung steht in Konkurrenz mit bestimmten Kräften, die 
ihre Interessen durchzusetzen suchen. Deshalb ist es so 
entscheidend, dass die Bundesrepublik Deutschland, 
dass wir heute hier im Bundestag fast komplett fraktions-
übergreifend – bis auf eine Fraktion – die UNO stärken, 
indem wir die UNO-Mandate mit breiter Mehrheit ver-
abschieden.

Gerade im Südsudan, einem Land, fast doppelt so groß 
wie die Bundesrepublik Deutschland, merken wir wie 
in einem Labor, worum es in Afrika geht: fürchterliche 
Ressourcenkonkurrenz, Hunger als Waffe und erhebliche 
ethnische Spannungen bis hin zu Genoziden. Meine sehr 
geehrten Damen und Herren, deshalb müssen wir alles 
tun, um die internationale Gemeinschaft zu stärken. Mit 
diesem UN-Mandat, bei dem nicht alles Gold ist, was 
glänzt, müssen wir erreichen, dass erstens Druck auf die 
Regierung in Juba ausgeübt wird, sich wieder am Frie-
densprozess zu beteiligen, dass zweitens die Staaten, die 
die Friedenstruppe bzw. die regionale Sicherungstruppe 
von 4 000 Personen stellen sollen, also Staaten wie Äthi-
opien und Ruanda, genau dazu ertüchtigt werden – das ist 
eine wesentliche Aufgabe der UNO –, und drittens müs-
sen wir ein Wiederaufbaukonzept erarbeiten. 

All dies beinhaltet dieses Mandat. Ich will das an 
einem Beispiel deutlich machen: Neben den Vereinten 
Nationen sind natürlich auch Unterorganisationen der 
Vereinten Nationen dort. Allein UNICEF kümmert sich 
um 112 Nichtregierungsorganisationen und Regierungs-
organisationen. Die Hälfte der Bevölkerung, der 12 Mil-
lionen, sind Kinder bzw. Minderjährige, die besonders 
unter dem Hunger und dem Vertreibungsdruck leiden. 
2 Millionen Menschen sind in Nachbarländer geflohen. 
Auch innerhalb des Landes sind etwa 2 Millionen Men-
schen auf der Flucht. Deshalb ist es wichtig, dass wir 
Deutschen das nicht als Selbstzweck machen, sondern 
das UNMISS-Mandat ist eingebunden in die Afrikapoli-
tischen Leitlinien, in das Afrika-Konzept und auch in das 
Sudan-Konzept. 

Wir sind bei internationalen Gipfeln wie in Valletta, 
Malta, ganz vorne mit dabei, um zu helfen, dass die Afri-
kanische Union und die afrikanischen Staaten selbst die 
Verantwortung in die Hand nehmen und Vorsorge betrei-
ben. Deshalb ist unser Mandat so wichtig. Denn dieses 
Mandat ist ein Beratungsmandat, das dort unterstützt, wo 
wir versuchen, Kräfte des Südsudans und der Vereinten 
Nationen auszubilden und zu begleiten, damit sie die 
Verantwortung selbst in die Hand nehmen.

Lassen Sie mich abschließend unterstreichen: Wir 
müssen die internationale regelbasierte Ordnung stär-
ken. Das gelingt nicht, indem wir uns, wie der Antrag der 
Linken suggeriert, dort herausziehen, sondern indem wir 
alles tun, die Glaubwürdigkeit der Vereinten Nationen zu 
stärken, auch dadurch, dass wir militärisches und ziviles 
Wissen zur Verfügung stellen. 17 Soldatinnen und Sol-
daten und 4 zivile Helferinnen und Helfer sind sicherlich 
nicht viel; aber gerade diese abzuziehen, wäre ein noch 
größerer Fehler. In diesem Sinne werbe ich im Namen 
meiner Fraktion für dieses Mandat. Die CDU/CSU-Frak-
tion wird der Fortsetzung des UNMISS-Mandats zustim-
men.

Agnieszka Brugger
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Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Herr Kollege Kiesewetter. – Wir kom-

men zur Beschlussempfehlung des Hauptausschusses 
zum Antrag der Bundesregierung zur Fortsetzung der 
Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der 
von den Vereinten Nationen geführten Friedensmission 
in Südsudan, UNMISS. Der Ausschuss empfiehlt in sei-
ner Beschlussempfehlung auf Drucksache  19/175, den 
Antrag der Bundesregierung auf Drucksache 19/20 an-
zunehmen. 

Wir stimmen, wie gehabt, namentlich über die Be-
schlussempfehlung ab. Ich bitte die Schriftführerinnen 
und Schriftführer, zügig die vorgesehenen Plätze ein-
zunehmen. Kollege Neu ist zügig da. – Sind die Plätze 
besetzt? – Das ist der Fall. Dann eröffne ich die Abstim-
mung über die Beschlussempfehlung.

Gibt es Kolleginnen und Kollegen, die ihre Stimme 
noch nicht abgegeben haben?  – Ich gehe nicht davon 
aus. Dann schließe ich die Abstimmung, und ich bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung 
zu beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung wird Ihnen 
später bekannt gegeben.1)

Wie immer: Ich bitte Sie, liebe und werte Kolleginnen 
und Kollegen, Platz zu nehmen, weil wir in einem Ab-
stimmungsvorgang sind. – Herr Lindner, Herr von Notz, 
Frau Brantner! – Die hören mir einfach nicht zu. Nehmen 
Sie bitte Platz, weil wir in einem Abstimmungsvorgang 
sind. – Danke schön.

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Die Linke auf Drucksa-
che  19/238. Wer stimmt für diesen Entschließungsan-
trag? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der 
Entschließungsantrag ist abgelehnt. Zugestimmt hat Die 
Linke, dagegen waren CDU/CSU, SPD, FDP und Bünd-
nis 90/Die Grünen, und enthalten hat sich die AfD.

Vielen herzlichen Dank, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

Die heutige Tagesordnung soll um die Beratung von 
zwei Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Wahl-
prüfung, Immunität und Geschäftsordnung – das sind die 
Drucksachen 19/251 und 19/252 – –

(Unruhe)

–  Ich bitte, die Versammlungen hinten auf allen Seiten 
jetzt einzustellen. Das macht keinen Sinn. Wenn Sie re-
den wollen, dann gehen Sie bitte raus, oder Sie setzen 
sich hin. – Das betrifft auch die Kolleginnen und Kolle-
gen der SPD. Vielleicht sagen Sie Ihren Kollegen, dass 
ich die Sitzung unterbreche, wenn sie sich nicht hinset-
zen oder rausgehen.

(Andrea Nahles [SPD]: Das sind keine der 
SPD!)

1)   Ergebnis Seite 361 D

– Doch, von der SPD sind auch welche dabei. Von uns 
auch; ja, ein Grüner ist auch dabei.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Ich sage es noch einmal – das ist ein wichtiges The-
ma –: Die heutige Tagesordnung soll um die Beratung 
von zwei Beschlussempfehlungen des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung  – das 
sind die Drucksachen  19/251 und 19/252  – zu zwei 
Anträgen auf Genehmigung zur Durchführung eines 
Strafverfahrens erweitert werden, und diese sollen jetzt 
gleich als Zusatzpunkte 10 a und 10 b zur verbundenen 
Beratung aufgerufen werden. Dieses Verfahren ent-
spricht der langjährigen Praxis im Deutschen Bundestag, 
um von den Strafverfolgungsbehörden beantragte und im 
Immunitätsausschuss des Deutschen Bundestages behan-
delte Maßnahmen zu ermöglichen. Erhebt sich dagegen 
Widerstand? – Das ist nicht der Fall. Dann ist das so be-
schlossen.

Damit rufe ich die soeben aufgesetzten Zusatz-
punkte 10 a und 10 b auf. Dazu ist keine Aussprache vor-
gesehen.

Zusatzpunkt 10 a:

Beratung der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung (1. Ausschuss)

Antrag auf Genehmigung zur Durchführung 
eines Strafverfahrens

Drucksache 19/251 

Der Ausschuss empfiehlt, die Genehmigung zu ertei-
len. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Die Beschluss-
empfehlung ist einstimmig angenommen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eine Enthaltung!)

– Wer hat sich enthalten? 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Von der AfD eine Person!)

– Es gibt eine Enthaltung bei der AfD. Aufpassen!

Zusatzpunkt 10 b:

Beratung der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung (1. Ausschuss)

Antrag auf Genehmigung zur Durchführung 
eines Strafverfahrens

Drucksache 19/252 

Der Ausschuss empfiehlt auch hier, die Genehmigung 
zu erteilen. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Bei 
einer Enthaltung eines Kollegen der AfD ist die Be-
schlussempfehlung ansonsten einstimmig angenommen 
worden. – Vielen Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 19 b und 19 c 
auf. Es handelt sich um Überweisungen im vereinfach-
ten Verfahren ohne Debatte. 

Roderich Kiesewetter
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Wir kommen zunächst zu einer unstrittigen Überwei-
sung. Das ist Tagesordnungspunkt 19 c: 

Beratung des Antrags der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages 

hier: Regierungsbefragung

Drucksache 19/240 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlage an 
den Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung zu überweisen. Sind Sie damit einver-
standen? – Das ist der Fall, sonst wäre es ja nicht unstrit-
tig. Dann ist die Überweisung so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 19 b:

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr.  Dietmar Bartsch, Matthias W. Birkwald, 
Cornelia Möhring, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion DIE LINKE

Forderung der Vereinten Nationen zu den in 
der DDR geschiedenen Frauen sofort umsetzen

Drucksache 19/220

Die Fraktion Die Linke wünscht Abstimmung in der 
Sache. Die Fraktion der CDU/CSU wünscht Überwei-
sung an den Hauptausschuss. Wir stimmen nach ständi-
ger Übung zuerst über den Antrag auf Ausschussüber-
weisung ab. 

Deswegen frage ich Sie: Wer stimmt für die beantragte 
Überweisung an den Hauptausschuss? – Wer stimmt da-
gegen? – Wer enthält sich? – Für die beantragte Überwei-
sung haben CDU/CSU-, SPD-, FDP- und AfD-Fraktion 
gestimmt, dagegen waren Bündnis  90/Die Grünen und 
Die Linke. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 
Damit stimmen wir heute über den Antrag auf Drucksa-
che 19/220 nicht in der Sache ab, weil er an den Haupt-
ausschuss überwiesen worden ist. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt  20 sowie den Zu-
satzpunkt 5 b auf. Es handelt sich um die Beschlussfas-
sung zu Vorlagen, zu denen keine Aussprache vorgese-
hen ist. 

Tagesordnungspunkt 20:
Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU
Streitsache vor dem Bundesverfassungsgericht  
2 BvR 739/17
Drucksache 19/235 

Der Bundestag wolle beschließen, in dem Verfahren 
eine Stellungnahme abzugeben und den Präsidenten zu 
bitten, einen Prozessbevollmächtigten zu bestellen. Wer 
stimmt für diesen Antrag? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Für diesen Antrag, der angenommen wor-
den ist, haben gestimmt CDU/CSU, SPD, FDP, AfD und 
Bündnis  90/Die Grünen, und enthalten haben sich Die 
Linke und ein Kollege der AfD. – Danke schön, gut auf-
gepasst! 

Wir kommen zu einer Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses.

Zusatzpunkt 5 b:
Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 1 zu Petitionen
Drucksache 19/250 

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Gibt es 
Enthaltungen? – Sammelübersicht 1 ist einstimmig an-
genommen.

Ich rufe den Zusatzpunkt 5 a auf:
Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/
CSU, SPD und FDP
Anpassungsverfahren gemäß §  11 Absatz  4 
des Abgeordnetengesetzes
Drucksache 19/236

Über den Antrag werden wir später namentlich ab-
stimmen.

Interfraktionell ist für die Aussprache eine Drei-Mi-
nuten-Runde vereinbart. – Sie sind damit einverstanden.

Bevor ich die Aussprache eröffne, möchte ich Ihnen 
noch das von den Schriftführerinnen und Schriftführern 
ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstimmung zu 
UNMISS bekannt geben: abgegebene Stimmen 666. Mit 
Ja haben gestimmt 598, mit Nein haben 68 Kolleginnen 
und Kollegen gestimmt. Enthaltungen gab es keine. Die 
Beschlussempfehlung ist angenommen. 

Endgültiges Ergebnis

Abgegebene Stimmen:	 669;

davon

ja:	 601

nein:	 68

enthalten:	 0

Ja

CDU/CSU

Dr. Michael von Abercron
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Peter Altmaier
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer

Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Norbert Barthle
Maik Beermann
Manfred Behrens (Börde)
Veronika Bellmann
Sybille Benning
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel

Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Peter Bleser
Norbert Brackmann
Dr. Reinhard Brandl
Michael Brand (Fulda)
Dr. Ralf Brauksiepe
Dr. Helge Braun
Silvia Breher

Vizepräsidentin Claudia Roth
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Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Marie-Luise Dött
Hansjörg Durz
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Axel E. Fischer (Karlsruhe-

Land)
Dr. Maria Flachsbarth
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Hans-Joachim Fuchtel
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Alois Gerig
Eberhard Gienger
Eckhard Gnodtke
Ursula Groden-Kranich
Hermann Gröhe
Klaus-Dieter Gröhler
Michael Grosse-Brömer
Astrid Grotelüschen
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mark Hauptmann
Dr. Matthias Heider
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Frank Heinrich (Chemnitz)
Mark Helfrich
Rudolf Henke
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Dr. Heribert Hirte
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Karl Holmeier

Dr. Hendrik Hoppenstedt
Erich Irlstorfer
Hans-Jürgen Irmer
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Alois Karl
Anja Karliczek
Torbjörn Kartes
Volker Kauder
Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Carsten Körber
Alexander Krauß
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Rüdiger Kruse
Michael Kuffer
Dr. Roy Kühne
Andreas G. Lämmel
Katharina Landgraf
Ulrich Lange
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Dr. Ursula von der Leyen
Antje Lezius
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Nikolas Löbel
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Karin Maag
Yvonne Magwas
Dr. Thomas de Maizière
Dr. Astrid Mannes
Matern von Marschall
Hans-Georg von der Marwitz
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Dr. Michael Meister
Jan Metzler
Dr. h. c. Hans Michelbach
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Karsten Möring

Marlene Mortler
Elisabeth Motschmann
Dr. Gerd Müller
Axel Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Andreas Nick
Petra Nicolaisen
Michaela Noll
Dr. Georg Nüßlein
Wilfried Oellers
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Sylvia Pantel
Martin Patzelt
Dr. Joachim Pfeiffer
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Eckhard Pols
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Lothar Riebsamen
Josef Rief
Johannes Röring
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Stefan Sauer
Dr. Wolfgang Schäuble
Jana Schimke
Tankred Schipanski
Dr. Claudia Schmidtke
Christian Schmidt (Fürth)
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Dr. Klaus-Peter Schulze
Uwe Schummer
Armin Schuster (Weil am 

Rhein)
Torsten Schweiger
Detlef Seif
Johannes Selle
Reinhold Sendker
Dr. Patrick Sensburg
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BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Canan Bayram

Ich eröffne jetzt die Aussprache zum Zusatzpunkt 5 a 
und gebe das Wort an Michael Grosse-Brömer für die 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Grosse-Brömer (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir wollen einen Beschluss fassen, dass das 
Anpassungsverfahren gemäß § 11 Absatz 4 des Abgeord-
netengesetzes auch für die jetzige 19. Wahlperiode des 
Deutschen Bundestages wirksam bleibt. Das klingt tech-
nisch, und das ist auch so. Es ist vor allen Dingen nichts 
Neues. Es ist die Verlängerung einer schon bestehenden 
Regelung. 

Wir wollen heute schlicht beschließen, dass die Ent-
wicklung der Abgeordnetenentschädigung, also der so-
genannten Diäten, weiterhin an den Nominallohnindex 
in Deutschland gekoppelt bleibt. Unsere Bezahlung ist 
damit, wenn der Beschluss gefasst wird, weiterhin ab-
hängig von der Lohnentwicklung der Beschäftigten in 
unserem Land. Ich finde, das ist durchaus transparent und 
sehr gut nachvollziehbar.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Weil manche möglicherweise etwas anderes gehört 
haben: Wir beschließen heute keine Diätenerhöhung. 
Wir beschließen möglicherweise sogar eine Diätensen-
kung. Es kommt nämlich auf die künftige Entwicklung 
der Löhne in Deutschland an. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD, der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir sind damit möglicherweise das einzige Parlament, 
das sich ein Stück weit erfolgsorientiert bezahlen lässt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)

Das wird manchmal anders dargestellt. Aber ich glau-
be, wir müssen einmal darauf hinweisen: Diese Rege-
lung haben wir Abgeordneten gar nicht getroffen. Nur 
in letzter Konsequenz haben wir ihr zugestimmt. Diese 
Regelung haben sich Experten einer Kommission, einer 
sogenannten Expertenkommission, ausgedacht, die von 
uns ausdrücklich beauftragt wurde, sich mit diesem The-
ma zu beschäftigen. Alle gesellschaftlichen Gruppen wie 
Wissenschaftler, Handwerker und Gewerkschafter waren 
darin vertreten und haben uns zu einer wie ich finde, zu 
Recht stets kritisch beäugten Entschädigung von Abge-
ordneten diesen Vorschlag gemacht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben uns – weil vorher immer der Vorwurf der 
Selbstbedienung im Raum stand – diesem Vorschlag so-
zusagen angeschlossen, ein bisschen gekoppelt an die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, die be-
sagt: Die Abgeordneten müssen ihre Diäten, also ihre 
Entschädigung, selbst regeln; das kann kein anderer tun. 

Aber wir haben die Expertenkommission beauftragt, 
uns dazu Vorschläge zu machen. Das, was wir heute ver-
längern wollen – was also schon in der letzten Legisla-
turperiode galt –, entspricht dem Vorschlag dieser Kom-
mission. Deswegen halte ich es auch für richtig, heute die 
vorgeschlagene Verlängerung zu beschließen.

Unmittelbar nach der Bundestagswahl hat uns der da-
malige Bundestagspräsident darauf hingewiesen, dass 
wir den Beschluss zügig fassen sollten. Auch den Zeit-
punkt haben wir uns also nicht selbst ausgedacht, son-
dern es gibt eine Frist von drei Monaten; es ist erforder-
lich, innerhalb dieser Frist diesen Beschluss zu fassen. 
Dem kommen wir heute nach; deswegen die heutige Ab-
stimmung. Wir wollen als CDU/CSU an diesem bewähr-
ten und offenen Verfahren festhalten. Deswegen stimmen 
wir diesem Antrag zu. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD, der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Michael Grosse-Brömer.  – Nächster 

Redner für die SPD-Fraktion Carsten Schneider.

(Beifall bei der SPD)

Carsten Schneider (Erfurt) (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Michael Grosse-Brömer hat darauf hingewiesen: Wir 
sind in der Kontinuität der letzten Legislatur des Deut-
schen Bundestages. Da haben wir darüber entschieden, 
wie die Abgeordnetenentschädigung  – im Volksmund 
„Diäten“ genannt – aussehen soll, welche Höhe sie haben 
soll. Wir sind nach Artikel  48 des Grundgesetzes dazu 
verpflichtet, darüber selbst zu entscheiden; denn wir ha-
ben Anspruch auf eine angemessene, die Unabhängigkeit 
sichernde Entschädigung.

In der letzten Legislatur hat dazu eine Expertenkom-
mission getagt. Wir haben klare Empfehlungen bekom-
men, dass sich die Abgeordnetenentschädigung an den 
Bezügen oberster Bundesrichter – das ist Beamtenbesol-
dungsstufe R 6 – orientieren sollte – diese Höhe haben 
wir nicht erreicht – und dass es jährlich eine automati-
sche Anpassung nur gemäß der Steigerung des Nominal-
lohnindexes in Deutschland geben sollte, der vom Statis-
tischen Bundesamt veröffentlicht wird.
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Wir halten das für eine offene, transparente, leistungs-
orientierte – davon sprach Michael Grosse-Brömer; wie 
zutreffend das ist, das mögen andere beurteilen –, aber 
zumindest faire Festlegung der Höhe der Abgeordnete-
nentschädigung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/
CSU und des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich glaube, wir können es insgesamt wohl niemandem 
recht machen. Wenn wir immer wieder neu über die Höhe 
der Abgeordnetenentschädigung abstimmen würden, 
würden wir den Vorwurf bekommen, es sei Selbstbedie-
nung. Machen wir es regelbasiert, so wie wir es jetzt tun, 
heißt es: Das ist ein Diätenautomatismus. – Darüber wird 
es schwerlich einen Konsens mit der gesamten Bevölke-
rung geben. Aber wir können als Abgeordnete selbstbe-
wusst sagen: Wir leisten hier eine verantwortungsvolle 
Tätigkeit  – jetzt sind es mehr als 700 Abgeordnete für 
das deutsche Volk –, und die Entlohnung für diese ver-
antwortungsvolle Tätigkeit muss auch unabhängigkeits-
sichernd sein, und sie muss angemessen sein! So will es 
das Grundgesetz.

Ich glaube, dass wir mit dem Vorschlag, die geltende 
Regelung zu verlängern, auf dem richtigen Weg sind. Ich 
bitte Sie dabei um Unterstützung. Denn wir haben auch 
vor der Wahl, um das klar zu sagen, nie etwas anderes 
behauptet, sondern wir stehen hier in der Kontinuität des-
sen, was wir in der letzten Legislaturperiode für richtig 
empfunden haben, was wir beschlossen haben und was 
wir auch heute empfehlen wollen: Wenn die Löhne in 
Deutschland in den nächsten Jahren steigen  – ich hof-
fe sehr, dass sie es tun; denn wir brauchen eine stärkere 
Binnennachfrage in Deutschland, einen höheren Anteil 
für die Beschäftigten nicht nur an der Lohnentwicklung, 
sondern auch an den erwirtschafteten Gewinnen –, stei-
gen die Diäten entsprechend. Von daher orientiert sich 
die Abgeordnetenentschädigung genau am Mittelwert 
dessen, was die Arbeitnehmer bekommen. Aus diesem 
Grunde können wir dem Antrag guten Gewissens zustim-
men, und ich empfehle Ihnen das auch.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Carsten Schneider. – Das Wort zu sei-

ner ersten Rede im Bundestag hat für die AfD-Fraktion 
Stefan Keuter.

(Beifall bei der AfD)

Stefan Keuter (AfD): 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Voller Scham haben wir den Antrag von der Uni-
on, der SPD und der FDP zur Kenntnis genommen –

(Beifall bei der AfD  – Sylvia Kotting-Uhl 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: So sehen Sie 
auch aus! – Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: So sehen Sie aus! – Weitere Zuru-
fe von Abgeordneten der CDU/CSU, der SPD 
und der FDP)

eine schön verklausulierte Anpassung, die ohne Ausspra-
che durchgewunken werden sollte. Nennen wir das Kind 
doch einfach beim Namen: eine jährliche automatische 
Diätenerhöhung ohne lästige Debatte und ohne Rechtfer-
tigungen.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, schämen Sie sich nicht?

(Zurufe von Abgeordneten der CDU/CSU und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN: Nein!)

In den letzten vier Jahren haben Sie rund 1  300  Euro 
Diäten mehr erhalten: Der Anstieg ging von 8 200 Euro 
auf 9 500 Euro brutto monatlich. Allein diese Steigerung 
entspricht der Standardrente in Deutschland. Ein Rentner 
hat in diesem Zeitraum lediglich 26 Euro mehr erhalten, 
und das in den Westländern.

(Zuruf von der FDP: Scheinheilig!)

Meine Damen und Herren, schämen Sie sich nicht? 
Möchten Sie jetzt gar eine Diskussion beginnen, in wel-
chem Maße Löhne, Gehälter oder gar der Hartz‑IV-Satz 
in diesem Zeitraum gestiegen sind? Ich glaube, das er-
sparen wir uns jetzt hier besser. Das diskutieren wir in 
den nächsten Wochen und Monaten noch ausgiebig mit 
Ihnen. 

Kennen Sie die Bilder von Mitbürgern, die den Müll 
nach Pfandflaschen durchsuchen? Dafür schämen wir 
uns! 

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. 
Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU])

In Deutschland leben mittlerweile 1,6 Millionen Kinder 
in Hartz‑IV-Haushalten. Finden Sie das nicht erschre-
ckend?

Werte Kolleginnen und Kollegen, denken Sie doch 
mal über die Leistungen nach, die Sie erhalten: Diäten: 
über 9  500  Euro, monatliches Personalbudget von fast 
22 000 Euro, Sachkontoleistungen: 1 000 Euro,

(Renate Künast [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber wir kaufen keine Schnittchen für 
10 000 Euro!)

Bahncard 1. Klasse, auch privat zu nutzen

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– hören Sie mir mal zu! das kann ganz sinnvoll sein –, 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Nutzung der Fahrbereitschaft, diverse kleinere Annehm-
lichkeiten, last, but not least eine steuerfreie Kostenpau-
schale von über 4 300 Euro. 

(Ulli Nissen [SPD]: Verzichten Sie doch auf 
all die Dinge!)

Jeder Selbstständige muss Belege sammeln, jeder An-
gestellte muss Erklärungen abgeben, Nachweise erbrin-

Carsten Schneider (Erfurt)
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gen. Sie können 4 300 Euro steuerfrei vereinnahmen – 
ohne Nachweise! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie auch! – Wei-
tere Zurufe)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Bitte hören Sie dem Kollegen zu.

(Zuruf von der CDU/CSU: Lieber nicht!)

Stefan Keuter (AfD): 
Danke.  – Wer keine Zweitwohnung in Berlin unter-

hält und wer kein Wahlkreisbüro unterhält, bekommt die 
Kostenpauschale trotzdem – steuerfrei.

Meine Damen und Herren, schämen Sie sich nicht? 
Wir sind hier nicht im Märchen „Ali Baba und die vier-
zig Räuber“, wo nach Bedarf Geld aus der Sesam-öff-
ne-dich-Höhle geholt werden kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf 
von der CDU/CSU: Unterirdisch!)

Es geht hier um hart erarbeitetes Steuergeld.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Zahlen 
Sie Ihre Mettbrötchen selbst!  – Peter Beyer 
[CDU/CSU]: Für 10 000 Schnittchen!)

Deswegen ermahnen wir Sie: Gehen Sie verantwortungs-
voll mit diesen Steuergeldern um! Unterdrücken Sie kei-
ne Diskussionen um die Abgeordnetenentschädigung! 
Der hier vorgeschlagene Automatismus – und das ohne 
Aussprache  – ist unserer Meinung nach schlicht eine 
Frechheit.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Darf ich Sie an Ihre Redezeit erinnern, und zwar mit 

Nachdruck.

Stefan Keuter (AfD): 
Ja; ein Satz noch. – Sehr geehrte Damen und Herren, 

zeigen Sie dem Bürger, unseren Mitbürgern, dass wir 
Volksvertreter sind und dem Auftrag dieses Parlaments 
gerecht werden: die Geschicke dieses Landes lenken – 
zum Wohle des deutschen Volkes und nicht, um uns hier 
ein süßes Leben zu machen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Darf ich Sie an Ihre Redezeit erinnern.

Stefan Keuter (AfD): 
Den Antrag von CDU/CSU, SPD und FDP lehnen wir 

entschieden ab. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Weil Sie wiederholt gesagt haben, der Bundestag wür-

de ohne Aussprache beschließen, darf ich darauf hinwei-
sen, dass wir mitten in der Aussprache sind,

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und gebe das Wort Dr.  Marco Buschmann für die 
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Marco Buschmann (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-

legen! Die Auszahlung von Diäten ist notwendiger Bau-
stein der Demokratie; 

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD])

denn nur dann, wenn Diäten ausgezahlt werden, haben 
auch Nichtvermögende und Personen, die sich nicht in 
finanzielle Abhängigkeiten begeben wollen, die Mög-
lichkeit, professionell Politik zu betreiben.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN)

So notwendig dieses Instrument ist, so alt ist natürlich 
auch der Versuch, einen bösen Schein auf dieses Instru-
ment zu lenken. Das liegt in der Entscheidungsstruktur 
begründet: Wir sind dazu verpflichtet, selber darüber 
zu entscheiden. Es ist natürlich immer problematisch, 
wenn man über die eigene Bezahlung mit fremdem Geld 
nachdenkt. Deshalb haben Populisten zu allen Zeiten 
versucht, antidemokratische und antiparlamentarische 
Reflexe zu nutzen – mit ihrer antiparlamentarischen Pro-
paganda, wie wir sie heute hier erlebt haben.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN)

In der Sache ist das gesetzliche System, das hier schon 
in der letzten Legislaturperiode etabliert worden ist, rich-
tig. Man braucht zwei Kriterien:

Das Niveau der Diäten muss bestimmt werden. Da gibt 
es eine Anlehnung an die Besoldungsgruppe R 6 – das 
hat der Kollege Carsten Schneider genannt  –; das sind 
die Bundesrichter. Es ist doch völlig plausibel, dass die-
jenigen, die für das ganze Land Recht setzen, so bezahlt 
werden wie diejenigen, die dieses Recht für das ganze 
Land auslegen. Das ist ein völlig sinnvolles Kriterium.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bei der Dynamisierung gibt es die Anlehnung an die 
Entwicklung der Löhne und Gehälter im Land und damit 
indirekt auch an die Entwicklung bei den Rentnerinnen 
und Rentnern.

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD])

Was soll denn plausibler sein, als dass wir uns in die Ab-
hängigkeit von dem begeben, was in diesem Land für 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie für die 

Stefan Keuter 
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Rentnerinnen und Rentner gilt? Auch dieses Kriterium 
ist plausibel, transparent und sinnvoll.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb haben wir als Fraktion der Freien Demokra-
ten beschlossen, nicht nur dem zuzustimmen, sondern 
auch in die politische Mithaftung zu gehen. Wir hätten 
uns auch einen schlanken Fuß machen und sagen kön-
nen: Lasst das mal die Parteien machen, die das zuvor 
beschlossen haben. – Man macht sich ja immer unbeliebt 
mit so etwas. Aber man muss zu Dingen, die man für 
richtig hält, stehen, auch wenn sie unpopulär sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das ist das Markenzeichen der Freien Demokraten.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Auch 
der Christdemokraten!)

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Kollege Buschmann. – Nächster Redner 

für die Fraktion Die Linke ist Jan Korte.

(Beifall bei der LINKEN)

Jan Korte (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ausnahmsweise ein Satz zur AfD:

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ausnahms-
weise?!)

Ausgerechnet die Truppe – mir liegt ein entsprechender 
Artikel vor –, die auf Fraktionssitzungen mehrere Zehn-
tausend Euro für Schnittchen und Mettigel rausballert, 
stellt sich hier als moralisch integer dar; das ist nicht 
schlecht.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

In Ihren Reihen ist es doch, wo mittlerweile mehrere Per-
sonen Doppelmandate haben, nicht in den anderen Frak-
tionen. Also, bitte: Ab nach Hause!

(Beifall bei der LINKEN, der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Nun aber zum ernsthaften Teil. Auch Die Linke un-
terstützt eine angemessene Entschädigung für Abgeord-
nete. Eine solche Entschädigung ist richtig und notwen-
dig  – das ist ein großer Fortschritt des Grundgesetzes 
gewesen –, um die parlamentarische Demokratie und die 

einzelnen Abgeordneten unabhängig zu machen. Wir un-
terstützen das. Dabei bleiben wir selbstverständlich.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Korte, erlauben Sie eine Zwischenfrage oder -be-

merkung des Kollegen Brandner?

Jan Korte (DIE LINKE): 
Nein. Zu den Mettigeln ist alles gesagt. Das muss man 

nicht vertiefen.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN, 
der CDU/CSU, der SPD, der FDP und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gleichwohl kann man sich keinen schlanken Fuß ma-
chen und sagen: Es gibt keine Probleme. – Ich will auf 
einen Punkt eingehen, zu dem es von seriöser Seite Kri-
tik gibt. Die entscheidende Frage lautet: Wie wirkt das, 
was wir hier machen, auf die Menschen draußen, die 
hart arbeiten müssen und nicht wie wir – gut bezahlt – 
den ganzen Tag Politik machen? Es ist doch in der Tat 
erklärungsbedürftig, wenn 40  Prozent der Bevölkerung 
heute weniger Einkommen zur Verfügung haben als in 
den 90er-Jahren und sie sehen, welche Debatten wir hier 
führen. Es ist doch auch nicht weiter problematisch, das 
anzusprechen; das muss man doch tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Hauptproblem heute ist das Verfahren. Deswegen 
kommt das auch so extrem schräg rüber, und deswegen 
werden wir dem auch nicht zustimmen. Diese Position 
ist übrigens auch nicht neu; die haben wir schon in der 
letzten Legislaturperiode vertreten. Seit dem 24. Septem-
ber sind wir gewählt, und es gibt einen neuen Bundestag. 
Bekanntermaßen kriegen die großen Parteien, vor allem 
die Partei der Bundeskanzlerin, nichts gebacken, insbe-
sondere nicht, eine Regierung zu bilden.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Der ganze Bundestag arbeitet auf Sparflamme; das weiß 
jeder. Darüber haben wir mehrfach diskutiert. Wir müs-
sen uns vor Augen führen, welches Bild wir nach drau-
ßen geben: Bei der Frage, ausgerechnet bei der Frage, 
kriegen die das auf einmal ganz schnell hin. Es ist der 
einzige Punkt, bei dem sogar die FDP bereit ist mitzu-
spielen. – Das ist ein Problem. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Korte, darf ich Sie noch einmal unterbrechen? – 

Der Kollege Brandner wollte eine Zwischenfrage stellen.

Jan Korte (DIE LINKE): 
Nein.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Gut. Es bleibt also dabei.

Dr. Marco Buschmann 
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Jan Korte (DIE LINKE): 
Die Kritik daran, wie das hier läuft, ist berechtigt. Die-

ser muss man sich stellen, auch wenn das unangenehm 
ist. Man muss Transparenz herstellen. Vielleicht sollten 
wir diese Debatte dazu nutzen, uns auf eine wirkliche 
Reform des Abgeordnetenrechts zu verständigen. Um 
ein Beispiel zu nennen: Warum zahlen wir alle hier noch 
immer nicht in die gesetzliche Rentenversicherung ein? 
Lasst uns das doch breit angehen! Dann gibt es auch 
mehr Akzeptanz.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD)

Letzter Punkt. Man kann übrigens, wenn es zu einer 
Erhöhung kommt – die Diäten sind nun wirklich üppig; 
das weiß jeder  –, einfach einen Teil spenden. Das hat 
meine Fraktion in den letzten Jahren gemacht. Wir haben 
da einen Verein.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Das führt jetzt zu weit. Bitte denken Sie an die Rede-

zeit.

Jan Korte (DIE LINKE): 
Da kann man etwas an Fußballclubs, an Antirassis-

mus-Initiativen und vieles andere mehr weitergeben.

(Beifall bei der LINKEN)

In der 18. Wahlperiode waren das fast 700 000 Euro, die 
wir für gute Initiativen ausgegeben haben. So kann man 
das machen. 

Lasst uns versuchen, eine große Reform hinzubekom-
men. Das bringt Akzeptanz.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Redezeit!

Jan Korte (DIE LINKE): 
Wir sollten ein wenig mehr auf dem Zettel haben, wie 

die Leute draußen uns eigentlich wahrnehmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Herr Korte.  – Letzte Rednerin in die-

ser lebendigen Debatte: Britta Haßelmann für BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! 2011 wurde im Deutschen Bundestag 
eine Expertenkommission eingerichtet  – und zwar mit 
externen Experten wie Herrn Professor Dr. Bryde, ehe-
maliger Verfassungsrichter, und vielen, vielen weiteren 
Persönlichkeiten des öffentlichen und gesellschaftlichen 
Lebens –, die darüber beraten und uns Vorschläge ma-

chen sollte, wie diese leidige Frage der Festsetzung der 
Höhe der Abgeordnetenbezüge geregelt werden kann.

In einem Bericht, den wir in der letzten Legislatur-
periode intensiv diskutiert haben, wurden Empfehlungen 
dazu abgegeben. Es stellte sich die Frage, nach welchem 
Mechanismus eigentlich eine jährliche Anpassung bzw. 
überhaupt eine Anpassung der Abgeordnetenbezüge 
stattfinden soll – ob in Ein-, Zwei- oder Dreijahresschrit-
ten – und woran sich die Höhe der Abgeordnetenentschä-
digung orientiert. Das alles ist offen und transparent dar-
gelegt worden.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Das war ein positives Moment dieser Expertenkommis-
sion, der wir sehr dankbar für diese Vorschläge waren. 
Denn dadurch wurde zum ersten Mal transparent, nach 
welchen Kriterien und in welcher Höhe Abgeordneten
entschädigungen festgelegt werden. So weit, so gut.

Nun gibt es für diesen neuen Bundestag folgende Ver-
pflichtung: Der Anpassungsmechanismus im § 11 Abge-
ordnetengesetz muss von diesem neu gewählten Deut-
schen Bundestag bestätigt werden. – Meine Damen und 
Herren, jetzt frage ich mich: Wo liegt denn eigentlich der 
Skandal, den hier manche herbeischreien wollen?

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Ich finde es peinlich. Hier war gerade von Scham die 
Rede. Ich würde, wäre ich der Erste Parlamentarische 
Geschäftsführer der AfD oder Mitarbeiter seiner Verwal-
tungsleitung, im Erdboden versinken angesichts der De-
batte, die wir hier führen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES  90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Denn wir haben am 13.  Oktober im Vorältestenrat das 
erste Mal darüber geredet, dass der Anpassungsmecha-
nismus, den dieses Gesetz vorsieht, vom Deutschen 
Bundestag verlängert werden muss und dass das bis zur 
dritten Kalenderwoche, im Januar 2018, zu erfolgen hat. 
Kein Widerspruch, keine Wortmeldung, kein Wortbeitrag 
der AfD.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)

Und dann reden wir hier mit den Damen und Herren 
über Scham oder Peinlichkeit. Dafür muss ich bei dieser 
Debatte nur nach rechts gucken.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES  90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
FDP)

Wir haben am 11. Dezember 2017 in der Runde der 
Parlamentarischen Geschäftsführerinnen und Geschäfts-
führer wieder über dieses Thema geredet und vereinbart, 
heute dazu im Deutschen Bundestag eine Beschlussfas-
sung vorzunehmen und diesen Punkt auf die Tagesord-

juris Lex QS
18052024 ()



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 5 . Sitzung . Berlin, Mittwoch, den 13 . Dezember 2017370

(A) (C)

(B) (D)

nung zu setzen. Es gab weder einen Widerspruch vonsei-
ten des Ersten Parlamentarischen Geschäftsführers noch 
eine inhaltliche Anmerkung zum Thema.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Frau Haßelmann.

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Da werden hier heute die Backen so aufgeblasen. Wie 

scheinheilig ist das denn? 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP und der 
LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Frau Haßelmann!

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Nein, ich lasse keine Frage zu. – Wie scheinheilig ist 

das denn?

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP und der 
LINKEN)

Ich bin fast am Ende meiner Redezeit. Zuletzt höre 
ich von Journalisten: Mein Gott, die AfD hätte sich auch 
noch darum kümmern müssen, dass das überhaupt zur 
Sprache kommt. – Was für ein Blödsinn, meine Damen 
und Herren! Die haben noch nicht einmal einen Antrag 
auf Aussprache gestellt. Der kam von der CDU/CSU. So 
ist die Lage.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP und der 
LINKEN)

Und jetzt sage ich mal: Wer meint, hier im Parlament uns 
vorführen zu können, der muss früher aufstehen, meine 
Damen und Herren! 

(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, bei der CDU/CSU, der SPD und 
der FDP  – Beifall bei der LINKEN  – Abg. 
Dr.  Marco Buschmann [FDP] beglückwün-
scht Abg. Britta Haßelmann [BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Wort zu einer 

Kurzintervention hat der von Frau Haßelmann angespro-
chene Dr. Baumann.

(Zurufe von der SPD)

Dr. Bernd Baumann (AfD): 
Ich möchte ausdrücklich darauf hinweisen, dass dieser 

Vorgang, also das Anpassungsverfahren zur Diätenerhö-
hung, am Montagabend, Montagnacht im Grunde, in die 

PGF-Sitzung hereinkam  – völlig unvorbereitet  –, und 
zwar mit der Maßgabe – –

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD: 
Oh!  – Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: 
Bei Ihnen vielleicht!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Moment, jetzt ist Dr. Baumann dran.

Dr. Bernd Baumann (AfD): 
Wir dürfen hier ja auch reden, oder, verehrte Kolle-

gen? 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Jetzt hat Dr. Baumann das Wort.

Dr. Bernd Baumann (AfD): 
Dann habe ich nachgefragt: Warum denn so kurzfris-

tig? Wie ist es denn möglich, so eine wichtige Sache mit-
ten in der Nacht, einen Tag vor der nächsten Bundestags-
sitzung, zu behandeln? Wie ist so etwas möglich? 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zurufe 
von der SPD)

Da wurde geantwortet, es sei sozusagen übersehen wor-
den, dass man das ganz schnell anpassen müsse, weil es 
sonst wegen Fristigkeit verfiele. Deswegen müsse das 
hereingenommen werden. So ist das hier passiert. 

(Beifall bei der AfD)

Dann habe ich gesagt: Bevor ich darüber mit meiner 
Fraktion nicht geredet habe, äußere ich mich dazu über-
haupt nicht. Das war das, was parlamentarisch in den Sit-
zungen vonstattengegangen ist. 

(Beifall bei der AfD – Steffi Lemke [BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN]: Sie armer Mensch, 
Sie! – Weitere Zurufe: Peinlich!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Das Wort zur Antwort hat die Kollegin Britta 

Haßelmann.

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Baumann, Ihr Beitrag spricht Bände. Ich kann 

mir vorstellen, dass Sie nach der Rede von Herrn Keuter 
und nach der gestrigen Presseeinlassung Ihrer Vorsitzen-
den unter Erklärungsdruck stehen. Aber am 12. Oktober 
wurde eine Erläuterung zum ganzen Mechanismus des 
Anpassungsverfahrens, also was da zu tun ist, von der 
Bundestagsverwaltung an alle Fraktionen verschickt. 

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Ich stelle 
mich als Zeuge zur Verfügung!)

Sie hatten hinreichend Zeit, sich damit zu befassen. 

Einen Antrag in der Runde der Parlamentarischen Ge-
schäftsführer, dass wir uns damit erst im Januar befassen, 
habe ich vermisst. Dieser ist nicht gestellt worden. 

Britta Haßelmann
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Genau so habe ich es gesagt. Ich kann mir vorstellen, 
dass das wehtut, dass Sie da auch ein paar Rückfragen in 
der Fraktion bekommen. Das ändert aber nichts an der 
Tatsache. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank. – So, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP auf Drucksa-
che 19/236 mit dem Titel „Anpassungsverfahren gemäß 
§ 11 Absatz 4 des Abgeordnetengesetzes“. 

Uns liegt dazu eine Erklärung nach §  31 der Ge-
schäftsordnung vor.1) 

Es ist, wie Sie wissen – das sieht man an Ihren Bewe-
gungen –, eine namentliche Abstimmung verlangt wor-
den. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
ihre Plätze einzunehmen, und um ein körpersprachliches 
Signal, ob die Schriftführer anwesend sind. – Von uns aus 
gesehen hinten rechts fehlt noch eine Schriftführerin oder 
ein Schriftführer; das ist auch schon zum dritten Mal der 
Fall. Wie sieht es vorne aus? – Alles klar. Die Plätze sind 
besetzt. Ich eröffne die Abstimmung über den Antrag.

Jetzt kommt die obligatorische Frage: Gibt es noch 
Kolleginnen und Kollegen, die ihre Stimme nicht abge-
geben haben? – Ja, gibt es. 

Darf ich noch einmal fragen: Hat jemand der anwe-
senden Kollegen und Kolleginnen seine oder ihre Stim-
me noch nicht abgegeben? – Das sieht nicht so aus. Dann 
schließe ich die Abstimmung. Das Ergebnis wird Ihnen 
wie immer später bekannt gemacht.2) 

Jetzt, liebe Kolleginnen und Kollegen: Platz nehmen, 
Aufmerksamkeit herstellen. Wir machen es genauso wie 
immer: Bevor Sie nicht sitzen und zuhören, fangen wir 
gar nicht erst an. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Eigentlich verlangt die AfD-Fraktion die Aktuelle Stun-
de. Da wäre es nicht schlecht, wenn Sie sich hinsetzen 
würden. – Das betrifft genauso die Kollegen im Mittel-
gang. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 6 auf:

Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion der AfD

Linksextreme Gewalttaten gegen die politi-
sche Betätigung demokratischer Parteien

Ich eröffne die Aussprache und gebe das Wort Kay 
Gottschalk für seine erste Rede im Bundestag.

(Beifall bei der AfD)

1)   Anlage 3
2)   Ergebnis Seite 373 D

Kay Gottschalk (AfD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 

muss mich schon wundern – das muss ich vorwegschi-
cken –: Dass eine Partei, deren grüne Jugend behauptet: 
„Fickt doch, mit wem ihr wollt!“, hier von Schamgefüh-
len spricht, das überrascht mich an dieser Stelle schon. 
Sie sollten sich eigentlich eher schämen und das Wort 
„Scham“ gar nicht benutzen.

(Beifall bei der AfD – Ulli Nissen [SPD]: 
Was ist denn jetzt los?)

Meine Damen und Herren, über Jahre hinweg hat die 
herrschende Politik unter der Kanzlerschaft von Angela 
Merkel zugeschaut, wie die Entstehung einer neuen Par-
tei, der Alternative für Deutschland, nicht nur mit Mitteln 
der Meinungsbeschneidung, nein, auch mit Mitteln der 
Meinungsdiktatur und mit Sanktionen gegen Mitglieder 
und Sympathisanten behindert wurde. Meine Damen und 
Herren, ich werde in meiner Rede aufzeigen, dass dieser 
Bogen bis weit in dieses Parlament und einige Parteien 
und deren Vertreterschaft hineinreicht.

(Beifall bei der AfD)

Zu den Sanktionen. Ich kann mich gut erinnern, wie 
einige Gewerkschaftsfunktionäre und Gewerkschaften 
Flugblätter in Betrieben verteilt haben, auf denen stand, 
wie man denn mit AfD-Funktionären umzugehen habe. 
Hier wird der Boden bereitet, indem man Menschen an 
den Pranger stellt und sie in ihrer Arbeit diskreditiert.

(Beifall bei der AfD)

Insofern ist Ihr Katzenjammer von gestern mehr als 
peinlich, als Sie sich über das NetzDG hier so aufgeregt 
haben. Befassen Sie sich doch erst einmal mit den tat-
sächlichen Sanktionen, mit dem Mobbing und der Dis-
kriminierung im täglichen Alltag, wenn man sich für eine 
demokratische Partei betätigt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Inwieweit die skandalöse Tatenlosigkeit der Regierun-
gen, hier auch der Niedersächsischen Landesregierung, 
Ausdruck ihrer Hilflosigkeit oder vielleicht vielsagender 
Duldung ist, bleibt Gegenstand von Spekulationen. Eines 
ist aber klar: Mit dem Einzug der AfD in den Deutschen 
Bundestag ist es Zeit, uns nicht nur als lästige Konkur-
renten zu sehen. Mehr noch: Spätestens dann, wenn Ab-
geordnete dieses Hohen Hauses verletzt werden  – wie 
ich – und durchaus schwere Verletzungen davontragen, 
ist darüber zu diskutieren, ob wir uns mit den sogenann-
ten linken Aktivisten nicht näher auseinandersetzen müs-
sen.

(Beifall bei der AfD)

Der Bundesparteitag unserer Partei ist ein unwürdi-
ges Schauspiel dieser Demokratie gewesen. Wir mussten 
Spießruten laufen. Meine Damen und Herren, viele Men-
schen, auch Delegierte, sind verletzt worden – dies unter 
den Augen der Polizei. Der mache ich aber keinen Vor-
wurf. Der Vorwurf richtet sich hier an Herrn Pistorius, 
der für dieses Sicherheitskonzept – ich nenne es einmal: 
Deeskalation zulasten der körperlichen Integrität von 
Mitgliedern meiner Partei – verantwortlich ist. Ich for-

Britta Haßelmann
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dere hier den Rücktritt von Herrn Pistorius wegen dieser 
ungeheuerlichen Vorfälle in Hannover.

(Beifall bei der AfD)

Herr Gabriel ist nicht da. Er könnte ja sonst auch etwas 
dazu sagen. Er kennt dieses Bundesland und die Chaos
tage ja mehr als genug.

Meine Damen und Herren, diese Einstellung ist zu 
einer manifestierten Tradition geworden. Dieses Lais-
ser-faire, die Toleranz haben diese Missstände erst mög-
lich gemacht. Brockdorf, Startbahn West,

(Lachen bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hafenstraße und Rote Flora – meine Damen und Herren 
von der Linken, lachen Sie da nur – sind Synonym, nein, 
sie sind Meilensteine – dass die Grünen sich da aufregen, 
ist vielsagend – des Staatsversagens. Hier wurden mithil-
fe der SPD rechtsfreie Räume geschaffen bzw. geduldet. 
Das ist so nicht länger hinnehmbar. Auch die Finanzie-
rungen müssen aufgedeckt werden, und das werden wir 
im Haushaltsausschuss leisten.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, Straftäter bleiben Straftäter, 
auch wenn viele Kollegen hier im Hohen Haus und eini-
ge Vertreter der Medien diese gerne als linke Aktivisten 
etikettieren.

(Beifall bei der AfD)

Der Modus Operandi, was Linksextremismus ist, wird 
vom Verfassungsschutz und von Professor Pfahl-Traug-
hber sehr gut dargestellt – ich schaue da auch gerne zur 
Linken –:

Linksextremisten wollen unsere Staats- und Gesell-
schaftsordnung überwinden, unsere Demokratie soll 
durch ein kommunistisches oder anarchistisches 
System ersetzt werden. Hierzu bringen sie sich in 
gesellschaftliche Proteste ein …,

organisieren diese und nehmen daran teil. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich dazu ein-
mal Stellung nehmen. K kommt ja bekanntlich nach J, K 
wie Kahane. Ich widme mich heute einmal einem Mit-
glied des Bundestages: Frau Jelpke. Frau Jelpke, Sie sind 
Mitglied der Antikapitalistischen Linken. Diese wird im 
Verfassungsschutzbericht 2013 als verfassungsfeindlich 
einsortiert. Sie haben dazu aufgerufen, zum Parteitag der 
AfD zu kommen:

Tickets für den Bus bekommt Ihr im Wahlkreisbüro 
Ulla Jelpke (Die Linke), Schwanenstraße 30, …

(Beifall bei der LINKEN)

– Ja, klatschen Sie; das zeigt Ihre antidemokratische Ge-
sinnung. 

Genau diese falsch verstandene Toleranz und auch 
Ihr Schweigen zu solchen Vorgängen einer für mich an-
tidemokratischen Partei ermöglichen die Legalisierung, 
ermöglichen erst die Wegbereitung von linksextremen 
Straftaten. Sie werden durch diese Art der Haltung zu 
Kavaliersdelikten herabgewürdigt bzw. verharmlost. 

Und Sie machen es erst möglich, dass eine demokrati-
sche Partei wie die AfD, aber auch Kolleginnen und Kol-
legen der CDU auf Wahlkampfveranstaltungen in einer 
Art und Weise angegangen werden, die nicht hinnehmbar 
ist. Kehren Sie auf den Boden der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung zurück, und ächten Sie dieses Ver-
halten einzelner Kreise hier in diesem Parlament.

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Danke schön. – Das Wort hat jetzt Stephan Mayer für 

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU): 
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolle-

ginnen! Sehr geehrte Kollegen! Wir erleben in den letz-
ten Jahren eine außerordentlich besorgniserregende und 
bedenkliche Zunahme der Straf-, aber auch Gewalttaten 
gegen Politiker auf allen politischen Ebenen. Traurige 
und höchst verwerfliche Höhepunkte dieser Entwicklung 
waren beispielsweise im Oktober 2015 das Attentat auf 
die CDU-Oberbürgermeisterkandidatin Henriette Reker 
in Köln oder im letzten Monat der tätliche und schwer-
wiegende Angriff auf den CDU-Bürgermeister von Alte-
na, Andreas Hollstein. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, aber 
auch im Deutschen Bundestag gab es bedenkliche Ent-
wicklungen. In der letzten Legislaturperiode sind zahlrei-
che Kolleginnen und Kollegen türkischer Abstammung 
nach der Abstimmung über die Resolution bezüglich 
des Genozids an den Armeniern im Jahr  1915 bedroht 
worden. Das sind mit Sicherheit Entwicklungen, die uns 
in höchstem Maße besorgen müssen. Deswegen, meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, war es nur 
konsequent, dass die Polizeiliche Kriminalstatistik um 
eine neue Rubrik ergänzt wurde, nämlich um Straftaten 
gegen Amts- und Mandatsträger. Im Jahr 2016 wies diese 
Rubrik insgesamt 1 841 Straftaten auf. Sie wurden üb-
rigens überwiegend aus dem rechtsextremistischen Be-
reich begangen; das möchte ich dazusagen. Deswegen ist 
der Titel dieser Aktuellen Stunde etwas zu kurz gegriffen, 
wenn er sich nur auf linksextremistisch motivierte Straf- 
und Gewalttaten gegen Politiker bezieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Jede Art von Extremismus ist gleichermaßen verwerf-
lich, und jeder Art von Extremismus ist gleichermaßen 
zu begegnen. Ich möchte für die CDU/CSU-Fraktion sa-
gen, dass wir hier keine Belehrungen benötigen, ganz im 
Gegenteil. Wir haben in den vergangenen Jahren jede Art 
von Extremismus, egal ob im rechten, im linken oder im 
religiös motivierten Spektrum, entschieden und konse-
quent bekämpft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Kay Gottschalk 
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Ich möchte, meine Kolleginnen und Kollegen, auch nur 
erwähnen, dass von den 1  841  Straftaten gegen Amts- 
und Mandatsträger im letzten Jahr die meisten gegen 
CDU/CSU-Mandatsträger begangen wurden, nämlich 
760. 

Es ist natürlich die Frage zu stellen: Wie kommt es 
zu dieser Entwicklung? Was wir erleben, ist eine sehr 
deutliche Zunahme der Zentrifugalkräfte in unserer Ge-
sellschaft, eine Zunahme der Fliehkräfte, eine stärke-
re Verrohung der Gesellschaft, aber auch eine stärkere 
Verrohung der Sprache. Ich bin der festen Überzeugung, 
dass insbesondere der jüngste Bundestagswahlkampf 
ein beredtes Beispiel dafür war, dass die Auseinander-
setzung deutlich aggressiver vorgenommen wird. Das 
mündet nicht immer in tätlichen Angriffen. Die meisten 
Straftaten bewegen sich im Bereich der Verbalinjurien, 
der Beleidigungen, aber auch der Sachbeschädigungen. 
Das muss intensiv bekämpft werden. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, wie 
ist auf diese Entwicklung zu reagieren? Aus meiner Sicht 
muss klargemacht werden, dass Gewalt niemals ein ad-
äquates Mittel der politischen Auseinandersetzung sein 
darf.

(Beifall bei der CDU/CSU, der AfD und der 
FDP sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Es darf hier auch keine falsch verstandene Toleranz ge-
ben. Ich habe vorhin gesagt, dass nicht unterschieden 
werden darf zwischen Rechts- und Linksextremismus. 
Wir dürfen auch nicht unterscheiden zwischen gutem 
und schlechtem Extremismus. Ich muss ganz offen sa-
gen: Es gab hier aus meiner Sicht in den letzten Jahren in 
diesem Haus manchmal unterschiedliche Bewertungen. 
Wenn ich mir Aussagen der früheren Bundesfamilienmi-
nisterin vor Augen führe, die noch vor eineinhalb Jahren 
gesagt hat, dass das Phänomen des Linksextremismus in 
Deutschland überbewertet werde, dann ist dies sehr ernst 
zu nehmen und bedenklich. Wir müssen jede Art von Ex-
tremismus gleichermaßen ernst nehmen und dürfen keine 
falsch verstandene Toleranz an den Tag legen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der AfD und der 
FDP)

Der Rechtsstaat muss konsequent und entschieden alle 
Straftaten bekämpfen, weil sich diese Straftaten  – das 
müssen wir unseren Mitbürgern immer wieder deutlich 
vor Augen führen – nicht nur gegen einzelne Personen 

richten, sondern gegen die Demokratie, gegen die frei-
heitlich-demokratische Grundordnung insgesamt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Wenn das dann dazu führt, dass manche Politiker, insbe-
sondere im kommunalen Bereich, wegen dieser Bedro-
hungen und Angriffe ihre Mandate zurückgeben, dann ist 
dies aus meiner Sicht sehr ernst zu nehmen.

Wir müssen mit Sicherheit auch eine Debatte darüber 
führen, ob wir das Strafrecht ändern. Ich sage ganz klar: 
Diese Debatte muss offen geführt werden. Es gibt Grün-
de, die dafür sprechen; es gibt aber auch Gründe, die da-
gegen sprechen. Was wir aus meiner Sicht auf jeden Fall 
verhindern sollten, ist ein Sonderstrafrecht für Straftaten 
gegen Politiker.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir sollten uns hier nicht besserstellen als die allgemeine 
Bevölkerung. 

Mir ist wesentlich wichtiger  – das möchte ich zum 
Abschluss sagen  –, dass wir eine intensive zivilgesell-
schaftliche Debatte führen. Es geht hier auch um den Er-
halt unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung. 
Richtschnur unseres Wirkens und unseres Tätigwerdens 
sollte aus meiner Sicht ein Zitat von Voltaire sein, der ge-
sagt hat: Ich verabscheue Ihre Meinung, aber ich würde 
mein Leben dafür geben, dass Sie sie sagen dürfen. 

(Beifall bei der AfD)

Ich danke Ihnen herzlich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD, der AfD und der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Herr Mayer. – Zur Erklärung, weil sich 

jemand gemeldet hat: Bei der Aktuellen Stunde gibt es 
keine Möglichkeit der Zwischenfrage, anders als bei den 
normalen Debatten.

Ich möchte Ihnen, bevor ich die Kollegin Steffen auf-
rufe, das von den Schriftführerinnen und Schriftführern 
ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
zum Anpassungsverfahren gemäß Abgeordnetengesetz 
mitteilen: abgegebene Stimmen 665. Mit Ja haben ge-
stimmt 505, mit Nein haben 152 Kolleginnen und Kol-
legen gestimmt, enthalten haben sich 8  Kollegen bzw. 
Kolleginnen.

Endgültiges Ergebnis

Abgegebene Stimmen:	 664;

davon

ja:	 504

nein:	 152

enthalten:	 8

Ja

CDU/CSU

Dr. Michael von Abercron
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Peter Altmaier
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer

Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Norbert Barthle
Maik Beermann
Manfred Behrens (Börde)
Veronika Bellmann
Sybille Benning
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel
Peter Beyer

Marc Biadacz
Steffen Bilger
Peter Bleser
Norbert Brackmann
Dr. Reinhard Brandl
Michael Brand (Fulda)
Dr. Ralf Brauksiepe
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer

Stephan Mayer (Altötting)
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Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Marie-Luise Dött
Hansjörg Durz
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Axel E. Fischer (Karlsruhe-

Land)
Dr. Maria Flachsbarth
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Hans-Joachim Fuchtel
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Alois Gerig
Eberhard Gienger
Eckhard Gnodtke
Ursula Groden-Kranich
Hermann Gröhe
Klaus-Dieter Gröhler
Michael Grosse-Brömer
Astrid Grotelüschen
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mark Hauptmann
Dr. Matthias Heider
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Frank Heinrich (Chemnitz)
Mark Helfrich
Rudolf Henke
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Dr. Heribert Hirte
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Karl Holmeier
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Erich Irlstorfer
Hans-Jürgen Irmer
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung

Alois Karl
Anja Karliczek
Torbjörn Kartes
Volker Kauder
Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Carsten Körber
Alexander Krauß
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Rüdiger Kruse
Michael Kuffer
Dr. Roy Kühne
Andreas G. Lämmel
Katharina Landgraf
Ulrich Lange
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Dr. Ursula von der Leyen
Antje Lezius
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Nikolas Löbel
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Karin Maag
Yvonne Magwas
Dr. Thomas de Maizière
Dr. Astrid Mannes
Matern von Marschall
Hans-Georg von der Marwitz
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Dr. Michael Meister
Jan Metzler
Dr. h. c. Hans Michelbach
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Karsten Möring
Marlene Mortler
Elisabeth Motschmann
Dr. Gerd Müller
Axel Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Andreas Nick
Petra Nicolaisen
Michaela Noll

Dr. Georg Nüßlein
Wilfried Oellers
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Sylvia Pantel
Dr. Joachim Pfeiffer
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Eckhard Pols
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Lothar Riebsamen
Josef Rief
Johannes Röring
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Stefan Sauer
Dr. Wolfgang Schäuble
Jana Schimke
Tankred Schipanski
Dr. Claudia Schmidtke
Christian Schmidt (Fürth)
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Dr. Klaus-Peter Schulze
Uwe Schummer
Armin Schuster (Weil am 

Rhein)
Torsten Schweiger
Detlef Seif
Johannes Selle
Reinhold Sendker
Dr. Patrick Sensburg
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Frank Steffel
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Andreas Steier
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Peter Stein (Rostock)
Christian Frhr. von Stetten
Gero Storjohann
Max Straubinger
Karin Strenz
Michael Stübgen
Dr. Hermann-Josef Tebroke

Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Dr. Dietlind Tiemann
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Arnold Vaatz
Oswin Veith
Kerstin Vieregge
Volkmar Vogel (Kleinsaara)
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Kai Wegner
Dr. h. c. Albert Weiler
Dr. Anja Weisgerber
Peter Weiß (Emmendingen)
Sabine Weiss (Wesel I)
Marian Wendt
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Bettina Margarethe 

Wiesmann
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier-

Becker
Oliver Wittke
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Dr. Matthias Zimmer

SPD

Niels Annen
Ingrid Arndt-Brauer
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Doris Barnett
Dr. Matthias Bartke
Sören Bartol
Bärbel Bas
Lothar Binding (Heidelberg)
Leni Breymaier
Katrin Budde
Marco Bülow
Martin Burkert
Dr. Lars Castellucci
Bernhard Daldrup
Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Yasmin Fahimi
Dr. Johannes Fechner
Dr. Fritz Felgentreu
Ulrich Freese
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Sigmar Gabriel
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Michael Groß
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Gabriela Heinrich
Marcus Held
Wolfgang Hellmich
Dr. Barbara Hendricks
Gustav Herzog
Gabriele Hiller-Ohm
Thomas Hitschler
Dr. Eva Högl
Frank Junge
Josip Juratovic
Thomas Jurk
Oliver Kaczmarek
Johannes Kahrs
Elisabeth Kaiser
Ralf Kapschack
Gabriele Katzmarek
Ulrich Kelber
Cansel Kiziltepe
Arno Klare
Lars Klingbeil
Dr. Bärbel Kofler
Daniela Kolbe
Anette Kramme
Christine Lambrecht
Christian Lange (Backnang)
Dr. Karl Lauterbach
Helge Lindh
Burkhard Lischka
Heiko Maas
Caren Marks
Katja Mast
Christoph Matschie
Dr. Matthias Miersch
Klaus Mindrup
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Siemtje Möller
Bettina Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich

Andrea Nahles
Dietmar Nietan
Ulli Nissen
Thomas Oppermann
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir (Duisburg)
Aydan Özoğuz
Christian Petry
Sabine Poschmann
Florian Post
Achim Post (Minden)
Florian Pronold
Martin Rabanus
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Dennis Rohde
Dr. Martin Rosemann
René Röspel
Dr. Ernst Dieter Rossmann
Michael Roth (Heringen)
Susann Rüthrich
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Dr. Manja Schüle
Ursula Schulte
Martin Schulz
Swen Schulz (Spandau)
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Rainer Spiering
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Sonja Amalie Steffen
Mathias Stein
Kerstin Tack
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Ute Vogt
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Gülistan Yüksel

Dagmar Ziegler
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann

FDP

Grigorios Aggelidis
Renata Alt
Christine Aschenberg-

Dugnus
Jens Beeck
Nicola Beer
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg
Dr. Marco Buschmann
Carl-Julius Cronenberg
Britta Katharina Dassler
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Hartmut Ebbing
Dr. Marcus Faber
Daniel Föst
Otto Fricke
Thomas Hacker
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Ulla Ihnen
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Christian Jung
Karsten Klein
Katharina Kloke
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Wolfgang Kubicki
Konstantin Elias Kuhle
Alexander Graf Lambsdorff
Ulrich Lechte
Christian Lindner
Michael Link (Heilbronn)
Oliver Luksic
Christoph Meyer
Alexander Müller
Roman Müller-Böhm
Frank Müller-Rosentritt
Dr. Martin Neumann 

(Lausitz)
Bernd Reuther
Dr. Stefan Ruppert
Christian Sauter

Frank Schäffler
Dr. Wieland Schinnenburg
Matthias Seestern-Pauly
Frank Sitta
Judith Skudelny
Dr. Hermann Otto Solms
Bettina Stark-Watzinger
Dr. Marie-Agnes Strack-

Zimmermann
Benjamin Strasser
Katja Suding
Linda Teuteberg
Michael Theurer
Stephan Thomae
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Johannes Vogel 

(Lüdenscheid)
Sandra Weeser
Nicole Westig

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Luise Amtsberg
Kerstin Andreae
Lisa Badum
Annalena Baerbock
Margarete Bause
Dr. Danyal Bayaz
Canan Bayram
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Dr. Anna Christmann
Ekin Deligöz
Katja Dörner
Katharina Dröge
Harald Ebner
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Katrin Göring-Eckardt
Erhard Grundl
Anja Hajduk
Britta Haßelmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Ottmar von Holtz
Dieter Janecek
Dr. Kirsten Kappert-Gonther
Uwe Kekeritz
Katja Keul
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Sylvia Kotting-Uhl
Oliver Krischer
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Stephan Kühn (Dresden)
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Markus Kurth
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Dr. Tobias Lindner
Irene Mihalic
Claudia Müller
Beate Müller-Gemmeke
Ingrid Nestle
Dr. Konstantin von Notz
Friedrich Ostendorff
Cem Özdemir
Lisa Paus
Filiz Polat
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Manuel Sarrazin
Ulle Schauws
Dr. Gerhard Schick
Dr. Frithjof Schmidt
Stefan Schmidt
Kordula Schulz-Asche
Dr. Wolfgang Strengmann-

Kuhn
Margit Stumpp
Markus Tressel
Jürgen Trittin
Dr. Julia Verlinden
Daniela Wagner
Beate Walter-Rosenheimer

Nein

AfD
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Nächste Rednerin in der Aktuellen Stunde: Sonja 
Steffen für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Sonja Amalie Steffen (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Seit Montag 
dieser Sitzungswoche geistert ein Antrag auf Durchfüh-
rung einer Aktuellen Stunde durch das Parlament. Erst 
lautete das Thema schwammig „Linksextreme Gewalt“, 
dann kurzzeitig „Gewalt gegen Abgeordnete“; darun-
ter kann man sich als Rednerin zu diesem Antrag auch 
nichts vorstellen. In der aktuellen Fassung lautet das The-
ma nun: „Linksextreme Gewalttaten gegen die politische 
Betätigung demokratischer Parteien“. 

Ich gehe einmal davon aus  – das hoffe ich zumin-
dest –, dass die allermeisten Abgeordneten bezüglich die-
ser Thematik keine eigenen Erfahrungen gemacht haben.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Bei uns schon! 
Wir laden Sie herzlich ein!  – Dr. Alexander 
Gauland [AfD]: Wir haben viele Erfahrun-
gen!)

Also reduziert sich Ihr Antrag im Wesentlichen auf Ihre 
eigene Partei, Kolleginnen und Kollegen von der AfD, 
womit sich mir die Frage stellt, ob das Thema laut Antrag 
wortlautmäßig noch stimmen kann; denn dann müssten 
Sie eine demokratische Partei sein, und das stelle ich in-
frage.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN  – Dr.  Alexander Gauland [AfD]: 
Das ist eine Unverschämtheit!)

Ich sage Ihnen auch gerne, warum ich das tue: In dem 
Moment, in dem Sie sagen, dass Menschen nach Religi-
on und Herkunft sortiert werden müssen, reden wir auch 
über Menschenwürde, und diese ist unabänderlich ver-
fassungsrechtlich garantiert.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Alexander 
Gauland [AfD]: Auch für AfD-Mitglieder! 
Das ist eine Frechheit!)

Und wenn, meine Kolleginnen und Kollegen von der 
AfD, einer Ihrer Kollegen im Sächsischen Landtag eine 
Anfrage mit dem Wortlaut „,Hilfe bei Sterilisation’ für 
unbegleitete minderjährige Ausländer“ stellt,

(Zurufe von der SPD und der LINKEN: 
Pfui!)

dann reden wir auch über Menschenwürde. Und wenn 
Amtsträger Ihrer Partei in rechtsextremen Milieus unter-
wegs sind, dann muss man ganz klar von einer Demo-
kratiegefährdung reden.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU)

Das bringt mich zu der nächsten Frage. Führt nicht ge-
rade Ihre politische Betätigung dazu, dass die Menschen 

zunehmend rauer mit demokratischen Parteien und mit 
Politikerinnen und Politikern umgehen?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und der FDP sowie des Abg. Marian 
Wendt [CDU/CSU])

Nicht erst seit der Messerattacke auf Bürgermeister 
Andreas Hollstein in Altena muss man sich doch die Fra-
ge stellen, die der Kollege Mayer schon gestellt hat: Ver-
roht unsere Gesellschaft?

(Zuruf von der AfD: Ihr verroht unsere Ge-
sellschaft!)

Wenn der Kollege Brandner – jetzt neu für die AfD im 
Bundestag – am letzten Wochenende ein Foto von einer 
Machete

(Stephan Brandner [AfD]: Das war keine 
Machete!)

und dazu den Text: „Warten … auf die #Antifa“ auf Twit-
ter postet,

(Zurufe von der SPD und der LINKEN: 
Pfui!)

dann ist das ein ganz klares Entgleisen des politischen 
Diskurses.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU)

Das ist ganz klar eine Drohung, und hier geht es ganz 
klar um Gewalt. Übrigens schockiert mich das umso 
mehr, weil es sich bei dem Kollegen Brandner um einen 
Rechtsanwalt handelt. Da sollte man wirklich denken, 
dass er ein Organ der Rechtspflege ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Ihr Prinzip ist es leider, Menschen gegeneinander auf-
zuwiegeln. Aber es liegt auch in Ihrer Verantwortung, 
statt Hass zu schüren, gemäßigte Töne anzuschlagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN – Dr. Alexander Gauland [AfD]: 
Ach, Sie schreiben uns vor, was wir machen 
sollen?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte hier kei-
nesfalls den Eindruck erwecken, dass Gewalt Gegenge-
walt rechtfertigt. 

(Zurufe von der AfD: Nein, nein!)

Wir sind schließlich nicht im Wilden Westen, sondern le-
ben in einer der fortschrittlichsten Demokratien der Welt. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der FDP – Ar-
min-Paulus Hampel [AfD]: Wo leben Sie ei-
gentlich?)

Vizepräsidentin Claudia Roth
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Wir leben in einem guten Rechtsstaat. Es besteht das Ge-
waltmonopol des Staates, und Gewalttaten jeglicher Art 
werden unter Strafe gestellt. Das ist gut und richtig so. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der FDP)

Ich sorge mich dabei übrigens weniger um unsere Be-
rufspolitiker als um die vielen Ehrenamtlichen. Zu unse-
rem Job als Politikerin oder Politiker gehört, dass wir in 
harte Diskussionen gehen und diese aushalten. Was aber 
ist mit den vielen Ehrenamtlichen, die für ihr Engage-
ment täglich angepöbelt und beschimpft werden? Was ist 
mit den Flüchtlingshelferinnen und Flüchtlingshelfern, 
den Buchhändlern, den Künstlern,

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

die sich in verschiedenen Bereichen gegen Ungleichbe-
handlung engagieren und deswegen Opfer von Anschlä-
gen werden?

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der FDP)

Allein in Berlin-Neukölln sind in diesem Jahr zehn Au-
tos von politisch bzw. ehrenamtlich Engagierten zerstört 
worden.

(Stephan Brandner [AfD]: Reden Sie doch 
mal zum Thema!)

Bisher waren wir uns in diesem Hause alle einig: So-
wohl rechtsextreme als auch linksextreme Gewalt sind 
zu verurteilen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/
CSU und des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜ-
NEN  – Armin-Paulus Hampel [AfD]: Das 
Thema heißt linksextremistische Gewalt!)

Ich muss Ihnen an einer Stelle recht geben: Natürlich gibt 
es auch linksextreme Gewalt, und dagegen müssen wir 
etwas tun; das ist richtig so.

(Zurufe von der AfD)

Aber ich will Ihnen einmal die Zahlen der registrierten 
Straftaten im letzten Jahr nennen

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Sie machen 
sich lächerlich!)

–  hören Sie einmal zu!  –: Aus dem linken Spektrum 
gab es 1 702 Straftaten und aus dem rechten Spektrum 
23 555 Straftaten.

(Zurufe von der AfD)

Es geht vor allem um den Zusammenhalt der Gesellschaft 
und den zwischenmenschlichen Umgang miteinander. 

(Stephan Brandner [AfD]: Thema! Bitte zum 
Thema, Frau Steffen!)

Es ist unser aller Aufgabe, die Gesellschaft zu beschwich-
tigen und miteinander zu reden, Toleranz zu fördern, an-
statt sie zu bekämpfen.

(Beifall bei der SPD)

Noch ein Wort, meine Kolleginnen und Kollegen der 
AfD: Diese Aktuelle Stunde haben Sie nicht nötig;

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Nein! Sie 
haben sie nötig!)

denn es gibt genügend Instrumente, Angriffe präventiv 
zu verhindern. 

(Widerspruch bei der AfD)

Nicht Hass und Hetze verbreiten, sondern aufeinander 
zugehen und miteinander reden – das hilft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Sonja Steffen. – Der nächste Redner in 

der Aktuellen Stunde mit seiner ersten Rede im Deut-
schen Bundestag: Konstantin Kuhle für die FDP-Frak-
tion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Konstantin Elias Kuhle (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Spätestens seit den massiven Ausschreitungen 
beim G‑20-Gipfel in Hamburg ist doch klar: Linksextre-
me Gewalt darf nicht verharmlost werden. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
AfD sowie der Abg. Anja Hajduk [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Ereignisse in Hamburg haben uns gezeigt: Linksext-
reme Gewalt ist eben nicht nur Gewalt gegen öffentliches 
und privates Eigentum; linksextreme Gewalt richtet sich 
immer mehr auch gegen Menschen. 

(Beifall bei der AfD)

So steht im Jahresbericht  2016 des Verfassungsschutz-
es des Landes Niedersachsen eindeutig, dass die Hemm-
schwelle von Linksextremisten zur Anwendung von Ge-
walt auch gegen Menschen niedrig sei. Das muss man in 
dieser Debatte erwähnen. 

Dass es am Wochenende der G‑20-Proteste in Ham-
burg eine Vielzahl verletzter Polizistinnen und Polizis-
ten gab, sollte für uns Anlass sein, an dieser Stelle den-
jenigen Menschen zu danken, die tagtäglich ihren Kopf 
hinhalten, um politische Gewalt zu verhindern, und das 
sind unsere Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten in 
Deutschland. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD, 
der AfD und dem BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN  – Dr.  Alexander Gauland [AfD]: Da 
klatscht Die Linke nicht!)

Das gilt auch für die Polizeibeamten, die vor kurzer Zeit 
beim AfD-Bundesparteitag in Hannover im Einsatz wa-
ren. Damit bin ich beim Thema „linksextreme Gewalt 
gegen politische Parteien“. 

Sonja Amalie Steffen 
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Es ist an dieser Stelle die klare Haltung der FDP-Frak-
tion, dass jede Form von Gewalt kein Mittel der politi-
schen Auseinandersetzung sein kann. 

(Beifall bei der FDP und der AfD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU)

Diese Haltung gilt übrigens gerade gegenüber solchen 
Parteien, mit deren Meinung man möglicherweise nicht 
einverstanden ist. Wenn Vertreter von Parteien, die zur 
Wahl zugelassen sind, keine Möglichkeit haben, einen 
Wahlkampfstand aufzustellen, keine Möglichkeit haben, 
Veranstaltungen zu organisieren, oder körperlich daran 
gehindert werden, irgendwo reinzukommen, dann ist das 
ein Problem für unsere demokratische Kultur. Das gehört 
zur Debatte dazu. 

(Beifall bei der FDP und der AfD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir müssen also darüber nachdenken: Was können 
wir tun, um linksextreme Gewalt zu verhindern? Wir als 
FDP-Fraktion wollen darauf setzen, Gewalttaten schon 
im Vorfeld, also bevor sie geschehen, zu verhindern. 
Dazu müssen die Sicherheitsbehörden vernünftig ausge-
stattet werden; dazu muss nicht, wie Herr Kollege Mayer 
hier vorgeschlagen hat, das Strafrecht verschärft werden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der CDU/
CSU und der AfD)

Dazu muss Präventionsarbeit geleistet werden, und wir 
müssen darauf setzen, dass dieses Thema ein Thema der 
allgemeinen gesellschaftlichen Debatte ist.

Zur Bekämpfung von linksextremen Straftaten und 
Gewalttaten gehört aber auch, die Realität und die tat-
sächliche Bedrohungslage anzuerkennen. Dankenswer-
terweise hat ausgerechnet die AfD-Fraktion im Landtag 
von Sachsen-Anhalt eine Anfrage an die Landesregie-
rung gestellt, um herauszufinden, wie das Verhältnis zwi-
schen rechtsextremen und linksextremen Gewalttaten in 
Sachsen-Anhalt ist. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war eine gute Anfrage!)

Die Landesregierung antwortete, im Jahr 2015 habe es 
in Sachsen-Anhalt gerade einmal 230  linksextremisti-
sche Gewalttaten gegeben; im selben Zeitraum seien 
1  749  rechtsextremistische Gewalttaten begangen wor-
den.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Das zeigt: Die Bekämpfung rechtsextremer Gewalt hat 
bei den Sicherheitsbehörden zu Recht Priorität. Wissen 
Sie was: Ich habe manchmal das Gefühl, Sie wollen hier 
Ihre persönliche Erfahrung und Ihre persönliche Lei-
densgeschichte an die Stelle von polizeilicher Expertise 
setzen. Das kann es doch nicht sein.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU)

Ich bin froh, dass die Polizei darüber entscheidet, was 
von uns zu bekämpfen ist, und nicht die AfD. Verschonen 
Sie die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten mit Ihrer 
ideologischen Beeinflussung. Helfen Sie lieber mit, die 
Sicherheitsbehörden besser auszustatten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD – Armin-Paulus 
Hampel [AfD]: Dann fragen Sie einmal die 
Polizeibeamten! Die können Ihnen das erzäh-
len!)

Zu guter Letzt: Das Land, in dem wir leben und in 
dem manch ein AfDler manchmal Schwierigkeiten hat, 
an einen Wahlkampfstand zu kommen, ist auch das Land, 
in dem manchmal Flüchtlingsheime brennen. Das Land, 
in dem AfDler Schwierigkeiten haben, zu Veranstaltun-
gen zu kommen, ist auch das Land, in dem wir gerade 
mit dem NSU-Verfahren eine rechtsextreme Mordserie 
aufklären müssen, die gegen Menschen türkischer, grie-
chischer und deutscher Herkunft gerichtet war. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU  – Armin-Paulus 
Hampel [AfD]: Wir sind doch dabei!)

Deswegen hat die Bekämpfung rechtsextremer Gewalt 
ganz klar Priorität.

Wir als Akteure im Deutschen Bundestag müssen uns 
fragen: Was können wir als Politikerinnen und Politiker 
dazu beitragen, dass es weniger Gewalt im politischen 
Bereich gibt? Welchen Beitrag leisten wir, damit aus 
politischer Rhetorik nicht politische Gewalt wird? Am 
17. Oktober 2015 fand das Attentat auf Henriette Reker 
statt und am 27. November 2017 das Attentat auf Andreas 
Hollstein in Altena. Im Umfeld dieser Attentate, dieser 
Angriffe hörten wir aus den Reihen der AfD Äußerungen 
zum Schusswaffengebrauch gegen Kinder. Wir erleben, 
dass Abgeordnete, die jetzt dem Deutschen Bundestag 
angehören, die Kanzlerin ins Gefängnis werfen wollen. 
Wir erleben, dass Abgeordnete, die heute dem Deutschen 
Bundestag angehören, die Staatsministerin Özoğuz von 
der SPD nach Anatolien entsorgen wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Das ist ein Weg, der zu körperlicher Gewalt führt. 

(Beifall bei der FDP, der SPD, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Worte ebnen hier den Weg. Deswegen müssen wir uns 
fragen, was wir eigentlich selber dazu beitragen. Der ers-
te Schritt ist, dass Sie, meine Damen und Herren von der 
AfD, in Ihrer Rhetorik auf Gewaltfantasien verzichten. 
Das wäre ein erster Schritt, um wirksam gegen politische 
Gewalt aus jeder extremistischen Richtung vorzugehen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, lassen Sie es mich zusam-
menfassen: Wir müssen die Sicherheitsbehörden ver-
nünftig ausstatten und in Prävention investieren, ohne 

Konstantin Elias Kuhle 
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Belehrung und ohne Ideologie. Lassen Sie mich festhal-
ten: Die AfD ist in Wahrheit der Agent der politischen 
Verrohung, als deren Opfer sie sich hier darzustellen ver-
sucht.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Konstantin Kuhle. – Nächste Rednerin: 

Caren Lay für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Caren Lay (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Am vergangenen Montag fand ich vor meinem 
Büro in Bautzen einen großen Blutfleck. Dahinter steck-
te eine geschmacklose Aktion, die sich nicht nur gegen 
mich, sondern auch gegen die Büros von CDU, SPD und 
Grünen richtete. Auf Twitter bekannte sich die sogenann-
te Identitäre Bewegung dazu, eine Bewegung, die der 
AfD-Bundestagsabgeordnete Petr Bystron für eine – Zi-
tat – „tolle Organisation“ und eine „Vorfeldorganisation 
der AfD“ hält. Das sind Ihre Freunde!

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Der Vorfall am Montag war der 28. Angriff auf meine 
Büros im Landkreis Bautzen. In der Vergangenheit ging 
es um Schmierereien mit der Aufschrift „Judenbüro“, 
um Hakenkreuze, um zerschlagene Fensterscheiben, um 
Farbanschläge, Hausfriedensbruch, aber auch persönli-
che Bedrohungen meiner Gäste, meiner Mitarbeiter und 
von mir persönlich. 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Da haben wir 
ja viel gemeinsam! Da haben wir ja ganz viel 
gemeinsam!)

Nur in einem einzigen Fall kam es zu einer Festnahme. 
Das, meine Damen und Herren, ist erschreckend.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Auch Politikerinnen und Politiker anderer Parteien 
werden von militanten Rechten bedroht. Bereits erwähnt 
worden ist die Kölner Oberbürgermeisterin Henriette Re-
ker von der CDU.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein, 
die ist parteilos!)

– Sie ist parteilos, Entschuldigung. – Aber auch Christoph 
Bergner, CDU-Bundestagsabgeordneter, Dr.  Karamba 
Diaby von der SPD oder der Kollege Sebastian Striegel 
von den sächsischen Grünen waren von rechter Gewalt 
betroffen. Es gibt unzählige Beispiele.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Zum Thema!)

Aus der Antwort auf eine Kleine Anfrage unserer Frak-
tion geht hervor: Bis September dieses Jahres gab es 
111 Angriffe auf Bundestagsabgeordnete und ihre Büros. 

Die Verhältnisse sind sehr klar: 93 davon wurden von 
Rechtsextremen begangen, 18 von Linksextremen. Jeder 
dieser Angriffe ist ein Angriff zu viel.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU, der AfD und der 
FDP  – Armin-Paulus Hampel [AfD]: Kom-
men Sie zum Thema!)

Die Angriffe auf Politikerinnen und Politiker stehen 
allerdings in keinem Verhältnis zu den zum Teil schlim-
men und lebensgefährlichen Angriffen, denen andere 
Menschen ausgesetzt sind. Ich spreche hier von Geflüch-
teten, Migrantinnen und Migranten, alternativen Jugend-
lichen und Obdachlosen. Diese rassistische Gewalt ist 
das größte Problem, das unsere Demokratie bedroht.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Es gab allein im letzten Jahr fast 1  000  Angriffe auf 
Flüchtlingsunterkünfte und 2  500  weitere Angriffe auf 
Geflüchtete. An dieser Stelle vermisse ich die Empörung 
der AfD.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der FDP – Armin-Paulus Hampel 
[AfD]: Bleiben Sie einfach in Köln!)

Ihre Bundestagsfraktion ist ja nicht gerade zimper-
lich. Es ist erwähnt worden: Der Bundestagsabgeordnete 
Stephan Brandner postete ein Foto von einer Machete und 
bedrohte das Zentrum für Politische Schönheit. Schon im 
Juli dieses Jahres gab es ein Foto von einer Steinschleu-
der mit dem Hashtag „Neuerwerb!“. Das, meine Damen 
und Herren, ist völlig inakzeptabel.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

19  Mitglieder der AfD-Bundestagsfraktion und 
33  Landtagsabgeordnete Ihrer Partei waren Mitglieder 
einer Facebook-Gruppe mit dem Namen „Die Patrioten“. 
Dort wurde ein Foto gepostet, das Anne Frank – ein Mäd-
chen, das von Nazis ermordet wurde – auf einem Pizza-
karton zeigte, mit einem Schriftzug, der so ekelhaft ist, 
dass ich ihn an dieser Stelle nicht zitieren kann. Das ist so 
was von geschmacklos und menschenverachtend, meine 
Damen und Herren! Schämen Sie sich!

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der FDP)

Wer darüber nicht reden und sich davon nicht distanzie-
ren will, der soll aufhören, sich hier als Opfer zu insze-
nieren. Das ist einfach scheinheilig.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf von der AfD: 
Popanz!)

Konstantin Elias Kuhle 
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Das ist übrigens der Grund, warum Menschen vor Ihrem 
Parteitag demonstrieren. Dafür gibt es auch gute Gründe.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Armin-Paulus Hampel [AfD]: 
Ja, die lieben Pfadfinder von der Antifa!  – 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ach nee! Und 
da ist Gewalt dann in Ordnung, oder wie?)

Gewalt, meine Damen und Herren, insbesondere ge-
gen Personen, lehnen wir Linke unmissverständlich ab. 
Gewalt ist kein Mittel der Politik, schon gar nicht von 
linker Politik.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES  90/
DIE GRÜNEN  – Armin-Paulus Hampel 
[AfD]: Das sieht man ja immer wieder!  – 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das sagen Sie 
immer danach! Immer nur danach!)

Dass Sie aber jetzt so tun, als sei diese Demonstration 
eine linksextremistische Veranstaltung gewesen,

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Die Sie finan-
zieren!)

geht nicht. Mit dabei waren Vertreterinnen und Vertreter 
der Kirchen, der Muslime,

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Ja, die auch! 
Genau!)

der Gewerkschaften und Überlebende des Holocaust. Sie 
alle haben Grund, sich Sorgen zu machen und gegen Ih-
ren Parteitag zu demonstrieren.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der FDP – Armin-Paulus Hampel 
[AfD]: Sie finanzieren den kriminellen Mob!)

Und warum? Weil die AfD und ihr Umfeld diese Gesell-
schaft spalten und weil Sie Hass schüren. 

(Zurufe von der AfD: Ja, ja! – Oh! – Mir 
kommen die Tränen!)

Sie machen Geflüchtete zu Sündenböcken für eine ge-
scheiterte Sozialpolitik. Sie stellen Migrantinnen und 
Migranten als Kriminelle dar. Sie tun so, als würde es in 
Großpostwitz kein größeres Problem als die Burka geben 
oder als würde in Kleinwelka die Einführung der Scharia 
kurz bevorstehen. Hören Sie endlich auf damit! Hören 
Sie auf, Hass zu schüren! Lassen Sie Ihre scheinheiligen 
Anträge sein!

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Armin-Paulus 
Hampel [AfD]: Kommen Sie mal nach Duis-
burg-Marxloh!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Caren Lay. – Noch einmal – weil sich 

wieder jemand zu einer Zwischenfrage gemeldet hat –: In 
der Aktuellen Stunde gibt es keine Zwischenfragen; das 
legt die Geschäftsordnung fest.

Nächster Redner: Sven-Christian Kindler für Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Nur um das von Beginn an unmissverständlich 
klarzustellen: Gewalt ist kein Mittel der politischen Aus-
einandersetzung; das ist für meine Fraktion glasklar.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der LINKEN so-
wie bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 
AfD)

Ich wurde in den letzten Jahren zweimal selbst kör-
perlich angegriffen, weil ich mich gegen Nationalismus, 
gegen Rassismus und gegen Antisemitismus engagiere. 
Die Angriffe fanden am helllichten Tag auf offener Straße 
statt. Im Nachhinein gab es dann noch rechtsextreme Be-
schimpfungen, Morddrohungen und Gewaltfantasien auf 
Facebook. So geht es vielen Opfern rechter Gewalt, und 
das wünsche ich wirklich niemandem.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD, der LINKEN und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gewalt in diesem Land – egal gegen wen – ist inak-
zeptabel und zu verurteilen. Das gilt für alle Gewalt ge-
gen alle Menschen,

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

egal ob Gewalt gegen Abgeordnete, gegen Geflüchtete, 
gegen Obdachlose, gegen Sinti und Roma, gegen Schwu-
le und Lesben, gegen Inter- und Transsexuelle, gegen 
Bisexuelle. Das gilt für Gewalt gegen alle Menschen, die 
in diesem Land leben. Das entspricht auch dem Grund-
gesetz, in dem steht: „Die Würde des Menschen ist un-
antastbar.“ Das ist die zentrale Lehre aus dem deutschen 
Nationalsozialismus.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU, der AfD und der 
FDP)

Caren Lay hat es schon angesprochen, die neuesten 
Zahlen des BKA zeigen: Dieses Jahr wurden über tau-
send Geflüchtete attackiert und angegriffen  – tausend 
Menschen wie Sie und ich. Das sind drei Angriffe pro 
Tag. Angesichts dessen frage ich mich ernsthaft: Wo hat 
denn die AfD dieses krasse Ausmaß an rechter Gewalt, 
an rechtem Terror thematisiert, zum Beispiel, wo Sie in 
den Landtagen sitzen?

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Immer! Genau-
so wie jetzt! Da haben Sie nicht zugehört!)

Wo haben Sie Aktuelle Stunden dazu in den Landtagen 
beantragt? Wo haben Sie Anträge dazu gemacht? Wo wa-

Caren Lay
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ren da Ihre Punkte? Dazu hört man von der AfD herzlich 
wenig.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Nichts da!)

Wenn etwas kommt, dann relativieren und verharmlo-
sen Sie es. Sie machen es verächtlich oder gießen Öl ins 
Feuer. Das, was Sie machen, finde ich wirklich inakzep-
tabel.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der FDP)

Das hat ja einen zentralen Grund. Es geht der AfD gar 
nicht um die generelle Ablehnung von Gewalt, es geht 
Ihnen nicht um alle Menschen, die in diesem Land leben, 
sondern Sie haben hier ein ambivalentes und taktisches 
Verhältnis zur politischen Gewalt. 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Unterstel-
lung!)

Darum geht es Ihnen: Sie wollen sich hier heute als Opfer 
inszenieren. Aber das werden wir Ihnen hier nicht durch-
gehen lassen.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der LINKEN  – 
Joana Eleonora Cotar [AfD]: Sagen Sie mal 
was zu deutschen Opfern!)

Ich mache es konkret: Führende AfD-Funktionäre und 
Kandidaten in Ihrer Partei für den Bundestag haben Ver-
bindungen zu der rechtsextremen Identitären Bewegung 
und zur Nazi-Kameradschaftsszene. 

Stephan Brandner, Ihr Abgeordneter im Bundestag, 
wurde schon angesprochen. Er postet Waffen auf Twit-
ter, lässt sich über seine Gewaltfantasien aus und spricht 
gegen politisch Andersdenkende Drohungen aus. Der 
ehemalige AfD-Funktionär Reinhard R. hat mindestens 
sechs Mal das Wahlkreisbüro der thüringischen Abgeord-
neten Katharina König-Preuss angegriffen.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Deswegen ist 
er ehemalig!)

Frau Petry und Frau von Storch haben einen Schießbe-
fehl gegen Menschen an deutschen Grenzen gefordert.

(Zurufe von der AfD)

Das zeigt doch ganz klar: Die AfD steckt voll im Sumpf 
der Gewalt.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der FDP  – Widerspruch bei der 
AfD)

Ich will eines noch einmal klarmachen – ich war sel-
ber auch vor Ort in Hannover und habe die Proteste als 
parlamentarischer Beobachter begleitet –:

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES  90/DIE GRÜNEN und der LINKEN  – 
Lachen bei der AfD)

Sie zeichnen hier ein Zerrbild und stellen falsche Be-
hauptungen über die Proteste auf. Das geht wirklich gar 
nicht. Das waren bunte, kreative

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Genau!)

und in den allermeisten Fällen auch friedliche Proteste 
in Hannover.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN – Armin-Paulus 
Hampel [AfD]: Die Verletzten sind alle erfun-
den!)

Deswegen sage ich den vielen Tausend Menschen, die 
bei eisigen Temperaturen frühmorgens auf die Straße ge-
gangen und sich friedlich der AfD und ihrer rassistischen 
Hetze in den Weg gestellt haben, vielen, vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN – Armin-Paulus 
Hampel [AfD]: Klasse, jetzt zeigen Sie Ihr 
wahres Gesicht! Verharmloser! Bleiben Sie 
locker!)

Ich habe dort als parlamentarischer Beobachter viele 
besonnene Polizisten erlebt. Es gab aber auch Kritik.

(Enrico Komning [AfD]: Nass geworden?)

–  Ja, zum Wasserwerfer komme ich gleich noch.  – Es 
gab auch Kritik am Einsatz des Wasserwerfers, die aus 
meiner Sicht völlig zu Recht war. Ich finde es nicht ak-
zeptabel, bei eisigen Temperaturen einen Wasserwerfer 
gegen eine friedliche Sitzblockade einzusetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD  – Armin-Paulus Hampel 
[AfD]: Oh Mann!)

Die AfD hat ein Sharepic auf Facebook gestellt und 
ihre Anhänger gefragt, ob dieser Wasserwerfereinsatz ge-
gen die friedliche Sitzblockade akzeptabel war. Die Ant-
worten der AfD-Anhänger kamen schnell. Einer kom-
mentierte: „Ja, noch zu wenig, ich hätte MG eingesetzt.“ 
Oder: „Ich bin für den Schießbefehl.“ Auch Salzsäure 
und Napalmbomben werden gefordert. Das alles lassen 
Sie auf Ihrer Facebook-Seite stehen – unwidersprochen, 
unkommentiert.

(Ulli Nissen [SPD]: Pfui! – Armin-Paulus 
Hampel [AfD]: So ein Blödsinn!)

Das ist Ihr Werk; das ist Ihre Stimme. Sie verbreiten 
eine Stimmung der rassistischen Hetze, der Gewalt und 
des Hasses. Das machen Sie ganz bewusst. Aber wir ma-
chen Ihnen klar: Das werden wir Ihnen nicht durchge-
hen lassen. Das werden wir Ihnen im Bundestag nicht 
durchgehen lassen, nicht in der Gesellschaft, nicht auf 
der Straße. Egal, wo Sie sind: Wir werden Ihnen laut wi-
dersprechen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der FDP)

Sven-Christian Kindler

juris Lex QS
18052024 ()



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 5. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. Dezember 2017 383

(A) (C)

(B) (D)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Das Wort hat nun der Kollege Marian Wendt von der 

CDU/CSU-Fraktion.

Marian Wendt (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wer Wind sät, wird Sturm ernten.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Wer ständig von Gewalt redet, wer andauernd Kampfan-
sagen macht, darf sich nicht über den Gewaltanstieg in 
unserem Land wundern. Gerade politische Extremisten 
und verantwortungslose Populisten sind diejenigen, die 
den Boden für die tatsächliche Gewalt in unserem Land 
bereiten. Der plumpen rechten Hetze der AfD schlägt 
rohe linke Gewalt entgegen. Das Jahr 2017 hat deutlich 
gezeigt: Wir haben ein Problem mit rechter und linker 
Gewalt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

Die Brutalisierung der Sprache ist bekanntlich die Vor-
stufe zu Gewalt. Dazu hat auch die AfD im Wesentlichen 
beigetragen. Dass der Ton heute aggressiver und rauer 
ist, dafür hat sie gesorgt. Ihre Parteifunktionäre stoßen 
auf Marktplätzen und in Onlineforen wüste Beschimp-
fungen gegen die politischen Gegner aus. Sie bezeichnen 
Justizminister Heiko Maas als – Zitat – „Ergebnis saar-
ländischer Inzucht“ oder 

(Stephan Brandner [AfD]: „Politischer In-
zucht“, habe ich gesagt!)

Angela Merkel als – Zitat – „alte Fuchtel“. Die AfD or-
ganisiert Busse, um ihre Anhänger zur Anti-Merkel-De-
monstration zu karren, 

(Volker Kauder [CDU/CSU], an die AfD ge-
wandt: Da brauchen Sie gar nicht lachen da 
drüben!) 

wo sie gegen die „Diktatoren“ pfeifen und brüllen.

(Ulli Nissen [SPD]: Sie dürfen demonstrieren! 
Ach ja! – Volker Kauder [CDU/CSU]: Das ist 
zum Lachen, ja?)

Demolierte Plakate, Pfeifkonzerte, Übergriffe: Das 
war der Wahlkampf 2017, wie ich ihn erlebt habe. 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Wir auch!)

Bundesweit wurden Politiker der bürgerlichen Mitte ver-
bal und körperlich angegriffen. Der Vorsitzende der CDU 
in Torgau, meiner Heimatstadt, wurde von AfD-Plakat-
trägern als „Schwein“ beschimpft und mit Arbeitslager 
bedroht. 

(Ulli Nissen [SPD]: Pfui!)

CDU-Helfer im thüringischen Vacha wurden nach einer 
Wahlkampfveranstaltung brutal zusammengeschlagen.

(Karsten Hilse [AfD]: Von der AfD? 
Schwachsinn!)

Unsere CDU-Fahrzeuge wurden mit heißem Teer über-
gossen. 

(Zuruf von der AfD: Das waren Linke!)

Bei meinem Bürgerbüro in Eilenburg wurde am helllich-
ten Tage mit einem Lichtschachtdeckel die Tür einge-
worfen. Zum Glück war meine Mitarbeiterin zu diesem 
Zeitpunkt auf einem Außentermin.

(Karsten Hilse [AfD]: Wieder die AfD?)

Ich selber habe eine anonyme Drohung bekommen. Die-
se wurde nachts an meinem Fahrzeug platziert.

(Zuruf von der AfD: Suggerieren Sie hier 
nicht etwas, was nicht stimmt!)

Nachweisbar ist die Zahl der Übergriffe gegen Man-
datsträger im Jahr  2016 auf 1  643  Delikten gestiegen. 
Diese Entwicklung ist besorgniserregend; denn der dif-
fuse Hass, der dahintersteckt, richtet sich nicht an Marian 
Wendt oder an Kolleginnen und Kollegen als Person, 
sondern an die Repräsentanten unseres demokratischen 
Systems.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es sind Attacken gegen den bürgerlichen Konsens, gegen 
die Ideen, für die wir uns in diesem Hohen Haus stark-
machen. Es sind somit Angriffe auf die gesamte Gesell-
schaft. 

Wie eingangs erwähnt, gefährden die Angriffe von 
links die Demokratie genauso wie die Angriffe von 
rechts. Das wissen wir auch ohne die AfD. 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Ihr tut doch 
nichts!)

Längst vor den Ausschreitungen während des G‑20-Gip-
fels in Hamburg habe ich in mehreren Plenarreden in der 
vergangenen Wahlperiode deutlich vor der Unterschät-
zung des linken Gewaltpotenzials gewarnt. Auch die 
Barrikaden und Steinewürfe vom letzten Wochenende in 
Leipzig-Connewitz haben leider wieder einmal bestätigt: 
Wir haben ein Problem mit Linksextremismus. Dieser 
bedroht unsere Demokratie. 

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Aus unserem Einsatz als Unionsfraktion gegen die 
linksextremistische und rechtsextremistische Gewalt ha-
ben wir nie einen Hehl gemacht. 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Sie haben ja 
nichts getan!)

Für uns ist ganz klar: Diese Gewalt bekämpfen wir ganz 
klar mit einer Aufstockung der Polizei, mit maximaler 
Unterstützung der Ermittlungsbehörden, 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Verbalhel-
den!)

dem Einsatz der Vorratsdatenspeicherung, der intelligen-
ten Videoanalyse, der Funkzellenabfrage. Das sind die 
effizienten Mittel, die wir für eine kompromisslose Kri-
minalitätsbekämpfung benötigen. 
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Meine Damen und Herren, es gibt noch ein ganz ein-
faches Mittel, politische Gewalt in unserem Land einzu-
dämmen. Das beginnt hier bei uns, in unserem Hause. 
Das beginnt damit, dass wir verbal abrüsten, dass wir uns 
beruhigen, dass wir vielleicht einmal überlegen, bevor 
wir auf den „Senden“-Knopf drücken. Wir müssen uns 
immer bewusst sein, dass wir die Meinungsmacher und 
Meinungsführer in diesem Land sind. Wenn wir Scharf-
macherei betreiben und mit Populismus um uns werfen, 
dann werden das andere Menschen in diesem Land leider 
als Aufruf zur Gewalt nehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP  – 
Armin-Paulus Hampel [AfD]: Denken Sie mal 
an den Anfang Ihrer Rede!)

In diesem Sinne hoffe ich, dass wir uns alle gemein-
sam unserer Verantwortung bewusst sind, verbal abrüs-
ten und dass im nächsten Jahr die politische Gewalt und 
der politische Extremismus in unserem Land weniger 
werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die SPD hat das Wort Dr. Karamba Diaby. Bitte 

schön.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Karamba Diaby (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Jugendlichen auf der Tribüne! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Ich möchte Ihnen allen von einem Vorfall Anfang der 
90er-Jahre berichten. Ein etwa 30 Jahre alter Mann mit 
Brille fuhr in einem Bus von der Universität nach Hause. 
Als er ausstieg, wurde er von drei Personen verfolgt. Sie 
liefen ihm hinterher und schrien: „Bleib stehen! Du bist 
schwarzgefahren!“ „Aber ich habe einen Fahrschein“, 
rief der Mann zurück. Inzwischen hatten sie ihn aber ein-
geholt und umstellt. Sie lachten und schlugen ihm dann 
einfach die Faust ins Gesicht. Seine Brille fiel auf den 
Asphalt und zerbrach.

Meine Damen und Herren, dieser Mann steht heute 
vor Ihnen. Auch heute gibt es Anfeindungen und Ge-
walt – in den sozialen Medien genauso wie auch auf den 
Straßen des Landes. Es gibt ein politisches Erdbeben in 
der Welt, in Europa, in Deutschland. Symptome dieser 
Entwicklung sind zweifelsohne das Erstarken von rech-
ten Kräften und der Umstand, dass Gewalt als scheinbar 
legitimes Mittel genutzt wird. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU)

Wir sehen, dass die Gesellschaft aufgrund der Glo-
balisierung und unsicheren Entwicklungen unter Druck 
steht und dass es Spaltungen gibt. Wenn wir es herunter-

brechen, gibt es zwei Seiten, die sich gegenüberstehen. 
Das sind die Modernisierungsskeptiker und die Moder-
nisierungsbefürworter. Wir müssen mit klarer Haltung 
und guter Sozialpolitik beide Seiten wieder zueinander-
führen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

In vielen Debatten geht es mittlerweile stärker um Fra-
gen der Leitkultur und Ausgrenzung. Meine Damen und 
Herren, wir dürfen uns nicht auf dieses Spiel einlassen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich darf daran erinnern: Wir leben in einer Zeit, in der 
in Berlin und anderswo Stolpersteine aus dem Boden ge-
rissen werden, um die Erinnerungen an die Vergangen-
heit zu löschen. Wir leben in einer Zeit, in der eine Partei 
unser Land spaltet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

In unserer jetzigen Zeit geht es um Rückzug und In-
dividualisierung. Wir als Gesellschaft müssen es wieder 
schaffen, dass Menschen die Straßen füllen, die gemein-
sam sagen: Wir wollen keine Gewalt, sondern Frieden. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der FDP und 
des Abg. Armin-Paulus Hampel [AfD])

Wir wollen keinen Hass mehr, sondern mehr Respekt, 
und wir wollen keine Spaltung, sondern Zusammenhalt. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der FDP und 
des Abg. Armin-Paulus Hampel [AfD])

Wir können uns für den einen oder anderen Weg ent-
scheiden. Der Autor Carlo Strenger schreibt dazu: 

Es gibt Momente, in denen die Bürger … realisie-
ren, dass sie in einem politischen und gesellschaftli-
chen System leben, für dessen Erhalt man kämpfen 
muss. 

Wir müssen an dieser Stelle festhalten: Dieses Land ist 
zu schön, um es den Hassern und Spaltern zu überlas-
sen. Deshalb, meine Damen und Herren: Es lohnt sich, 
weiterhin um den Zusammenhalt in der Gesellschaft zu 
kämpfen.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD, der FDP, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 
AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Zu ihrer ersten Rede erteile ich das Wort der Kollegin 

Beatrix von Storch von der AfD-Fraktion. 

(Beifall bei der AfD)
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Beatrix von Storch (AfD): 
Meine Damen und Herren! Was für eine interessante 

Debatte und wie schwierig ist sie zu führen. Herr Diaby – 
wo sitzen Sie? –,

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Eigentlich ganz einfach!  – Martin Schulz 
[SPD]: Der sitzt bei der SPD!)

wir stimmen Ihnen zu – das möchte ich zu dem, was Sie 
gerade gesagt haben, zusammenfassend sagen  –: „Wir 
wollen keine Gewalt, sondern Frieden.“ Dazu stehen wir 
genauso; das ist überhaupt nicht das Thema. Darüber re-
den wir hier heute nicht.

(Beifall bei der AfD)

Aber es ist schwierig, mit Linken aller Couleur in 
diesem Hause über Gewalt zu reden. Ich zitiere Herrn 
Stegner, der zum Schwarzen Block der Antifa am 8. Juli 
2017 auf Twitter Folgendes sagte:

Anständige Linke hatten noch nie was mit Gewalt-
tätern gemein. Bei Rechten gehört Gewalt dagegen 
zur … DNA.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Insofern haben wir keine gemeinsame Grundlage, auf der 
wir über Gewalt reden können, weil nach der Definiti-
on von Herrn Stegner Gewalt per se gar nicht links sein 
kann. Falsch, falsch, falsch! 

Bevor ich mich auf alle anderen Vorredner beziehe, 
sei eine Sache an das Präsidium gerichtet. Die Kollegin 
Steffen hat gesagt, wir seien keine demokratische Partei. 
Wir werden im Ältestenrat rügen, dass hierzu von Frau 
Roth als Präsidentin kein Ordnungsruf erfolgt ist. Das 
lassen wir so nicht stehen.

(Beifall bei der AfD)

Zum Kollegen Kindler. Er hat über diejenigen, die 
unserem Abgeordnetenkollegen Gottschalk die Hand 
gebrochen haben, gesagt, das seien bunte Kreative ge-
wesen. Da kann ich nur sagen: Ihre bunte Kreativität ist 
tatsächlich unerträglich.

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Das stimmt einfach nicht! Eine 
dreiste Lüge!)

Das sind Gewalttäter gewesen, die uns schwer geschä-
digt haben.

(Beifall bei der AfD)

Aber wir haben ein anderes Problem. Die systema-
tische Verharmlosung dieser Gewalt durch die Medien 
ist das eine. Das andere ist, dass diese Gewalt nicht nur 
stillschweigend geduldet wird, sondern auch ausdrück-
lich unterstützt wird, und zwar von Mitgliedern dieses 
Hauses und auch von Mitgliedern der Bundesregierung.

(Widerspruch bei der SPD – Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Beweise?)

Das sogenannte Bündnis „Aufstehen gegen Rassismus!“ 
wird in Teilen vom Verfassungsschutz beobachtet. Die 

Bekämpfung der AfD ist das ausdrückliche Ziel dieses 
Bündnisses „Aufstehen gegen Rassismus!“.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-

NEN)

Die Bekämpfung der AfD ist das Ziel dieses Bündnisses, 
und sie sagen auch, wie sie uns bekämpfen wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Sie wollen uns von den Bühnen und Mikrofonen fernhal-
ten und unsere Wahlkampfstände unschädlich machen; 
genau so wird es gesagt. Der eigentliche Skandal ist, dass 
diesen Aufruf zur Gewalt namentlich unterschrieben ha-
ben: 

(Zurufe von der AfD: Pfui!)

Familienministerin Barley, die Kollegen Högl, Göring-
Eckardt und Kipping,

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Hofreiter, Özdemir, Bartsch, Pau, Buchholz, Gehring, 
Grötsch und Krellmann. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN – Zu-
rufe von der AfD: Pfui!)

Den Aufruf des Bündnisses „Aufstehen gegen Rassis-
mus!“, das diese Beutel verteilt,

(Die Rednerin hält einen Stoffbeutel hoch)

in denen alles drin sei, um die Wahlkampfstände der AfD 
unschädlich zu machen, haben Sie unterschrieben, Frau 
Högl und Frau Barley – unsere Familienministerin – von 
der SPD. Sie stehen hinter diesem Aufruf. Ich habe es 
noch gestern Abend um 23 Uhr auf der Facebook-Seite 
geprüft; 

(Konstantin Elias Kuhle [FDP]: Aber nicht 
mit der Maus ausrutschen!)

Ihre Unterschrift ist dort verzeichnet, Frau Högl. Schau-
en Sie nicht so! Sie haben das unterschrieben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zurufe 
von der AfD: Pfui!  – Martin Schulz [SPD]: 
Mein lieber Mann!)

Das Interessante ist, dass Frau Högl so tut  – Frau 
Högl, hallo, sehen Sie mich? –,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD – Ulli 
Nissen [SPD]: Das war etwas für die „heu-
te-show“!)

als wüsste sie nicht, dass sie das unterschrieben hat. Und 
dieses Bündnis kämpft ausdrücklich gegen uns!

Nein, meine Damen und Herren, wer so eine Bewe-
gung unterstützt und das unterzeichnet, der kämpft gegen 
die Demokratie. Der ist ein Problem für die Demokratie, 
und nicht eine demokratische Partei, wie wir sie sind.

(Beifall bei der AfD)

Dieses Bündnis mit Unterstützung von 14 Abgeordne-
ten dieses Hauses arbeitet zusammen mit der Interven-
tionistischen Linken. Sie wird vom Verfassungsschutz 
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beobachtet und als linksextrem eingestuft. Die Interven-
tionistische Linke steht Schulter an Schulter – auch sie 
hat diesen Aufruf unterschrieben – mit diesem Bündnis. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN

Das ist ein Skandal.

(Martin Schulz [SPD]: Das ist ja ein Ding!)

– Ja, das ist ein Ding, Herr Schulz; das ist ein Ding. Wer 
also solche Bündnisse unterstützt, 

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist mit Mord?)

wer das ausdrücklich tut, der duldet die Gewalt im Na-
men dieser Gruppen, mit der sie uns bearbeiten.

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Was ist in dem 
Beutel?)

Das ist ein Skandal. Davon müssen Sie sich distanzieren.

(Unruhe)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Liebe Kollegen, bitte hören Sie der Rednerin zu.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Nein!)

Beatrix von Storch (AfD): 

Ich fordere alle Erstunterzeichner dieses Bündnisses 
auf – ich habe alle Namen genannt –, ihre Unterschrift 
von dieser Liste zu entfernen; denn sonst müssen wir da-
raus schließen, dass sie die Bekämpfer der Demokratie 
sind und nicht wir.

(Beifall bei der AfD)

Das zum Schluss, weil es eine öffentliche Debatte ist: 
Meine Damen und Herren, hier sitzen nicht nur Antide-
mokraten. Es gibt hier eine Partei, die für die Demokratie 
kämpft, und das ist die AfD.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Abgeordnete der AfD 
erheben sich  – Lachen bei der SPD und der 
LINKEN  – Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]: Und die Erde ist eine Scheibe!  – 
Martin Schulz [SPD]: Wir müssten die Diä-
ten erhöhen um eine Schmerzensgeldzulage! 
Mannomann!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner für die CDU/CSU-Fraktion ist der 

Kollege Michael Frieser.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Frieser (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Sie sehen mich ohne Gepäck und ohne Rucksack ans 
Rednerpult treten,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU  – 
Martin Schulz [SPD]: Der Wandertag ist vor-
bei!)

allenfalls mit einer gewissen geistigen Last.

Frau von Storch, wenn es um die Verrohung der Ge-
sellschaft geht, wenn es um die Art der Auseinander-
setzung geht, darum, wie Menschen in diesem Land, in 
dieser Demokratie miteinander umgehen, wie sie einen 
Konsens suchen, um das Beste für das Land zu finden, 
um das Beste für die Menschen herauszuholen: Glauben 
Sie, dass gegen eine solche Art von Verrohung solch eine 
Art von Rede hilft? Es tut mir leid; das glaube ich nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN – Armin-
Paulus Hampel [AfD]: Auf einen groben Klotz 
gehört ein grober Keil! – Weiterer Zuruf von 
der AfD: Die Wahrheit!)

Eine Debatte um extremistische Gewalt gerät immer 
in die Schwierigkeit, dass je nach Deliktart aufgerechnet 
wird. Da kommt man moralisch sehr schnell auf dünnes 
Eis, auf brüchiges Terrain. Je nachdem, wie man das be-
tont, bekommt man von der einen Seite Beifall, bekommt 
man von der anderen Seite Beifall.

Ich kehre zum pädagogischen Prinzip der Wiederho-
lung zurück: Schön, dass wenigstens dieser eine Satz 
„Gewalt ist kein Mittel der Auseinandersetzung“ durch-
aus Konsens zu sein scheint! 

(Beifall bei der AfD)

Ich wende mich an die linke Seite dieses Hauses und 
sage: Auch Gewalt gegen Sachen ist kein Mittel der Aus-
einandersetzung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

Das gilt für alle in diesem Haus. Das muss für alle Arten 
auch von extremistischer Auseinandersetzung gelten.

Auf der anderen Seite darf ich sagen: Zugefügte Ver-
letzungen persönlicher Natur  – in diesem Haus, drau-
ßen – tun mir persönlich leid. Das betrifft auch den Herrn 
Gottschalk. Es tut mir leid, wenn es zu solchen Verlet-
zungen kommen muss.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Nur, wenn hier Solidaritätsbekundungen eingefordert 
werden, dann hätte ich mich schon gefreut, wenn es auch 
Solidaritätsbekundungen mit den Frauen und Männern in 
Polizeiuniform gegeben hätte, die Sie bei den AfD-Par-
teitagen schützen, die ihren Kopf hinhalten, zum Teil 
auch ihr Leben einsetzen – nicht nur in diesem Fall  –, 

Beatrix von Storch
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auch wenn sie politisch vielleicht nicht derselben Auf-
fassung sind.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP  – Dr. Alexander Gauland 
[AfD]: Das haben wir immer gemacht!)

Ich habe es leider Gottes erst festgestellt, als es meines 
Erachtens etwas zu spät war.

Ich glaube, dass Verrohung in der Gesellschaft und in 
der Auseinandersetzung draußen schon auch etwas mit 
der Frage zu tun hat, wie man tatsächlich miteinander 
umgeht. Das prägt das Bild und das Verständnis in die-
sem Staat und in dieser Gesellschaft.

Ich glaube auch, dass sich die Regierung und dieses 
Haus in einem großen Konsens wirklich darüber einig 
waren, sehr viel zu tun, um den Menschen dieses Ver-
ständnis in umfangreichen Programmen nahezubringen. 
In das Programm „Demokratie leben!“ – um nur eines aus 
dem Bereich zu nennen – geht viel Geld. Ich habe in mei-
ner politischen Vita und Agenda zum Beispiel im Umfeld 
des G-20-Gipfels so viel Verharmlosung, Verniedlichung 
linksextremer Gewalt erlebt wie selten zuvor. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Wir müssen auch darüber reden, dass die Programme 
vielleicht nicht richtig austariert sind.

Ich wende mich nun wieder der rechten Seite dieses 
Hauses zu. Die Vorbereitung der Verrohung der Gesell-
schaft findet zum großen Teil im Internet statt, und zwar 
sowohl in praktischer Hinsicht als Anleitung zur Aus-
übung von Gewalt als auch in intellektueller Hinsicht. 
Angesichts dessen müssen Sie mir verraten, warum Sie 
ausgerechnet gegen das Netzwerkdurchsetzungsgesetz 
sind, das zum Ziel hat, das Internet nicht mehr als Platt-
form der Vorbereitung von Hass nutzen zu können. Das 
versteht kein Mensch mehr. Das sage ich an die Adresse 
der Kollegen von der AfD.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Ar-
min-Paulus Hampel [AfD]: Dafür gibt es ein 
Strafrecht!)

Ja, wir müssen in diesem Land wieder über die Straf-
barkeit von Sympathiebekundungen für Extremisten re-
den. Ja, wir müssen auch über eine Extremismusklausel 
nachdenken. Wir müssen eine positive Haltung, ein Ja 
zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung einfor-
dern. Ich kann Ihnen nur sagen: Sie alle – auch die neuen 
Kollegen – sind mitverantwortlich dafür, wie die Gesell-
schaft miteinander umgeht. Wenn wir an dieser Stelle 
nicht aufeinander einprügeln  – weder tatsächlich noch 
rhetorisch –, dann kann das auch im Land – das ist meine 
Auffassung – Schule machen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Susann 

Rüthrich von der SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD)

Susann Rüthrich (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Jede Gewalt als Mittel politischer Ausein-
andersetzungen lehnen wir entschieden ab. Wenn das im 
Bundestag alle so sehen würden, hätte diese heutige Ak-
tuelle Stunde einen anderen Titel.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU, der AfD, der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie, die Sie ganz rechts im Plenum sitzen, haben laut Ta-
gesordnung noch am Montag nur sich selbst als Opfer 
gesehen. Später haben Sie dann immerhin – zumindest 
kosmetisch – anerkannt, dass die Betroffenen politischer 
Gewalt nicht nur Sie selbst sind. Wenn wir aber von Ge-
walt gegen Politikerinnen und Politiker reden, dann kön-
nen wir nicht schweigen über Henriette Reker in Köln, 
über Andreas Hollstein in Altena, über Markus Nierth 
aus Tröglitz oder über Thomas Purwin aus Bocholt. Das 
ist nur eine Auswahl. 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Ich kann Ihnen 
mal unsere Liste zeigen! Die ist länger!)

Das ist die Spitze des Eisbergs; denn Bedrohungen erle-
ben viele, gegen sich selbst und sogar gegen ihre Famili-
enangehörigen, gegen ihre Kinder.

Bedroht werden aber nicht nur Politikerinnen und Po-
litiker, sondern auch Journalistinnen und Journalisten, 
die einfach ihren Job machen – etwa montags in Dres-
den  –, oder diejenigen, die sich engagieren, damit Ge-
flüchtete hier ein Teil der Gesellschaft werden können 
und ein Dach über dem Kopf haben.

Reker, Hollstein, Nierth, Purwin  – was haben die 
Morddrohungen und Anschläge gegen diese Menschen 
gemeinsam? Richtig, diese Menschen wurden angegrif-
fen, weil sie Geflüchteten eine anständige Unterkunft in 
ihren Kommunen organisieren wollten. Ich höre und er-
kenne bei Ihnen, die hier rechts sitzen, keinerlei Bedau-
ern über diese Taten. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Konstantin 
Elias Kuhle [FDP]  – Armin-Paulus Hampel 
[AfD]: Da haben Sie nicht zugehört!)

Auch höre ich nichts von Ihnen, wenn Jahr für Jahr mehr 
als tausend Angriffe auf Geflüchtete und deren Unter-
künfte stattfinden.

(Beifall bei der SPD)
Sie erwarten von uns, dass wir uns von den Angriffen 

auf Sie distanzieren. Das tun wir, weil wir jede Gewalt 
ablehnen.

(Beifall bei der SPD, der FDP und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie aber verurteilen Gewalt selten, wenn Sie nicht selbst 
betroffen sind. Stattdessen schieben einige von Ihnen so-

Michael Frieser

juris Lex QS
18052024 ()



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 5 . Sitzung . Berlin, Mittwoch, den 13 . Dezember 2017388

(A) (C)

(B) (D)

gar den Angegriffenen selbst die Schuld in die Schuhe; 
die Täter seien provoziert worden. So berichten Teil-
nehmende einer Veranstaltung, dass eines Ihrer heutigen 
Fraktionsmitglieder quasi die gesellschaftlichen Um-
stände in einer offenen Gesellschaft verantwortlich da-
für macht, dass 77 sozialdemokratische Jugendliche von 
Anders Breivik in Norwegen umgebracht wurden. Der 
betreffende Kollege bestreitet, das gesagt zu haben. Neh-
men wir also ein anderes Beispiel; das wurde heute schon 
erwähnt. Da tweetet eines Ihrer Fraktionsmitglieder vor 
wenigen Tagen ein Bild von einer Machete und belustigt 
sich dann darüber, dass sich die Angesprochenen bedroht 
fühlen. Das ist nicht lustig. Das ist einfach nur infam. 
Die Liste mit solchen Beispielen ließe sich beliebig fort-
setzen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Sie haben die Schaufel in der Hand, mit der Sie den 
Graben in der Gesellschaft immer tiefer graben. Sie wol-
len die provokante Schlagzeile, um Aufmerksamkeit zu 
erregen. Sie heizen die Debatte an, in der ein Klima der 
Angst entsteht. Und am Ende stellen Sie sich als Opfer 
hin? Nein! Wissen Sie, wie ich so etwas nenne: den Wolf 
im Schafspelz.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie nutzen die Schaufel in der Hand, um Gräben zu ver-
tiefen. Wir dagegen bauen damit Häuser. Wir haben mit 
dem Integrationsgesetz das Zusammenleben hier orga-
nisiert. Wir wollen mit einem Einwanderungsgesetz für 
Klarheit sorgen, wer hierherkommen kann, Klarheit für 
die hiesige Bevölkerung genauso wie für die Menschen, 
die kommen wollen. Wir stehen an der Seite derer, die 
Tag für Tag den Zusammenhalt der demokratischen Ge-
sellschaft organisieren und dafür einstehen, und zwar 
indem wir die Bundesprogramme „Demokratie leben!“ 
und „Zusammenhalt durch Teilhabe“ ordentlich ausge-
stattet haben. Wir wollen ein Gesetz, das dafür sorgt, 
dass genau diese Engagierten endlich eine dauerhafte 
Perspektive bekommen.

Auch sozialpolitisch spielen Sie Menschen gegenei-
nander aus, weil Sie von der Spaltung leben und nicht 
von gelösten Problemen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Wir haben den Mindestlohn eingeführt, als Sie noch da-
gegen waren. Wir haben ein Rentenkonzept, Sie nicht.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Doch!)

Wir sorgen mit dem Teilhabegesetz für Inklusion, wäh-
rend Mitglieder aus Ihren Reihen abfällig von den Men-
schen reden, deren Rechte wir damit stärken.

(Beifall bei der SPD – Armin-Paulus Hampel 
[AfD]: Das Gegenteil ist der Fall!)

Viele von uns wollen die Kindergrundsicherung, wäh-
rend mein AfD-Gegenkandidat meinte, wir seien immer 
noch eine Leistungsgesellschaft,

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: So ist es!)

und Kinderarmut gäbe es gar nicht in Deutschland.

(Zurufe von der SPD: Hört! Hört!)

Wir wollen, dass sich alle in unserer offenen Gesell-
schaft wohl und sicher fühlen. Wir wollen Probleme lö-
sen, Sie nicht.

(Beifall bei der SPD – Armin-Paulus Hampel 
[AfD]: Doch, klar! Wir wollen sie nur richtig 
lösen!)

Und übrigens: Wenn Sie  – freundlich formuliert  – 
kontroverse Positionen beziehen, dann müssen Sie mit 
Kritik auch umgehen können. Friedliche Gegenproteste 
vor Parteitagen kennen wir alle. Das müssen Sie aushal-
ten. Das nennt man Demokratie.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Armin-Paulus 
Hampel [AfD]: Ja, genau! G  20 war auch 
friedlich!)

Niemand verbietet Ihnen den Mund. Viele sind einfach 
anderer Meinung, und die sagen das auch. Das ist deren 
und unser gutes Recht in diesem Land.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich fordere Sie also auf: Verurteilen Sie wie wir jede 
Gewalt in der politischen Auseinandersetzung und nicht 
nur die, bei der Sie sich selbst als Betroffene sehen. So 
viel Anstand dürfen wir von Mitgliedern des Deutschen 
Bundestags erwarten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der letzte Redner in der Aktuellen Stunde ist 

Dr. Hendrik Hoppenstedt von der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Der Antrag der AfD, ausgelöst 
durch einen Angriff auf den AfD-Bundestagsabgeordne-
ten Gottschalk am Rande des Parteitages in Hannover, 
befasst sich laut Titel ausschließlich mit linksextremen 
Straftaten. Zugleich schreibt der betroffene Abgeordnete 
in einem offenen Brief, nachzulesen auf Facebook, an den 
Bundestagspräsidenten: Durch skandalöse Tatenlosigkeit 
der Regierung Angela Merkel werden AfD-Mitglieder 
„an der Wahrnehmung ihrer grundgesetzlich garantierten 
Rechte gehindert, Funktionäre bedroht und körperlich 
angegangen, bis hin zu schwersten Verletzungen“.
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Damit wird ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen 
Regierungshandeln bzw. Unterlassen auf der einen Seite 
und der Straftat gegen Herrn Gottschalk auf der anderen 
Seite gezogen. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

– Schön, dass es Ihnen gefällt.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Sie gestatten mir dazu fünf Bemerkungen:

Bemerkung Nummer eins. Gewalt darf niemals Mittel 
der politischen Auseinandersetzung sein.

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Politische Gewalt ist illegal, egal aus welcher Richtung 
sie kommt.

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES  90/
DIE GRÜNEN)

– Freuen Sie sich jetzt nicht zu früh; es ist noch nicht 
Weihnachten. Es geht noch weiter. – Wer Gewalt als Mit-
tel der politischen Auseinandersetzung nutzt, ist krimi-
nell, sonst nichts, und gehört abgeurteilt.

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Insoweit ist es selbstverständlich, dass ich den Angriff 
auf den Abgeordnetenkollegen Gottschalk hier verurteile 
und gute Genesung wünsche.

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Bemerkung Nummer zwei. Der AfD-Antrag erweckt 
den Eindruck, dass wir es nur mit linksextremistischen 
Straftätern zu tun haben.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Nö!)

Das ist so ähnlich wie bei der Linkspartei, die diesen 
Antrag in abgeänderter Form auch immer wieder stellt 
und sich dabei nur mit rechtsextremistischen Straftätern 
befasst. Ein Blick auf die Statistik der politisch motivier-
ten Kriminalität des BKA im Jahre 2016 hilft, klarer zu 
sehen: Von den 1 643 Straftaten gegen Mandatsträger auf 
Kommunal-, Landes- und Bundesebene sind 151 Delikte 
durch Linksextreme, aber 696 Straftaten durch Rechtsex-
treme begangen worden. Das bedeutet: Wir haben vier-
mal mehr Straftaten von rechts als von links. Umso un-
verständlicher ist es, dass Sie als AfD in der Überschrift 
zu Ihrem Antrag die Straftaten der Rechten so unter den 
Tisch haben fallen lassen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der LINKEN)

Ich hoffe sehr, dass das nicht auf irgendwelche wahl-
kampftaktischen Motive zurückzuführen ist.

Bemerkung Nummer drei. Sie tun so, als ob nahezu 
ausschließlich AfD-Vertreter Opfer politisch motivierter 
Straftaten werden.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Das steht da 
nicht!)

Das ist in hohem Maße irreführend. Ich will nur ei-
nige Beispiele nennen – das ist ja heute schon oft genug 
gemacht worden –: Der Bürgermeister Andreas Hollstein 
aus der Stadt Altena im Sauerland ist vor wenigen Wo-
chen schwer verletzt worden. Auf Frau Reker ist heute 
schon mehrfach hingewiesen worden. Ich möchte aber 
auch die Kollegin Müntefering aus Herne hier benennen, 
deren Autos im Wahlkampf, wie ich glaube, mehrfach 
gebrannt haben. 

(Zuruf von der AfD: Meines auch!)

Deswegen gibt es keinen Grund, warum die AfD sich al-
leine als Opfer hochstilisiert. 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Tun wir ja 
nicht!)

Andere sind genauso betroffen – was die Sache natürlich 
insgesamt nicht besser macht.

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: So ist es!)

Bemerkung Nummer vier: Die angebliche Tatenlosig-
keit der Regierung Merkel sei Grund für die erfolgten 
Straftaten, schreibt der Abgeordnete Gottschalk in sei-
nem offenen Brief an den Bundestagspräsidenten. Diese 
Aussage finde ich einigermaßen unverschämt. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der LINKEN  – Armin-Paulus 
Hampel [AfD]: Nein, die ist zutreffend!)

Im Bundestagswahlkampf habe ich beobachtet, dass an 
den Ständen der AfD an die Passanten kleine Ausgaben 
des Grundgesetzes verteilt worden sind. Damit wollten 
Sie wahrscheinlich zum Ausdruck bringen, dass Sie in 
hohem Maße verfassungstreu sind. Möglicherweise 
wollten Sie auch zum Ausdruck bringen, dass das für die 
anderen Parteien nur eingeschränkt gilt. 

Ich will auf jeden Fall darauf hinweisen, dass es nicht 
verboten ist, Grundgesetztexte zu verteilen. 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Nö! – Martin 
Schulz [SPD]: Besser ist es, es zu lesen!)

Aber es wäre schön, wenn Sie das gelegentlich auch ein-
mal lesen würden, was Sie da verteilen;

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der FDP und der LINKEN )

denn dann hätten Sie wissen müssen – von Artikel 1 des 
Grundgesetzes will ich jetzt gar nicht sprechen –, dass der 
Bund zwar über die allermeisten Gesetzgebungskompe-
tenzen verfügt, dass aber im Hinblick auf den Gesetzes-
vollzug unsere föderale Ordnung nahezu ausschließlich 
die Bundesländer in der Pflicht sieht. Genau darum geht 
es hier: um den Schutz einer Parteiveranstaltung und der 
daran teilnehmenden Delegierten. Das fällt in allererster 
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Linie und nahezu ausschließlich in Länderzuständigkeit, 
wie fast alles in den Bereich der Länderzuständigkeit 
fällt, was die Prävention, aber auch die Verfolgung von 
Straftaten mit sich bringt. Das hat übrigens mit der Bun-
deskanzlerin nichts, aber auch wirklich nichts zu tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Armin-Paulus Hampel [AfD]: Wie 
der G-20-Gipfel in Hamburg! Ja!)

Das bringt mich zu der fünften und auch letzten Be-
merkung: Um potenzielle Straftäter abzuschrecken, be-
nötigen wir schlagkräftige Sicherheitsbehörden. Wir 
als Union haben, auch auf Initiative von Thomas de 
Maizière, in den letzten Jahren Tausende neue Stellen 
geschaffen; und wir werden diesen Weg fortsetzen. Wir 
brauchen aber auch mehr Engagement der Länder. Das 
betrifft nicht nur die Aufstockung der Landespolizeien, 
sondern das betrifft auch die personelle Stärkung der Jus-
tiz. Dieses Thema wird vielerorts immer noch stiefmüt-
terlich behandelt. Doch die besten Aufklärungsarbeiten 
der Polizei nützen nichts, wenn die Justiz die Straftäter 
anschließend nicht aburteilt, sondern wegen Überlastung 
die Verfahren einstellt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
AfD und der FDP)

Das frustriert nicht nur die Polizisten, das schwächt vor 
allen Dingen das Vertrauen in unseren Rechtsstaat. Des-
wegen ist es so wichtig, dass wir in dieser Wahlperio-
de mit den Ländern ins Gespräch kommen, damit es im 
Rahmen eines Paktes für Justiz zu signifikanten Verbes-
serungen kommt. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der AfD und der Abg. 
Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]  – Armin-Paulus Hampel [AfD]: 
Dann hat sich die Aktuelle Stunde ja schon ge-
lohnt, Herr Abgeordneter!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Damit ist die Aktuelle Stunde beendet. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 7 auf:

Beratung des Antrags der Fraktionen CDU/CSU, 
SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Opferentschädigung verbessern

Drucksache 19/234 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Erste Rednerin ist die Kol-
legin Andrea Nahles für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Andrea Nahles (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In der nächsten Woche jährt sich der Anschlag 

auf den Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz hier in 
Berlin. Dieser Anschlag  – das haben viele so empfun-
den – war ein Anschlag auf uns alle. Er hat Menschen 
aus dem Leben gerissen, er hat Familien zerrissen, und 
er hat unendliches Leid und Schmerz für die Opfer und 
Angehörigen gebracht. Ich möchte deswegen sagen: 
Den Opfern und Angehörigen gilt auch heute unser tief 
empfundenes Mitgefühl. Wir haben an dieser Stelle, wie 
ich denke, wirklich eine gemeinsame Haltung in diesem 
Haus. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der AfD, der FDP, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜ-
NEN)

Zu der Trauer und auch der Anteilnahme ist allerdings 
im Laufe des letzten Jahres ein anderes Gefühl hinzuge-
treten, das mich sehr bedrückt. Es ist bei mir ein Gefühl 
von Scham und Schuld aufgetreten, je mehr Tatsachen 
durch die Aufklärungsarbeiten über das, was vorgefallen 
ist, an den Tag gebracht wurden, Tatsachen, bei denen 
wir uns eingestehen müssen, dass wir letztendlich bei der 
Verhinderung dieses Anschlags versagt haben. Aber was 
besonders schlimm ist: Wir haben auch noch versagt, an-
gemessen auf die Opfer und Angehörigen zuzugehen und 
sie angemessen zu unterstützen. Das muss hier und heute 
benannt werden. 

(Beifall bei der SPD und der AfD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU, der FDP, der 
LINKEN und des BÜNDNISSES  90/DIE 
GRÜNEN)

Es sind Missstände in der Terrorismusbekämpfung ans 
Tageslicht gekommen, beispielsweise die viel zu lücken-
hafte oder späte Registrierung von Asylbewerbern. Bei 
der Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden der unter-
schiedlichen Ebenen unseres Landes ist es so gewesen, 
dass es unklare Kompetenzen und auch Fehleinschätzun-
gen gegeben hat, Fehleinschätzungen beispielsweise in 
Bezug auf die Frage der Überwachung von Gefährdern. 
Gerade der Täter vom Breitscheidplatz hat mehrere Straf-
taten begangen, aber es wurde kein Haftbefehl beantragt. 

Ich muss an dieser Stelle sehr klar sagen, dass sich 
das ändern muss. Deswegen ist es gut, wenn wir Anfang 
nächsten Jahres zu diesem Thema einen Parlamenta-
rischen Untersuchungsausschuss einsetzen, um diesen 
Sachverhalt weiter aufzuklären.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der FDP)

Das Ziel dieses Untersuchungsausschusses muss es sein, 
einerseits die Verantwortung der Bundesbehörden zu be-
leuchten, andererseits Konsequenzen aus den Fehlern zu 
ziehen. 

Es muss sich aber auch ändern, wie auf die Opfer von 
Terroranschlägen und ihre Angehörigen zugegangen 
wird. Regierung und Behörden haben teilweise unbehol-
fen und ohne Routine reagiert. Ich selber war bei dem 
Trauergottesdienst dabei. Mir war nicht bewusst  – was 
später klar geworden ist  –, dass viele der Angehörigen 
zu diesem Zeitpunkt überhaupt noch nicht wussten, ob 
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geliebte Menschen unter den Opfern waren. Finanziell 
erhielten viele nicht die Unterstützung, die sie erwartet 
oder dringend gebraucht hätten – zumindest nicht so un-
bürokratisch, wie es notwendig gewesen wäre. Auch da-
bei brauchen wir eine Veränderung. 

Ich möchte heute den Angehörigen der Opfer vom 
Berliner Breitscheidplatz meinen allergrößten Respekt 
aussprechen; denn sie haben die Kraft aufgebracht, mit 
diesem schweren Schicksal umzugehen. Sie haben aber 
auch noch die Kraft gehabt, sich gegenseitig zu unter-
stützen. Und sie haben sich zusammengeschlossen, um in 
einem offenen Brief an die Bundeskanzlerin einen Hand-
lungsbedarf des Gesetzgebers aufzuzeigen. Ich denke, 
dass das Respekt verdient; denn es ist nicht selbstver-
ständlich, diese Sache in dieser Weise zustande zu brin-
gen. Es gibt hier, jedenfalls bei uns, ein offenes Ohr für 
die Anliegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Kurt Beck ist der von der Bundesregierung Beauftrag-
te für die Opfer der Hinterbliebenen. Er hat sich in die 
Sache reingekniet und heute im Kabinett seinen Bericht 
vorgelegt. Er hat eine ganze Reihe von Änderungsvor-
schlägen gemacht, die die Bundesregierung annehmen 
wird. Wir wissen, dass bereits eine umfangreiche Reform 
des Entschädigungsrechtes von der Bundesregierung er-
arbeitet wird. Dieser Punkt muss erweitert werden um 
die Aufarbeitung und die Erkenntnisse des Berichtes des 
Opferbeauftragten Kurt Beck, dem ich an dieser Stelle 
dafür ebenso danke wie der Bundesregierung für die Be-
reitschaft, diese Aspekte aufzunehmen.

(Beifall bei der SPD)

Die Einrichtung von einheitlichen Anlaufstellen, eine 
bessere finanzielle und unbürokratischere Soforthilfe, 
psychologische Betreuung – das sind Erkenntnisse, die 
wir hier gesammelt haben, und das alles sind Dinge, die 
wir in Zukunft brauchen werden; ich hoffe, so selten, wie 
es nur irgend geht.

Ich bin sehr froh, dass es uns gelungen ist, heute ei-
nen gemeinsamen Antrag mit CDU/CSU, der FDP und 
Bündnis 90/Die Grünen vorzulegen und damit zum Aus-
druck zu bringen, dass dieser Anschlag nicht vergessen 
ist und dass wir daraus für die Zukunft Konsequenzen 
ziehen wollen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Volker Kauder ist der nächste Redner in der Debatte 

für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Volker Kauder (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kol-

legen! Ich habe mich sehr darüber gefreut, dass wir auf 
die Anregung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion hin in 
diesem Deutschen Bundestag eine breite Mehrheit hin-

bekommen haben, um einen solchen Antrag vorzulegen. 
Der Anlass war, dass der Opferbeauftragte der Bundesre-
gierung, der frühere Ministerpräsident Beck, heute seinen 
Bericht vorlegt. Aber der Anlass war auch, dass wir in der 
letzten Legislaturperiode mit einer Reform der Opfer
entschädigung leider nicht so vorangekommen sind, wie 
wir es uns eigentlich vorgenommen haben, Frau Nahles. 
Deswegen hat dieser Antrag zwei Elemente. Zum einen 
wollen wir uns mit der Frage beschäftigen: Was müssen 
wir tun, damit die Opfer von Gewalt durch Terrorismus 
richtig entschädigt werden, und wie geht man mit ihnen 
richtig um? Zum anderen müssen wir aber auch klar se-
hen, dass trotz eines Opferentschädigungsgesetzes, das 
es in kaum einem anderen Land der Welt so gibt wie bei 
uns, noch immer Opfer, die nicht Opfer von Terror, son-
dern von Gewaltkriminalität in unterschiedlichster Form 
geworden sind, nicht angemessen entschädigt werden. 
Ich hätte mir gewünscht, dass wir im selben Atemzug, 
in dem wir diesen Antrag heute vorlegen und Vorschläge 
machen, auch die Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses zum Fall Amri hätten beschließen können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Diese Anregung für die Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses habe ich nicht erst vor 14  Tagen 
gemacht, sondern schon vor längerer Zeit. Unmittelbar 
nach dem, was am Breitscheidplatz passiert ist, habe ich 
gesagt: Das muss genau untersucht werden. Denn es be-
stärkt natürlich nicht das Vertrauen in den Rechtsstaat, 
wenn so viele Pannen auf einmal in einem einzigen Fall 
passiert sind wie im Fall Amri.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Wir wollen diesen Untersuchungsausschuss, um zu 
wissen, was passiert ist, aber vor allem, um daraus die 
richtigen Schlüsse zu ziehen.

(Thomas Ehrhorn [AfD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage)

Ich kann nur sagen, was man als Erstes spürt: Wenn es 
tatsächlich so war, dass das Zusammenwirken der ver-
schiedenen Behörden auf Landes- und Bundesebene zu 
diesen Problemen geführt hat, dann kann man nicht sa-
gen: „Wir ändern nichts daran“, vor allem nicht dann, 
wenn der Bundesinnenminister sagt: Wir müssen uns 
über die Sicherheitsarchitektur noch einmal ernsthaft 
Gedanken machen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Da sind Länder und der Bund gefragt. Vor diesem 
Hintergrund würde ich dringend dazu raten, dass keiner 
sagt: Das ist unser Kompetenzbereich. – Den Menschen 
und vor allem den Opfern ist es ziemlich egal, wer zu-
ständig ist. Funktionieren muss es, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, und daran haben wir Zweifel.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Herr Kollege Kauder, lassen Sie eine Zwischenfrage 

zu?
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Volker Kauder (CDU/CSU): 
Nein. – Was den Opferschutz angeht, finde ich schon: 

So dramatisch die Situation der Opfer von Terror ist, so 
dramatisch ist für die Frau, die vergewaltigt worden ist, 
auch der Angriff auf ihre körperliche Unversehrtheit. 
Deswegen ist es richtig, dass wir heute nicht nur der Op-
fer von Terrorismus gedenken, sondern sagen: Der Op-
ferschutz muss für alle, die Opfer von Gewalttaten ge-
worden sind, verbessert werden.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der AfD und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Zu seiner ersten Rede rufe ich den Kollegen Roman 

Reusch von der AfD auf.

(Beifall bei der AfD)

Roman Johannes Reusch (AfD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn ein 

Antrag von fünf der sechs Fraktionen dieses Hohen Hau-
ses eingereicht wird, dann fragt man sich doch unwill-
kürlich –

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Vier!)

– vier, ich kann anscheinend nicht zählen –:

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU  – 
Marianne Schieder [SPD]: So sieht es aus!)

Was ist denn mit der letzten Fraktion? 

(Zuruf von der SPD: Zwei!)

Für die kann ich sagen: Die ist gar nicht gefragt worden, 
ob sie mitmachen will oder nicht. 

(Ulli Nissen [SPD]: Woran das wohl liegt?)

– Woran das wohl liegt? 

Ja, möglicherweise hatte der PGF der CDU/CSU die 
Nummer unseres PGF gerade verlegt, wahrscheinlich 
aber nicht. Oder aber Sie gingen davon aus, dass ausge-
rechnet wir der Entschädigung von Opfern, der besseren 
Behandlung von Opfern nicht zustimmen würden. Das 
ist wohl auch nicht so wahrscheinlich. 

(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Machen Sie nicht mimimi! Reden 
Sie mal über das Thema!)

Also drängt sich auf, Sie haben wieder die übliche Po-
litposse abgezogen: Mit den Schmuddelkindern spielen 
wir nicht. 

(Beifall bei der AfD)

Das ist bei anderen Sachverhalten schon einfach nur lä-
cherlich und kindisch,

(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was ist das Thema?)

es ist in diesem Fall aber doch sehr, sehr betrüblich. 

(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Aber wie sehen Sie die Sache? 

Machen Sie doch nicht mimimi! Reden Sie 
über die Thema!)

– Ich rede über das Thema. 

Das hier von Frau Nahles angesprochene gemeinsame 
Zeichen des Hauses haben Sie dadurch ein Stück weit 
verfehlt. Es wäre doch schön gewesen, wenn alle Frakti-
onen dieses Hauses diesen Antrag gestellt hätten.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Mit Ihnen gibt 
es keine Zusammenarbeit! Damit das mal klar 
ist!)

– Ja, danke für den Hinweis. Also: Mit den Schmuddel-
kindern spielen wir nicht. Gut.

Zur Sache. Wir begrüßen diesen Antrag und werden 
ihm auch zustimmen. Die Frage ist allerdings: Weshalb 
kommt dieser Antrag erst jetzt? Hätte der Antrag nicht 
schon elf Monate früher kommen müssen oder sollen?

(Beifall bei der AfD)

Schon sehr schnell nach dem Attentat haben die Zeitun-
gen über die Schicksale der Überlebenden und der Hin-
terbliebenen der Toten berichtet. Sie haben beschrieben, 
wie es ihnen im Behördendschungel erging  – monate-
lang. Die Presse ist an diesem Thema drangeblieben. Es 
gab keine Reaktion. Warum nicht? Jetzt auf einmal dieser 
Antrag.

(Martin Schulz [SPD]: Wir haben doch extra 
einen Beauftragten eingesetzt!  – Dr.  Volker 
Ullrich [CDU/CSU]: Und der Beauftragte hat 
seinen Bericht vorgelegt!)

– Wunderbar. Extrabeauftragter ist immer gut. Wenn ich 
nicht mehr weiter weiß, gründe ich einen Arbeitskreis. 
Genau, richtig. 

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der SPD: 
Der kann wenigstens zählen!)

– Ja, gut, wunderbar, ich bin kein Mathematiker. 

(Martin Schulz [SPD]: Oh, das haben wir 
noch nicht gemerkt!)

Jetzt kommt von Hinterbliebenen ein offener Brief an 
Frau Merkel. Auf einmal wird dieser Antrag am Mon-
tagabend auf die Tagesordnung gesetzt. Montagnacht um 
10 Uhr lag sein Text vor. Besteht da ein Zusammenhang? 
Oder ist das die Methode Merkel? Es war ein Problem, 
über das die Zeitungen eindeutig berichteten. Hier sah 
Frau Merkel nicht so gut aus. Sie wurde persönlich ange-
gangen. Das ist typisch die Methode Merkel: Wenn sich 
ein Problem eventuell auf die Umfragewerte auswirken 
könnte, dann wird es abgeräumt. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Dieses Abräumen findet jetzt statt. 

Wenn wir über Opferschutz reden, dann möchte ich 
darauf aufmerksam machen, dass der beste Opferschutz 
die Verhinderung dessen ist, dass jemand zum Opfer 
wird.

(Beifall bei der AfD)
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Herr Kauder hat schon angekündigt und auch Frau 
Nahles hat darüber gesprochen, dass wir in uns gehen 
und nachforschen müssen, wo die Ursachen für dieses 
ausgesprochene Staatsversagen liegen. Sie wollen jetzt 
einen Untersuchungsausschuss einsetzen. In NRW gibt 
es einen, in Berlin gibt es einen. Beide stehen unter der 
Prämisse: Haltet den Dieb, die Politik kann nicht schuld 
sein, es sind irgendwelche untergeordneten Beamten.

(Beifall bei der AfD)

Das ist jedenfalls der Eindruck, der an der Basis der Si-
cherheitsbehörden ankommt. 

(Marianne Schieder [SPD]: Das ist großer 
Unsinn, was Sie sagen!)

Aus meiner Erfahrung kann ich Ihnen nur sagen: 
Wenn Sie einen terroristischen Gefährder halbwegs si-
cher ungefährlich machen wollen, dann gibt es genau 
zwei Möglichkeiten. Sie müssen ihn, falls es sich um 
einen Ausländer handelt, abschieben. Das ist so gut wie 
unmöglich. Nur in seltenen Fällen kann man jemanden 
abschieben. Also muss man die Hindernisse für eine Ab-
schiebung, die zahlreich sind, beseitigen.

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Na, endlich sind Sie bei Ihrem 
Thema!)

Oder man muss einen solchen Gefährder aus dem Ver-
kehr ziehen und ihn, solange die Gefahr von ihm ausgeht, 
einsperren – Sicherungshaft. 

(Beifall bei der AfD)

Ich gehe fest davon aus, dass keins von beidem erfolgen 
wird. Wir werden sicherlich weitere Opfer zu beklagen 
haben.

Ich kündige an, wir stimmen zu, und bedanke mich 
sehr für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der Kollege Konstantin Kuhle spricht jetzt für die 

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP – Martin Schulz [SPD]: 
Der spricht wenigstens zur Opferentschädi-
gung! Nicht einen Ton dieser Knilch!)

Konstantin Elias Kuhle (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber 

Kollege Reusch, es wäre schön, wenn wir jetzt nach fast 
zwei Stunden auch mal wieder über etwas anderes reden 
könnten als die Befindlichkeiten der AfD-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU, der SPD, der LINKEN 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr.  Alexander Gauland [AfD]: Das hat mit 
Befindlichkeiten nichts zu tun!)

Die Familien der Opfer des schrecklichen terroristi-
schen Anschlags am Berliner Breitscheidplatz haben sich 
vor kurzem mit einem offenen Brief an die Bundeskanz-

lerin gewandt. Die Angehörigen machten in diesem Brief 
deutlich: Erstens. Sie sind von den verantwortlichen 
Stellen und von den Regelungen zur Opferentschädigung 
enttäuscht. Zweitens. Sie hätten sich früher Informati-
onen über das Schicksal ihrer Angehörigen erwünscht 
und diese auch erwartet. Drittens. Sie empfinden die 
Regelungen zur Entschädigung von Angehörigen als zu 
kompliziert, als zu bürokratisch und oft auch als unzurei-
chend. Viertens. Die Angehörigen verfolgen sehr genau, 
ob die Fehler der Politik und der Sicherheitsbehörden im 
Zusammenhang mit der Gefahr, die von dem Attentäter 
Anis Amri schon vor dem Anschlag ausging, hier aufge-
arbeitet werden.

Es ist das Mindeste, was wir heute an dieser Stelle tun 
können – neben dem Ausdrücken unseres Mitgefühls –, 
dass wir klar und deutlich bekennen: Es tut uns leid – 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und des Abg. Dr.  Anton 
Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

es tut uns leid, dass die Verantwortlichen und die beste-
henden Regelungen Sie enttäuscht haben, und wir ent-
schuldigen uns dafür, dass auf diese Weise Verletzungen 
entstanden sind, jenseits der körperlichen Verletzungen.

Der Staat hat die Pflicht, die Bürgerinnen und Bürger 
zu schützen, und zwar nicht nur die eigenen Staatsbür-
ger, sondern auch diejenigen, die sich in Deutschland 
aufhalten. Dazu verfügt er über das staatliche Gewaltmo-
nopol. Wenn er nicht in der Lage ist, dieser Pflicht, seine 
Bürgerinnen und Bürger zu schützen, nachzukommen, 
dann wandelt sich diese Schutzpflicht in eine Entschä-
digungspflicht, dann wandelt sie sich in eine Pflicht, die 
Opfer von Gewalttaten und deren Familien angemessen 
zu behandeln. Insofern müssen die Erlebnisse und Erfah-
rungen der Familien der Opfer vom Breitscheidplatz An-
lass sein, die bestehenden Regelungen zu überprüfen und 
auch das Verfahren auf den Prüfstand zu stellen. Denn 
die bestehenden Regelungen für die Entschädigung der 
Opfer und ihrer Angehörigen sind tatsächlich überarbei-
tungsbedürftig. 

Macht es wirklich einen Unterschied, ob ein Opfer 
eines terroristischen Anschlags die Staatsangehörig-
keit eines EU-Mitgliedslandes hat oder nicht? Macht 
es wirklich einen Unterschied, ob ausländische Opfer 
sich länger in Deutschland aufhalten oder als Touristen 
zum Opfer werden? Die Opferfamilien werfen in ihrem 
offenen Brief zu Recht die Frage auf, ob die Höhe der 
Entschädigung angemessen ist. Sie werfen die Frage auf, 
wie sich verschiedene berufliche Voraussetzungen auf 
die Entschädigung auswirken, zum Beispiel bei Kindern 
in Ausbildung, zum Beispiel bei Selbstständigen. Es darf 
nicht sein, dass Opferfamilien trotz materieller Entschä-
digung nach dem Anschlag schlechter dastehen als zuvor. 
Da muss etwas an den Entschädigungsregelungen geän-
dert werden. Es ist gut, dass der vorliegende Antrag hier 
Abhilfe schaffen will.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 

Kollegen Ehrhorn?

Roman Johannes Reusch 
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Konstantin Elias Kuhle (FDP): 
Sehr gerne.

Thomas Ehrhorn (AfD): 
Verehrter Herr Kollege, natürlich – Sie haben es ge-

rade gesagt – tut es Ihnen leid; uns allen tut es leid. Das 
ist völlig klar. Ich denke aber, das reicht in der Tat nicht. 
Wenn es um Entschädigungen für Opfer geht, dann reicht 
es nicht, über Beträge im Bereich von 10 000 Euro zu 
sprechen. – Das ist das eine.

Nun zu meiner Frage. Herr Kollege, sind Sie nicht 
vielleicht auch mit mir der Meinung, dass es eine Kau-
salität zwischen dem Umstand, dass wir lange Zeit die 
Sicherung unserer Grenzen vernachlässigt haben,

(Marianne Schieder [SPD]: Eijeijei!)

und diesen furchtbaren Vorfällen gibt? Ich rede dabei 
nicht von Toten, sondern auch von vielen vergewaltigten 
Frauen.

(Ulli Nissen [SPD]: Auf dem Breitscheid-
platz, oder was?)

Wären Sie, wenn Sie anerkennen würden, dass es die-
se Kausalität gibt, vielleicht auch bereit, einzugestehen, 
dass wir eine Verantwortung für solche Vorfälle tragen?

(Beifall bei der AfD)

Konstantin Elias Kuhle (FDP): 
Eine solche Kausalität mag im Einzelfall vorliegen. Es 

ist jedoch ganz offen die Frage zu formulieren: Welche 
Möglichkeiten hat eigentlich die Politik, um die Sicher-
heit der Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten? Da 
gibt es zwei Herangehensweisen: Es gibt diejenigen, die 
sich im Umgang mit solchen Ereignissen von Angst, von 
Hass, von negativen Gefühlen leiten lassen, und es gibt 
diejenigen, die klar und deutlich bekennen: Eine hun-
dertprozentige Sicherheit wird es auch mit den von Ihnen 
vorgeschlagenen geschlossenen Grenzen nicht geben.

(Dr. Gottfried Curio [AfD]: Aber mehr!)

Das ist eine Illusion,

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU, der LINKEN 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

der man redlicherweise nicht verfallen sollte, wenn man 
sicherheitspolitisch seriös argumentieren will. Deswe-
gen bitte ich darum, dass wir bei der Sache bleiben und 
uns den Brief der Opferfamilien noch einmal genau zu 
Gemüte führen, in dem sehr klar dafür plädiert wird, die 
Höhe der Entschädigungszahlungen massiv heraufzuset-
zen. Das unterstützt die FDP-Fraktion gerne, aber Ihre 
Kausalitätsspielchen nicht.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU)

Neben der Überarbeitung der rechtlichen Regelung 
bedarf es auch einer Überarbeitung des Verfahrens. 
Schauen wir uns die beiden zentralen Anspruchsgrund-
lagen an. Das ist zum einen das Opferentschädigungs-
gesetz, und es sind zum anderen die sogenannten Här-

teleistungen für Opfer terroristischer Straftaten aus dem 
Bundeshaushalt. In beiden Regelungsbereichen läuft das 
Ganze im Falle Breitscheidplatz am Ende auf eine Här-
tefallregelung hinaus. Das Opferentschädigungsgesetz 
ist nach seinem Wortlaut nicht anwendbar auf Angriffe 
mit Kraftfahrzeugen. Erst durch eine ministerielle Ver-
einbarung kann ein Härtefall festgestellt werden. Bei der 
Opferentschädigung aus dem Bundeshaushalt verhält es 
sich ähnlich. Schon in der Präambel heißt es, auf die ent-
sprechende Leistung bestehe kein Rechtsanspruch. 

Das heißt: zweimal kein Anspruch, zweimal Härtefall. 
Das bedeutet doppelte Ungewissheit für die Menschen in 
dem Moment größter Trauer. Deshalb muss dieses Ver-
fahren dringend überarbeitet werden. Es sollte zum Bei-
spiel einen zentralen Ansprechpartner geben. Außerdem 
sollte man nur einen Antrag für verschiedene Leistungen 
stellen müssen, der dann von den entsprechenden Stellen 
gemeinsam geprüft wird. 

Wir sind dafür, dass auch auf Bundesebene schnellst-
möglich ein Parlamentarischer Untersuchungsaus-
schuss zum Fall Amri eingesetzt wird. Wir sehen dem 
Abschlussbericht des Opferbeauftragten Kurt Beck mit 
Freude entgegen. 

Lassen Sie mich noch einmal betonen: Wir können 
die schrecklichen Ereignisse vom Breitscheidplatz nicht 
rückgängig machen. Wir können aber gemeinsam daran 
arbeiten, dass die Opfer anständig behandelt werden und 
dass die Wahrscheinlichkeit für solche Taten in Zukunft 
sinkt. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die Fraktion Die Linke spricht nun Dr.  André 

Hahn.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. André Hahn (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Anlie-

gen des vorliegenden Antrags, die Opferentschädigung 
von Verletzten und Hinterbliebenen von Terroranschlä-
gen und anderen Gewalttaten deutlich zu verbessern, un-
terstützt die Linke ohne Wenn und Aber. Das gilt nicht 
allein für die Opfer des Terroranschlags vom 19.  De-
zember auf dem Berliner Breitscheidplatz; denn auch in 
anderen Fällen war und ist die staatliche Unterstützung 
unzureichend. 

Ich erinnere mich noch gut an die Debatte nach dem 
Auffliegen des NSU im November 2011. Ich war damals 
Fraktionsvorsitzender im Sächsischen Landtag. Das Ent-
setzen war parteiübergreifend sehr groß; dabei waren 
noch nicht alle Verbrechen bekannt, für die der soge-
nannte Nationalsozialistische Untergrund verantwortlich 
war. 

Damals, also vor gut sechs Jahren, gab es von höchster 
Stelle, angefangen bei der Bundeskanzlerin bis hin zum 
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Sächsischen Ministerpräsidenten, diverse Versprechun-
gen. Man werde alles tun, um die Vorgänge lückenlos 
aufzuarbeiten, Verantwortliche für die grauenhaften Ta-
ten zur Rechenschaft zu ziehen und die Hinterbliebenen 
staatlicherseits zu unterstützen. Viele dieser Zusagen 
sind leider bis heute nicht eingelöst worden.

(Beifall bei der LINKEN)

Für uns als Linke steht fest: Das derzeit gültige Opfer-
entschädigungsgesetz muss dringend überarbeitet wer-
den. Es darf zum Beispiel nicht länger so sein, dass die 
Beweislast am Ende bei den Geschädigten liegt. Weitere 
Punkte hat der Kollege von der FDP eben richtigerweise 
angesprochen.

Zwar hat der Bundestag in der letzten Legislaturpe-
riode einstimmig ein Gesetz zur Einführung eines An-
spruchs auf Hinterbliebenengeld verabschiedet – das ist 
positiv –, aber am 18. Mai zugleich gegen die Stimmen 
von Linken und Grünen den Entwurf zur Änderung des 
Opferentschädigungsgesetzes abgelehnt. Dazu ein Zitat 
aus der Beschlussempfehlung:

Die Fraktion der CDU/CSU machte geltend, dass … 
in der Folge des schrecklichen Attentates auf dem 
Berliner Breitscheidplatz allen Opfern bzw. ihren 
Hinterbliebenen geholfen werden konnte. Daher 
gebe es … keinen akuten Regelungsbedarf. 

Was für eine fatale Fehleinschätzung, kann ich da nur 
sagen. Auch Herr Beck sieht das offenkundig anders, 
sonst brauchte es den vorliegenden Antrag heute nicht.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der Staat ist und bleibt hier in der Verantwortung. 

Bei dem fürchterlichen Anschlag auf dem Breitscheid-
platz geht es nicht um die Strafverfolgung, denn der Tä-
ter ist tot. Aber bis heute hat noch niemand die politische 
Verantwortung für das schier unglaubliche Behörden-
versagen im Fall Amri übernommen und entsprechende 
Konsequenzen gezogen. Dass die Angehörigen der Opfer 
darüber wütend sind, kann ich sehr gut verstehen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Es hapert nicht nur bei der juristischen und politischen 
Aufarbeitung, sondern auch bei der psychologischen Un-
terstützung und der finanziellen Entschädigung. Dabei ist 
sicherlich uns allen klar: Kein noch so hoher Geldbetrag 
kann den Verlust der Toten, kann das Leid der Verletz-
ten und Angehörigen wirklich ausgleichen. Und dennoch 
brauchen wir endlich eine Entschädigungsregelung, die 
diesen Namen halbwegs verdient. Der vorliegende An-
trag könnte dazu einen Beitrag leisten. Deshalb werden 
wir ihm auch zustimmen.

Ich habe eingangs über die Debatte im Sächsischen 
Landtag zum NSU gesprochen. Damals gab es dazu 
einen gemeinsamen Entschließungsantrag von CDU, 
Linken und SPD, was in Sachsen wahrlich nicht immer 
selbstverständlich war. Wir als Linke hätten gerne auch 
den jetzt zur Abstimmung stehenden Antrag mitgezeich-

net. Herr Kauder hat ganz offenbar vergessen, uns dies-
bezüglich anzusprechen.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Nein!)

Ich bin ganz sicher, Herr Kauder, die Angehörigen der 
Opfer vom Breitscheidplatz haben für derartige parteipo-
litische Spielchen kein Verständnis.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Volker Kauder [CDU/CSU], an DIE LINKE 
gewandt: Mit euch geht es halt nicht! Fertig!)

Ein letzter Punkt: Im vorliegenden Antrag ist ganz oft 
die Rede davon, dass etwas geprüft und vielleicht irgend-
wann später vorgelegt werden soll. Meine Fraktion und 
ich meinen: Wir brauchen keine weiteren Ankündigun-
gen, mit denen die Betroffenen hingehalten werden; wir 
brauchen eine schnelle und durchgreifende Änderung der 
geltenden Regeln. Dafür steht Die Linke.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für Bündnis  90/Die Grünen spricht nun Katrin 

Göring-Eckardt.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Konstantin Elias Kuhle [FDP])

Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Worte eignen sich eigentlich überhaupt nicht, um das 
Leid der Opfer und derjenigen zu begreifen, die ihre An-
gehörigen, ihre Liebsten, ihre Töchter, ihre Söhne, ihre 
Lebenspartner verloren haben. Es ist überhaupt nicht 
möglich an einem solchen Tag, der für diese Menschen 
eine gewaltige Zäsur bedeutet, ihr Leid in Worte zu fas-
sen. Aber Worte sind bitter nötig. Ich sage das deswe-
gen am Anfang meiner Rede, weil ich es kläglich finde, 
dass die Bundeskanzlerin ein Jahr gebraucht hat, um mit 
diesen Opfern überhaupt ins Gespräch zu kommen. Ich 
glaube, sie haben anderes erwartet, und sie haben zu 
Recht anderes erwartet, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der AfD, der FDP und 
der LINKEN)

Das ist eine menschliche Frage, aber natürlich auch eine 
politische Frage. In Zeiten, in denen das Vertrauen in die 
Institutionen immer geringer wird, ist eine angemessene 
Reaktion umso wichtiger. 

Worte sind wichtig. Wir aber sind Gesetzgeber. Des-
halb ist es für uns umso wichtiger, dass den Worten Taten 
folgen und sich ganz real etwas ändert. Frau Nahles und 
Herr Kauder, Sie haben hier gesagt, dass zu den notwen-
digen Taten gehört, dass aufgeklärt wird, wie ein Herr 
Amri überhaupt noch in Freiheit sein konnte. Natürlich 
verfolgen das die Opfer und die Angehörigen der Opfer. 

Dr. André Hahn
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Jetzt aber mal ganz ehrlich: Sie stellen sich heute hier 
hin und sagen, dass das jetzt ganz klar ist. Herr Kauder 
hat schon im Frühjahr gesagt, man müsse ja wohl einen 
Untersuchungsausschuss einrichten. Sie haben ihn aber 
nicht eingerichtet. Warum eigentlich nicht? Wir haben 
hier einen entsprechenden Antrag gestellt. Wir haben 
nachgefragt: Warum gibt es diesen Untersuchungsaus-
schuss nicht? Wenn man Vertrauen in Politik und Institu-
tionen haben möchte und gerade wenn man das Vertrau-
en der Opfer in die Rechtsstaatlichkeit zurückgewinnen 
will, dann sollte man nicht warten, bis eine Wahl vorbei 
ist, sondern dann muss man diesen Ausschuss gleich ein-
richten. Deswegen sollten wir ihn wenigstens jetzt ein-
richten, und zwar bitte sehr schnell. Manchmal kann spät 
eben auch zu spät sein, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Es geht um die Frage, was zu tun ist. Nach dem An-
schlag auf dem Breitscheidplatz haben wir sehr schnell 
dafür gesorgt, dass hier im Parlament ein Gesetzentwurf 
zur Opferentschädigung beraten wurde. Leider wurde er 
nicht beschlossen. Schon im Koalitionsvertrag der Gro-
ßen Koalition von 2013 konnten wir lesen, dass die Re-
gelungen zur Opferentschädigung geändert werden soll-
ten. Die vier Jahre der Großen Koalition sind verstrichen. 
Aufgrund der Tatsache, dass bei einem Anschlag mit ei-
nem Auto, wie auf dem Breitscheidplatz geschehen, kei-
ne Opferentschädigung nach dem Gesetz erfolgt, sondern 
man in dem Fall eine Härtefallklausel braucht, ist es jetzt 
dringend notwendig, dieses Thema sehr schnell anzuge-
hen. Genau deswegen stimmen wir diesem Antrag zu. 
Wir sind der Meinung, dass diese Menschen es verdient 
haben, dass es jetzt wirklich losgeht. 

Ich weiß, wie schwierig es gerade ist, eine Bundesre-
gierung zu bilden. Aber ich bitte darum, dass man nicht 
wartet, bis man mit der Regierungsbildung irgendwie 
weitergekommen ist. Lassen Sie uns das bitte jetzt ma-
chen. Lassen Sie uns dafür sorgen, dass die Regelung 
geändert wird. Es gibt eine geschäftsführende Bundes-
regierung. In den zuständigen Ministerien sitzen Leute, 
die sich mit Opferentschädigung auskennen. Bitte legen 
Sie nicht nur diesen Antrag zum Jahrestag vor, sondern 
arbeiten Sie auch sofort los, damit diese Menschen Ent-
schädigung erhalten, damit diese Menschen einen An-
sprechpartner bekommen, damit sie wissen, woran sie 
sind. Warten wir bitte nicht, bis wieder etwas passiert und 
wieder über Opferentschädigung geredet werden muss. 
Das erwarte ich von Ihnen. Das erwarte ich auch von ei-
ner geschäftsführenden Bundesregierung, meine Damen 
und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Ich sage noch ein Wort zu solchen Zwischenfragen, 
wie ich sie eben von der AfD gehört habe. Wissen Sie 
was? Ich bin mir ganz sicher, dass diejenigen, die um ihre 
Angehörigen trauern, überhaupt keine Lust darauf haben, 
dass Sie ein parteipolitisches Scharmützel auf ihrem Rü-
cken austragen, meine Damen und Herren.

(Zurufe von der AfD: Wie bitte? – Was soll 
das denn heißen?)

Das geht nicht! Unterlassen Sie das! Unterlassen Sie das 
übrigens auch in Anbetracht der Würde der Opfer des 
Breitscheidplatzes gerade an diesem Tag, meine Damen 
und Herren!

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP und der 
LINKEN – Widerspruch bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der Kollege Dr. Jan-Marco Luczak hat nun das Wort 

für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich spreche heute nicht nur als Rechtspolitiker 
zu Ihnen, sondern vor allen Dingen auch als Berliner. 
Vor einem Jahr hat ein islamistischer Terroranschlag am 
Breitscheidplatz Berlin mitten im Herzen getroffen. Der 
Anschlag hat einer Stadt und ihren Menschen gegolten, 
die für ihre Weltoffenheit und ihre Toleranz bekannt sind. 
Es war ein Anschlag, der den Frieden und die Besinn-
lichkeit in der Adventszeit jäh durchbrochen hat. Die-
ser menschenverachtende Anschlag hat uns alle tief er-
schüttert und tief getroffen. Der Terror, der oftmals weit 
entfernt schien, war auf einmal mitten unter uns. Mir ist 
ganz wichtig, an dieser Stelle festzuhalten, dass sich die 
Berliner ihre Offenheit und ihre Unbeschwertheit durch 
diesen Anschlag nicht haben nehmen lassen. Denn die 
Stärke unserer Gesellschaft beruht auf Werten und auf 
der Freiheit, und die lassen wir uns nicht nehmen, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD, der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber natürlich ist es so, dass wir daraus lernen und 
Lehren daraus ziehen müssen; denn der Terror macht vor 
unseren Grenzen nicht mehr halt. Der beste Opferschutz 
ist natürlich, solche Anschläge zu verhindern, damit es 
keine Opfer gibt. Deswegen, glaube ich, ist es unsere 
Aufgabe und unsere Pflicht, alles dafür zu tun, solche 
Anschläge zu verhindern. Es geht darum, die Sicherheits-
architektur so zu gestalten, dass unsere Polizei, unsere 
Justiz und unsere Dienste wirklich handlungsfähig sind. 
Es geht darum, unsere Dienste personell und finanziell 
besser auszustatten. Es geht darum, ihnen ausreichende 
Ermittlungsbefugnisse an die Hand zu geben. Es geht 
auch darum, dass wir Regelungen schaffen, mit denen 
wir besser steuern und kontrollieren können, wer bei uns 
im Land ist.

Wir haben seit diesem Anschlag viel an unseren Si-
cherheitsgesetzen geändert und vieles verbessert, aber 
manches bleibt noch zu tun. Insofern freue ich mich, dass 
dieser Antrag heute fraktionsübergreifend eingebracht 
wird. Ich hoffe, dass sich alle, die diesem Antrag heute 
zustimmen, der Opfer auch dann erinnern, wenn es um 

Katrin Göring-Eckardt
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konkrete Maßnahmen geht, wie wir solche Anschläge 
zukünftig verhindern können, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Wenn alles Menschenmögliche getan wurde und es 
trotzdem zu einem Anschlag gekommen ist, darf es nicht 
nur Lippenbekenntnisse und Bekundungen geben, son-
dern dann brauchen die Menschen auch ganz konkrete, 
schnelle und unkomplizierte Hilfe. Daran, meine Damen 
und Herren, hat es wirklich gehapert. Es gab viele Rege-
lungen, die bürokratisch waren. Es kann nicht sein, dass 
das erste Schreiben von offizieller Seite, das Angehörige 
in einer solchen Situation bekommen, eine Rechnung des 
rechtsmedizinischen Instituts ist, in dem der zu Tode ge-
kommene Angehörige untersucht worden ist. Wir brau-
chen einen sensiblen, angemessenen und respektvollen 
Umgang mit Opfern wie mit Hinterbliebenen. Deswe-
gen ist es gut, dass wir zukünftig im Bund wie auch in 
den Ländern entsprechende Strukturen schaffen wollen 
und dass es eine zentrale Anlaufstelle geben soll, die das 
Vorgehen koordiniert, damit den Hinterbliebenen schnell 
und unbürokratisch geholfen werden kann. Das ist unsere 
Verantwortung, und das ist unsere Pflicht.

Ganz konkret möchte ich einen Punkt nennen  – er 
ist schon angesprochen worden  –: das Opferentschädi-
gungsgesetz. Es greift nicht, wenn ein Anschlag mit ei-
nem Kraftfahrzeug verübt worden ist. Das ist wirklich 
eine Gesetzeslücke;

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ach! Echt?)

darüber haben wir hier im Deutschen Bundestag schon 
diskutiert. 

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Oh ja, allerdings!)

Wir haben seinerzeit entschieden, das soziale Entschä-
digungsrecht umfassend anzupacken. Das tun wir heute. 
Auch das ist in diesem Antrag verortet. Ich finde, an die-
ser Stelle müssen wir das Opferentschädigungsgesetz än-
dern; denn das kann nicht sein. Diese Regelung ist nicht 
mehr zeitgemäß. 

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hört! Hört!)

Das zeigt uns nicht nur der Anschlag vom Breitscheid-
platz, sondern das zeigen uns auch die Ereignisse in Niz-
za, in London und die jüngsten Vorkommnisse in New 
York. Überall dort ist leider ein Kraftfahrzeug zu einem 
beliebten, weil einfachen und doch todbringenden An-
schlagsmittel geworden. Deswegen ist es ganz wichtig, 
dass das Opferentschädigungsgesetz an dieser Stelle ge-
ändert wird. Wir müssen diese Schutzlücke schließen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES  90/DIE GRÜNEN  – Katja Keul 
[BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Wunderbar! 
Warum nicht gleich so?)

Eine letzte Bemerkung möchte ich dazu noch machen, 
da sich das Ganze nun tatsächlich schon jährt; ein Jahr 
ist es her. Dieser Antrag enthält viele gute Dinge, ebenso 
wie der Bericht von Herrn Beck. Ich glaube, aus Demut 
und Respekt vor den Opfern muss aus diesem Antrag 
jetzt schnell gesetzgeberisches Handeln werden.

Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die SPD-Fraktion spricht nun Dr. Matthias Bartke.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Matthias Bartke (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Den Na-

men des Attentäters vom Breitscheidplatz kennt mittler-
weile fast jeder. Über ihn wurde ohne Ende berichtet. Die 
Opfer dagegen nahm kaum jemand in den Blick. Die für 
mich bitterste Erfahrung nach dem Attentat lautet: die 
meiste Aufmerksamkeit dem Täter, die wenigste Auf-
merksamkeit den Opfern.

(Elisabeth Motschmann [CDU/CSU]: Da 
haben Sie recht!)

Das muss sich deutlich ändern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

Das Leben der Angehörigen und der Überlebenden 
vom Breitscheidplatz hat von einer Sekunde auf die an-
dere eine furchtbare Wendung genommen. Umso betrof-
fener und vor allem nachdenklicher muss es uns machen, 
wie alleingelassen sich die Verletzten und die Angehöri-
gen der Opfer gefühlt haben.

Angehörige wurden viel zu lange im Unklaren darüber 
gelassen, ob ihre Kinder, Eltern oder Geschwister noch 
am Leben sind. Es gab niemanden, der darüber Auskunft 
geben konnte. Hotlines waren nicht erreichbar, Opferlis-
ten wurden chaotisch geführt, Behörden waren überfor-
dert, und manche Beamte waren unsensibel. Man hatte 
den Eindruck, insgesamt herrschten geradezu kafkaeske 
Zustände. Der Brief der Angehörigen an die Kanzlerin ist 
ein bedrückendes Dokument, aber es ist auch ein wichti-
ges Dokument.

Meine Damen und Herren, Terroropfer müssen wis-
sen, an wen sie sich wenden können. Bislang wussten sie 
es nicht. Geändert hat sich das erst im März, als die Bun-
desregierung Kurt Beck zum Beauftragten für die Opfer 
und Hinterbliebenen des Attentats vom Breitscheidplatz 
berufen hat. Seine Arbeit war und ist für die Betroffenen 
von unschätzbarem Wert. Er koordinierte Schadenser-
satzansprüche, vermittelte Kontakte zu Rentenversiche-
rern und überwachte die Verteilung aus dem Entschädi-
gungsfonds des Bundes.

Dr. Jan-Marco Luczak
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Lieber Kurt Beck, von dieser Stelle aus möchte ich 
Ihnen ganz herzlich für Ihre Tätigkeit danken

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU, der FDP, des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der LINKEN)

und vor allem auch für die Einfühlsamkeit, mit der Sie 
vorgegangen sind.

Kurt Beck hat uns gezeigt: Wir brauchen eine Opfe-
ranlaufstelle als feste Einrichtung. Deren Mitarbeiter 
müssen sich bereithalten, fortbilden und im Ernstfall so-
fort mit ihrer Arbeit beginnen können. 

Der vorliegende interfraktionelle Antrag fordert genau 
dies. Es muss in Zukunft jemanden geben, der aktiv und 
verantwortlich auf die Betroffenen zugeht, sie informiert 
und die entsprechenden Schritte koordiniert, jemanden, 
der ein offenes Ohr hat und zum Hörer greift, wenn Pro-
bleme auftreten, jemanden, der vielleicht auch solche 
Hilfen ermöglicht, für die es kein Gesetz gibt. Es darf 
auch keinen Unterschied machen, welche Nationalität 
die Opfer haben.

Es ist gut, dass sich das Bundeskabinett heute mit dem 
Bericht von Kurt Beck befasst hat, und es ist noch besser, 
dass es sich entschieden hat, seine Forderungen umzu-
setzen.

(Renate Künast [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist aber keine Kurt-Beck-Stunde 
hier!)

Meine Damen und Herren, vielleicht muss man sich 
damit abfinden, dass es trotz aller Bemühungen nicht im-
mer gelingen kann, Terrorakte zu verhindern. Nicht ab-
finden müssen wir uns aber damit, dass die Opfer nicht 
schnell und unbürokratisch versorgt werden. Das muss 
sich ändern. Aus diesem Grund bitte ich um Zustimmung 
für den vorliegenden Antrag.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der letzte Redner in der Debatte ist nun Dr. Volker 

Ullrich von der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Der Anschlag auf dem Berliner Breitscheidplatz 
vor einem Jahr war ein Anschlag auf uns alle, auf die 
freie, tolerante und offene Gesellschaft. Es sind zwölf 
Menschen ums Leben gekommen, und es gab viele Dut-
zend Verletzte, die bis heute leiden, und viele trauern-
de Angehörige, denen unsere Sympathie, unser Respekt 
und unser Mitgefühl gelten. Ich glaube, das sollten wir in 
diesem Hohen Haus deutlich zum Ausdruck bringen. In 
den letzten Monaten ist viel über das Fehlverhalten von 
Behörden gesprochen worden. Es ist richtig, dass der de-
mokratische Rechtsstaat das konsequent aufarbeitet, weil 

wir die Pflicht haben, daraus zu lernen und die Dinge zu 
verbessern. 

Aber es ist auch richtig, wenn uns entgegengehalten 
wird, dass bislang viel zu wenig über die Opfer gespro-
chen wurde. Wir müssen in unserem Land eine Kultur 
der Begleitung der Opfer entwickeln und sie in den Mit-
telpunkt unserer Rechtspolitik stellen. Deswegen ist es 
richtig, dass wir hier weitere Verbesserungen auf den 
Weg bringen.

Wir wissen nicht, meine Damen und Herren, ob und 
wann uns wieder ein Terroranschlag heimsuchen wird. 
Wir tun alles dafür, um dies zu verhindern; aber eine Ga-
rantie kann leider niemand geben. Deswegen brauchen 
wir im Falle eines Anschlags ein System, durch das An-
gehörige schnell, unbürokratisch und effizient Unterstüt-
zung bekommen. Deswegen muss es eine zentrale An-
laufstelle geben, die sofort arbeitsfähig ist. Die Zeit muss 
vorbei sein, in der Angehörige bangend warten und nicht 
wissen, wen sie anrufen sollen; vielmehr müssen sie von 
der ersten Sekunde an begleitet werden. Das sind wir den 
Angehörigen schuldig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir müssen auch über die Entschädigungszahlun-
gen sprechen. Es ist klar, dass kein Geld der Welt den 
Schmerz heilen kann, und kein Euro bringt einen ge-
liebten Menschen zurück. Aber die Entschädigung kann 
helfen, dass die Angehörigen ins Leben zurückkommen, 
dass sie durch das Attentat nicht schlechter gestellt wer-
den als vorher. 

Deswegen müssen wir deutlich zum Ausdruck brin-
gen, dass die bisherige Opferentschädigung einfach un-
zureichend war, dass der Staat hier nachbessern muss, 
auch im Bereich der Vermögensschäden. Es müssen alle 
Schäden erstattbar werden. Der Staat, meine Damen und 
Herren, darf hier nicht kleinlich sein, sondern der Staat 
muss hier Großzügigkeit walten lassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wichtig ist, dass von diesem gemeinsam getragenen 
Antrag das Signal ausgesendet wird, dass die Opfer nicht 
alleine sind, dass der Staat sich ihrer annimmt und dass 
in den nächsten Wochen und Monaten die Frage des Op-
ferschutzes zu einem zentralen Element der Rechtspo-
litik wird. Wir müssen darüber sprechen, wie wir nicht 
nur den Terroropfern helfen, sondern wie wir auch im 
Strafverfahren den Opfern der alltäglichen Gewalt helfen 
können, wie wir als Staat Unterstützung leisten können, 
damit die Menschen das Gefühl haben, der Staat steht an 
ihrer Seite. 

Sicherheit und Freiheit bedingen auch den notwendi-
gen Opferschutz. Da machen wir uns auf den Weg, und 
ich lade jeden ein, mitzuwirken. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Dr. Matthias Bartke
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis  90/Die 
Grünen auf Drucksache  19/234 mit dem Titel „Opfer
entschädigung verbessern“. Wer stimmt für diesen An-
trag? – Damit ist der Antrag mit den Stimmen des ganzen 
Hauses angenommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr.  Gottfried Curio, Albrecht Heinz Erhard 
Glaser, Armin-Paulus Hampel, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der AfD 

Umfassende Grenzkontrollen sofort einfüh-
ren  – Zurückweisung bei unberechtigtem 
Grenzübertritt

Drucksache 19/41 
Überweisungsvorschlag: 
Hauptausschuss

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Der erste Redner für die 
AfD-Fraktion: Dr. Alexander Gauland.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Alexander Gauland (AfD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dies ist 

eine Debatte, die dieses Hohe Haus längst hätte führen 
müssen. Es ist schon erstaunlich, dass es erst unseres 
Einzugs in den Deutschen Bundestag bedurfte, um eine 
gesellschaftliche Debatte, die die Menschen draußen um-
treibt, auf die Bühne unseres nationalen Parlaments zu 
bringen.

(Beifall bei der AfD)

Die deutschen Sicherheitsbehörden schätzen, dass 
6,6 Millionen Migranten vor den Toren Europas auf den 
Zutritt zum Schengen-Raum hoffen, mindestens 2,6 Mil-
lionen davon in Nordafrika; Tendenz steigend. So viel 
zu der Behauptung, die Migrationskrise sei vorbei und 
bewältigt. Nein, meine Damen und Herren, nichts ist vor-
bei, und nichts ist bewältigt.

(Beifall bei der AfD)

Bundesweit sind derzeit mehr als 300 000 Asylklagen 
anhängig. Ich zitiere:

Ämter, Gerichte, Schulen. Das Gemeinwesen ist 
überlastet. Deutschland muss umdenken, um seine 
öffentlichen Güter zu bewahren. Ihre Nutzung der 
ganzen Welt zu ermöglichen, ist nicht liberal.

Die Mahnung stammt von Hans-Werner Sinn.

Bernd Raffelhüschen, dem Hause auch bekannt, hat 
berechnet, dass die 1  Million Flüchtlinge, die nun ein-
mal schon da sind, wie die Frau Bundeskanzlerin zu sa-
gen pflegt, den deutschen Staat per saldo und auf Dauer 
450 Milliarden Euro kosten werden. 

Aber noch immer hält diese Regierung, besonders die 
Bundeskanzlerin, an der Mär fest, dass im 21. Jahrhun-
dert Grenzen nicht mehr gesichert werden können. Wenn 
das richtig wäre, Frau Bundeskanzlerin  – sie ist leider 
nicht anwesend –, dann hätte Ihre Regierung kein einzi-
ges der heute debattierten Bundeswehrmandate verlän-
gern dürfen. Denn fast alle diese Mandate gehen von be-
grenzenden Möglichkeiten in begrenzten Gebieten aus. 

(Beifall bei der AfD)

Schließlich lernen Juristen in den ersten drei Semes-
tern, dass ein Staat aus drei Elementen besteht: dem 
Staatsvolk, der von diesem ausgeübten Staatsgewalt und 
einem bestimmten, fest umrissenen Staatsgebiet. Und 
dieses Staatsgebiet, Frau Bundeskanzlerin – das richtet 
sich auch an die Regierung –, haben Sie laut Grundgesetz 
zu schützen. Andernfalls verletzen Sie Ihren Amtseid.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, dass das möglich war und 
ist, haben wir zuletzt in dem Buch „Die Getriebenen“ ge-
lesen, wonach Ihr Innenminister – ich bin dankbar, dass 
er da ist – und die Polizeiführung des Bundes und Bay-
erns bereit und willens waren, die Grenzen zu sichern. 
Allein die Bundeskanzlerin wollte es nicht. 

Nun, meine Damen und Herren, dieses Nichthandeln, 
dieses Laufenlassen hat Konsequenzen. Sie gefährden 
nicht nur die Identität dieses Landes, seine Zukunftsfä-
higkeit und seine Institutionen, also den Rechtsstaat, der 
uns Deutschen unserer historischen Erfahrungen wegen 
besonders am Herzen liegen sollte, sondern Sie gefähr-
den auch den Sozialstaat. Denn offene Grenzen und So-
zialstaat schließen einander auf Dauer aus. 

(Beifall bei der AfD)

Selbstbestimmung und Demokratie entfalten sich im 
durch Grenzen geschützten Nationalstaat, wie der große 
Liberale Lord Dahrendorf einst feststellte, und nicht im 
Luftreich des Traums der Vereinigten Staaten von Euro-
pa.

(Beifall bei der AfD)

Offene Grenzen, meine Damen und Herren, sind 
aber auch ungerecht. Die besten Chancen, nach Europa 
zu kommen, haben junge Männer, die über Geld verfü-
gen. Die Top  10 der ärmsten Länder der Welt decken 
sich eben nicht mit den Top  10 der Herkunftsregionen 
von Migranten. Und um der falschen Politik der offenen 
Grenzen die Krone aufzusetzen, zahlt der Innenminister 
jetzt hohe Rückkehrprämien an Menschen, die gar nicht 
hier sein dürften; denn Abschiebungen funktionieren ja 
auch nicht. 

(Beifall bei der AfD)

So gebiert ein illegaler Akt den nächsten. Diese Politik 
ist verheerend, und für diese Politik sind die Regierungs-
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parteien, die noch gemeinsam auf der Regierungsbank 
sitzen, in den Wahlen auch abgestraft worden. 

(Beifall bei der AfD)

Deshalb fordern wir mit unserem Antrag: Schluss mit 
den offenen Grenzen und Rückkehr zum Rechtsstaat. 
Das heißt Zurückweisung jedes Einzelnen bei unberech-
tigtem Grenzübertritt. Einwanderung und Niederlas-
sungsfreiheit sind keine Menschenrechte. Ja, Menschen 
können illegal sein. Das stelle ich hier ausdrücklich fest. 

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der LIN-
KEN: Buh!)

– Das ist mir klar. – Deshalb ist es besser, sie gar nicht 
erst hereinzulassen, statt sie mühevoll und mit ungewis-
sem Erfolg abzuschieben.

Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Das Wort für die CDU/CSU-Fraktion hat der Kollege 

Armin Schuster. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/CSU): 
Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Das ist kein AfD-Parteitag, und wir 
müssen uns der Materie etwas komplexer nähern, Herr 
Gauland.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Das versuche ich jetzt einmal.

Europa ist ein gemeinsamer Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts. Das war das Ziel, nachdem 
im Vertrag von Amsterdam 1997 festgelegt worden war, 
die Schengener Abkommen in das EU-Recht zu integrie-
ren. Wir haben den Bürgern Europas versprochen und 
eine Garantie abgegeben, dass offene Binnengrenzen, 
Personenfreizügigkeit bei mehr Sicherheit als in Zeiten 
von Schlagbäumen, möglich ist, und wir haben es längst 
bewiesen – seit Mitte der 1990er-Jahre. 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Schengen ist ge-
scheitert!)

Die Personenfreizügigkeit ist ein zentrales Element, eine 
Säule des europäischen Einigungsprozesses.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Bevor wir den so platt zur Disposition stellen, wie Sie es 
machen, lassen Sie uns diskutieren.

Geht das überhaupt, was man sich damals bei Schen-
gen gedacht hat? Vor Ihnen steht jemand, der in Füh-
rungsverantwortung an der deutsch-französischen Gren-
ze, an den Beneluxgrenzen, an der deutsch-polnischen, 
an der deutsch-tschechischen Grenze und zum Schluss 

an der deutsch-schweizerischen Grenze selber Schlag-
bäume abgebaut hat. Ich kann Ihnen beredt erklären – ich 
habe leider nur ein paar Minuten Redezeit –, wie intelli-
gent Schengen ist, wenn alle 26 Mitgliedstaaten das tun, 
was wir vereinbart haben,

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Dr. Alice 
Weidel [AfD]: Das tun sie doch gar nicht!)

und ich kann Ihnen beredt erklären, wie naiv und dumm 
es ist, zu glauben, all die Probleme, die Sie, Herr Gauland, 
aufführen, könne man mit einer Maßnahme lösen, näm-
lich durch vollständige Grenzkontrollen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Da fehlen mir die Worte, jedenfalls die diplomatischen.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 

Ehrhorn?

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/CSU): 
Ja; deshalb sind wir ja hier.

Thomas Ehrhorn (AfD): 
Sehr verehrter Herr Kollege, ich möchte Sie nur eines 

fragen: Ist es richtig, dass Ihre Partei ein Gutachten dazu 
eingeholt hat, ob die widerrechtliche Öffnung der Gren-
zen verfassungskonform ist oder nicht, dass ein Gutach-
ten vom Verfassungsrichter Di Fabio erstellt worden ist? 
Ist es weiterhin richtig, dass Sie, nachdem Sie wussten, 
dass das Verhalten der Regierung eben nicht verfassungs-
konform ist, trotzdem in keinster Weise darauf reagiert 
haben?

(Beifall bei der AfD)

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/CSU): 
Herr Kollege Ehrhorn, ich könnte jetzt eine ganze 

Stunde darauf verwenden, um über das Gutachten von 
Herrn Di Fabio zu reden. Ich könnte aber auch auf die 
beiden Gutachten vom Wissenschaftlichen Dienst ver-
weisen, die Sie in Ihrem Antrag erwähnen.

(Beifall der Abg. Luise Amtsberg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Tun Sie mir einen Gefallen: Lesen Sie doch einmal Ihren 
eigenen Antrag

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

und die Gutachten, die Sie darin zitieren. Denn in diesen 
Gutachten steht klipp und klar: Es gibt Gründe für stati-
onäre Grenzübertrittskontrollen, bei denen man auch Zu-
rückweisungen aussprechen kann, und es gibt besondere 
Situationen, in denen ein Land entscheiden kann, genau 
das nicht zu tun. 

Jetzt könnten wir zusammen unendlich viele Juristen 
und Experten aufführen, die für die eine oder die ande-
re Meinung eintreten. Ich sage Ihnen, was die Lösung 
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ist: Grenzkontrollen macht man juristisch im Sinne einer 
Verhältnismäßigkeit zur politischen Lage. Man kann  – 
das würde ich niemals bestreiten – stationäre Grenzüber-
trittskontrollen durchführen, wenn eine Krisensituation 
besteht, wenn eine Ultima-Ratio-Situation da ist, wie 
sie 2015 bestand. Was hat der Bundesinnenminister 
Ende 2015 entschieden? An allen deutschen Landesgren-
zen mit Schwerpunkt an der bayerisch-österreichischen 
Grenze sollen Grenzübertrittskontrollen vorgenommen 
werden.

(Zuruf von der AfD: Hat ja nichts genutzt!)

Was wollen Sie eigentlich? Das, was Sie nicht verste-
hen, ist, dass zwischen offenen Grenzen, Schleierfahn-
dung nach Inkrafttreten des Schengener Abkommens, 
Römischen Verträgen, Kontaktdienststellenzusammenar-
beit und stationären Grenzkontrollen ein großes Instru-
mentarium liegt, das man intelligent einsetzt. Dazu sind 
Sie leider nicht fähig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich gebe es offen zu, be-
vor Sie in der nächsten Zwischenfrage auch noch aus 
„Die Getriebenen“ zitieren: Ja, ich hätte mir Ende 2015 
schneller Grenzkontrollen gewünscht. Aber das ist ein 
demokratischer Meinungsbildungsprozess gewesen.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ach, du lieber 
Schreck! Wer ist denn gefragt worden? Es war 
eine Einzelentscheidung dieser Dame in die-
sem Hause gewesen!)

Ich glaube sogar, dass ich da eine ganz gute Wirkung er-
zielt habe. In jedem Fall ist es so, meine Damen und Her-
ren: Der Kollege Stephan Mayer, der Kollege Clemens 
Binninger und ich haben Mitte 2015, vor dieser krisen-
haften Situation, an Jean-Claude Juncker geschrieben 
und erklärt: Wenn Sie nicht bald für eine Renaissance 
des Schengener Grenzkodex sorgen, stehen wir unmit-
telbar vor der Einführung von stationären Grenzkontrol-
len. – Bevor Sie wach waren, sind wir längst unterwegs 
gewesen. 

(Lachen bei der AfD – Dr. Alexander Gauland 
[AfD]: Das erzählen Sie mal Ihrer Kanzlerin!)

Wir hätten Sie im Parlament nicht gebraucht.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Jetzt sage ich Ihnen mal was als Südbadener  – wir 
empfinden uns als Vorbildeuropäer –: Bevor wir uns von 
solch stumpfen Argumenten unsere Reisefreiheit, unse-
ren Handel und die Wirtschaft zerstören oder gravierend 
stören lassen,

(Dr.  Bernd Baumann [AfD]: Wird nicht ein-
geschränkt! – Dr. Alexander Gauland [AfD]: 
Keiner will das!)

kämpfen wir um das, worum es wirklich geht, meine Da-
men und Herren. Wir brauchen kein Spiel mit falschen 
Zahlen. Sie sprechen in Ihrem Antrag von Hunderttau-

senden, die in diesem Jahr die Grenze illegal überschrei-
ten. Es sind 170 000.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Langt das 
nicht?)

Da hat man nicht mal die abgezogen, die zurückgeschickt 
werden.

Meine Damen und Herren, Sie inszenieren eine Krise 
vor den Menschen in diesem Land. Sie arbeiten mit fal-
schen Zahlen. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Die Menschen 
wissen, was los ist! Herr Schuster, Sie wissen 
es nicht! Aber die Menschen wissen, was los 
ist!)

–  Herr Gauland, wenn Sie den Sozialstaat und offene 
Grenzen für nicht möglich halten: Machen Sie irgend-
einen Grundkurs Politik, aber machen Sie ihn, bevor Sie 
das nächste Mal in diesen Plenarsaal kommen! Es ist ja 
eine irrwitzige Vorstellung, zu glauben, wir könnten die-
ses Land nicht mit offenen Grenzen gestalten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Alice 
Weidel [AfD]: Genau! Sie bezahlen es näm-
lich gerade nicht! Das sind nämlich die Steu-
erzahler!)

Ich frage mich – ich bin da ganz fair –: Ist das eine Mi-
schung aus Inkompetenz und Fahrlässigkeit, 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Sie haben völ-
lig recht mit dem, was Sie sagen  – auf sich 
bezogen!)

oder ist das, was Sie hier tun, Vorsatz? Jedenfalls: Nach 
den Debatten, die gerade hinter uns liegen, ist das auf-
rührerisch. Das kann ich Ihnen einfach nicht empfehlen.

(Lachen bei der AfD – Zuruf von der AfD: 
Unglaublich!)

Es ist nicht in Ordnung.

Meine Damen und Herren, ich komme zu einem Kon-
sens aller Fraktionen in diesem Hause – mit Ausnahme, 
vermute ich, Ihrer Fraktion. Deutschland hat seit 1995 – 
ich habe es eigenhändig ausgerechnet  – im Schnitt 
150 000 Menschen Asyl gewährt – von 1995 bis heute. 
Dass die Union in ihrem Asylkompromiss von 200 000 
spricht, ist also kein Zufall. Das ist für uns Politik mit 
einem humanitären Ansatz, den Sie nie verstehen wer-
den. Die Debatte ist zwar wichtig, aber sie bringt Ihnen 
wahrscheinlich nichts; das werden Sie nie lernen.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Doch! Wir ha-
ben den humanitären Ansatz: für unser Volk!)

Da gibt es einen gravierenden Unterschied zwischen uns: 
Wir wollen helfen und Sie nicht. Sie glauben auch noch, 
dass so etwas durch Grenzkontrollen zu machen sei.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Dr.  Alexander 
Gauland [AfD]: Wir wollen unseren Men-
schen helfen, genau wie Herr Seehofer es 
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wollte! – Dr. Alice Weidel [AfD]: Darum sind 
Sie Wahlverlierer!)

Ich zeige kurz die eigentliche Problemlösung; das ist 
nicht dieses stumpfe Geschwätz.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Lachen bei der AfD)

Meine Damen und Herren, vor Ihnen steht ein glühender 
Fan des Schengener Grenzkodex.

(Dr.  Alexander Gauland [AfD]: Das ist ja 
wunderbar! – Dr. Alice Weidel [AfD]: Das er-
klärt alles!)

Ich kritisiere ein wenig – in der ersten Periode als Hin-
terbänkler zugegebenermaßen frucht- und erfolglos  – 
den Niedergang des Schengener Grenzkodex in Europa. 
Auch wir, meine Damen und Herren, machen oft den 
Fehler, nur vom Außengrenzenstandard zu sprechen. 
Diese Eindimensionalität hatten wir bei der Erfindung 
des Grenzkodex nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜ-
NEN)

Dazu gehört in 26 Ländern eine Schengen-Schleierfahn-
dung. Dazu gehört der Prümer Vertrag, dazu gehört das 
Kontaktdienststellenwesen usw. All das hat man bei der 
Kommission langsam schleichend aufgegeben. Wenn 
Otto Schily und Günther Beckstein nicht gewesen wä-
ren, hätten wir schon Anfang der 2000er-Jahre diesen 
Kodex infrage gestellt, weil es eine politische Mehrheit 
dafür gab. Ich wende mich dagegen. Solche Fraktionen 
entstehen, wenn wir den Schengener Grenzkodex nicht 
endlich wieder dafür verwenden, wofür er eigentlich ge-
dacht war. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Solche Frak-
tionen entstehen, wenn Sie keine Probleme 
lösen! Sie lösen keine Probleme! Dadurch 
sind wir entstanden!  – Gegenruf der Abg. 
Luise Amtsberg [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Unser Land schlechtreden, das ist Ihre 
Sache! – Weitere Zurufe vom BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

– Ich schone Sie mal. 

Meine Damen und Herren, einen Satz erlauben Sie 
mir bitte an FDP, SPD und Grüne. „Liebe Freunde“, hät-
te ich fast gesagt; wir sondieren aber nicht. – Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, wer ein politisches Pro-
blem damit hat, stationäre Grenzkontrollen zu machen – 
ich habe gerade erklärt: es ist eigentlich kein Problem –, 
aber auch keine Schleierfahndung will …

(Benjamin Strasser [FDP]: Das ist wirklich 
billig!)

Ich vollende den Satz nicht; ich überlasse es Ihnen. Die 
Schleierfahndung an 26 Binnengrenzlinien ist ein wichti-
ges Mittel. Deshalb plädiere ich: Wir brauchen eine euro-
päische Grenzpolizei. Wenn wir Herrn Macron mit Geld 
entgegenkommen wollen, dann für eine solche Maßnah-
me. Wir müssen zudem Europol verbessern. Es darf nicht 
nur ein Informationsaustauschzentrum geben. 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Herr Kollege, denken Sie an Ihre Redezeit.

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/CSU): 
Zum Schluss möchte ich noch Folgendes sagen: Lie-

ber Herr Gauland, Fluchtursachenbekämpfung ist die 
einzig wirklich wirksame Methode, all denjenigen Phä-
nomenen zu begegnen, die Sie beschrieben haben. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das macht 
Ihr seit 40 Jahren!)

Aber stationäre Grenzübertrittskontrollen eignen sich da-
für nicht.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/CSU): 
Damit werden Sie niemals die Probleme lösen. Ich 

bin der amtierenden Bundesregierung dankbar für ihre 
Arbeit auf den entsprechenden Feldern. Die Mehrdimen-
sionalität dieses Themas werden Sie nie begreifen und 
damit auch nie die Ansätze zur Lösung finden.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Herr Kollege Schuster!

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/CSU): 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD, der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner ist Professor Dr. Lars Castellucci 

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Lars Castellucci (SPD): 
Danke, Herr Präsident. – Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Ich habe Sie, werte Kollegen von der AfD, 
überwiegend breit grinsend sitzen sehen. 

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Empört über 
Ihre Äußerungen!)

Das erweckt bei mir den Eindruck, dass sich das an das 
anschließt, was Sie, Herr Gauland, einmal gesagt haben, 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Jetzt kommt 
wieder das falsche Zitat! Das habe ich nie ge-
sagt! Unsinn!)

nämlich dass Sie in Wahrheit froh sind, dass so viele 
Flüchtlinge gekommen sind, weil Sie parteipolitischen 
Nutzen davon haben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der LINKEN)
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Ich halte das für sehr durchschaubar und für ein sehr per-
fides Spiel, das Sie hier treiben.

Herr Schuster hat das Notwendige schon gesagt. Ihr 
Antrag auf Einführung umfassender Grenzkontrollen ist 
schlicht überflüssig. Im Übrigen sind über 20 000 Men-
schen, die sich unberechtigterweise an den Grenzen auf-
gehalten haben, in den letzten Jahren zurückgewiesen 
worden. Wir tun also bereits das, was Sie in Ihrem Antrag 
fordern.

(Widerspruch bei der AfD)

Was wir nicht machen, sind die schon im Titel Ihres 
Antrags geforderte Einführung umfassender Grenz
kontrollen und die Gewährleistung eines vollständigen 
Schutzes. So etwas gibt es gar nicht.

(Beifall des Abg. Benjamin Strasser [FDP]: – 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Aha!)

Wenn wir das machen wollten, müssten wir eine Mauer 
hochziehen und uns dahinter verbarrikadieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜNEN  – 
Dr.  Alexander Gauland [AfD]: Immer diese 
DDR-Nostalgie!)

Wir müssten Türme aufstellen, einen Todesstreifen ein-
richten und Gewehre auf die Menschen an den Grenzen 
richten. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Wenn Ihnen 
nichts Besseres einfällt!)

Wissen Sie, wo wir dann sind? Dann sind wir nicht mehr 
in Deutschland, sondern in Nordkorea. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Ich will Ihnen noch eines sagen: Der Typ in Nordkorea 
reicht mir. Auf Kim Jong Gauland kann ich verzichten.

Bedeutet das, dass alles gut ist? Natürlich nicht. Wir 
dürfen nicht erst anfangen, wenn die Menschen an un-
seren Grenzen angekommen sind. Wir müssen früher 
ansetzen, und zwar bei den Fluchtursachen. Das ist der 
erste Punkt.

(Beifall bei der SPD)

Wenn nun Ihre Rednerinnen und Redner in diesem Haus 
den Klimawandel leugnen, dann können Sie gleich Frei-
fahrtscheine für eine weitere Million Flüchtlinge ausstel-
len; denn dann werden die Nächsten kommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen ein gemeinsames europäisches Asylsys-
tem. Aber Ihre Leute posten Solidarität mit Ungarn, Po-
len und Tschechien, 

(Beifall bei der AfD)

also mit Ländern, die überhaupt nicht in der Lage sind, 
Solidarität zu üben. Das, was Sie hier betreiben, ist doch 
scheinheilig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Da Sie der Meinung sind, dass sich nur die Starken 
durchsetzen, Herr Gauland, biete ich Ihnen an, gemein-
sam ein Programm für die Schwachen aufzulegen, um sie 
nach Deutschland zu holen, zum Beispiel die Vergewal-
tigten und diejenigen, die bedroht sind und deren Famili-
en schon ausgelöscht wurden. Wir werden dafür sorgen, 
dass sie auf sicheren und legalen Wegen nach Deutsch-
land kommen. Sind Sie für ein solches politisches Vorha-
ben zu gewinnen?

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Wenn Sie 
dieses Gesetz machen, überhaupt nicht!)

Wenn Sie sich dafür nicht gewinnen lassen, dann haben 
Sie das, was Sie gerade gesagt haben, nicht ernst gemeint.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Herr Schuster, der vor mir gesprochen hat, kommt 
aus Südbaden. Ich komme aus Nordbaden. Was Herrn 
Schuster und mich verbindet, ist die Grenze zu Frank-
reich. Sie ist offen. So bin ich groß geworden. Ich möchte 
das bewahren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich komme aus einer kleinen Stadt. 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Nolte?

Dr. Lars Castellucci (SPD): 
Ja, natürlich. Herr Nolte gehört schließlich zu denje-

nigen, die den angesprochenen Unsinn posten. Er darf 
natürlich etwas fragen.

Jan Ralf Nolte (AfD): 
Herr Kollege, 2050 rechnet man mit mehreren Hun-

dert Millionen migrationswilligen Menschen aus Afrika 
und weltweit mit bis zu 800 Millionen.

(Uli Grötsch [SPD]: 2050! Völlig irre!)

Wie sieht Ihr Konzept aus? Was wollen Sie mit all diesen 
Menschen machen, wenn Sie sie aufgenommen haben?

Dr. Lars Castellucci (SPD): 
Mein Konzept ist, dass Sie allerspätestens 2050 nicht 

mehr in diesem Parlament sind

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES  90/DIE GRÜNEN  – Lachen 
des Abg. Dr.  Alexander Gauland [AfD]  – 
Dr. Alice Weidel [AfD]: Frage beantworten!)
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und dass wir dann für eine Politik hier sorgen, die das 
verhindert, was Sie herbeireden. 

(Dr.  Alexander Gauland [AfD]: Sie sind da 
nicht mehr in diesem Parlament! Mit dieser 
Politik ist Ihre Partei dann nicht mehr hier! – 
Dr. Alice Weidel [AfD]: Beantworten Sie bitte 
die Frage!)

– Wissen Sie, worauf es ankommt? Es kommt auf etwas 
an, womit ich schließen möchte. Es kommt auf globale 
Gerechtigkeit an. Das ist für Sie natürlich ein Fremdwort.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Zurufe von der AfD: Antwort!)

Aber Sie haben ja in den nächsten vier Jahren Gelegen-
heit, vielleicht auch noch etwas dazuzulernen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Damit komme ich jetzt auch zum Schluss. Ich habe 
erzählt, dass ich aus einer kleinen Stadt in Nordbaden 
komme. Ich mag die Menschen dort. Ich bin da aufge-
wachsen. Ich setze mich mit vollem Herzen für sie ein. 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Kennen wir schon! 
Haben Sie schon einmal erzählt!)

Ich komme aus Deutschland, 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ach so?)

und ich liebe mein Vaterland, das mir viel ermöglicht hat. 
Aber, meine Kolleginnen und Kollegen, wir sind nicht 
alleine hier auf dieser Welt, und wir können nicht überall-
hin exportieren und überallhin reisen, aber mit den Pro-
blemen dieser Welt nichts zu tun haben wollen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Lassen Sie mich deswegen, weil es in diesem Raum so 
laut geworden ist, seitdem Sie da sind, und manchmal 
unerträglich laut, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP  – Zuruf von der AfD: Weil vorher nie 
gestritten wurde! Weil alle einer Meinung wa-
ren!) 

leise schließen:

Vergesst nicht	  
Freunde	  
wir reisen gemeinsam

besteigen Berge	  
pflücken Himbeeren

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

lassen uns tragen	  
von den vier Winden

Vergesst nicht	  
es ist unsre	  
gemeinsame Welt	  
die ungeteilte	  
ach die geteilte

die uns aufblühen lässt	  
die uns vernichtet	  
diese zerrissene	  
ungeteilte Erde	  
auf der wir	  
gemeinsam reisen

Rose Ausländer. 

Ich wünsche Ihnen frohe Weihnachten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der FDP und der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Zu seiner ersten Rede im Deutschen Bundestag rufe 

ich auf: Benjamin Strasser von der FDP. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Benjamin Strasser (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die AfD-Fraktion legt heute einen Antrag 
vor, der gleich in mehrfacher Hinsicht einen Aufruf zum 
Rechtsbruch darstellt. 

(Widerspruch bei Abgeordneten der AfD)

Mal ganz abgesehen davon, dass Sie die Normenhierar-
chie und den Anwendungsvorrang europäischen Rechts 
zu ignorieren scheinen, behaupten Sie in Ihrem Antrag 
verschiedene Dinge, die einfach nicht stimmen. Sie 
behaupten, der Grenzschutz wäre nicht gewährleistet. 
Wahr ist, dass die Bundespolizei seit September  2015 
auf Grundlage der Artikel 23 ff. des Schengener Grenz-
kodexes Grenzkontrollen an den von Flüchtlingsströmen 
besonders frequentierten Routen durchführt. 

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie lassen sie 
rein!)

Das gilt insbesondere für die deutsch-österreichische 
Grenze, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage?

(Stephan Thomae [FDP]: Erste Rede!)

Benjamin Strasser (FDP): 
Also, die AfD-Fraktion muss es jetzt auch einmal er-

tragen, dass Fakten hier vorgetragen werden, ohne dass 
sie von ihr kommentiert werden. Wir sind nicht auf dem 
Parteitag, wir sind im Parlament. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Man mag darüber spekulieren, warum Sie diesen An-
trag eingereicht haben: War es rechtliche Ahnungslosig-
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keit oder wurde Frau Weidel zu selten an der Grenze zur 
Schweiz kontrolliert? Wir wissen es nicht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Was aber klar ist: Vollständige und effektive Grenzkon-
trollen oder, genauer gesagt, Abschottungen, wie sie die 
AfD-Fraktion hier fordert, 

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wie überall auf 
der Welt!)

sind rechtlich nicht haltbar und ein Verstoß gegen das 
Schengener Abkommen. 

(Zurufe von der AfD) 

Der EuGH hat jüngst in seinem Urteil vom 21. Juni 2017 
bekräftigt, dass verdachtsunabhängige Kontrollen in 
Grenznähe, an Bahnhöfen und in Zügen nicht zu syste-
matischen Grenzkontrollen ausarten dürfen. Was anders 
soll das denn sein, was Sie hier vorschlagen? 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Mit Ihrem Antrag, werte Kolleginnen und Kollegen der 
AfD, zwingen Sie die Behörden und insbesondere die 
Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei zu einem 
kollektiven Rechtsbruch auf deutschem Boden. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Wider-
spruch bei der AfD)

Das ist schon starker Tobak für eine Partei, die sich bei 
jeder sich bietenden Gelegenheit zur selbsternannten Hü-
terin des Rechts aufschwingt. Das Wort „Rechtsstaat“ 
sollten Sie ab heute nicht mehr in den Mund nehmen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass wir uns in 
der heutigen Zeit überhaupt mit solchen Abschottungs-
fantasien der AfD-Fraktion auseinandersetzen müssen, 
ist auch zahlreichen Versäumnissen der geschäftsführen-
den Bundesregierung in den letzten zwei Jahren zuzu-
rechnen. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ach nee!)

Wir reden über dieses Thema heute nur, weil es die der-
zeitige Große Koalition seit zwei Jahren nicht schafft, 
eine Antwort auf die Flüchtlingsfrage zu finden. 

(Zurufe von der AfD)

Seit zwei Jahren sprechen Sie von fehlender Solidarität 
bei der Aufnahme von Flüchtlingen, und seit zwei Jahren 
finden Sie keine Verbündeten, die an der Seite der Bun-
desrepublik diese Solidarität in ganz Europa durchsetzen.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Warum soll-
ten die? – Weitere Zurufe von der AfD)

Wo ich gerade schon dabei bin: Wie sieht es denn 
beim Schutz der europäischen Außengrenzen aus? Auch 
hier haben Sie seit zwei Jahren nichts erreicht. Es folgt 
Gipfel auf Gipfel, aber es gibt nach wie vor keinen wirk-
samen Schutz der EU-Außengrenze. Dieser Schutz ist 

aber eine gemeinsame europäische Aufgabe. Wenn wir 
an ihr scheitern, dann kehrt unser Kontinent dauerhaft zu 
Schlagbäumen zurück. Das wollen wir Freie Demokraten 
nicht!

(Beifall bei der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Antwort auf die 
Flüchtlingsfrage kann nicht deutsch, die Antwort auf die 
Flüchtlingsfrage kann nur europäisch sein.

(Beifall bei der FDP – Dr. Alexander Gauland 
[AfD]: Das sagen Sie mal den Ungarn und den 
Tschechen! Die lachen Sie aus! – Weitere Zu-
rufe von der AfD)

Deshalb muss die Grenzschutzagentur Frontex endlich 
zu einer europäischen Grenzpolizei ausgebaut werden, 
die über echte Kompetenzen, moderne Ausrüstung und 
ausreichend Personal verfügt. Wir brauchen mit Blick 
auf den afrikanischen Kontinent endlich eine gemeinsa-
me europäische Strategie, damit die Hilfe vor Ort auch 
bei den Personen ankommt, die sie benötigen. 

Schlussendlich gilt es, für eine gesteuerte Zuwande-
rung nach Europa zu sorgen. Ein erster Schritt wäre ein 
modernes Einwanderungsgesetz in Deutschland, das wir 
Freie Demokraten seit 1997 fordern. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuru-
fe von der AfD)

Meine Damen und Herren, die FDP-Fraktion steht 
für ein Europa der Freiheit und des Rechts und nicht der 
nationalen Abschottung und der Rechtsbrüche. Deshalb 
stimmen wir zwar der Überweisung an den Hauptaus-
schuss zu, lehnen Ihren Antrag inhaltlich aber ab.

(Marianne Schieder [SPD]: Wenigstens das!)

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Das Wort hat die Kollegin Ulla Jelpke von der Frakti-

on Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN)

Ulla Jelpke (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dieser 

Antrag von der AfD strotzt vor Falschmeldungen und 
Unkenntnis. 

(Beifall bei der LINKEN)

Er ist ein Paradebeispiel für die Hetze, mit der die AfD 
auf Stimmenfang geht. Da ist zum Beispiel die Rede 
davon, es gebe „weitgehend ungeschützte EU-Außen-
grenzen“. Ich frage mich tatsächlich: Wovon sprechen 
Sie hier eigentlich? Die EU ist heute mehr denn je ab-
geschottet. Dafür arbeitet sie sogar mit Schurkenstaaten 
wie der Türkei oder Libyen zusammen. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Jetzt ist unser 
NATO-Verbündeter ein Schurkenstaat!)

Benjamin Strasser 
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Tausende Schutzsuchende sind in den vergangenen Jah-
ren auf dem Weg in die Festung Europa umgekommen. 
Um Europa gibt es längst eine Mauer der Schande. Das 
sollten Sie einmal zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, auf Grundlage ihrer ver-
drehten Wahrnehmung fordert die AfD für Deutschland 
nun umfassende Grenzkontrollen. Hat die AfD eigentlich 
schon einmal was von Freizügigkeit innerhalb der EU 
gehört? 

(Zuruf von der AfD: Die wollen wir auch!)

Zur Bewahrung der sogenannten grünen Grenze for-
dern Sie den Aufbau von Bundesbereitschaftskräften. Ich 
frage Sie einfach mal: Was soll denn das für eine Truppe 
sein? Eines muss doch wohl klar sein: Wir brauchen kei-
ne durchgeknallte Bürgerwehr, die Jagd auf Flüchtlinge 
macht. 

(Beifall bei der LINKEN)

Die Bundeswehr zum Grenzschutz einzusetzen, wäre 
schlicht verfassungswidrig; denn die Bundeswehr ist kei-
ne Hilfspolizei.

(Beifall bei der LINKEN)

Schutzsuchende sind keine feindliche Armee, die es mit 
der Waffe in der Hand abzuwehren gilt, auch wenn Frau 
von Storch das vielleicht so sehen mag.

Mehr als abenteuerlich ist die AfD-Interpretation der 
Genfer Flüchtlingskonvention. Da wird einfach unter-
stellt, dass ein Anspruch auf Schutz nur bei direkter Aus-
reise aus dem Herkunftsstaat bestünde. Das ist einfach 
Quatsch. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Zurückweisungsverbot gilt selbstverständlich auch 
bei drohenden Kettenabschiebungen ins Herkunftsland. 
Nach dem Verständnis der AfD wäre die Flüchtlingskon-
vention für die allermeisten Länder der EU schlicht ir-
relevant. Das hätten Sie vielleicht gerne, das entspricht 
aber nicht dem Völkerrecht.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Als Beispiel führt die AfD allen Ernstes an, dass 
eritreische Flüchtlinge, die über Libyen in die EU kom-
men, keine Flüchtlinge im völkerrechtlichen Sinne seien. 
In Libyen droht Schutzsuchenden – wir haben es letzte 
Woche ja gerade diskutiert – Sklaverei, Hinrichtung, Fol-
ter und Vergewaltigung. So machen Sie doch eigentlich 
nur deutlich, wie wenig Ihnen das Leben von Schutzsu-
chenden wert ist.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Auch Ihre Forderung nach Zurückweisung an den 
deutschen Grenzen geht völlig in die Irre. Man mag vom 
europäischen Asylrecht halten, was man will – wir ha-

ben hieran immer scharfe Kritik geübt –, aber man muss 
festhalten: Nicht deutsche Grenzpolizisten, sondern die 
Dublin-Verordnung regelt, welcher EU-Staat für die 
Asylprüfung zuständig ist.

(Zuruf von der AfD: Funktioniert ja nicht!)

Die deutsche Drittstaatenregelung wurde längst durch 
EU-Recht verdrängt. Nehmen Sie das wenigstens mal 
zur Kenntnis.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Dr. Harald Weyel [AfD])

Meine Damen und Herren, besonders perfide ist, dass 
die AfD immer wieder Ängste schürt und sich vor allen 
Dingen Sorgen um unsere Sozialsysteme macht.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Die Bevölkerung 
hat Angst!)

In altbekannter Weise werden hier in- und ausländische 
Arme und Bedürftige gegeneinander ausgespielt. Die 
wahren Verursacher der sozialen Misere, nämlich Ban-
ken und Konzerne, könnten sich hier eins ins Fäustchen 
lachen.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. 
Dr. Harald Weyel [AfD])

Für die Demontage der Sozialsysteme sind nicht die 
Flüchtlinge verantwortlich, sondern eine neoliberale 
Wirtschaftspolitik. 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ach Gott!)

Und daran will die AfD gar nichts ändern, die Bundesre-
gierung leider auch nicht.

(Stephan Thomae [FDP]: Das ist aber klas-
senkämpferisch!)

Deswegen sagt Die Linke ganz klar: Wir brauchen sozi-
ale Gerechtigkeit, wenn man einer Partei wie Ihrer das 
Wasser abgraben will.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für Bündnis 90/Die Grünen hat nun Luise Amtsberg 

das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist ja 

bekannte Strategie der AfD, die politischen Anliegen auf 
Halb- und Unwahrheiten zu bauen, das eigene Narrativ 
sozusagen zu bestärken, indem man sich nur die Argu-
mente raussucht, die ins eigene Weltbild passen. Dieser 
Antrag ist lediglich eine weitere von vermutlich vielen 
Episoden dieser Art, Politik zu machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ulla Jelpke
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Die AfD fordert, dass künftig niemand mehr an 
Deutschlands Grenzen Asyl beantragen kann.

(Stefan Keuter [AfD]: Das ist falsch!)

Sie fordert auch sofortige, umfassende Grenzkontrollen 
mit entsprechenden Vollmachten. Was heißt das eigent-
lich, „entsprechende Vollmachten“? Konkret wird die 
AfD hier nicht. Sie bleibt nebulös, und das überrascht 
auch nicht. Denn wenn man sie wirklich mal auf ihre 
Forderungen festnageln würde oder wenn sie ihre For-
derungen unterfüttern, realitätstauglich machen würde, 
müsste sie den jungen Menschen in Deutschland auch 
erklären, dass es vorbei ist mit europäischer Freizügig-
keit, vorbei mit europäischer Solidarität, vorbei mit dem 
Grundrecht auf Asyl, vorbei mit staatlichem Verantwor-
tungsbewusstsein. Dann würde um Deutschland eine 
Mauer gebaut,

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

und wir müssten womöglich sogar hier, in diesem Par-
lament, darüber diskutieren, ob es nun geboten ist oder 
nicht, im Zweifel an der Grenze auf Flüchtlinge zu schie-
ßen. Das ist das, was sich hinter diesem Antrag tatsäch-
lich verbirgt.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN – Zuruf des Abg. Dr. Harald Weyel 
[AfD])

Sie kritisieren die Entscheidung der Bundeskanzlerin 
vom 5.  September 2015, als sie gemeinsam mit Öster-
reich Schutzsuchenden aus Ungarn die Einreise nach 
Deutschland erlaubt hat, und sehen hierin einen Rechts-
bruch. Sie berufen sich dabei auf ein Gutachten des Wis-
senschaftlichen Dienstes des Bundestages. Ich kenne die-
ses Gutachten auch. Zur Versachlichung: Es stellt eben 
gerade nicht fest, dass dem Handeln der Bundesregierung 
die Rechtsgrundlage gefehlt habe. Im Gegenteil: Das 
Gutachten stellt lediglich verschiedene Rechtsauffas-
sungen gegenüber, ohne Position zu beziehen. Wer aber 
glasklar Position bezieht – auch das sparen Sie einfach 
aus –, ist der Europäische Gerichtshof. Er hat in diesem 
Jahr geurteilt und deutlich gemacht, dass Deutschland im 
Sommer 2015 rechtmäßigerweise von seinem Selbstein-
trittsrecht nach dem Dubliner Übereinkommen Gebrauch 
gemacht und richtig gehandelt hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Dieses Urteil lassen Sie einfach – wir lernen ja jetzt hier, 
dass das guter Ton bei Ihnen ist – unter den Tisch fallen. 
Ich finde, das ist wahnsinnig unseriös.

(Beifall der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wenn wir über Rechtsbrüche reden, warum erwähnen 
Sie dann nicht, dass der eigentliche Bruch mit dem gel-
tenden Recht in Budapest stattgefunden hat durch Ihren 
Bruder im Geiste Viktor Orban, der Flüchtlingen über 
Monate und Wochen den notwendigen Schutz versagt 
hat und damit europäisches Recht gebrochen hat? Das ist 

nämlich die eigentliche Ursache für die massive Binnen-
migration in Europa.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Bei aller Kritik, die wir an der Flüchtlingspolitik dieser 
letzten Bundesregierung hatten: Die Bundeskanzlerin hat 
angesichts der damaligen Situation – das muss man eben 
auch politisch einordnen – das einzig Richtige getan: Es 
war humanitär geboten, diesen Menschen zu helfen.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der LINKEN)

Wenn wir schon beim Aussparen von Fakten sind: Sie 
behaupten immer wieder, dass Frau Merkels Entschei-
dung der Grund war für den Anstieg der Zahl der Ge-
flüchteten in Europa, in Deutschland. Mal ehrlich: Wie 
fernab jeder Realität ist das eigentlich? Die Menschen, 
die hier 2015 angekommen sind, waren mitnichten dem 
Aufruf von Frau Merkel gefolgt oder erst seit kurzem auf 
der Flucht. Grund war die Eskalation im Syrien-Krieg, 
die Tatsache, dass die Hilfswerke in den Anrainerstaaten 
völlig unterfinanziert nicht mehr die Lebensmittelratio-
nen bereitstellen konnten. Grund war die Einführung der 
Visumspflicht in den Anrainerstaaten Syriens, die massi-
ve Verschlechterung der Sicherheitslage in Afghanistan 
und nicht zuletzt die Unfähigkeit der europäischen Re-
gierungen, sich solidarisch mit den Mittelmeeranrainern 
zu zeigen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Guten Tag, aus Herrn Friedrich ist jetzt Frau Roth ge-

worden. – Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfra-
ge oder -bemerkung des Kollegen von der AfD?

Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Selbstverständlich. 

(Zuruf von der SPD: Aber nur, wenn es sein 
muss!)

– Es muss nicht sein, aber es gehört zum guten parlamen-
tarischen Ton. Insofern, sehr gerne.

Stephan Brandner (AfD): 
Ich weiß das zu schätzen. Vielen Dank, untertänigst.

(Burkhard Lischka [SPD]: Das können Sie 
gleich wieder streichen!)

Sie haben gerade eine Entscheidung des Europäischen 
Gerichtshofs angedeutet, in der festgestellt worden sei, 
dass das Regierungshandeln von Frau Merkel bezüglich 
der Grenzöffnung richtig gewesen sei. Können Sie die 
Stelle zitieren, aus der Sie das lesen?

Luise Amtsberg
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Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dazu müsste ich direkt in das Urteil sehen. Das habe 

ich hier vorne nicht vorliegen. Aber es war ganz klar 
festgelegt, dass es die Möglichkeit gibt, selbst einzutre-
ten. Diese Möglichkeit haben wir an vielen Stellen im 
europäischen Recht. Wenn zum Beispiel ein Geflüchte-
ter in Deutschland in einen anderen europäischen Staat 
rücküberstellt werden müsste und das nicht innerhalb 
von drei Monaten gelingt, dann gibt es dieses Selbst-
eintrittsrecht sogar automatisch. In bestimmten Fällen, 
wenn eine Überforderung in anderen Mitgliedstaaten 
vorliegt und eine humanitäre Notlage existiert, gibt es die 
Möglichkeit des Selbsteintrittsrechts. Dieses hat Angela 
Merkel in Anspruch genommen, gemeinsam mit dem 
Bundesinnenminister. Ich sehe überhaupt keinen Grund 
dafür, das irgendwie infrage zu stellen. Es war eine poli-
tisch einzuordnende humanitäre Entscheidung zu diesem 
Punkt, die ich nach wie vor ausdrücklich unterstütze, da 
das Europarecht glasklar diese Möglichkeit zulässt.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der LINKEN)

Damit hier keine Missverständnisse auftauchen: Die 
grüne Fraktion will ebenfalls eine schnelle und lücken-
lose Registrierung aller Ankommenden, auch aus Si-
cherheitsgründen, vor allen Dingen aber auch im Inte-
resse der Schutzsuchenden selbst; denn nur so können 
sie einen Asylantrag stellen. Deswegen ist es wichtig, 
dass wir schnelle, faire und zügige Verfahren auf den 
Weg bringen. Es gibt zahlreiche Maßnahmen und viele 
Möglichkeiten der Verbesserung: von einer Qualitätsof-
fensive beim Bundesamt bis hin zur Entkriminalisierung 
des Straftatbestandes der illegalen Einreise, wie es zum 
Beispiel der Bund der Kriminalbeamten fordert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Fraktion – das sage ich auch ausdrücklich mit 
Blick auf den Geist dieses Antrages – stellt sich dieser 
nationalstaatlichen Kleingeisterei der AfD entschieden 
entgegen. Wir kämpfen für die Überwindung des Dub-
lin-Systems, für eine echte gemeinsame europäische 
Asylpolitik, für legale Wege, Resettlement und Familien-
nachzug. Uns sind Europa und unsere Freizügigkeit nicht 
egal, meine Damen und Herren. Uns ist auch nicht egal, 
was auf den Sklavenmärkten und in den Folterknästen 
Libyens vor sich geht, ein Land, das Sie als unproble-
matisches Zielland für Geflüchtete beschreiben. Deshalb 
sage ich ganz ausdrücklich: Unsere Verantwortung hört 
nicht an unseren Grenzen auf, sie beginnt dort erst.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN – Zuruf des Abg. Dr. Harald Weyel 
[AfD])

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Luise Amtsberg. – Die nächste Rednerin 

für die CDU/CSU-Fraktion: Andrea Lindholz.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andrea Lindholz (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der An-
trag der AfD fordert in Ziffer 1 im Ergebnis unbefristete 
und flächendeckende Grenzkontrollen und in Ziffer 2 die 
Zurückweisung sämtlicher Asylbewerber an der deut-
schen Grenze. Weil dieses Thema ein hochsensibles 
Thema ist und weil viele von uns in ihren Wahlkreisen 
Kontakt zu Flüchtlingen und zu Helfern haben, möchte 
ich diese Stunde auch nutzen, um den vielen Ehrenamtli-
chen, die uns in der Krise unterstützt haben und noch un-
terstützen, Danke zu sagen und auch anzuerkennen, dass 
es viele Schutzsuchende gibt, die in Deutschland ehrlich 
um Arbeit und Integration bemüht sind.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und der LINKEN)

Sie, Herr Gauland, werden im Jahr 2015 im „Spiegel“ 
zitiert: 

Man kann diese Krise ein Geschenk für uns nennen 
... Sie war sehr hilfreich.

Es ist nicht unsere Politik, Politik auf dem Rücken von 
Schutzsuchenden auszutragen; das ist ganz offensichtlich 
Ihre Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN)

Die Forderungen in Ihrem Antrag, zu dem Sie eigent-
lich gar nichts Genaues, Konkretes gesagt haben, lösen 
mithin kein einziges Problem. Ihre Forderung nach ei-
ner faktischen Binnengrenzschließung liegt vollkom-
men neben der Sache. Es ist klar und unbestritten, dass 
Grenzkontrollen nach wie vor notwendig sind. Die Bun-
despolizei kontrolliert mit Unterstützung der bayerischen 
Polizei seit 2015 die deutsch-österreichische Grenze.

(Zuruf von der AfD: Wohnen Sie in Bayern?)

Mit der Schweiz haben wir eine enge Polizeikooperation 
vereinbart. Erst jetzt, im Oktober, hat der Bundesinnen-
minister die Durchführung der Kontrollen verlängert und 
auf Fluggäste aus Griechenland ausgeweitet. CDU und 
CSU wollen diese Grenzkontrollen so lange aufrechter-
halten, bis der Schutz der EU-Außengrenzen gewährleis-
tet ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

In Bayern funktioniert im Übrigen auch die Schleierfahn-
dung, die als ergänzendes Mittel – Armin Schuster hat es 
angesprochen – immer noch mit heranzuziehen ist.

In Ihrem Antrag dagegen ist die Rede von einem 
vollständigen und umfassenden Grenzschutz, der  – Zi-
tat – „durch geeignete Maßnahmen zu ermöglichen“ ist, 
„ggf. durch Auf- und Ausbau von Bereitschaftskräften“, 
ohne dass Sie näher darauf eingehen, um wie viele Stel-
len es sich dabei handeln soll. Wir haben bereits 7 500 
neue Stellen beschlossen. Ihr Antrag verliert natürlich 
kein einziges Wort darüber, welche weiteren geeigneten 
Maßnahmen zur vollständigen Grenzschließung Sie ei-
gentlich meinen. Aber das werden Sie uns ja vielleicht 
im weiteren parlamentarischen Verfahren ehrlich erklä-
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ren; denn Sie haben es auch heute in Ihren Reden nicht 
dargelegt.

Wir wissen gleichzeitig, dass unser Wohlstand in 
Deutschland als Exportnation von der Grenzfreiheit im 
Schengen-Raum abhängt. Insofern ignoriert Ihr Antrag 
vollständig die Frage eines angemessenen Verhältnisses 
zwischen offenen Grenzen und Grenzkontrollen, also die 
Frage, was hier nötig und erforderlich ist.

Das Gleiche gilt für geltendes Europarecht, das Sie 
mal eben außer Kraft setzen wollen. Unbefristete Grenz-
kontrollen sind europarechtlich unzulässig.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Die jetzigen Kontrollen sind europarechtskonform aus-
gestaltet. Ich erwarte von uns, dass wir uns an Europa-
recht halten;

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

wir werden keine abweichenden Entscheidungen treffen.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Frau Lindholz, darf ich Sie fragen, ob Sie eine Zwi-

schenfrage oder eine -bemerkung – –

Andrea Lindholz (CDU/CSU): 
Sie können gerne am Ende eine Intervention machen, 

auf die ich gerne antworte. Aber ich werde jetzt erst wei-
terreden.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Sie wissen ja noch gar nicht, von wem. Aber das be-

trifft jeden?

Andrea Lindholz (CDU/CSU): 
Genau.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Gut.

Andrea Lindholz (CDU/CSU): 
Jetzt zur generellen Zurückweisung an der Grenze 

im Fall des unberechtigten Grenzübertrittes. Sie berufen 
sich auf zwei Gutachten – wobei ich mir die Frage stel-
le, ob Sie sie sich überhaupt durchgelesen haben –, nach 
denen jeder an der deutschen Grenze zurückgewiesen 
werden kann, der sich auf das Asylrecht beruft. Das ist 
schlicht und ergreifend falsch und wird durch genau die-
se Gutachten nicht bestätigt. Ja, Zurückweisungen an der 
Grenze sind möglich, und sie werden auch vorgenom-
men. Aber nein, wenn jemand an der Grenze steht und 
„Asyl“ ruft, kann man nicht sagen, dass er definitiv und 
in keinem Fall ein Eintrittsrecht hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Ausnahmen gelten für Minderjährige, für Familienange-
hörige, für besondere Härtefälle. 

Worauf die Gutachten auch eingehen und wozu Sie 
ebenfalls nichts aussagen, ist die Frage, ob wir innerhalb 
der Mitgliedstaaten berechtigt sind, zu sagen: Du kamst 
über die Grenze mit Österreich, und deswegen musst du 
definitiv nach Österreich zurückgehen. – Das ist nicht im 
Verhältnis der Mitgliedstaaten untereinander geregelt, 
sondern hier greift Europarecht. Es geht an dieser Stelle 
unserem Recht vor. Insofern haben wir generell zu prü-
fen, wo das Asylverfahren durchzuführen ist.

Um diese Prüfung vorzunehmen, brauchen wir Me-
chanismen, und diese müssen anders aussehen. Wir brau-
chen Aufnahmezentren, so wie wir sie schon die ganze 
Zeit fordern, in denen wir jedes Verfahren prüfen und ge-
nau hinschauen können, ob jemand einen Asylanspruch 
hat, ob Deutschland oder ein anderes Land verpflichtet ist, 
das Verfahren zu überprüfen, wie es mit den Dokumenten 
aussieht, ob sie in Ordnung sind oder nicht. Wir müssen 
natürlich wissen, wer hier reinkommt, wer bei uns ist und 
wer vielleicht auch unser Land wieder verlassen muss. 
Deswegen brauchen wir auch einen vernünftigen Schutz 
der Außengrenzen; darin liegt zunächst einmal die Lö-
sung. Aber das, was Sie mit Ihrer lapidaren Aussage in 
dem Antrag suggerieren, nämlich dass wir an der deut-
schen Grenze einfach sagen können: „Hier kommt keiner 
rein“, ist schlicht und ergreifend genauso falsch wie der 
Satz: Unser Asylrecht kennt keine Grenzen.

Nach Ihren vollmundigen Ankündigungen, auch im 
Wahlkampf, muss ich ehrlich sagen: Ihr Antrag wird 
diesen vollmundigen Ankündigungen in keiner Weise 
gerecht.

(Beifall des Abg. Benjamin Strasser [FDP])

Es ist kein lösungsorientierter Antrag. Er setzt sich mit 
rechtlichen Problemen überhaupt nicht auseinander, und 
mit der Frage der Humanität auch nicht. Aber Sie kön-
nen uns natürlich sagen, Sie hätten gerne geschlossene 
Grenzen, man müsse zur Not Mauern und Zäune ziehen. 
Sagen Sie es ehrlich! Sie können doch sagen: Wir lassen 
hier niemanden rein, wir empfinden keine humanitäre 
Verpflichtung, irgendeinem Asylantrag nachzukommen. 
Das können Sie alles sagen, aber dann tun Sie es bitte 
auch. Schenken Sie den Menschen endlich reinen Wein 
ein! Stellen Sie keine Copy-and-paste-Anträge, nur aus-
zugsweise aus irgendwelchen Gutachten herausgezogen, 
die mit der komplexen Angelegenheit Asyl und Anspruch 
auf Asyl nichts, aber auch gar nichts zu tun haben.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Andrea Lindholz. – Das Wort zu einer 
Kurzintervention hat der Kollege Protschka aus Nieder-
bayern.

Andrea Lindholz
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Stephan Protschka (AfD): 
Richtig, aber der Name kommt aus der Tschechei. Ich 

bin also ein Geflüchteter.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das heißt Tschechien!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Die Tschechei gibt es nicht mehr, aber das ist ein an-

deres Thema.

Stephan Protschka (AfD): 
Liebe Kollegin Lindholz, Sie haben eben behauptet, 

die Bundespolizei und die bayerische Landespolizei wür-
den die Grenzen schützen. Die Präsidentin hat es schon 
angesprochen: Ich komme aus Niederbayern. Wir haben 
den einen oder anderen Grenzübertritt zu Österreich. Ich 
lade Sie gerne ein, zu mir zu kommen, damit Sie sehen, 
dass nicht eine Grenze geschützt wird, nicht an einer 
Grenze wird kontrolliert. Sie erzählen nur Müll. – Ent-
schuldigung, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Christian Dürr [FDP]: 
„Sie erzählen nur Müll“? Hat er „Müll“ ge-
sagt?)

Des Weiteren haben Sie gesagt: Es ist nicht möglich, 
um Deutschland einen Grenzzaun zu ziehen. Wie ist es 
möglich, dass eine europäische Firma namens EADS 
rund um Saudi-Arabien Grenzen bauen kann, aber 
gleichzeitig behauptet wird, in Deutschland kann man 
keine Grenzen bauen?

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Darf ich darauf hinweisen, dass Herr Baumann heute 

im Ältestenrat darum gebeten hat, dass man sich anstän-
dig benimmt. Ich kann nur sagen: Frau Lindholz vertritt 
vielleicht eine Meinung, die Sie nicht teilen, aber „Müll“ 
war das keineswegs. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN  – Dr.  Alexander Gauland [AfD]: 
Wir sind „rechtsradikal“, aber „Müll“ dürfen 
wir nicht sagen? Was ist denn das für ein Zu-
stand?)

Frau Lindholz, Sie haben die Möglichkeit zur Ant-
wort.

Andrea Lindholz (CDU/CSU): 
Lieber Herr Kollege, dass Sie aus Niederbayern sind, 

das hat man gestern schon gehört. Natürlich kenne auch 
ich deutsche Grenzen, und ich weiß, dass deutsche Gren-
zen kontrolliert werden. Es sind auch schon Bekannte 
und Freunde von mir kontrolliert worden. Es gibt Unter-
nehmen, die sich über die vielen Kontrollen beschweren. 
Sie sagen: Damit ist unser Warenhandel beeinträchtigt. 

Wenn Sie an der Grenze noch auf keine Kontrolle ge-
stoßen sind, dann mag das so sein. Fakt ist: Die Bundes-

regierung hat in Auftrag gegeben, dass die Bundespolizei 
und die bayerische Landespolizei alle Binnengrenzen 
kontrollieren.

Was war der zweite Punkt? 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Saudi-Arabien!)

– Genau, danke. Zum Grenzbau in Saudi-Arabien sage 
ich nichts. Aber es ist doch endlich mal ein Wort, das Sie 
da von sich geben.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe Sie eben aufgefordert: Sagen Sie den Menschen 
in unserem Land, was Sie vorhaben. Wenn Sie Grenzen 
bauen wollen, dann müssen Sie dafür Mehrheiten suchen. 

(Zurufe von der FDP: So ist es!)

Aber Sie werden hier keine Mehrheit finden zum Bauen 
von Grenzen und Mauern in Deutschland. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Hier nicht! 
Das ist mir klar!)

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Der letzte Redner ist von der SPD-Fraktion und 

kommt auch aus Bayern. Das Wort hat Uli Grötsch.

(Beifall bei der SPD)

Uli Grötsch (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn man im Jahr  2017 über Migration redet, dann 
muss man bei den Ereignissen im Jahr 2015 anfangen; 
denn das, was im Jahr 2015 und teilweise auch noch in 
den Jahren 2016 und 2017 in Deutschland geleistet wur-
de  – egal ob von den ehrenamtlichen Helferinnen und 
Helfern, von der öffentlichen Verwaltung oder auch von 
den Polizeien –, ist eine historische Leistung. Das kann 
man gar nicht oft genug würdigen. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN so-
wie bei Abgeordneten der CDU/CSU und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir alle haben noch die Bilder vom Münchner Haupt-
bahnhof aus dem Sommer  2015 vor Augen, als halb 
München zum Hauptbahnhof gelaufen ist und geholfen 
hat. Ich habe auch ein Bild aus Wegscheid in Niederbay-
ern vor Augen. Vorneweg fuhr ein Polizeiauto, und dem 
Auto folgte ein Treck geflüchteter Menschen. Auch daran 
erinnern sich sicherlich viele von uns. Für mich ist das 
ein Symbol der damaligen Migrationslage in unserem 
Land. 

52  000  Asylanträge wurden im Oktober  2015 ge-
stellt. Im Oktober  2016 hingegen waren es nur noch 
30  000  Asylanträge und im Oktober  2017 nur noch 
15 000 Asylanträge. Das entspricht einem Rückgang von 
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70  Prozent. Die Zahl der unerlaubten Einreisen an der 
deutschen Südgrenze, an der Grenze zu Österreich: Im 
Juni 2016 waren es 3 500 und im Juni 2017 noch etwa 
1 200.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie wissen doch 
gar nicht genau, wie viele das sind!)

Das waren also auch etwa 50 Prozent weniger. Was ich 
damit sagen will, ist Folgendes: Die Phase der Migration 
ist de facto abgeschlossen. Die Zeichen der Zeit haben 
sich verändert. Die Aufgabe, um die es jetzt in diesem 
Land gehen muss, hat sich verändert. Auch bei der De-
batte, die wir hier in diesem Haus führen, muss es um 
etwas ganz anderes gehen, nämlich um Integration, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der LINKEN)

Deswegen halte ich es für falsch, dass der geschäfts-
führende Bundesinnenminister im letzten Monat die 
Grenzkontrollen an der Grenze zu Österreich nochmals 
um sechs Monate verlängert hat. Ich sage: Die Bundes-
polizistinnen und Bundespolizisten, die an der Grenze zu 
Österreich stehen, an der A 8 oder der A 9, werden ganz 
woanders gebraucht. Da haben Sie recht, Herr Schuster. 
Sie werden nicht an den Autobahnen gebraucht, sondern 
auf den Autobahnen, bei der Schleierfahndung, weil es 
bei Kriminalität an den deutschen Außengrenzen um 
ganz andere Themen geht als um unerlaubte Einreise. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zigarettenschmuggel!)

Wer einem das im Jahr 2017 so verkaufen will, der spielt 
mit den Ängsten der Menschen in Deutschland und 
spricht die Unwahrheit. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage oder 

-bemerkung von Herrn Ehrhorn von der AfD? 

Uli Grötsch (SPD): 
Nein, Sie hatten meiner Meinung nach in dieser De-

batte schon zu viel Raum.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN  – 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das ist die De-
mokratie der SPD!)

In einer Zeit, in der die Balkanroute geschlossen ist 
und das EU-Türkei-Abkommen, von dem man halten 
kann, was man will, steht, verlaufen die Grenzen ganz 
woanders. Sie verlaufen schon in der Sahara, in Mau-
retanien, im Niger oder im Tschad oder, sofern man es 
überhaupt bis an die nordafrikanische Küste schafft, am 
Mittelmeer. Deswegen will ich es noch einmal sagen: 
Wir brauchen die Bundespolizei auf den Autobahnen und 
nicht daneben.

Am Ende will ich noch sagen, dass es auch darum 
gehen muss, dass wir eine europaweite Verteilung der 
Flüchtlinge auf den Weg bringen. Wir akzeptieren es 
nicht, dass sich die von Ihnen, von der AfD, unterstützten 

Länder aus dem Staub machen und so tun, als würde sie 
dieses Thema nichts angehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD  – 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das geht die 
auch nichts an! Das geht sie auch nichts an!)

Wir stehen für ein offenes Europa, für ein Europa ohne 
Grenzen. Ja, wenn Sie es so wollen: Wir stehen für die 
Vereinigten Staaten von Europa.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD  – 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Träumt weiter! 
Das wollen wir nicht!)

Eines sage ich Ihnen noch, Herr Gauland: Es mag schon 
sein, dass ein Aufenthaltsstatus ungültig sein kann; aber 
ganz gewiss ist auf dieser Welt kein Mensch illegal, Herr 
Gauland.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD – Dr. Alexander Gauland 
[AfD]: Doch! Das ist unser Unterschied! Da-
für sind wir da, dass wir das jetzt ausspre-
chen!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Kollege Uli Grötsch. – Damit schließe 

ich die Debatte.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache  19/41 an den Hauptausschuss vorgeschla-
gen. Sind Sie damit einverstanden? – Sie sind damit ein-
verstanden. Dann ist die Überweisung so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Christian 
Lindner, Christian Dürr, Renata Alt, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der FDP 

Fiskalpolitische Eigenverantwortung für Sta-
bilität und Wachstum in Europa

Drucksache 19/228 
Überweisungsvorschlag: 
Hauptausschuss

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Debatte, wenn die Gespräche im Raum 
beendet sind und die Kolleginnen und Kollegen Platz ge-
nommen haben. Ich bitte wirklich alle, ihre Gespräche 
einzustellen.

Ich eröffne die Debatte und gebe Dr. Florian Toncar 
das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Florian Toncar (FDP): 
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Meine Kolleginnen 

und Kollegen! Am 6.  Dezember dieses Jahres hat die 
Europäische Kommission einen Vorschlag gemacht, der 
den schönen Namen „Nikolaus-Paket“ trägt. Es handelt 
sich um einen Vorschlag zur Vertiefung der Wirtschafts- 

Uli Grötsch
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und Währungsunion in Europa. Diese Debatte ist not-
wendig; denn der Euro-Raum, so wie er heute gestaltet 
ist, ist nicht wetterfest. In den letzten Jahren wurde er 
hauptsächlich von der Europäischen Zentralbank zusam-
mengehalten, und zwar mit Nullzinsen und gigantischen 
Anleihekaufprogrammen, und das alles mit den damit 
verbundenen Risiken und Nebenwirkungen: Risiken an-
gesichts einer unglaublichen Ankaufsumme von 2,3 Bil-
lionen Euro, Nebenwirkungen wie der Anhängigkeit der 
EZB von Staaten, die ihr Geld schulden, explodierenden 
Immobilienpreisen und der Entwertung von privater Al-
tersvorsorge. Das ist nicht wetterfest. Das ist – im Gegen-
teil – ein ganz besorgniserregender Befund.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist Aufgabe der 
Politik, den Euro-Raum jetzt wetterfest zu machen. 
„Wetterfest machen“ bedeutet für uns zuallererst, ihn zu 
erhalten, ihn nicht zu zerstören und nicht zu nationalen 
Währungen zurückzukehren. Denn von allen Rechnun-
gen, die man aufmachen könnte, wäre das sicher die 
teuerste und die, die für die Menschen, für die wir ver-
antwortlich sind, die höchsten Kosten und den größten 
Verlust an Perspektiven und Lebenschancen bedeuten 
würde. Das ist mit uns nicht zu machen, und das ist nicht 
das Ziel dieser Debatte.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Aber diese Debatte findet in Europa statt, und das in 
einer Zeit, in der wir in Deutschland eine geschäftsfüh-
rende Bundesregierung haben. Umso wichtiger, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, finden wir es, dass sich der 
Bundestag jetzt positioniert. Das Parlament ist arbeitsfä-
hig. Es kann und muss gerade einer geschäftsführenden 
Bundesregierung eine Anleitung an die Hand geben, die-
se Debatte in Europa zu führen. Eine geschäftsführende 
Bundesregierung alleine kann das natürlich nicht so ein-
fach tun, aber mit einem Parlamentsbeschluss im Rücken 
kann sie es sehr wohl. Genau das streben wir mit unse-
rem Antrag an.

(Beifall bei der FDP)

Wir wollen eine Euro-Zone, die fair und stabil ist und 
Wachstum fördert. Wir lassen uns dabei von drei Grund-
sätzen leiten, auch im Zusammenhang mit dem Niko-
laus-Paket:

Erster Grundsatz. Jede staatliche Ebene trägt Verant-
wortung für eigene Entscheidungen. Das gilt für uns üb-
rigens nicht nur innerhalb der Währungsunion, sondern 
genauso auch innerhalb der Bundesrepublik, zwischen 
Bundesländern und zwischen dem Bund und den Län-
dern. Das ist keine spezifisch europäische Problematik. 
Für uns gilt die Verantwortung jeder staatlichen Ebene, 
egal welcher.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Zweiter Grundsatz. Jeder Investor trägt Verantwor-
tung für seine Entscheidungen, ob es eine Bank, eine Ver-
sicherung oder ein Fonds ist. Privatunternehmen müssen 

für ihre Entscheidungen – die guten wie die schlechten – 
Verantwortung tragen.

Unser dritter Grundsatz ist Hilfe zur Selbsthilfe. 
Strukturschwache Regionen in Europa erhalten Hilfe zur 
Selbsthilfe, aber Hilfe zur Bekämpfung der Ursachen ih-
rer Schwäche und nicht Hilfe zur Beibehaltung der Ur-
sachen und zur Beibehaltung von Strukturen, die nicht 
tragfähig sind.

(Beifall bei der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir schlagen vor, 
dass der Bundestag der Bundesregierung Folgendes mit-
gibt:

Erstens. Mit Blick auf die Verantwortung von Staaten 
für ihr Handeln brauchen wir einen Fiskalvertrag, der die 
Schuldenaufnahme in Europa begrenzen und die Wieder-
einhaltung der Schuldenregeln befördern soll. In euro-
päisches Recht überführen? Ja, das ist eine gute Idee – 
aber nicht, wie vorgeschlagen, mit der Flexibilität, dass 
man Ausnahmen vorsehen und wieder davon abweichen 
kann. Das hat in der Vergangenheit zu knapp 170 Ver-
stößen gegen den Vertrag geführt – das kann man, wenn 
man für den Rechtsstaat ist, nicht hinnehmen; wenn Re-
geln da sind, müssen sie gelten –, und gerade das wollen 
wir in Zukunft nicht mehr. Das ist der erste Punkt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Außerdem wollen wir keinen allgemeinen Transfer-
mechanismus – egal wie er heißt, ob Euro-Bonds, Schul-
dentilgungsfonds oder Euro-Zonen-Budget  –, sondern 
wir wollen an die Ursachen der Unterschiede herange-
hen, zum Beispiel über die Strukturfonds, die es ja schon 
gibt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU  – 
Manuel Sarrazin [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Und was ist mit der Gemeinsamen 
Agrarpolitik?)

Zweitens: zur Verantwortung von Investoren. Wir 
wollen Bankenabwicklung statt Bankenrettung. Diese 
Bankenabwicklung soll auf Kosten der Eigentümer, auf 
Kosten der Gläubiger und, wenn das alleine nicht reicht, 
auf Kosten des Bankenabwicklungsfonds, der durch Bei-
träge der anderen Banken gespeist wird, durchgeführt 
werden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Was wir nicht wollen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ist eine Bankenabwicklung auf Kosten der Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler in Europa. Deswegen se-
hen wir es kritisch, wenn vorgeschlagen wird, dass der 
Bankenabwicklungsfonds eine Kreditlinie beim ESM 
und damit indirekt beim europäischen Steuerzahler be-
kommt. Das hilft nicht, sondern es verschärft das Pro-
blem auf den Märkten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Aus unserer Sicht geht es nicht ohne einen Mecha-
nismus zur Umschuldung von Staatsschulden, um auch 

Dr. Florian Toncar 
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wieder Ordnung in dieses Verfahren reinzubringen und 
die Investoren dazu zu bringen, Verantwortung zu tragen.

Dritter Grundsatz: Hilfe zur Selbsthilfe. Den ESM gibt 
es für Notlagen, aber eben nur unter den Bedingungen, 
die für diese Notlagen gelten müssen. Das ist der Un-
terschied zu den anderen Instrumenten, die vorgeschla-
gen worden sind. Zur Verhinderung von Notlagen gibt 
es Strukturfonds gegen Strukturschwächen, und es gibt 
die Europäische Investitionsbank, die wir als präventives 
Instrument stärken möchten.

Frau Präsidentin, ich bin am Ende.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nur 
mit der Redezeit!)

– „Nur mit der Redezeit“: Kollege Kahrs hat vier lange 
Jahre auf diesen Moment warten müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Dagmar 
Ziegler [SPD]: Jetzt ist auch gut!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Moment! – Sie kommen jetzt bitte zum Ende.

Dr. Florian Toncar (FDP): 
Ich komme zum Ende. – Die Debatte ist für uns nicht, 

ob wir eine Währungsunion wollen, sondern wie wir sie 
wollen, und wir glauben, dass die Verantwortung von 
Staaten und von Investoren liberale Ordnungsvorstellun-
gen beinhalten, von denen wir überzeugt sind, dass sie 
Europa insgesamt stärker machen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Herr Kollege Toncar.  – Nächster Red-

ner: Ralph Brinkhaus für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ralph Brinkhaus (CDU/CSU): 
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei Licht be-
trachtet ist das Projekt der Europäischen Union sicherlich 
eines der großartigsten politischen Projekte der Neuzeit. 
Wir hatten noch nie das Maß an Freizügigkeit, Freiheit 
und Rechtsstaatlichkeit in Europa, wie wir es jetzt haben, 
trotz aller Rückschläge bei den beteiligten Ländern hat-
ten wir noch nie so einen Wohlstand, wie wir ihn heute 
haben, und wir haben vor allem eines noch nie gehabt, 
nämlich so lange Frieden in Deutschland und in Mittel-
europa. Ich weise nur darauf hin: In diesem Deutschen 
Bundestag sitzt wahrscheinlich kein Abgeordneter mehr, 
der sich bewusst an Krieg und Vertreibung erinnern kann, 
und das ist wahrlich nicht selbstverständlich.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und der Abg. Anja 
Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich stelle das deswegen der ganzen Sache voran, weil 
wir es so oft als selbstverständlich betrachten, dass das 
so ist. Wir merken aber gerade in diesen Tagen auch, wie 
dünn das Eis ist, auf dem wir stehen. Wir beobachten die 
Entwicklung der Rechtsstaatlichkeit in Osteuropa, Krieg 
und Frieden in Nordirland und auch die wirtschaftliche 
Entwicklung in Griechenland. 

Deswegen ist es gut und richtig, dass sich viele Men-
schen und viele Gremien Gedanken darüber machen, wie 
man dieses Europa weiterentwickeln kann. Es ist gut und 
richtig und grandios, dass sich der französische Präsi-
dent hinstellt und in französischer Untertreibung sagt, er 
möchte Europa neu gründen. Wir teilen nicht alles, was 
er da vorgeschlagen hat, aber das ist eine ganz wichti-
ge Initiative, und ich sage auch ganz ohne Ironie: Es ist 
wichtig, dass sich ein SPD-Bundesparteitag mit so etwas 
beschäftigt, auch wenn wir zu anderen Schlussfolgerun-
gen als zu den Vereinigten Staaten von Europa in 2025 
kommen.

Es ist nachgerade die Aufgabe der Europäischen Uni-
on – Herr Toncar, Sie haben es angesprochen –, so etwas 
wie das Nikolaus-Paket zu entwickeln, wobei wir uns 
wirklich freuen würden, wenn mit gleicher Initiative und 
gleicher Kraft auch die bestehenden Regeln durchgesetzt 
würden, wie neue Initiativen auf den Weg gebracht wer-
den.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn ich das jetzt alles so sage – Europa ist ein gran-
dioses Projekt, alle machen sich gute Gedanken –: Darf 
man das dann überhaupt kritisieren? Ich bin ein leiden-
schaftlicher Kritiker der Niedrigzinspolitik und der An-
kaufpolitik der EZB. In südeuropäischen Zeitungen steht 
dagegen ganz gerne: Draghi darf man nicht kritisieren. 
Die EZB darf man nicht kritisieren. Europa ist so toll, 
da sollte man sich zurückhalten. – Nein, ich glaube, als 
leidenschaftlicher Europäer muss man Europa kritisieren 
und muss man sich an dieser ganzen Sache reiben und 
sich damit auseinandersetzen. 

Herr Toncar, Sie haben es nicht ganz so zusammen-
gefasst, wie es in Ihrem Antrag steht; das war mehr so 
Flughöhe über 10 000 Meter. Ich möchte einige Punkte 
aus Ihrem Antrag herausgreifen.

(Christian Dürr [FDP]: Besser den Überblick 
behalten! Sehr gut!)

Wir sind für die Bankenunion. Wir wissen, dass die 
Bankenunion wichtig ist. Trotzdem haben wir gesagt: 
Wir haben irgendwann einmal versprochen, keine Steu-
ergelder mehr dort hineinzugeben. Deswegen finden wir 
diesen Backstop nicht gut. 

Wir wissen, dass es uns nur gut gehen kann, wenn es 
auch den anderen europäischen Ländern gut geht, und 
dass wir ihnen helfen müssen. Trotzdem wollen wir keine 
Transferunion haben und asymmetrische Schocks anders 
bekämpfen, als das die Europäische Union vorschlägt. 

Wir wissen, dass wir uns in der europäischen Wirt-
schafts- und Finanzpolitik besser abstimmen müssen. 
Trotzdem sind wir der Meinung, dass ein europäischer 
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Finanzminister, der bei der Kommission angesiedelt ist, 
zurzeit nicht das adäquate Mittel dafür ist. 

Wir wissen, dass wir mehr in Bildung, gegen Jugend-
arbeitslosigkeit und in die digitale Infrastruktur investie-
ren müssen. Trotzdem sind wir der Meinung, dass die EU 
bisher in vielen Bereichen den Nachweis schuldig geblie-
ben ist, dass das effizient und effektiv geschehen kann.

Deswegen ist es wichtig, dass wir diese Kritik auch 
vorbringen, und deshalb, Herr Toncar, stimmen wir in 
sehr vielen Punkten mit dem überein, was Sie in den An-
trag geschrieben haben.

Aber wie gehen wir jetzt damit um?

(Otto Fricke [FDP]: Zustimmung!)

Zwei Punkte dazu:

Erster Punkt. Sie haben gesagt, wir müssen der ge-
schäftsführenden Regierung etwas mit auf den Weg ge-
ben. – Besser wäre es, wenn wir eine stabile Regierung 
hätten, Herr Toncar.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
FDP: Oh!)

Wenn wir eine stabile Regierung hätten, dann hätten wir 
auch vier Jahre lang eine vernünftige Europapolitik ma-
chen können. 

Meine Damen und Herren, eins ist richtig: Man kann 
sich zwar darüber freuen, dass zurzeit keine zusätzlichen 
Gesetze gemacht werden, dass wir 2018 nur einen vor-
läufigen Haushalt haben und kein Geld ausgeben. Aber 
momentan passiert in Europa so viel wie nie, und wir 
sind nicht handlungsfähig. Deswegen ist dieses Haus un-
ter Zurückstellung der persönlichen Interessen und der 
Parteiinteressen aufgerufen, möglichst schnell eine Re-
gierung zu bilden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zweite Bemerkung zu Ihrem Vorschlag. Was machen 
wir denn, wenn die 26 übrig gebliebenen Staaten in Eu-
ropa nicht unserer Meinung sind, wenn die etwas ande-
res wollen? Sagen wir dann: „Lieber kein Europa als ein 
schlechtes Europa“, und setzen uns auf die Zuschauer-
tribüne?

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ist das die Option? Oder ist es nicht vielmehr unsere Auf-
gabe, nicht nur für unsere Position zu kämpfen, sondern 
auch dieses Europa zusammenzuhalten? 

Wenn das richtig ist, was ich am Anfang gesagt habe, 
dass es das großartigste Projekt ist, das wir bisher hat-
ten, dann hat es doch einen Wert an sich, dieses Projekt 
zusammenzuhalten und weiterzuentwickeln. Dann kann 
man nicht sagen: Jetzt passt uns die ganze Sache nicht. 
Jetzt setzen wir uns auf die Zuschauertribüne und ma-
chen nicht weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD)

Meine Damen und Herren, es wird momentan in der 
deutschen Politik sehr viel von Haltung geredet. Ich fin-
de es gut und richtig, dass wir über Haltung reden. Zu 
unserer Haltung als Union gehört es, dafür zu kämpfen, 
dass unsere Positionen durchgesetzt werden – in Respekt 
vor den anderen. Aber zu Haltung gehört für uns auch, 
dass wir den Laden zusammenhalten, dass wir Europa 
zusammenhalten, weil es ganz wichtig ist. Wir müssen 
nicht nur Europa zusammenhalten, sondern wir müssen 
auch dieses Land und diese Gesellschaft zusammenhal-
ten. Vielleicht heißen wir deswegen „Union“. Vielleicht 
unterscheiden wir uns deswegen von dem einen oder an-
deren, der hier im Deutschen Bundestag sitzt. 

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Ralph Brinkhaus. – Nächster Redner in 

der Debatte: Johannes Kahrs für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD)

Johannes Kahrs (SPD): 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 

einen Antrag der FDP vorliegen, der sehr oberflächlich 
ist und von viel Misstrauen geprägt ist. Der Redner vor 
mir, Herr Kollege Brinkhaus, hat ganz klar gesagt, dass 
Europa ein großartiges Projekt ist. Und genau das ist es. 
Europa ist ein großartiges Projekt. Aber wie alle Projekte 
hat es auch Probleme. Über die muss man reden dürfen. 
Die Probleme muss man benennen können. Man muss 
Europa auch verbessern. Das ist auch Aufgabe des Deut-
schen Bundestages. Leider taugt dafür der Antrag der 
FDP überhaupt nicht.

Ich glaube, mit Blick auf Europa muss man schon 
konkreter werden. Wir Sozialdemokraten sagen, dass 
man erst die Ziele für Europa definieren und dann über 
die passenden Instrumente reden muss. Das Definieren 
der Ziele ist relativ schwierig. Die Europäische Kommis-
sion hat Vorschläge gemacht. Ich glaube zwar, dass man 
über diese Vorschläge genauso wie über die weitergehen-
den Vorschläge des französischen Präsidenten Macron 
reden muss. Wir hätten es übrigens auch gut gefunden, 
wenn die geschäftsführende Bundeskanzlerin hier eine 
Regierungserklärung zu dem Thema abgegeben hätte. 
Das hätte helfen können.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Entscheidend ist allerdings, wie man weiterhin damit 
umgeht. Wir Sozialdemokraten können uns zum Beispiel 
einen europäischen Finanzminister vorstellen. Wir Sozi-
aldemokraten glauben, dass Europa ganz anders struk-
turiert werden muss. Es muss auf mehr Verantwortung 
gesetzt werden. Wir Deutschen haben damit am wenigs-
ten Probleme. Wir haben einen gegliederten Staatsaufbau 
mit Kommunen, Ländern und dem Bund. Daher hätten 
wir damit, im Falle der angestrebten Vereinigten Staaten 
von Europa, jemanden über uns zu haben, weniger Pro-
bleme als die Franzosen oder andere. 

Ralph Brinkhaus
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Ich glaube aber, dass es wichtig ist, dann seine eigenen 
nationalen Interessen zu definieren. Die eigenen nationa-
len Interessen Deutschlands sind ein starkes Europa. Wir 
sind ein Land mit einer starken Wirtschaft. Wir handeln 
in Europa. Wir haben viele Dinge, die man nur über Eu-
ropa regeln kann. Nur ein entschlossenes Europa kann 
dem Klimawandel effektiv entgegentreten. Kampf gegen 
Klimawandel und Energiepolitik gibt es nur mit Europa. 
Wir können hier nicht den Ausstieg aus der Atomenergie 
beschließen, und an den Grenzen Deutschlands werden 
die Atomkraftwerke gebaut. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das ist doch 
so!)

– Ja, natürlich ist das so. Aber deswegen brauchen wir ein 
stärkeres Europa, in dem man das entsprechend regelt. 

(Beifall bei der SPD)

Nur ein starkes Europa kann Firmen wie Facebook 
oder Apple dazu zwingen, unsere Regeln und Grund-
rechtsstandards zu akzeptieren. Wir brauchen natürlich 
auch eine gemeinsame Steuerpolitik. Dazu steht übrigens 
im Antrag der FDP gar nichts. Was macht denn Irland 
zurzeit? Da werden Apple praktisch 13 Milliarden Euro 
geschenkt. Das kann doch nicht Sinn und Zweck der 
Übung sein. Dafür brauchen wir ein starkes Europa.

(Zuruf des Abg. Alexander Ulrich [DIE 
LINKE])

Nur ein solidarisches und starkes Europa kann der Steu-
erflucht und übrigens auch dem internationalen Terroris-
mus entgegentreten. Das kriegen die einzelnen Staaten 
nicht mehr hin. 

Wenn man sieht, wie China in Afrika operiert oder wie 
die Staatsfonds und die großen Fonds hier in Deutsch-
land agieren, wird deutlich: Wir brauchen ein starkes Eu-
ropa. Der Antrag, der uns vorliegt, zeigt etwas Allgemei-
nes auf, aber er sagt nicht konkret, was passieren muss. 
Er enthält keine Vision und keine Ideen.

Deswegen ist es wichtig, dass wir sagen: Wir wollen 
ein starkes Europa. Wir wollen ein handlungsfähiges Eu-
ropa.  – Natürlich muss man die Probleme bekämpfen; 
das ist alles richtig. Aber das geht nur, wenn wir vorher 
unser nationales Interesse definieren, wenn wir sagen, 
wie wir Europa haben wollen, und dann über die passen-
den Instrumente reden. Erst die Ziele für Europa definie-
ren, dann die Instrumente: Ich glaube, dass der Kollege 
Brinkhaus viel dazu gesagt hat. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Kollege Kahrs, das hört sich nach dem Schluss Ihrer 
Rede an. Ich wollte aber gerade fragen, ob Sie bereit 
sind, eine Zwischenfrage oder Zwischenbemerkung zu-
zulassen.

Johannes Kahrs (SPD): 
Ehrlicherweise, zur AfD habe ich schon alles gesagt, 

was notwendig war. Deswegen brauche ich von denen 
auch keine Zwischenrufe oder -fragen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

An dieser Stelle möchte ich nur noch gerne dem Kol-
legen Rehberg beste Genesung wünschen. Der haushalts-
politische Sprecher der Union hat gerade eine Operation 
hinter sich. Es soll ihm ganz gut gehen. An dieser Stelle 
dem Kollegen Rehberg, mit dem wir lange und gut zu-
sammengearbeitet haben, die besten Genesungswünsche! 

Auf die AfD kann ich verzichten. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP, der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Johannes Kahrs. Seitens des Präsidiums 

schließen wir uns den Genesungswünschen von Herzen 
an. 

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Wir ande-
ren auch!)

Den nächsten Redner rufe ich auf zu seiner ersten 
Rede. Das ist Peter Boehringer. Er hat fünf Minuten Re-
dezeit. Das war ursprünglich ein kleiner Fehler. 

(Beifall bei der AfD)

Peter Boehringer (AfD): 
Danke, Frau Präsidentin. – Liebe Kolleginnen! Liebe 

Kollegen! Geehrter Herr Toncar und die ganze FDP-Frak-
tion, Sie fordern in Ihrem Antrag fiskalpolitische Eigen-
verantwortung der Euro-Mitgliedstaaten. Haushaltspoli-
tik in nationaler Hand ist eine sehr gute Forderung. Den 
Macron’schen Gemeinschaftshaushalt der Vereinigten 
Staaten von EU-ropa lehnen auch wir kategorisch ab, 

(Beifall bei der AfD)

nicht nur, weil schon die Idee einer Vergemeinschaftung 
der Haushalte gemäß Artikel 110 Grundgesetz und auch 
gemäß der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts verfassungswidrig ist, sondern auch, weil wir es 
ökonomisch mit Ludwig Erhard halten, der klar festge-
halten hatte: Die Vorstellung, dass Politikbereiche der 
nationalen Souveränität entzogen und supranationaler 
Verwaltung übergeben werden sollen, hält einer wirt-
schaftstheoretischen Durchleuchtung nicht stand. 

(Beifall bei der AfD)

Die AfD-Fraktion hat bereits mit ihrem ersten Sachan-
trag im November jede Bestrebung in Richtung EU-Kol-
lektivhaushalt abgelehnt. 

(Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt!)

Lassen Sie uns also gerne diesen wichtigen Konsens in 
der Ausschussarbeit zusammenbringen. Fans der totalen 

Johannes Kahrs
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EU in Form des EU-Suprastaats gibt es leider in diesem 
Haus genügend, wie etwa die Rede von SPD-Chef Schulz 
auf dem Parteitag gezeigt hat. 

(Johannes Kahrs [SPD]: Eine sehr gute 
Rede!)

Er fordert ernsthaft die Vereinigten Staaten von EU-ropa 
und damit die Degradierung Deutschlands zur unsouve-
ränen Verwaltungseinheit, und zwar unbedingt spätestens 
bis 2025.

(Johannes Kahrs [SPD]: Was für ein Unsinn! 
Sie haben es doch einfach nicht verstanden, 
intellektuell! Sie haben nicht zugehört!  – 
Gegenruf des Abg. Dr.  Alexander Gauland 
[AfD]: Wir haben es nur zu gut verstanden, 
Herr Kahrs!)

Kollege Spahn hat Herrn Schulz zu Recht „Traumtän-
zerei“ und „religiöse Erlösungshoffnung“ der SPD durch 
die EU vorgeworfen. Dem muss ich nichts hinzufügen. 

(Beifall bei der AfD – Dagmar Ziegler [SPD]: 
Nein, weil Sie Mist erzählen!)

Es muss aber auch gesagt werden: Nationale Steuer-
hoheit ist wichtig, aber derzeit rein quantitativ nur noch 
zweitrangig. Solange EZB und die Bundesbank über die 
TARGET2-Dauer-Bail-outs an allen Parlamenten vorbei 
Wirtschaftspolitik in der Verkleidung von Geldpolitik 
machen – mit einem Mitteleinsatz von mehr als 1 Billi-
on Euro im Jahr –, so lange ist eine gestärkte nationale 
Fiskalpolitik nicht die Hauptstellschraube, an der wir an-
setzen müssen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Manuel 
Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Leider schimmert auch im FDP-Antrag trotz einiger 
guter Passagen mehrfach die übliche keynesianische 
Plandenke durch. Ich zitiere: Stabilität und Wachstum: 
Wir wollen die optimale Nutzung des EU-Haushalts zur 
Stärkung der Konvergenz, zur Schaffung neuer Wachs-
tumsimpulse sowie des ESM zur Bewältigung von Kri-
sen.  – Dieses Wunschdenken war schon 1997 in der 
Politik genauso ausgeprägt. Schon der erste Euro-Stabili-
täts- und Wachstumspakt – er hieß genauso – ist seit 2005 
permanent gebrochen worden – hundertfach –, obwohl er 
formal immer noch in Kraft ist. Und doch wird die Fikti-
on einer dauerhaften Stabilisierbarkeit durch Kontrollen 
und Sanktionen hier im Bundestag aufrechterhalten. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 

Kollegen Dr. Toncar?

Peter Boehringer (AfD): 
Ich würde eine Kurzintervention bevorzugen. Auch 

die FDP muss sich manche Fakten anhören.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Gut; alles klar. Das ist Ihr gutes Recht.

Peter Boehringer (AfD): 
Das ziehen Sie mir bitte nicht von meiner Redezeit ab.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Ich habe die Uhr selbstverständlich gestoppt. Da ist 

Verlass auf mich.

Peter Boehringer (AfD): 
Danke. – Adorno sagte einmal: „Es gibt kein richtiges 

Leben im falschen.“ Es gibt keine sinnvolle Euro-Ret-
tungspolitik in einem von Anfang an fehlkonstruierten 
Währungssystem.

(Beifall bei der AfD)

Oder: Wenn Ihnen Adorno zu links ist, dann nehmen Sie 
Einstein:

Die Definition von Wahnsinn ist, immer wieder das 
Gleiche zu tun und andere Ergebnisse zu erwarten.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)

Auch reine Wachstumsgläubigkeit kann im falschen 
System nicht funktionieren. Wir leben in Zeiten kom-
plett dysfunktionaler Geld- und Anleihenmärkte. Noch 
mehr Euro-Rettung durch noch mehr Kreditluftgeld der 
EZB erzeugt nur riesige Kapitalfehlallokationen und eine 
Wachstumsillusion, aber kein reales Wachstum.

Zurück zum vorliegenden Antrag. Stichwort „europä-
ischer Finanzminister“: Hier wundern wir uns über Ihren 
Antrag. Darin steht:

Es bleibt abzuwarten, ob ein zusätzlicher Posten für 
Stabilität und Wachstum in Europa nötig sein wird.

Nein, hier gibt es nichts abzuwarten. Ein EU-Finanz-
minister wäre glatt illegal. Die EU ist kein Staat und darf 
nach Ansicht des Verfassungsgerichts ohne vorherige 
Volksabstimmung auch keiner werden.

(Beifall bei der AfD – Johannes Kahrs [SPD]: 
Rechtsradikaler Unsinn!)

Zudem muss über Einnahmen und Ausgaben weiter-
hin im Bundestag entschieden werden. Das ist ein un-
veräußerlicher Teil der Souveränität. Noch einmal: Die 
Degradierung Deutschlands zu einer Unterverwaltungs-
einheit eines souveränen Staates EU-ropa wäre nur ge-
gen eine Mehrheit des deutschen Volkes durchsetzbar. 
All diese suprastaatlichen Ideen der totalen EU und des 
totalen Euro sind rechtswidrige und antidemokratische 
Zumutungen.

(Beifall bei der AfD)

Niemals sollte aus diesem Haus auch nur ein Vorschlag 
in diese Richtung kommen.

Zurück zum FDP-Antrag:

...  die gemeinschaftliche Finanzierung von Schulden 
von EU-Mitgliedstaaten ... ist abzulehnen.

Die Botschaft hören wir wohl  – absolut richtig  –; 
die Realität sieht aber anders aus. Wir haben diese Eu-
ro-Bonds längst – mir fehlt jetzt die Zeit, das zu erklä-
ren –: Über EFSF-Garantien, ESM-Kredite, TARGET2-
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Salden ist monetäre Staatsfinanzierung praktisch längst 
realisiert.

Noch ein Zitat: Keine Bail-outs von Banken und Staa-
ten.  – Völlig richtig; dem stimmen wir zu. Das ist die 
Rede von uns Euro-Kritikern seit über zehn Jahren. Lei-
der sieht auch hier die Praxis völlig anders aus. Die FDP 
selbst hat 2010 in Regierungsverantwortung den Start-
schuss für die dauerhafte Verletzung der No-bail-out-Re-
gel geliefert.

(Beifall bei der AfD)

Wenn die FDP heute bereit wäre, die Euro-Rettung 
zu beenden und den Euro wieder marktwirtschaftlichen 
Kräften zu überlassen, dann wäre viel erreicht; aber da-
von haben wir heute leider nichts gehört. Wir hörten nur 
Stabilitätsrhetorik, und das ist immer das Gleiche. Herr 
Lindner – leider sind Sie bei der Debatte über Ihren ei-
genen Antrag nicht anwesend –, lehnen Sie endlich die 
Fortführung der Euro-Rettungsschirme ab. Sie haben 
damals, 2011, persönlich die knappe Mehrheit der FDP 
für die Euro-Rettung organisiert. Sie hätten diesem Land 
2 Billionen Euro an künftigen Steuerzahlungen ersparen 
können. Sie hätten Geschichte für dieses Land schreiben 
können.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Würden Sie sich bitte an die Redezeit halten!

Peter Boehringer (AfD): 
Einige Sätze noch.  – Nur die AfD will es nicht bei 

Rhetorik belassen. Insofern freuen wir uns auf die Aus-
schussarbeit. Wir befürworten die Überweisung dieses 
Antrags an den Ausschuss und können ihm aber in Gänze 
nicht zustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Danke schön. – Herr Toncar, Sie haben das Wort zu 

einer Kurzintervention. Bitte.

Dr. Florian Toncar (FDP): 
Vielen Dank, Frau Präsidentin.  – Herr Kollege 

Boehringer, ich möchte Ihnen auch in Form einer Kurz-
intervention gern eine Frage stellen. Ich lese in Ihrem 
Wahlprogramm den Satz:

Deshalb muss Deutschland die Transferunion auf-
kündigen und den Euroraum verlassen.

Ich habe, seit Sie hier parlamentarisch tätig sind, dazu 
bisher nichts gehört. Ich möchte Sie einfach fragen, ob 
das Wahlprogramm der AfD in diesem Punkt der Mei-
nung und der Haltung der AfD-Fraktion entspricht, ob 
das Ihre Meinung ist, ob Sie das hier vertreten und, falls 

ja, warum Sie dazu eigentlich in den Debatten um den 
Euro gar nichts sagen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Danke schön. – Herr Boehringer.

Peter Boehringer (AfD): 
Wenn Sie zugehört haben: Ich habe eben nur über den 

Euro gesprochen; insofern verstehe ich die Kurzinterven-
tion nicht ganz.

Ja, es steht im Wahlprogramm, und das ist auch tat-
sächlich so gemeint. Es ist natürlich nur eine Hilfskon-
struktion. Ich bin Euro-Kritiker lange, lange vor der 
AfD-Gründung gewesen. Wir haben immer ähnlich wie 
Sie heute argumentiert: Zurück zu Maastricht. – Das ha-
ben wir heute auch schon von anderen Fraktionen gehört.

Aber irgendwann muss man auch einmal konsequent 
sein. Wenn Pakte hundertfach gebrochen wurden  – ich 
glaube, Sie selbst haben das in Ihrer Rede gesagt –, dann 
muss man irgendwann auch einmal dahin gehend konse-
quent sein, dass die anderen nicht aus dem Euro austre-
ten. Warum sollten die anderen austreten? Deutschland 
ist der einzige Zahlmeister. Deutschland profitiert nicht 
vom Euro. Das sind alles Mythen, die hier verbreitet wer-
den.

(Beifall bei der AfD  – Zurufe von der SPD: 
Was? – Bettina Hagedorn [SPD]: Sie haben sie 
nicht mehr alle!)

Unterm Strich profitiert Deutschland nicht mehr vom 
Euro. Das war vielleicht einmal so. Bei mit Blick auf 
morgen realistisch gerechneten Steuereinnahmen in 
Deutschland in Höhe von 500 Milliarden Euro pro Jahr 
ist es nicht mehr verantwortbar, Deutschland in diesem 
Währungssystem zu belassen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Nächster Redner: Alexander Ulrich für die Fraktion 

Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Alexander Ulrich (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ja, da ist sie wieder, die FDP, deren Solidaritätsgedanke 
auf das Motto beschränkt ist: Wenn jeder an sich denkt, 
ist an alle gedacht. 

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Das war nicht der 
Inhalt der Rede!)

Das gilt nicht nur bei Ihrer Politik für die Bevölkerung in 
Deutschland, sondern das gilt offensichtlich auch für die 
Länder in Europa oder in der Euro-Zone. Wir als Linke 
lehnen diese Politik als unsolidarisch ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Peter Boehringer 
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Es spricht nichts dagegen, dass wir über Eigenverant-
wortung reden. Aber wenn wir über Eigenverantwortung 
reden, dann – da gebe ich den Vorrednern recht – muss 
man Europa natürlich kritisieren; denn wenn Europa 
nicht besser wird, wird die Europäische Union scheitern. 
Aber dann dürfen wir uns in Deutschland nicht hinstellen 
und mit dem Finger auf andere Länder zeigen, sondern 
wir müssen auch einmal deutlich machen, was unsere 
Mitschuld an der Euro-Krise der Vergangenheit ist. Ein 
Grund dafür, dass die Euro-Krise ausgebrochen ist, dass 
es diese großen Probleme gibt, sind die deutschen Au-
ßenhandelsüberschüsse. Die müssen dringend abgebaut 
werden; 

(Beifall bei der LINKEN)

sonst wird Europa wieder in eine solche Krise hinein-
schlittern, Herr Toncar. 

(Christian Dürr [FDP]: Das ist auch noch 
falsch!)

Herr Brüderle hat das in der vorletzten Legislaturperi-
ode nie verstanden. 

(Christian Dürr [FDP]: Sie hatten das nicht 
verstanden!)

Er hat immer gemeint, wir wollten verhindern, dass man 
Mercedes oder Daimler oder VW ins Ausland verkauft. 
Außenhandelsüberschüsse werden abgebaut, indem man 
in Deutschland den Sozialstaat nicht abbaut, Lohnerhö-
hungen durchsetzt und mehr investiert. Das ist dringend 
notwendig, auch für Europa.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen mehr europäische Solidarität, nicht we-
niger. Aber unsere Solidarität gilt nicht, wie bei der FDP, 
der Großindustrie, den Banken; unsere Solidarität gilt 
den Bürgerinnen und Bürgern in Europa; denn das sind 
die Leidtragenden einer falschen Politik.

(Beifall bei der LINKEN)

Sinnvolle Vorschläge hierfür liegen beim Euro-Gip-
fel am Freitag aber leider nicht auf dem Tisch. Macron 
will eine weitere Deregulierung der Finanzmärkte und 
einen Euro-Finanzminister, der Kürzungs- und Deregu-
lierungspakete erzwingt. Die Bundesregierung will am 
liebsten weiter alles zwischenstaatlich regeln und mit 
einem europäischen Währungsfonds auch weiter kürzen. 
Nun kommt die EU-Kommission, packt beides im Ni-
kolaus-Paket zusammen, will aber die Macht in Brüssel 
konzentrieren, will weiterhin kürzen und deregulieren. 
Einig sind sich offenbar alle darüber, dass gekürzt wer-
den muss. Aber durch diese Politik erreicht man keine 
Konvergenz, sondern nur eine noch tiefere Spaltung der 
Europäischen Union. Deshalb lehnen wir diese Pläne ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Denken Sie doch einmal an das Beispiel Portugal. 
In Portugal lag die Staatsverschuldung bei 68  Prozent. 

Im Zuge der Troika-Kahlschlagpolitik ist sie auf über 
130 Prozent gestiegen. 

(Gunther Krichbaum [CDU/CSU]: Nein! 
Durch überbordende Staatsausgaben ist es zur 
Schieflage gekommen!)

Die Wirtschaftsleistung ist um über 20  Prozent ge-
schrumpft. Erst seit 2015, seit die Mitte-links-Regierung 
die Kürzungsmaßnahmen Stück für Stück rückgängig 
gemacht hat, geht es wieder aufwärts. Das bestreiten 
nicht einmal die konservativen Wirtschaftsexperten.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Die Kürzungspakete der Troika sind das Gegenteil 
von europäischer Solidarität, und diese Politik soll nun 
von allen fortgesetzt werden. Aber ohne europäische 
Solidarität wird die Europäische Union scheitern. Ihr 
Antrag zielt auf ein Scheitern der Europäischen Union. 
Scheinbar wollen Sie mit diesem Antrag erreichen, dass 
Europa scheitert.

Was wir brauchen – neben kräftigen Lohn- und Inves-
titionssteigerungen in Deutschland –, ist ein europawei-
tes breitangelegtes öffentliches Investitionsprogramm. 
Erstens sollten wir gezielt in den sozialökologischen 
Umbau investieren; gute, nachhaltige Arbeitsplätze wür-
den dadurch entstehen. Zweitens müsste eine sinnvolle 
Euro-Reform eine strenge Regulierung der Finanzmärk-
te einschließen. Sie dürfen es Macron nicht durchgehen 
lassen, dass er die Finanztransaktionsteuer killt, um Paris 
für die britischen Banken hoffähig zu machen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Ulrich, ich habe noch einmal die Frage: Wollen 

Sie eine Zwischenfrage oder ‑bemerkung eines AfD-Kol-
legen zulassen?

Alexander Ulrich (DIE LINKE): 
Ich mache mal einen Vorschlag für uns alle.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Das ist keine Antwort.

Alexander Ulrich (DIE LINKE): 
Es ist Teil der Antwort. 

(Zuruf von der AfD: Ja oder nein?)

Ich bin bereit, immer dann auf die AfD zu antworten, 
wenn es um einen Antrag unserer Fraktion geht. Ich rede 
jetzt aber zu einem Antrag der FDP-Fraktion.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Gut; ist klar. Das war ein Nein. Danke schön. – Ich 

muss ein bisschen aufs Tempo drücken. Ich habe Hunger.

(Heiterkeit)

Bitte, Herr Ulrich.

Alexander Ulrich
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Alexander Ulrich (DIE LINKE): 
Ich habe gesagt: Wir müssen mehr investieren. Wir 

brauchen auch endlich die Bekämpfung von Steuerflucht. 
Dazu sagt die FDP ebenfalls gar nichts. Wir müssen die 
Steueroasen trockenlegen. Herr Altmaier hat mit seinen 
Kollegen eine Liste veröffentlicht. Es ist fast schon ein 
Hohn, dass Irland und Luxemburg nicht draufstehen. 
Wer so damit umgeht, kann das Problem nicht wirklich 
bekämpfen. Wir brauchen eine Entkopplung der Staatsfi-
nanzierung von der Europäischen Zentralbank. Wir brau-
chen Direktinvestitionen. Es kann nicht sein, dass die 
großen Banken damit Geld verdienen. Wir brauchen eine 
Demokratisierung der Europäischen Zentralbank.

Liebe Kollegen von der FDP, das, was ich vorschlage, 
ist das genaue Gegenteil von dem, was Sie wollen. 

(Dr.  Florian Toncar [FDP]: Wir wollen das 
Gegenteil von dem, was Die Linke will!)

Sie wollen ein unsolidarisches Europa. Sie wollen ein 
Europa, in dem sich nur der Stärkere durchsetzt. Ein sol-
ches Europa lehnen wir ab. 

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Bitte, jetzt müssen Sie wirklich zum Schluss kommen.

Alexander Ulrich (DIE LINKE): 
Herr Lindner hat gesagt, lieber nicht regieren als 

schlecht regieren. Wir alle können froh sein, dass diese 
FDP nicht mitregiert.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Danke, Herr Ulrich.  – Der nächste Redner ist 

Dr. Gerhard Schick für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Liebe Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! 

Es ist sehr gut, dass wir über die Reform der Wirtschafts- 
und Währungsunion reden. Das hätte im Rahmen einer 
Regierungserklärung erfolgen sollen. 

(Zurufe von der SPD: Ja! Ja!)

Dieses Thema ist nicht nur extrem wichtig für die Zu-
kunft des Wirtschaftsraums, sondern auch extrem dring-
lich; denn das Zeitfenster in Europa ist aufgrund bevor-
stehender Wahlen klein. Es ist jetzt ganz entscheidend, 
wie auf die Vorschläge reagiert wird, die nun auf dem 
Tisch liegen.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Es gibt zwar im Moment keine allgemeine Debatte. Aber 
nach längerer Zeit, wo sich in vielen Fragen die euro-
päischen Staaten und die Akteure verhakt haben, ist nun 

der Punkt gekommen, wo konkrete Vorschläge von der 
Europäischen Kommission und vom französischen Prä-
sidenten auf dem Tisch liegen. Die entscheidende Fra-
ge lautet: Wie reagiert dieses Haus darauf? Nun gibt es 
einen Vorschlag der FDP-Fraktion; Kollege Toncar hat 
dazu ausgeführt. Den Zielen stimme ich zu. Es geht da-
rum, die Euro-Zone wetterfest zu machen; denn nach 
acht Jahren konjunkturellen Rückenwinds ist zu befürch-
ten, dass das nicht auf Dauer so weitergeht. Wir sind aber 
auf die nächste Krise nicht vorbereitet. Es ist richtig, da-
rauf hinzuweisen, dass eine Situation, in der eine extre-
me geldpolitische Intervention zum Dauerzustand wird, 
gefährliche Nebenwirkungen hat. Etwas muss sich ver-
ändern, wenn man diesen Zustand nicht fortführen will. 
So weit besteht Konsens.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP)

Wenn der Deutsche Bundestag nun dem folgen würde, 
was Sie, meine Damen und Herren von der FDP, vor-
schlagen, würden wir zunächst einmal die Reform des 
ESM im Sinne eines Backstop ablehnen. Ihr Argument 
lautet: Wir wollen nicht, dass mit Steuergeldern Banken 
gerettet werden. – Dieses Argument ist richtig. Aber es 
hat mit dem Vorschlag der Europäischen Kommission 
nichts zu tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es soll eine Kreditlinie für den Bankenabwicklungsfonds 
geben, an den Kredite zurückgezahlt werden müssen, ge-
nauso wie es in den USA während der Krise der Fall war. 
Dort gab es damals einen Kredit an die amerikanische 
Einlagensicherung. Diesen haben die Banken über eine 
erhöhte Bankenabgabe zurückgezahlt. Diesem Modell 
wollen wir folgen. Aus Steuerzahlersicht spricht über-
haupt nichts dagegen, das abzulehnen. Warum tun Sie es 
dann?

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Gabriele Hiller-Ohm [SPD])

Sie lehnen auch eine Stabilisierungsfunktion ab. Aber 
wie soll die Union wetterfest werden, wenn es nicht die 
Möglichkeit gibt, auf Schocks zu reagieren und dort, wo 
Schwierigkeiten bestehen, mit einem bestehenden Instru-
mentarium – ohne große Krisenszenarien – einzugreifen? 
Zu dem Vorschlag des französischen Präsidenten, nun 
eine große Investitionsoffensive zu starten  – das steckt 
hinter der Idee eines Euro-Zonen-Budgets  –, lässt sich 
in Ihrem Antrag nur der dürre Satz finden: „Öffentliche 
Investitionen sind dabei ein wichtiger Baustein.“ Mehr 
nicht! Für den Finanzminister schreiben Sie alle mögli-
chen Bedingungen auf, die in Europa keine Chance ha-
ben. Unter dem Strich bedeutet Ihr Antrag de facto: Der 
Deutsche Bundestag sagt zu den vorliegenden Vorschlä-
gen Nein. – Genau das ist falsch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wir brauchen ein Ja des Deutschen Bundestages zu 
den Vorschlägen. Natürlich haben auch wir einige Bedin-
gungen. Aber im Grundsatz wollen wir das, was vorliegt, 
unterstützen. Unser wichtigstes Kriterium ist: Die par-
lamentarische Kontrolle muss gewährleistet sein. Des-
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wegen soll es die Gemeinschaftsmethode sein. Wir wol-
len das auf Basis des europäischen Rechts. Wir wollen 
zudem, dass die Euro-Zone kein exklusiver Club wird, 
sondern dass Europa gemeinsam vorangeht. Entschei-
dend ist jetzt jedoch, genau das zu machen, was progres-
sive und konservative Ökonomen aus Frankreich und 
Deutschland vorgeschlagen haben, nämlich die Idee der 
Marktdisziplin durchzusetzen, Risiken in den Bankbilan-
zen abzubauen und gleichzeitig stabilisierende Elemen-
te, wie sie die französische Seite vorschlägt, aufzugreifen 
und mit dieser Kombination Europa voranzubringen. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wer sich auf einen solchen Kompromiss nicht einlässt, 
sagt de facto Nein und riskiert, dass nichts passiert. So 
wird Europa nicht wetterfest. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

In der Parlamentarischen Gesellschaft oder in der ba-
den-württembergischen Landesvertretung konnten Sie 
einfach aufstehen und sagen: Sollen es doch die anderen 
machen! – So kann Deutschland in Europa nicht agieren. 
Wir müssen Verantwortung übernehmen, für Kompro-
misse arbeiten, damit Europa wetterfest wird. Wir Grüne 
sind dabei, und wir hoffen, dass sich auch genug andere 
finden, damit wir das gemeinsam voranbringen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Gerhard Schick.  – Nächste Rednerin: 

Ursula Groden-Kranich für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ursula Groden-Kranich (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Damen und Herren! Der Antrag „Fiskalpolitische 
Eigenverantwortung für Stabilität und Wachstum in Eu-
ropa“ berührt ein Thema, das uns heute nicht zum ers-
ten Mal begegnet, dem wir uns bereits mehrfach in der 
vergangenen Legislaturperiode stellen mussten und auch 
gestellt haben. 

Es ist richtig, sich der eigenstaatlichen Verantwor-
tung zu stellen – das gilt übrigens auch für die Länder 
in Deutschland; Sie haben es bereits in Ihrem Antrag ge-
sagt –, bevor die Hände in alle Richtungen hilfesuchend 
ausgestreckt werden.

Nicht zum ersten Mal machen sich die Kommission 
oder andere Vertreter Europas Gedanken, das Projekt Eu-
ropa weiterzuentwickeln. Das Weißbuch war eine gute 
Diskussionsgrundlage, die  – noch nicht einmal richtig 
ausdiskutiert – nun durch das sogenannte Nikolaus-Paket 
ergänzt, verändert oder vielleicht schon in eine bestimm-
te Richtung gelenkt werden soll. Und mit dem Begriff 
„Nikolaus-Paket“ wird die eigentliche Dimension dieses 
Vorschlages eher verniedlicht als diesem gerecht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Es fehlt das Zauberwort, das über allen Vorschlägen 
stehen sollte, das Subsidiarität heißt und nicht Verge-
meinschaftung von Lasten oder Schulden, wie im Antrag 
der FDP auch richtig herausgearbeitet worden ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP sowie des Abg. Dr. Rainer Kraft 
[AfD])

Den ESM weiterzuentwickeln, macht daher Sinn. Wir 
dürfen die Kommission aber nicht dabei unterstützen, 
die falschen Anreizsysteme zu schaffen. Und wir dürfen 
auch die rechtlichen Hürden nicht unterschätzen. Auf die 
Verbindung zum Europäischen Semester und die mittel-
fristigen Finanzplanungen sollte genauso hingewiesen 
werden wie auf die Erledigung schon lange bestehender 
Hausaufgaben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und wie beim echten Nikolaus: In diesen Tagen 
sind mehr Nikoläuse als nur ein Bischof unterwegs, die 
Wunschzettel einsammeln – und in Europa gibt es eine 
Vielzahl von Wunschzetteln, aber auch von verschiede-
nen Advents- und Finanzbräuchen. Lassen Sie mich an 
diesem letzten Sitzungstag vor Weihnachten in Bildern 
sprechen: 

Der historische Bischof Nikolaus stammte aus Myra, 
in der heutigen Türkei. Er ist wohl in Bari begraben – im 
heutigen Italien; ein spannendes Feld zum Gabenvertei-
len – und bereiste die heutige Türkei und Griechenland – 
zwei Länder, die uns nicht nur aus fiskalpolitischer, 
sondern aus gesamteuropäischer Sicht in der letzten Le-
gislaturperiode immer wieder begleitet haben. Nikolaus 
war übrigens nicht nur Schutzpatron der Kinder, sondern 
auch der Seefahrer, Händler und Reisenden. Und hier 
kommen die Themen Finanzen, Europa und Flüchtlinge 
zusammen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch Bischof Nikolaus konnte die ihm vorliegenden 
Wunschzettel nicht immer gleich und komplett erfüllen; 
und zwischen Goldstücken und „Äpfel, Nuss und Man-
delkern“ gibt es ja eine ganz große Bandbreite. Aber 
Wunschzettel zeigen immer die Vorlieben der Wün-
schenden auf. 

(Zuruf des Abg. Dr. Gerhard Schick [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

In Europa geht es dabei nicht um Holzspielzeug oder 
Spielekonsolen, hier reichen die Wünsche von Digita-
lisierung bis Lärmschutzmaßnahmen, von Sozialunion 
bis Finanztransaktionsteuer. Und dabei gilt es, politisch 
Prioritäten zu setzen und europäische Kernziele heraus-
zuarbeiten, aber auch, wie schon gesagt, falsche Anreiz-
systeme abzulehnen. 

Daher freue ich mich auf die Debatten der laufenden 
Legislaturperiode hier im Bundestag und auch im Euro-
paausschuss. Es ist mir persönlich eine Freude, dass wir 
als Deutscher Bundestag an der Weiterentwicklung Euro-
pas mitbauen werden.

(Michael Theurer [FDP]: Wo bleibt der Rup-
recht?)

Dr. Gerhard Schick
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Für den vorliegenden Antrag der FDP ist Überweisung 
in den Hauptausschuss beantragt. Wir werden diesen An-
trag im Haupt- und sicher auch im künftigen Europaaus-
schuss beraten. Dann sehen wir mal, was der Nikolaus so 
in seinem Sack hat. 

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Groden-Kranich. Es kam 

die Frage auf, wo Ruprecht herkommt,

(Ursula Groden-Kranich [CDU/CSU]: Der ist 
von der CSU!)

nein, die Frage war, wo er bleibt. Diese Frage habe ich 
mir auch gerade gestellt. 

Bettina Hagedorn ist die nächste Rednerin für die 
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Bettina Hagedorn (SPD): 
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe 

Kollegen! Ich will gleich beim Thema Nikolaus weiter-
machen. Bei uns zu Hause ist das so, dass meine Enkel-
kinder am 6. Dezember ihre Stiefel mit den Wunschzet-
teln drin vor die Tür stellen. Am Heiligabend erfahren 
sie dann, welche Wünsche erfüllt sind und welche nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Baldige Regie-
rungsbildung!)

Übrigens: Sowohl der Nikolaus als auch der Weihnachts-
mann sind gute Männer, und sie tragen rote Mäntel. So 
weit zur Einleitung.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD)

Aber jetzt ganz ernsthaft: Liebe Kollegen der FDP, Sie 
haben hier aus aktuellem Anlass Ihren Antrag vorgelegt. 
Die Diskussion passt, finde ich, gut, weil am 6. Dezem-
ber die Vorschläge der Kommission zur Vollendung der 
Wirtschafts- und Währungsunion auf den Tisch gelegt 
worden sind. Das ist eine Debatte, die in diesen Bundes-
tag gehört und die wir ernsthaft und sicherlich auch noch 
über Wochen und Monate führen werden; denn Europa 
wartet auf eine deutsche Antwort. Ich stimme Ihnen so 
weit zu. In diesen Zusammenhang gehören auch die Vor-
schläge von Macron; wir denken das zusammen.

Andererseits finde ich es ganz schön mutig – muss ich 
sagen –, dass uns ausgerechnet die FDP diesen Vorschlag 
vorlegt. Sie, Kollege Toncar, haben gesagt – das können 
Sie nicht ganz ernst gemeint haben –: Wenn wir das so 
beschließen, dann würden wir das der Bundesregierung 
mit auf den Weg geben. – Wenn Sie als FDP solche An-
träge einbringen wollten, die wir hier mehrheitlich be-
schließen sollen, dann hätten Sie vor dreieinhalb Wochen 

nicht die Sondierungsgespräche verlassen dürfen. Inso-
fern ist das eine Shownummer.

(Zuruf der Abg. Annalena Baerbock [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Es gibt aber – das wissen wir alle – in der FDP eine 
große Bandbreite an Meinungen zu dem Thema Europa; 
darauf möchte ich an dieser Stelle auch hinweisen. Ich 
verweise nur auf den „Spiegel“ vom 6.  Oktober. Dort 
wurden Ihre ehemaligen Europaabgeordneten, Graf 
Lambsdorff, der heute und gestern schon mehrfach ge-
redet hat, und der Kollege Theurer, zitiert, die sich sehr 
deutlich von den europakritischen Aussagen in Ihrem 
FDP-Wahlprogramm distanziert haben.

Anders verhält es sich mit dem Kollegen Frank 
Schäffler, der den Kollegen aus der 17. Wahlperiode noch 
sehr gut in Erinnerung ist, weil er ja zum Thema Fiskal-
pakt – darum geht es ja im Kern in diesem Antrag – eine 
Rede gehalten hat, die sich inhaltlich deutlich von denen 
aller anderen FDP-Abgeordneten unterschieden hat. 

Daher ist es auch nicht verwunderlich, dass sich aus-
gerechnet der Kollege Frank Schäffler, der wieder Ihrer 
Fraktion angehört, gemeinsam mit dem Kollegen Klaus-
Peter Willsch von der Union, der sich zum Fiskalpakt 
auch immer ähnlich kritisch und ablehnend und nicht 
so wie seine Fraktion geäußert hat – Klaus-Peter winkt 
da hinten –, erst vor wenigen Tagen in der „FAZ“ ent-
sprechend geäußert hat. Ich jedenfalls kann mir nicht 
vorstellen, dass sich die Mehrheit dieses Parlamentes 
in dieser Weise sowohl zu den Macron- als auch zu den 
Kommissionsvorschlägen verhalten wird. Denn wie das 
hier schon dargestellt worden ist: Das würde de facto auf 
einen antieuropäischen Kurs hinauslaufen. 

(Zuruf von der FDP)

– Ja, da müssen Sie in der FDP noch einiges untereinan-
der klären.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Annalena 
Baerbock [BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: 
Das stimmt!)

Bei dieser Diskussion wird auch gerne über einen eu-
ropäischen Finanzminister und Ähnliches geredet. Dazu 
muss man ganz deutlich sagen: Man darf das Pferd nicht 
von hinten aufzäumen. Es muss erst einmal darum ge-
hen: Was sind eigentlich die Ziele? Was kann Europa im 
Moment noch nicht, was es in Zukunft können soll? Wie 
müssen wir es ertüchtigen, um Europa letzten Endes si-
cherer und zukunftsfester für die Menschen zu machen? 
Danach reden wir über die Instrumente und über alles 
andere. 

Damit knüpfen wir genau an das an, was wir schon im 
Zusammenhang mit dem Fiskalpakt diskutiert haben; das 
ist im Übrigen schon über fünf Jahre her. Ich habe noch 
einmal in die Protokolle reingeschaut, kann das jetzt aber 
nicht mehr ausführen. Ich möchte Sie jedoch ermutigen, 
das auch zu tun. Denn es war Wolfgang Schäuble, der 
damals gesagt hat: Aus der Euro-Politik gemeinsam eine 
Wirtschafts- und Finanzpolitik zu entwickeln, muss der 
nächste Schritt sein. – Wir Sozialdemokraten haben ge-

Ursula Groden-Kranich
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sagt: Die Steuerpolitik und die Finanztransaktionsteuer 
gehören zwingend dazu. – Nur deshalb haben wir und die 
Grünen damals dem Fiskalpakt zugestimmt. Das ist das 
Versprechen, das auch Macron jetzt einlösen muss.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Bettina Hagedorn. – Letzter Redner in 

der Debatte: Alois Karl von der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alois Karl (CDU/CSU): 
Liebe Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen! 
Vor 50 Jahren ist in Kapstadt das erste Herz verpflanzt 
worden. Professor Barnard hat es einem Gemüsehänd-
ler eingepflanzt. Der hat noch 18 Tage gelebt, dann ist er 
gestorben.

Europa, meint man geradezu, braucht auch ein neues 
Herz, sprich: eine Verbesserung der jetzigen Situation. 
Eine Herzensangelegenheit müsste uns Europa wieder 
werden, so habe ich mir beim Durchlesen Ihres Antra-
ges gedacht, lieber Herr Toncar und liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der FDP, in dem Sie die Vorstellun-
gen von Jean-Claude Juncker zerlegt haben und in au-
ßerordentlich kritischer Weise auf Junckers sogenanntes 
Nikolaus-Paket eingegangen sind. Ihm ging ja schon ein 
Bericht zur Lage Europas voraus. Auch der Bericht der 
fünf Präsidenten geht in diese Richtung. Es geht – das 
haben wir in der Diskussion schon gehört  – um eine 
Machtverschiebung weg von den Nationalstaaten hin zu 
den europäischen Institutionen. Das sehen wir natürlich 
mit großer Skepsis.

Ähnlich wie Sie, lieber Herr Toncar, meine Kollegin-
nen und Kollegen von der FDP, sehen wir es kritisch, 
wenn gemeinschaftlich finanziert werden soll, die Schul-
den in Europa gemeinschaftlich getragen werden sollen. 
Euro-Bonds lehnen wir selbstverständlich ab. Kein Land 
in Europa soll für die Schulden der anderen aufkommen. 
Dennoch bemängele ich, dass mit den Vorstellungen von 
Juncker in der Weise umgegangen wird, dass geradezu 
alles abgelehnt wird mit der Ausnahme, dass man die 
Europäische Investitionsbank stärken möchte. Dass dort 
ein Kollege von Ihnen, der ehemalige FDP-Bundestags-
abgeordnete Werner Hoyer, Präsident ist, mag ja Zufall 
sein, aber dennoch fällt es auf. Ich meine, dass das dem 
Anliegen von Juncker und der Europäischen Kommissi-
on nicht gerecht wird.

Meine Damen und Herren, es geht darum, Europa in 
der Welt stark zu machen bzw. dafür zu sorgen, dass es 
stark bleibt. Sie wissen, dass wir – der Kollege Brinkhaus 
hat darüber gesprochen – diese unglaubliche Erfolgsge-
schichte vor jetzt 60 Jahren mit den Römischen Verträ-
gen begründet haben. Es waren damals sechs Länder, 
nämlich Deutschland, Frankreich, Italien und die Be-
nelux-Staaten. Heute sind es 28 Länder. Damals waren 
es 170  Millionen Menschen, heute sind es 512  Millio-
nen. Die relativ wenigen Menschen haben damals etwa 

14 Prozent der Weltbevölkerung repräsentiert; die vielen 
Menschen heute repräsentieren 7  Prozent der Weltbe-
völkerung. Das bedeutet, dass der relative Einfluss, die 
Wichtigkeit Europas abgenommen hat, und zwar drama-
tisch. Wenn wir es nicht schaffen, Europa wieder als eine 
Herzensangelegenheit für uns zu betrachten und entspre-
chende Maßnahmen zu implementieren, dann werden 
wir, glaube ich, noch manches Wunder erleben. Dazu 
gehört auch, dass Europa wieder für Berechenbarkeit ste-
hen muss. Konservative Tugenden wie Verlässlichkeit, 
Stabilität, Berechenbarkeit müssen wir in der Tat auch 
von Deutschland aus wieder zum Durchbruch verhelfen. 
Dazu gehört auch, dass der Zustand, ohne Regierung zu 
sein, nicht lange tragbar ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Das ist, glaube ich, auch eine Aufgabe, die wir heute se-
hen müssen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vor wenigen 
Jahren hat der damalige Bundespräsident Roman Herzog 
davon gesprochen, dass ein Ruck durch Deutschland ge-
hen müsse. Ich meine, dass auch ein Ruck durch Euro-
pa gehen muss, mit dem wir diese Faszination Europa 
wieder mit neuem Leben erfüllen. Lieber Herr Kollege 
Toncar, Sie haben das hier eloquent ausgeführt. Ihr An-
trag ist aber kein besonderes Herzstimulans für Europa,

(Bettina Hagedorn [SPD]: Das stimmt!)

und die Vorschläge von Jean-Claude Juncker sind auch 
kein Herzinfarkt für Europa. Wir werden uns in den Dis-
kussionen in den nächsten Wochen und Monaten damit 
befassen müssen, auf welchem Weg wir Europa wieder 
beseelen können, damit es ein Herzensanliegen für uns 
alle wird.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Alois Karl.  – Damit schließe ich die 

Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/228 an den Hauptausschuss vorgeschla-
gen. – Ich gehe davon aus, dass Sie damit einverstanden 
sind. Dann ist die Überweisung so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 17 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Klaus 
Ernst, Jutta Krellmann, Matthias W. Birkwald, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 

Den gesetzlichen Mindestlohn auf 12 Euro pro 
Stunde erhöhen

Drucksache 19/96 
Überweisungsvorschlag:	  
Hauptausschuss

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Ich bitte, falls nötig, die Plätze zügig zu wechseln. 

Bettina Hagedorn
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Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38  Minuten vorgesehen.  – Auch dazu 
höre ich keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos-
sen.  – Ich warte, bis Ruhe eingekehrt ist. Ich bitte die 
Kolleginnen und Kollegen, Platz zu nehmen, bevor ich 
den ersten Redner aufrufe. 

Ich eröffne die Aussprache und rufe zu seiner ersten 
Rede im Deutschen Bundestag Bernd Riexinger für die 
Fraktion Die Linke auf. 

(Beifall bei der LINKEN)

Bernd Riexinger (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich habe 

als Gewerkschafter sehr viele Menschen kennengelernt, 
die jeden Tag zur Arbeit gehen und trotzdem von ihrem 
Lohn nicht leben können. Deshalb weiß ich, wie es der 
alleinerziehenden Verkäuferin geht, die ihre Miete in 
Stuttgart nicht bezahlen kann, oder dem Paketboten, der 
bei einem Subunternehmer für die DHL beschäftigt ist 
und mit seiner Familie nicht einmal im Jahr in den Ur-
laub fahren kann. Das ist unwürdig für eine reiche Ge-
sellschaft. 

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb gilt für uns der Grundsatz: Jeder Mensch in die-
sem Land muss von seiner Arbeit anständig leben kön-
nen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Bernd Rützel [SPD])

Das ist mit 8,84  Euro pro Stunde nicht möglich. Der 
gesetzliche Mindestlohn ist viel zu niedrig und auch im 
internationalen Vergleich nicht spitze. Irland hat einen 
gesetzlichen Mindestlohn pro Stunde von 9,25 Euro, die 
Niederlande von 9,52  Euro, Frankreich von 9,76  Euro 
und Luxemburg von 11,27  Euro. Ich würde mir wün-
schen, dass wir einmal nicht nur bei den Exportüber-
schüssen an der Spitze in Europa stünden, sondern bei 
den Löhnen und bei den gesetzlichen Mindestlöhnen.

(Beifall bei der LINKEN  – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Das wünschen wir 
uns alle!)

Bei unserem ohnehin schon zu niedrigen Mindestlohn 
ist es völlig unfassbar, dass 1,8 Millionen Beschäftigte 
in Deutschland den gesetzlichen Mindestlohn trotz eines 
klaren gesetzlichen Anspruchs nicht bekommen. In wel-
chem anderen Bereich würde man derart viele Gesetzes-
verstöße einfach so hinnehmen? Es kann doch nicht sein, 
dass jeder oder jede Beschäftigte erst vor Gericht gehen 
müssen, um zu ihrem Recht zu kommen.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Leni 
Breymaier [SPD])

Es wird höchste Zeit, dem Gesetz durch wirkungsvol-
le Kontrolle und Ahndung Geltung zu verschaffen und 
dafür zu sorgen, dass die Beschäftigten zu ihrem Recht 
kommen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Leni 
Breymaier [SPD])

Deutschland hat einen der größten Niedriglohnsek-
toren in Europa. Der jetzige gesetzliche Mindestlohn 
bewahrt nicht vor Armut, selbst wenn er regulär aus-
gezahlt würde. Vor Altersarmut schützt der derzeitige 
Mindestlohn erst recht nicht. Wenn Beschäftigte nach 
45 Beitragsjahren eine Rente oberhalb des Niveaus der 
Grundsicherung erhalten wollen, müssten sie mindestens 
11,85 Euro pro Stunde verdienen. Wer es beim jetzigen 
Mindestlohn belässt, nimmt Altersarmut bewusst in Kauf, 
selbst bei Menschen, die ihr Leben lang in Erwerbsarbeit 
sind. Das ist eine Schande für ein reiches Land. 

(Beifall bei der LINKEN – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Sehr richtig!)

Um das zu verhindern, brauchen wir 12 Euro gesetzli-
chen Mindestlohn. 

(Beifall bei der LINKEN)

Es gibt aus unserer Sicht keine tragfähigen Argumente 
dagegen. Nein, die Wirtschaft wird bei einem Mindest-
lohn von 12  Euro die Stunde nicht zusammenbrechen, 
genauso wenig, wie sie es bei Einführung des Mindest-
lohns getan hat. Nein, ein Mindestlohn von 12 Euro wird 
keine Arbeitsplätze gefährden. Ganz im Gegenteil wird 
ein gesetzlicher Mindestlohn von 12  Euro die Binnen-
nachfrage stärken und in diesem Land sogar Beschäfti-
gung schaffen.

(Beifall bei der LINKEN – Wolfgang Kubicki 
[FDP]: Dann müssen sie 16 Euro fordern!)

Das hat sogar Olaf Scholz verstanden. Er schloss sich 
unserer Forderung nach einem Mindestlohn von 12 Euro 
kurz nach der Bundestagswahl medienwirksam an. Ich 
hoffe, dass Olaf Scholz nicht zu früh nur den Einstieg in 
die Opposition gewagt hat und jetzt zurückrudern muss. 

(Beifall bei der LINKEN)

Werte Kolleginnen und Kollegen von der Union und 
der FDP, Sie reden doch immer so viel von den Leis-
tungsträgern in dieser Gesellschaft. Für uns sind die Al-
ten- und Krankenpflegerinnen, die Verkäuferinnen, die 
vielen Beschäftigten in den Reinigungsdiensten, die Pa-
ketboten, die Beschäftigten bei den Bodenverkehrsdiens-
ten an den Flughäfen oder bei Amazon Leistungsträger in 
dieser Gesellschaft.

(Beifall bei der LINKEN und der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Trotzdem muss ich Sie jetzt an Ihre Redezeit erinnern.

Bernd Riexinger (DIE LINKE): 
Leistungsträger sind nicht diejenigen, die leistungslos 

Millionen oder Milliarden an Dividende kassieren. – Un-
sere Leistungsträger haben das Recht, einen Lohn zu be-
kommen, von dem sie leben können, und sie haben den 
Anspruch, im Alter nicht in die Armut zu fallen.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth
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Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Kollege Riexinger.  – Dr.  Matthias 

Zimmer ist der nächste Redner für die CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Matthias Zimmer (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der An-

trag der Linken ist bereits bekannt, inhaltlich und sprach-
lich. Das Einzige, was sich heute geändert hat, war der 
Redner, der zum ersten Mal im Deutschen Bundestag 
dazu gesprochen hat.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Hat er 
doch gut gemacht! – Gegenruf des Abg. Kai 
Whittaker [CDU/CSU]: Wahrscheinlich von 
Ihnen abgeschrieben, Herr Birkwald!)

Herzlichen Glückwunsch dazu! Aber man möchte sich 
doch wünschen, lieber Herr Riexinger, dass man Ihnen 
beim nächsten Mal ein bisschen mehr mitgibt als das po-
litische Recyclingmaterial, mit dem Sie hier angetreten 
sind. Wenn das, meine Damen und Herren, die Opposi-
tionsarbeit der Linken im 19. Deutschen Bundestag sein 
soll, dann freue ich mich persönlich auf die intellektuelle 
Bereicherung durch die Oppositionsarbeit der FDP.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP sowie des 
Abg. Kai Whittaker [CDU/CSU])

Meine Damen und Herren, wir hatten gute Gründe, 
den Mindestlohn nicht vom Staat festlegen zu lassen, 
sondern von einer Mindestlohnkommission. Sie ist pa-
ritätisch mit Arbeitgebern und Arbeitnehmern besetzt, 
handelt den Mindestlohn gewissermaßen aus und legt 
das Ergebnis dann dem Ministerium vor, das es dann 
umsetzt. Der Mindestlohn folgt bestimmten Kriterien, 
die wir festgelegt haben, und es gibt eine Berichtspflicht 
dazu.

Wir haben gute Gründe gehabt, zu sagen, dass der 
Staat nicht den Mindestlohn festlegen soll. Dazu zählen 
folgende drei Gründe:

Erstens. Ich bin der festen Überzeugung: Wenn der 
Staat den Mindestlohn festlegte, dann würde der Min-
destlohn politisiert. In den daraus folgenden Überbie-
tungswettbewerben vor Wahlen können wir sicherlich 
nicht mithalten, zumindest dann nicht, wenn wir als po-
litische Kraft den Anspruch haben, politische Verantwor-
tung zu übernehmen, und es soll ja noch Fraktionen in 
diesem Haus geben, die das durchaus wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir würden den Mindestlohn vollkommen von allen 
wirtschaftlichen Prozessen abkoppeln. Das halte ich für 
schädlich.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU  – 
Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Vor allem gäbe es auch Blocka-
den!)

Zweiter Punkt. Ein Mindestlohn von 12  Euro ver-
drängt andere niedrige Tarifabschlüsse. Das müssten wir 

dann auch ändern. Und wenn wir schon dabei sind, dann 
legen wir doch gleich alle Löhne staatlich fest.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein!)

Dann brauchen wir keine Gewerkschaften, lieber Kolle-
ge Birkwald, und da Löhne und Preise zusammenhängen, 
legen wir auch die Preise fest. 

(Bernd Riexinger [DIE LINKE]: Es ist eine 
Untergrenze!)

Das letzte Regime, das dies probiert hat, ist krachend ge-
scheitert.

(Widerspruch bei der LINKEN)

Man muss ja nichts aus der Geschichte lernen, aber kann 
zumindest einmal in Erinnerung rufen, dass es so etwas 
gegeben hat. Wir wollen, dass die Tarifpartner die Min-
destlöhne aushandeln. Das ist eine subsidiäre Struktur. 
Subsidiarität schützt die Freiheit. Wir wollen eine frei-
heitliche Wirtschaftsordnung, keine reglementierte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so-
wie bei Abgeordneten der AfD)

Meine Damen und Herren, im Antrag der Linken heißt 
es, der Mindestlohn von 8,84  Euro schütze nicht vor 
Armut. Das ist richtig. Der Mindestlohn ist eben keine 
sozialpolitische Maßnahme, sondern eine ordnungspoli-
tische. Er soll Ordnung in den Wettbewerb bringen und 
verhindern, dass der Wettbewerb über Lohndrückerei er-
folgt. Mindestlohn ist nicht der gerechte Lohn, von dem 
Adam Smith ebenso gesprochen hat wie die katholische 
Soziallehre. Mit einem gerechten Lohn würde sich die 
Politik vermutlich überheben. Bleiben wir bei dem, was 
wir sinnvollerweise regeln können, nämlich einem ord-
nungspolitisch richtigen Lohn!

(Sabine Leidig [DIE LINKE]: Politik der 
Ungerechtigkeit!)

– Das ist keine Politik der Ungerechtigkeit, sondern Ord-
nung auf den Markt zu bringen, ist die Voraussetzung für 
Gerechtigkeit. Dass Sie das nicht verstehen, ist mir schon 
klar.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Meine Damen und Herren, der Mindestlohn, wie wir 
ihn festgelegt haben, ist weitgehend ein Erfolgsmodell, 
auch wenn wir jetzt hören, dass an der einen oder ande-
ren Stelle Menschen den Mindestlohn nicht ausbezahlt 
bekommen. 

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 1,8 Millionen!)

Deswegen glaube ich, dass die Diskussionen, den Min-
destlohn nicht zu kontrollieren, nicht weiterführen. Wir 
brauchen auch im Zusammenhang mit dem Mindestlohn 
vernünftige Kontrollen der Arbeitszeit. Ich will nicht in 
eine Situation hineinkommen, in der dann argumentiert 
wird: Lieber keinen als einen schlecht kontrollierten 
Mindestlohn. Wir sind es den Menschen, die den Min-
destlohn bekommen, schuldig, dass wir vernünftig Kon-
trollen vornehmen. Wir sind es den Menschen aber auch 
schuldig, dass wir mit dem Mindestlohn keine Experi-
mente machen, wie es der Antrag der Linken vorsieht. 
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Deswegen lehnen wir von der Union diesen Antrag heute 
ab. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Matthias Zimmer. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen, es scheppert hier im Saal, wohl auf der 
rechten Seite, von uns aus gesehen. Das hat nichts mit 
Ihnen zu tun, sondern mit der Anlage. Wir versuchen, das 
zu ändern. Wenn es heute nicht möglich ist: Geben Sie 
bitte den Technikern Zeit. Sie werden das dann in den 
nächsten Tagen beheben. Es war heute schon den ganzen 
Tag ein Problem: Einmal war es zu laut, einmal war es zu 
leise, einmal hat es gescheppert. Heute Abend scheppert 
es also noch ein bissel in der Bude. Ich verspreche: Es 
wird im nächsten Jahr alles ganz anders, was den Sound 
angeht. 

Jetzt hat das Wort Bernd Rützel für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Bernd Rützel (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Ja, viele fordern derzeit einen höheren 
Mindestlohn, nicht nur Olaf Scholz, nicht nur, viel frü-
her, Papst Leo XIII.

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: 1891!)

– Matthias, ich habe erwartet, dass du das weißt. – Ich 
unterstütze das auch. 

(Beifall des Abg. Bernd Riexinger [DIE 
LINKE])

Auch ich finde, dass der Mindestlohn höher werden darf, 
höher werden muss. Wer soll denn etwas dagegen haben? 
Ich sage aber auch: Wir machen das nicht per Gesetz. Wir 
sollten das denen überlassen, die dafür zuständig sind. 

Der Mindestlohn war und ist die Sozialreform, die wir 
in der letzten Legislatur auf den Weg gebracht haben.

(Beifall bei der SPD)

Er hilft und schützt 4 Millionen Menschen, die dadurch 
eine sehr große Lohnerhöhung erhalten haben und erst-
mals in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ge-
kommen sind. 

Der Mindestlohn ist aber nach wie vor kein guter 
Lohn. Er ist eine Untergrenze gegen Lohndumping, eine 
Untergrenze gegen schlechte Bezahlung und Ausbeu-
tung, eine Untergrenze für Wettbewerbsfähigkeit. Es ist 
gut, dass wir den Mindestlohn auf den Weg gebracht ha-
ben. 

Ich bin froh, dass Jamaika nicht zustande gekommen 
ist.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Kai 
Whittaker [CDU/CSU]: Da bist du aber einer 
der wenigen in der SPD!)

Denn Sie wollten – das kann man nachlesen – den Min-
destlohn schleifen. 

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Wo 
haben Sie das denn gelesen?)

Ich erwarte jetzt Widersprüche und Zwischenrufe; 
Matthias Zimmer, dir glaube ich, wenn du sagst, dass der 
Mindestlohn kontrolliert werden muss. Die Argumen-
te dagegen werden unter dem Deckmäntelchen vorge-
bracht, dass die „schlimme“ Bürokratie abgebaut werden 
muss. Das geht man elegant an. Ich sage: Die Aufzeich-
nung von Arbeitszeit und die entsprechenden Kontrollen 
stellen keine bürokratischen Monster oder Zumutungen 
dar. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Mindestlohn kann nur wirken, wenn man ihn kon-
trolliert. Ich danke meinem Vorredner für dieses Argu-
ment. 

Alle hier sind sich im Klaren darüber, dass das Min-
destlohngesetz ein klarer Eingriff in die Tarifautonomie 
gewesen ist. Zehn Jahre vorher war das nicht vorstellbar. 
Die Zeit war nun aber reif. Die Zeit war gekommen, und 
wir haben den Mindestlohn auf den Weg gebracht. 

Nun ist die Mindestlohnkommission zuständig. Die 
Aufgabe der Lohnfindung liegt wieder dort, wo sie hin-
gehört, nämlich bei den Tarifpartnern. Da ist sie am bes-
ten aufgehoben, da gehört sie hin. 

(Abg. Jutta Krellmann [DIE LINKE] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Lieber Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Bernd Rützel (SPD): 
Nein.  – Abschließend will ich sagen: Wenn wir uns 

weiter auf den Weg machen, die Tarifbindung zu stärken, 
wenn wir uns weiter auf den Weg zur Allgemeinverbind-
lichkeit von Tarifverträgen machen, wenn wir die Tarif-
autonomie schützen, wenn wir einen Pakt für gute Löhne 
unterstützen, wenn wir dafür sorgen, dass Menschen, die 
ihr Leben lang gearbeitet haben, mehr Rente bekommen, 
als sie an Sozialhilfe erhalten würden, wenn wir Leihar-
beit und Werkverträge noch stärker zügeln, wenn wir die 
Arbeit auf Abruf – das ist eine schlimme Sache – eindäm-
men, dann wird durch diese flankierenden Maßnahmen 
auch der Mindestlohn steigen. Dann sind wir auf einem 
guten Weg.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Herr Kollege. – Das Wort zu einer Kurz-

intervention hat die Kollegin Jutta Krellmann.

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Die hat 
keine Redezeit gekriegt!)

Dr. Matthias Zimmer
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Jutta Krellmann (DIE LINKE): 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich will es ganz kurz 

machen: Herr Rützel, Ihnen ist klar, dass es gerade in den 
untersten Gehaltsgruppen nur wenige Tarifverträge gab. 
Sie haben gar keine Tarifverträge kaputtgemacht, da gab 
es ganz einfach keine. Im Grunde hat man mit dem Min-
destlohn die untere Haltelinie eingezogen. Das hat man 
auch beim Bundesurlaubsgesetz und bei anderen Geset-
zen gemacht: Man hat unterste Haltelinien eingezogen. 
Das ist Ordnungspolitik. So, wie das Mindestlohnge-
setz konstruiert ist, wird sich der Abstand niemals ver-
kleinern. Der Mindestlohn wird immer hinterherlaufen. 
Wenn man einen wirklichen Schritt nach vorne machen 
will, muss man den Mindestlohn einmal auf ein für alle 
akzeptables Niveau anheben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Rützel.

Bernd Rützel (SPD): 
Liebe Kollegin Krellmann, nach der Einführung des 

Mindestlohns wurden Tarifverträge in Branchen abge-
schlossen, bei denen wir nicht damit gerechnet haben, 
dass dort Tarifverträge abgeschlossen würden. Der Min-
destlohn war also auch ein Instrument zur Tarifstärkung. 
Ich verstehe Ihren Einwurf gar nicht. Natürlich haben wir 
den Mindestlohn auf den Weg gebracht, weil es in diesen 
Bereichen keine Arbeitnehmervertretungen, keine Ge-
werkschaften, mehr gab und auch die Arbeitgeber nicht 
mehr präsent waren. Es gab immer mehr weiße Flecken. 
Zehn Jahre vorher wäre das undenkbar gewesen. Der 
Mindestlohn war notwendig geworden. Die Schweden 
brauchen keinen Mindestlohn, weil es dort flächende-
ckend Tarifverträge gibt. Dort, wo es Tarifverträge gibt, 
geht es den Menschen besser als dort, wo es keine Tarif-
verträge gibt.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank.  – Das Wort zu seiner ersten Rede im 

Deutschen Bundestag hat der Kollege Jürgen Pohl für die 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jürgen Pohl (AfD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Bei dem 

Antrag der Fraktion der Linken handelt es sich um eine 
Attacke aus der Abteilung Agitation und Propaganda.

(Beifall bei der AfD – Kai Whittaker [CDU/
CSU]: Damit sind Sie ja vertraut!)

Der Antrag wird immer und immer wieder gestellt, 
heute in abgespeckter Form. Hatte man vor sechs Mona-
ten noch die komplexe Sanierung des Mindestlohns im 
Auge, so spricht man heute nicht einmal mehr von einem 
armutsfesten Mindestlohn. Man fragt sich: Was will die 
Linke mit ihrem Antrag erreichen? Ich kann es sagen: 

Sie will auf plumpe und einfache Art an der Erhöhungs-
schraube drehen. 

Meine Damen und Herren, die beantragte Erhöhung 
wird die Probleme des deutschen Arbeitnehmers nicht 
lösen.

(Beifall bei der AfD)

Der Mindestlohn ist nur ein Symptom der Krise des So-
zialstaates und seiner verfehlten Wirtschaftspolitik. Ur-
sächlich dafür, dass wir heute an diesen Mindestlöhnen 
in unserem Land herumdoktern müssen, ist das Handeln 
der unsozialen Sozialdemokraten und der Grünen unter 
Kanzler Schröder.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Sie sind doch für 
die Abschaffung des Mindestlohns!)

– Lassen Sie mich doch mal reden, unterhalten wir uns 
später.  – Die brutale Deregulierung des Arbeitsmarktes 
und die Hartz‑IV-Gesetze haben zu einem dramatischen 
Anstieg der atypischen und prekären Beschäftigungsver-
hältnisse geführt, 

(Beifall bei der AfD)

zu einer massiven Ausweitung der Leiharbeit, meistens 
zu Hungerlöhnen, zu einer massiven Ausweitung von 
Teilzeit-, Mini- und befristeten Jobs, im Endeffekt zur 
Senkung der Realeinkommen. Darin liegt der Kern des 
Problems: Die soziale Sicherheit und die Gerechtigkeit 
sind in Deutschland verloren gegangen.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, das Ergebnis der Gesamt-
betrachtung ist überraschend. Die Linke – von Blassrot 
bis Dunkelrot – ist nicht mehr nur wirtschaftsfeindlich, 
wie traditionell gegeben. Nein, zunehmend werden die-
se Anträge dazu führen, dass sie auch als arbeitnehmer-
feindlich bezeichnet werden muss. Das ist das Problem.

(Beifall bei der AfD)

In diesem schmalbrüstigen Antrag steht auch die Ar-
mutsrente drin. Wir sind uns einig, dass es diese Armuts-
rente gibt. Wir werden uns auch einig sein, dass sich der 
Bezug einer solchen Armutsrente drastisch ausweiten 
wird. Aber ich sage Ihnen auch: Mit einer einfachen Er-
höhung des Mindestlohns werden Sie die Armutsrente 
nicht verhindern können. Durch alle atypischen und pre-
kären Beschäftigungsverhältnisse wird diese „Armuts-
rentenminderung“ konterkariert werden. 

Schauen wir in den Fünften Armuts- und Reichtums-
bericht der Bundesregierung. Es wird nachgewiesen: Der 
Mindestlohn hat nicht zu einer Entlastung der Armen ge-
führt; das können Sie nachlesen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ja, ich 
weiß! Aber bei 12 Euro wäre das besser!)

Die Anzahl der Aufstocker hat sich nicht nennenswert 
reduziert. Immer noch müssen 1,2 Millionen Menschen 
ihr Einkommen mit Hartz IV aufstocken, die Hälfte da-
von, weil sie nur über Minijobs verfügt. Genau das ist der 
Punkt, an dem die AfD als neue Volkspartei, die sich um 
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die kleinen Leute und um den normalen Arbeitnehmer 
kümmert, ansetzen will.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜ-
NEN – Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
Ach, das glauben Sie doch selbst nicht!)

– Lachen Sie nur. Ihre Wähler schauen zu. Lachen Sie!

(Beifall bei der AfD)

Wir als AfD werden alles tun, um diese atypischen und 
prekären Beschäftigungsverhältnisse wieder einzudäm-
men. Man soll in unserem Land erstens von seiner Ar-
beit wieder leben können, zweitens eine Familie gründen 
können und drittens diese Familie auch finanzieren kön-
nen; das sage ich Ihnen.

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Sie widersprechen sich! – Kai 
Whittaker [CDU/CSU]: Das verstehe ich 
nicht! Sind Sie jetzt für oder gegen den Min-
destlohn?)

Es ist eine Schande, dass es in unserem Land, das gern 
als eines der reichsten Länder der Welt gepriesen wird, 
immer schwerer wird, eine Familie zu gründen und sie 
zu finanzieren. Auch wenn wir den Vorstoß der Linken 
begrüßen, das Thema Niedriglöhne auf die Agenda zu 
setzen, so wundern wir uns doch über die Plattheit des 
Antrags, die Probleme einfach durch das Drehen an der 
Erhöhungsschraube lösen zu wollen. Wir müssen viel tie-
fer ansetzen, meine Damen und Herren. Das Ziel der AfD 
ist es, mit einer soliden Wirtschafts- und Sozialpolitik die 
Mindestlöhne letztendlich überflüssig werden zu lassen. 
Das ist unser Ziel!

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Viel Spaß!)

Ich sage Ihnen eines: Bis dahin ist es ein weiter Weg. 

(Zurufe von der LINKEN: Echt? – Ach ja?)

Die politisch Verantwortlichen müssen lernen, nicht mehr 
betriebswirtschaftlich an die Sache heranzugehen, son-
dern volkswirtschaftlich. Deshalb sperren wir uns nicht, 
als notgedrungene Zwischenlösung über eine sinnvolle 
Höhe des Mindestlohnes zu sprechen. In erster Linie soll-
ten wir aber über die Eindämmung der atypischen und 
prekären Beschäftigungsverhältnisse sprechen. Wir wer-
den insoweit zustimmen, den Antrag an die Ausschüsse 
zu überweisen.

Meine Damen und Herren, ich bedanke mich für Ihre 
Aufmerksamkeit und wünsche Ihnen und Ihren Familien 
ein frohes Weihnachtsfest. 

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Herr Pohl.  – Der nächste Redner: 

Johannes Vogel für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Johannes Vogel (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Da ich vier Jahre keine sozialpolitische Debatte 
hier im Deutschen Bundestag verfolgen durfte, habe ich 
mich gefragt, was sich geändert hat. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen von den Linken  – vieles klang vertraut. 
Was mir allerdings aufgefallen ist, ist, dass Sie nicht 
mehr die Einzigen sind, die, wie ich finde, auf grob ver-
einfachende Art und Weise gegen die angeblichen sozia-
len Kahlschläge durch die Agenda 2010 zu Felde ziehen, 
sondern Gesellschaft von der AfD bekommen haben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU  – Widerspruch bei der LIN-
KEN  – Dr.  Matthias Zimmer [CDU/CSU]: 
„Querfront“ nennt man das! – Kai Whittaker 
[CDU/CSU]: Ja, genau! Die sollten mal über 
eine Fraktionsgemeinschaft nachdenken!)

Das zeigt leider erneut, wie nah sich die politischen Ex-
treme doch oft kommen,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Lass 
stecken!)

und es zeigt nach meiner Überzeugung auch, wie not-
wendig es ist, dass wir uns aus der Mitte des Parlaments 
heraus um die Zukunftsfragen kümmern.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zurufe von der LINKEN)

Zum Antrag konkret. Wie dem Kollegen Zimmer ist 
auch mir aufgefallen, dass der Antrag nicht nur von der 
Textform her – ich habe ja verfolgt, was in den letzten 
Jahren hier passiert ist –, sondern auch in Bezug auf das 
konkrete Anliegen zu kurz springt. Damit wird nämlich 
die Chance verpasst, die wir aktuell haben, da es noch 
keine klaren Mehrheiten, keine Regierung und auch kei-
ne Opposition gibt – es könnte auch wechselnde Mehr-
heiten im Parlament geben –, sich mit Zukunftsheraus-
forderungen zu beschäftigen, bei denen wir in diesem 
Parlament mehrheitsfähig sind. Stattdessen legen Sie 
den – man könnte sagen – 185. Antrag zur Erhöhung des 
gesetzlichen Mindestlohns vor.

Warum ist das nicht überzeugend? Ich will für die 
Freien Demokraten sagen: Ja, der Mindestlohn war in 
der letzten Legislaturperiode das zentrale sozialpoliti-
sche Gesetzgebungsvorhaben. Sie wissen, dass wir der 
Meinung waren und sind, dass es vielleicht klüger und 
passender zum deutschen Lohnfindungssystem gewesen 
wäre, branchendifferenzierte Lohnuntergrenzen einzu-
führen. Ich will aber genauso klar für die erneuerte FDP 
sagen, 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Was ist 
denn an euch neu? Ihr seid doch immer noch 
gegen den gesetzlichen Mindestlohn!)

dass wir diese demokratische Entscheidung akzeptieren. 
Damit ist ein wesentlicher Streitpunkt in der Sozialpoli-
tik in Deutschland ein für alle Mal entschieden worden; 

Jürgen Pohl 
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das ist ein Wert. Deshalb sollten wir an dieser Grundsatz-
frage nicht mehr rühren. Das will ich ganz klar sagen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es ist aber schon nötig, Details zu verbessern. Man 
kann nicht ernsthaft die Behauptung aufstellen, irgend-
jemand hätte in den Jamaika-Verhandlungen den Min-
destlohn an sich infrage stellen wollen. Das ist schlicht 
unwahr. Man muss sehr selten mit vielen ehrbaren Unter-
nehmern in diesem Land gesprochen haben, wenn man 
ernsthaft der Meinung ist, dass sich bei der Bürokratie 
in Bezug auf die Mindestlohnkontrolle nichts verbessern 
lässt, ohne den Mindestlohn selbst infrage zu stellen. Ich 
kenne viele Unternehmer, die mir beweisen, dass das not-
wendig ist.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]: Frau Kollegin Krellmann hat etwas 
dazu gesagt!)

Was aber auf gar keinen Fall passieren darf, liebe 
Kolleginnen und Kollegen von den Linken, ist, dass wir 
hier eine Politisierung der Lohnfindung bekommen. Das 
können Sie nicht ernsthaft wollen. Das Wesen des Min-
destlohns, wie er von der Großen Koalition in der letzten 
Legislaturperiode geregelt worden ist, ist doch, dass die 
Höhe, definiert über die Anpassung, in der Hand der Ta-
rifpartner in der Mindestlohnkommission verbleibt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
Problem ist die Ausgangshöhe! Die war zu 
niedrig!)

Das ist auch gut so, und das darf sich nicht ändern.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so-
wie der Abg. Dagmar Ziegler [SPD])

Erstens, weil es schon grundsätzlich richtig ist, dass wir 
hier in keinen politischen Überbietungswettbewerb bei 
den Lohnhöhen kommen, wenn die Festlegung so er-
folgt, wie es in Deutschland erfolgreich gehandhabt wird, 
nämlich durch Arbeitgeber und Gewerkschaften, 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist 
ja nicht erfolgreich! Das ist ja das Problem!)

und zweitens, weil sonst irgendwann Arbeitsplätze ge-
fährdet wären. 

Herr Riexinger, Sie haben hier vorgetragen, wenn der 
Mindestlohn hochgehe, wären Arbeitsplätze nicht ge-
fährdet, das helfe sogar. Warum fordern Sie nicht gleich 
eine Erhöhung auf 20 oder 25  Euro, wenn das eine so 
wundersame Brotvermehrung gäbe?

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Un-
sinn!)

Das kann man doch nicht ernsthaft wollen. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sagt ja 
auch keiner!)

Wichtig ist doch, dass die Höhe des Mindestlohns ei-
nerseits die Arbeitnehmer schützt und andererseits dafür 

sorgt, dass die Beschäftigung nicht gefährdet wird, und 
das muss so bleiben.

Nach unserer Überzeugung wäre es sinnvoller, wenn 
wir uns über Aufstiegschancen Gedanken machten und 
zum Beispiel in die Weiterbildung von Beschäftigten in-
vestierten, weil wir natürlich nicht wollen, dass jemand 
sein Leben lang den Mindestlohn bekommt. Eine Politi-
sierung der Lohnfindung darf es aber nicht geben. Das 
würde nur dazu führen, dass neue Mauern auf dem Ar-
beitsmarkt entstehen. Das wollen wir nicht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Johannes Vogel.  – Nächste Rednerin: 

Beate Müller-Gemmeke für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Der Mindestlohn ist eine wichtige 
Errungenschaft, und es wurde sehr lange dafür gekämpft. 
Er ist wichtig. Jegliche Arbeit hat ihren Wert, und Arbeit 
muss deshalb fair entlohnt werden.

Ich denke, fast alle hier wissen, dass der Mindestlohn 
auf niedrigem Niveau gestartet ist. Auch wir Grünen 
meinen, dass der Mindestlohn steigen muss. 8,84 Euro 
sind zu wenig.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Wir Grünen gehen aber einen anderen Weg. Die Einfüh-
rung des Mindestlohns war Aufgabe der Politik; die Er-
höhung des Mindestlohns ist Sache der Sozialpartner und 
der Wissenschaft. Wir wollen eben keinen Überbietungs-
wettbewerb und vor allem keine Blockade beim Mindest-
lohn bei entsprechenden Mehrheiten. Deshalb stehen wir 
Grünen ohne Wenn und Aber zur Mindestlohnkommissi-
on. Die Höhe des Mindestlohns darf nicht zum Spielball 
der Politik werden.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Aber – nochmals ein Aber – wir üben auch Kritik an 
der Mindestlohnkommission; das ist bekannt. Die Kom-
mission hat die Erhöhung des Mindestlohns an die Tarif
entwicklung gekoppelt. Das ist einfach zu wenig, vor al-
lem ist es zu starr. Deshalb fordern wir von Anfang an ein 
Stimmrecht für die Wissenschaft. Wir wollen eine Kom-
mission, die wissenschaftlich basiert arbeiten kann, und 
zwar ohne politische Einflussnahme. Der Mindestlohn 
kann und muss erhöht werden, und zwar wissenschaft-
lich begründet. Gründe dafür gibt es genug.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kurz zur Argumentation. Ja, mit Mindestlohn droht 
Altersarmut. Aber Menschen haben auch Brüche in ihrer 

Johannes Vogel
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Erwerbsbiografie, arbeiten in Teilzeit oder in Minijobs. 
Deshalb hilft gegen Altersarmut nur eine Garantierente. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Die 
hilft uns garantiert nicht!)

Auch die hohen Mieten sind ein Problem. Wir brauchen 
in erster Linie ausreichend bezahlbaren Wohnraum. Not-
wendig ist also eine neue Wohnungsgemeinnützigkeit 
und vor allem eine Mietpreisbremse, die ihren Namen 
tatsächlich verdient. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Ulli Nissen [SPD])

Der Mindestlohn kann also nur ein Baustein notwendiger 
sozialpolitischer Maßnahmen sein. Er ist aber wichtig, 
und er muss steigen; das ist eine Frage der Gerechtigkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt komme ich zu den Aspekten, die leider im Antrag 
fehlen, obwohl sie hochaktuell sind. 

Erstens. Es gibt immer noch eine Ausnahme für Lang-
zeitarbeitslose, und die FDP möchte die Ausnahme sogar 
auf Flüchtlinge ausweiten. Der Mindestlohn ist aber per 
Definition der niedrigste gesetzlich zulässige Lohn. Er 
muss für alle gelten; denn Würde kennt keine Ausnahme. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Zweitens. Nur mit Dokumentationspflichten ist der 
Mindestlohn tatsächlich zu kontrollieren. Die FDP und 
auch die Union wollen diese Pflichten lockern. Sie nen-
nen das Bürokratieabbau. 

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Ehrenamt zum 
Beispiel!)

Aber das ist einfach Quatsch; sorry, Herr Vogel. Die Do-
kumentation von Anfang, Ende und Dauer der Arbeits-
zeit ist wahrlich kein großer Aufwand. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist aber ein 
bisschen holzschnittartig, was Sie da sagen!)

In den Sondierungen haben wir diese Lockerung bis zum 
Schluss verhindert. Jetzt sind eben Sie von der SPD dran, 
hier klare Kante zu zeigen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dagmar Ziegler [SPD]: Machen wir!)

– Gut. 

Drittens. Laut DIW bekommen  – ganz aktuell  – 
1,8  Millionen Beschäftigte keinen Mindestlohn. Not-
wendig sind mehr Kontrollen. Der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit fehlen dafür immer noch die versproche-
nen Stellen. 1 600 neue Stellen sollten es werden. Dieses 
Versprechen muss endlich eingelöst werden; denn ein 
Mindestlohn nur auf dem Papier ist nicht akzeptabel. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Bei dem hier vorliegenden Antrag bleiben diese wich-
tigen Aspekte außen vor. Das kann ich einfach nicht 
nachvollziehen. Gerade jetzt, in der Zeit der politischen 
Regierungsbildung, müssen doch die politischen Themen 

stark gemacht werden, die Aussicht auf Erfolg haben. 
Von daher kann ich nur sagen: Diese Chance haben Sie 
leider verpasst.

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Beate Müller-Gemmeke. Nächster Red-

ner: Wilfried Oellers für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Johannes Vogel [FDP])

Wilfried Oellers (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren Kollegen! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren auf den Besucherrängen! Mit dem 
Antrag der Fraktion Die Linke, den Mindestlohn auf 
12 Euro zu erhöhen, haben wir hier keinen neuen Antrag 
vorliegen  – vielleicht in dieser Legislaturperiode, aber 
ansonsten ist der Antrag bekannt. 

Grundsätzlich war es hier in Deutschland immer gute 
Praxis, dass die Lohnfindung Aufgabe der Tarifpartner ist 
bzw. der Parteien, die im Arbeitsvertrag stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das hat sich in der Vergangenheit bewährt, wie unsere 
wirtschaftliche Situation zeigt, und daran sollten wir 
auch festhalten. 

Mit dem Mindestlohngesetz hat der Gesetzgeber in 
der letzten Legislaturperiode erstmals eine Ausnahme 
von diesem Grundsatz gemacht. Dabei sollte es aber blei-
ben. Die Intention damals war, zu sagen: Wir setzen den 
Mindestlohn auf eine Untergrenze von 8,50 Euro fest. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Herr 
Kollege, der war zu niedrig festgesetzt! Das 
war das Problem! Viel zu niedrig!)

Danach sollte aber – so war die Vereinbarung – der Ge-
setzgeber nicht mehr tätig werden, um eine Politisierung 
des Mindestlohns zu verhindern. Die Anpassung sollte in 
der Verantwortung der Mindestlohnkommission liegen, 
weil diese paritätisch mit den Tarifpartnern besetzt ist. 
Diese Verankerung ist auch richtig, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. Bei der Lohnanpassung, die alle zwei 
Jahre stattfindet, hat die Mindestlohnkommission genaue 
Maßstäbe anzulegen. Sie hat die gesamte Situation und 
alle Einflüsse auf die Lohnfindung vollumfänglich zu 
berücksichtigen. Sie hat also die gesamtwirtschaftliche 
Situation unseres Landes zu berücksichtigen. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Macht 
sie eben nicht!)

Die Mindestlohnkommission ist im Jahre  2016 
schon tätig geworden – indem sie den Mindestlohn auf 
8,84 Euro erhöht hat –, und sie wird sich im kommenden 
Sommer wieder turnusmäßig mit der Höhe des Mindest-
lohns beschäftigen. 

Beate Müller-Gemmeke
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Was Sie mit Ihrem Antrag wollen, ist, die Grundregeln 
des Mindestlohngesetzes außer Kraft zu setzen. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein! 
Einmal grundsätzlich richtig festlegen! Mehr 
nicht!)

Sie wollen nämlich, dass die Lohnfindung nicht mehr bei 
den Tarifpartnern liegt; Sie wollen quasi eine Planwirt-
schaft einführen. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Un-
sinn! Großer Unsinn!)

Das lehnen wir natürlich strikt ab. Das sollten Sie mit 
Blick auf die Geschichte unseres Landes auch wissen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Wenn man Änderungen am Mindestlohngesetz vor-
nehmen will, dann sollte man eher den Weg wählen, es 
rechtssicherer und unbürokratischer zu machen. Ich nen-
ne zum Beispiel das Stichwort „Generalunternehmerhaf-
tung“, das in der heutigen Debatte noch nicht gefallen 
ist. Es ist für einen Unternehmer nicht so einfach, in der 
nächsten Stufe selber nachzuweisen, dass er Sorgfalt aus-
geübt hat und ihm nichts vorzuwerfen ist. 

Auch die Dokumentationspflichten sind bereits an-
gesprochen worden. Natürlich brauchen wir eine Doku-
mentation der Löhne und Arbeitszeiten, um Fehlverhal-
ten und Fehlhandlungen feststellen und sie anschließend 
auch ahnden zu können. Allerdings muss man dann die 
Frage stellen: An welcher Stelle fangen wir mit den Do-
kumentationen an? Wenn wir festlegen, dass noch bei 
einer Lohnhöhe von 2 958 Euro – das ist mehr als das 
Doppelte des Mindestlohns – Dokumentationen erfolgen 
müssen, dann halte ich diesen Betrag für zu hoch. Er soll-
te meines Erachtens gesenkt werden, weil die eigentliche 
Kerngrenze, an der es prekär werden kann, weitaus nied-
riger liegt. Dass die Arbeitgeber bei dem hohen Betrag 
noch entsprechende Dokumentationen vornehmen sol-
len, ist meiner Auffassung nach nicht verhältnismäßig. 

Ein weiterer Punkt ist meines Erachtens, wie man 
mit Verstößen und Sanktionen umgeht. Natürlich muss 
ein Verstoß gegen das Mindestlohngesetz sanktioniert 
werden. Das steht schon wegen der Wettbewerbsfreiheit 
außer Frage. Aber einen Ausschluss von öffentlichen 
Vergabeverfahren bereits bei einer Bußgeldhöhe von 
2  500  Euro  – bei einer maximalen Bußgeldhöhe von 
500 000 Euro –, also bei 0,5 Prozent der maximalen Buß-
geldhöhe, halte ich, ehrlich gesagt, für unverhältnismä-
ßig. 

Das wären Punkte, denen man sich widmen sollte, 
statt den Anträgen, die Sie stellen. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Wilfried Oellers.  – Nächste Rednerin: 

Kerstin Griese für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Kerstin Griese (SPD): 
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Gute Arbeit und gute Tariflöhne für alle, selbstver-
ständlich weit über dem Mindestlohn, das bleibt unser 
klares Ziel für die Arbeitswelt. Die SPD ist eine Kämp-
ferin für gute Arbeit und gute Löhne, und wir arbeiten 
daran, dass alle Menschen bessere Löhne bekommen. 

(Beifall bei der SPD)

Der Mindestlohn ist dabei die Haltelinie nach unten. 

Ich will auf Ihren Beitrag eingehen, Herr Riexinger. 
Luxemburg hat zwar einen Mindestlohn von 11,27 Euro, 
ist aber als Land nicht mit Deutschland vergleichbar. Mit 
Deutschland vergleichbare Länder haben Mindestlöhne 
zwischen 9  Euro und 9,50  Euro. Deutschland hat den 
Mindestlohn später eingeführt als andere Länder. Dank 
der SPD haben wir ihn endlich eingeführt, und er wird 
jetzt weiter erhöht.

(Beifall bei der SPD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Wir haben euch zum Jagen ge-
tragen! 20 Jahre lang!

Wir haben ihn durchgesetzt, und wir haben uns im Aus-
schuss für Arbeit und Soziales intensiv damit beschäftigt, 
wie und mit welchen Instrumenten wir ihn ausgestalten. 
Ich glaube, wir haben eine kluge Lösung gefunden. Wir 
haben uns in Großbritannien informiert – einige Kolle-
gen waren dabei –, wo eine Mindestlohnkommission mit 
sogar noch mehr Einfluss der Wissenschaft den Mindest-
lohn festsetzt. 

Unsere Mindestlohnkommission prüft im Rahmen ei-
ner Gesamtabwägung, welche Höhe passt und gut ist. Bei 
uns haben die Tarifpartner eine starke Stellung. Wo wir 
politisch Einfluss nehmen können, ist die Stärkung der 
Tarifentwicklung. Mehr Tarifbindung und bessere Tarif-
abschlüsse, das unterstützen wir politisch. 

(Beifall bei der SPD)

Da ist in der Tat die Politik gefragt; denn zur Freiheit, ge-
schätzter Kollege Zimmer, gehört eben auch die soziale 
Marktwirtschaft, und da kann Politik sehr wohl Politik 
machen, die Tarifbindung und Tariflöhne stärkt.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben gute Instrumente, wir haben eine starke Ta-
rifpartnerschaft. Der Mindestlohn ist ja Teil des Tarifau-
tonomiestärkungsgesetzes. Wir haben bei allen unseren 
Vorhaben immer darauf geachtet, da besondere Möglich-
keiten einzuräumen, da zu stärken, wo Tarifpartnerschaft 
besteht, wo es Tarifverträge gibt. Deshalb ist es gut, dass 
die Mindestlohnkommission mit den Sozialpartnern 
besetzt ist. Einen höheren Mindestlohn bekommt man 
durch mehr Tarifbindung. Dafür setzen wir uns ein.

(Beifall bei der SPD)

Wilfried Oellers
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Einen höheren Mindestlohn bekommt man aber auch 
durch höhere Löhne insgesamt. Deshalb hat Andrea 
Nahles den Pakt für anständige Löhne ins Leben geru-
fen. Damit hat sie deutlich gemacht, dass die positive 
Wirtschaftsentwicklung bei den arbeitenden Menschen 
ankommen muss. So kann man Politik für gute Löhne 
machen.

(Beifall bei der SPD)

Ich will einen Bereich ansprechen, der mir ganz wich-
tig ist, wo mehr passieren muss – ich hoffe, wir werden 
das in dieser Legislaturperiode angehen –, nämlich den 
Bereich der sozialen Arbeit, des Dienstes am Menschen. 
Wir haben die Allgemeinverbindlichkeit erleichtert. Ich 
wünsche mir sehr, dass wir es schaffen, einen allgemein-
verbindlichen Branchentarifvertrag Soziales zustande zu 
bringen, damit die Menschen, die diese wichtige harte 
Arbeit des Dienstes am Menschen leisten, anständig be-
zahlt werden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Es gibt vielleicht auch deshalb so viel Unmut bei der 
Linkspartei, weil sie leider nicht Väter und Mütter des 
Mindestlohngesetzes ist. Die Linken haben sich damals 
bei der Abstimmung enthalten. Sie haben eine Chance 
verpasst; schade. Sie haben nicht mitgemacht bei der 
Einführung des Mindestlohns in Deutschland.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist 
Geschichtsklitterung, Frau Kollegin! Ich kann 
es Ihnen gerne noch mal erklären, wenn die 
Präsidentin mich lässt!)

– Ich habe das Abstimmungsergebnis da: Enthaltung der 
Linksfraktion, fünf Gegenstimmen und zwei Enthaltun-
gen bei der Union und ansonsten Zustimmung im ganzen 
Haus. – Das war eine gute Entscheidung.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Kerstin Griese, erlauben Sie eine Zwischenfrage oder 

Zwischenbemerkung des Abgeordneten Birkwald?

Kerstin Griese (SPD): 
Eine Zwischenbemerkung hat er schon gemacht, der 

Herr Birkwald; ich habe es verstanden.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD)

Ich habe auch bereits darauf geantwortet. Wir haben 
schon öfter über die Tragik diskutiert, dass die Linkspar-
tei damals der Einführung des Mindestlohns nicht zuge-
stimmt hat.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir ha-
ben es angefangen, 1996! Nachweislich!)

Jetzt geht es darum, eine Politik für gute Löhne, für 
gute Arbeit zu machen, etwa durch Erleichterung der All-
gemeinverbindlichkeit. Olaf Scholz hat recht: Der Min-
destlohn muss weiter steigen. Andrea Nahles hat recht: 
Wir haben gute Instrumente dafür, dass er weiter steigen 
kann. Die Tarifpartner werden das verantwortlich in der 
Mindestlohnkommission entscheiden, und wir unterstüt-

zen sie dabei. Ich danke der Mindestlohnkommission 
und ihrem Vorsitzenden Jan Zilius ganz herzlich für ihre 
Arbeit.

Ihnen allen wünsche ich frohe Weihnachten und ein 
gesegnetes Fest.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Kerstin Griese, auch für die Einhaltung 

der Redezeit.  – Die letzte Rednerin in dieser Debatte: 
Jana Schimke für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Jana Schimke (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 

Debatte, die wir nicht nur heute hier über den gesetzli-
chen Mindestlohn, sondern auch immer wieder einmal 
über die gesetzliche Rente führen, krankt daran, dass den 
Menschen immer Versprechungen gemacht werden und 
dass bei ihnen Erwartungen geweckt werden, die nicht 
erfüllt werden können.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir 
fordern was! Wer verspricht denn hier was?)

Es war nicht Aufgabe unserer gesetzlichen Regelun-
gen, Erwartungen zu wecken. Es geht beim Mindestlohn 
nicht darum, Altersarmut zu verhindern, ihr vorzubeugen 
oder gar Wohlstand zu schaffen. Das ist gar nicht Sinn 
und Zweck eines Mindestlohns.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ach 
so? Altersarmut interessiert Sie nicht? Sehr 
schön!)

Es geht auch nicht darum, einen Urlaub zu finanzieren. 
Nein, es geht um einen gesetzlichen Mindeststandard, 
um eine Untergrenze, auf der man sozusagen aufbauen 
kann, aber nicht um das, was Sie den Menschen immer 
wieder versprechen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wer 
verspricht denn was? Wir fordern was! Wir 
machen einen Vorschlag!)

Ich sage noch eines: Ihre Versprechen führen dazu, 
dass der gesellschaftliche Unfriede wächst, weil die Er-
wartungen nicht erfüllt werden können. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Welche 
Versprechen? Wovon reden Sie? Wir haben ei-
nen Antrag eingebracht!)

Die Darstellung der Arbeitsmarktlage, die Sie uns regel-
mäßig präsentieren, ist falsch. Wir haben heute im Be-
reich der Tariflandschaft bei der Pflege, Herr Riexinger – 
Sie haben es eben erwähnt – oder auch im Bereich des 
Reinigungsgewerbes schon längst einen tariflichen Min-
destlohn, der über dem gesetzlichen Niveau liegt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist 
doch gut so!)

Kerstin Griese
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Das heißt, bei den Tarifverträgen, die wir haben, liegen 
wir schon heute mitunter weit darüber. Auch der Prozess 
der Angleichung zwischen alten und neuen Bundeslän-
dern schreitet immer mehr voran. Meine Bitte: Bleiben 
Sie bei den Fakten! Seien Sie ehrlich, 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sind 
wir!)

und streuen Sie den Menschen nicht immer Sand in die 
Augen!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nein, ein Mindestlohn schützt nicht vor Altersarmut 
und wird auch nicht zu Wohlstand führen. Er sichert ei-
nen Mindeststandard und ist ein weiterer Schritt  – das 
war bei seiner Einführung ein Hintergedanke –, um die 
Arbeit im Niedriglohnbereich besser zu machen. Er bie-
tet Menschen, die in diesem Segment beschäftigt sind, 
eine bessere Einkommensbasis. Aber das kann doch 
nicht das Ende der Geschichte sein.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
hat auch keiner behauptet!)

Es geht uns und unserer Arbeitsmarktpolitik darum, die 
Menschen aus diesem Niveau herauszubringen, sie wei-
terzuqualifizieren,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sie 
machen ja nichts dafür!)

sie zu fördern, sie in die Lage zu versetzen, auch in an-
dere Lohnbereiche vorzudringen. Das ist Ausdruck einer 
gesunden, einer gelebten Arbeitsmarktpolitik.

Meine Damen und Herren, wenn Politik auf Wirklich-
keit trifft, dann passiert das, was wir leider auch beim 
Mindestlohn erleben mussten. Es gab arbeitsmarktpoli-
tische Effekte; selbstverständlich gab es die. Deutsch-
land und die deutsche Wirtschaft, das sind aber nicht nur 
München oder Stuttgart, das sind auch die neuen Bun-
desländer. Ich bin aus der Region, aus der die Spreewald-
gurke kommt.

(Michael Theurer [FDP]: Sehr gut!)

Wir haben leider einen recht massiven Einbruch der An-
baufläche im Bereich Gemüse zu verzeichnen  – auch 
durch den Mindestlohn. Gemüseanbau, Landwirtschaft, 
das sind Branchen, die sehr lohnintensiv sind. Da füh-
ren solche gesetzlichen Maßnahmen dazu, dass mitunter 
auch Stellen abgebaut werden, dass Branchen in erhebli-
che Schwierigkeiten geraten.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage oder 

‑bemerkung?

Jana Schimke (CDU/CSU): 
Nein, ich möchte gern fortfahren.  – Das muss man 

einfach mal zur Kenntnis nehmen.

Ein weiterer Punkt. Jeder, der ein aufmerksamer Leser 
der Tagespresse ist, konnte in den letzten Tagen eine sehr 
interessante Darstellung aus dem Friseurhandwerk zur 
Kenntnis nehmen. Dort sagt man, dass ein Mindestlohn 

von 12 Euro im Moment durch die Branche gar nicht dar-
stellbar wäre, weil die Lohnkosten bei 60 Prozent liegen, 
weil man die Lohnkosten nicht auf die Kunden überwäl-
zen kann. So einfach, wie Sie sich das hier in diesem 
Hause manchmal gern machen wollen, ist es schlichtweg 
nicht. 

Es ist unsere Aufgabe, eine Politik zu machen, die 
die Realitäten der deutschen Wirtschaft abbildet, die die 
Vielfältigkeit der deutschen Wirtschaft abbildet, die da-
rauf Rücksicht nimmt, dass nicht jede Branche, nicht 
jedes Unternehmen so gewinnträchtig arbeiten kann wie 
möglicherweise die Metall- und Elektroindustrie. Das ist 
unsere Aufgabe. Deswegen müssen wir genau an dem 
Punkt ansetzen, an dem der Mindestlohn im Moment 
krankt. Wir müssen die Aufzeichnungs- und Dokumen-
tationspflichten reduzieren. Wir müssen auch im Bereich 
der Praktika noch mal ran; es gab einen massiven Abbau 
von Praktikumsplätzen. Wir müssen die Aufzeichnungs-
pflicht auch bei den Minijobs noch einmal überdenken, 
gegebenenfalls sogar abschaffen und viele andere Dinge 
ebenfalls in den Blick nehmen. Das ist Ausdruck einer 
gesunden, auch einer lernenden Politik, und dafür ma-
chen wir uns stark.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Schimke. – Damit schlie-

ße ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache  19/96 an den Hauptausschuss vorgeschla-
gen. – Sie sind damit einverstanden. Dann ist die Über-
weisung so beschlossen.

Ich rufe als letzte Tagesordnungspunkte in diesem 
Jahr die Tagesordnungspunkte 18 a und 18 b sowie die 
Zusatzpunkte 8 und 9 auf:

18.   a)	 Beratung des Antrags der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Paradise Papers – Steuersümpfe trocken-
legen 

Drucksache 19/239
Überweisungsvorschlag:	  
Hauptausschuss

b)	 Beratung des Antrags der Abgeordne-
ten Fabio De Masi, Klaus Ernst, Susanne 
Ferschl, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion DIE LINKE

Sofortmaßnahmen gegen internationale 
Steuervermeidung und Geldwäsche

Drucksache 19/219
Überweisungsvorschlag:	  
Hauptausschuss

ZP 8	 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD

Maßnahmen gegen unfairen Steuerwettbe-
werb

Jana Schimke
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Drucksache 19/233
Überweisungsvorschlag:	  
Hauptausschuss

ZP 9	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Christian 
Lindner, Christian Dürr, Renata Alt, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der FDP

Steuerschlupflöcher schließen, aggressive 
Steuervermeidung und Steuerhinterziehung 
beenden

Drucksache 19/227 
Überweisungsvorschlag:	  
Hauptausschuss

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre und 
sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich bitte, die Plätze zu tauschen bzw. einzunehmen, 
Gespräche oder Mindestlohndebatten woanders zu füh-
ren. – Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Lisa Paus 
für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist 

inzwischen vier Wochen her, dass erneut Daten veröf-
fentlicht wurden: die Paradise Papers  – nachdem wir 
LuxLeaks, SwissLeaks und die Panama Papers hatten. 
Erneut haben wir mitbekommen, wie massiv internati-
onal Steuervermeidung, Steuerhinterziehung und Geld-
wäsche betrieben werden und dass auch Deutsche daran 
beteiligt sind. Bisher hat sich dieses Hohe Haus damit 
nicht beschäftigt. Wir sagen: Wir müssen dringend darü-
ber sprechen;

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Wir 
haben immer darüber gesprochen! Wo waren 
Sie denn?)

denn es braucht dringend politische Konsequenzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Weil das vor vier Wochen nicht so eine große Aufre-
gung war, konnte man den Eindruck haben: Das ist nichts 
Neues. Man hat sich ein bisschen an den Skandal ge-
wöhnt. – Es stimmt: Wir kennen schon einiges. Gewisse 
Strukturen haben wir inzwischen kennengelernt. Es gibt 
bekannte Muster. Wir wissen zum Beispiel, dass nicht 
nur Starbucks, Google, Amazon und Apple, sondern auch 
Nike intensiv die Straße von Deutschland über die Nie-
derlande auf die Bermudas nutzen. Es gibt weitere Unter-
nehmen. Uns liegen nun noch bessere Daten darüber vor, 
wie viel das ist und in welchem Umfang das stattfindet.

Aber es gibt auch neue Sachverhalte. Das Ganze 
wird dadurch stärker thematisiert bzw. offengelegt, dass 
es auch innerhalb der Europäischen Union – Stichwort 
„Malta“ und andere Steueroasen – ein massives Problem 
gibt. In dem nun zur Diskussion stehenden Fall gibt es 
konkrete Belege dafür, dass sich deutsche Banken an ille-
galen Internetcasinos massiv und systematisch beteiligen 

und sich damit strafbar machen. Wir als Bundestag müs-
sen endlich etwas dagegen tun.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Die Paradise Papers zeigen noch einmal das dramati-
sche Ausmaß. Die Daten, die nun vorliegen, haben eine 
ganz andere Dimension als die Daten zuvor. Es geht um 
13 Millionen Datensätze aus 19 Steueroasen, eine große 
Anwaltskanzlei und eine Treuhandfirma aus Singapur, 
die sich auf dieses Feld spezialisiert haben. Diese Da-
tensätze machen das dramatische Ausmaß deutlich. Dem 
Gemeinwesen fehlt Geld. Nach Schätzungen haben wir 
allein in Deutschland jedes Jahr Mindereinnahmen aus 
der Körperschaftsteuer in Höhe von 17 Milliarden Euro 
zu verzeichnen. Das ist ein Drittel des gesamten Körper-
schaftsteueraufkommens in Deutschland. Aber es fehlt 
nicht nur Geld für das Gemeinwesen. Vielmehr handelt 
es sich hier auch um ein massives Gerechtigkeitspro-
blem. Nach belastbaren Schätzungen zum Beispiel des 
Ökonomen Zucman von der Berkeley University sind 
Steueroasen die Hauptursache für den massiven Anstieg 
der Ungleichheit in den OECD-Staaten. Auch deswegen 
müssen wir gezielt etwas dagegen tun. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es handelt sich hierbei ebenfalls um ein Wettbewerbs
problem; denn die derzeitigen Steuerregelungen führen 
dazu, dass die kleinen und mittleren Unternehmen in 
Deutschland im Schnitt ein Drittel mehr Steuern zahlen 
müssen als die internationalen Konzerne. Auch deswe-
gen müssen wir dringend etwas dagegen tun. 

Letzter Punkt. Es handelt sich des Weiteren um ein 
massives Sicherheitsproblem in Deutschland. Die Geld-
wäsche hat inzwischen ein beträchtliches Ausmaß ange-
nommen. Bislang ist dagegen politisch zu wenig getan 
worden. Wir müssen in diesem Punkt dringend handeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

So weit meine Meinung und die meiner Fraktion. 

Ich habe nun die geschäftsführende Bundesregierung 
gefragt, inwieweit sie der Auffassung ist, dass Handlungs-
bedarf besteht. Die geschäftsführende Bundesregierung 
hat gesagt, dass sie im Moment keinen Handlungsbedarf 
sieht. Das mag daran liegen, dass sie geschäftsführend 
ist. Wir als Fraktion der Grünen jedenfalls sagen: Es be-
steht deutlicher Handlungsbedarf. Deswegen haben wir 
diese Debatte initiiert und einen Antrag vorgelegt. 

Die zentralen Punkte möchte ich noch kurz nennen, 
Frau Präsidentin.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Aber wirklich kurz!

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja. – Erster Punkt. Herzlichen Dank an die investigati-

ven Journalisten! Wir brauchen dringend einen Whistle

Vizepräsidentin Claudia Roth
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blower-Schutz; denn wir sind auf die entsprechenden 
Informationen angewiesen.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Zweiter Punkt. Wir brauchen eine jährliche Debatte 
über die Probleme. Dafür brauchen wir eine fundierte 
Grundlage, einen Bericht über die geschätzten Minder-
einnahmen durch Steuerlücken, über den wir im Deut-
schen Bundestag regelmäßig diskutieren. Wir brauchen 
mehr Transparenz bei Konzernen. Wir brauchen ein öf-
fentlich zugängliches Country-by-Country Reporting 
und ein öffentlich zugängliches Register, das wirtschaft-
lich Berechtigte ausweist. Wir brauchen endlich wirksa-
me schwarze Listen. Auch im Immobiliensektor müssen 
wir einiges ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich freue mich, dass unsere Initiative dazu geführt hat, 
dass auch andere Fraktionen Anträge vorgelegt haben. 
Ich habe sie mir ganz genau durchgelesen. Ich sehe eini-
ges, was wir gemeinsam umsetzen können.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Aber die Inhalte können wir jetzt nicht mehr referie-

ren.

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Nein. – Ich freue mich darauf, dass wir dann im Janu-

ar in den Fachausschüssen über gemeinsame Initiativen 
beraten können.

Herzlichen Dank und schöne Weihnachtsferien.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Lisa Paus.  – Nächster Redner für die 

CDU/CSU-Fraktion: Dr. Mathias Middelberg.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Mathias Middelberg (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 

Meine Damen und Herren! Frau Paus, ich gehöre genau-
so wie Sie dem Bundestag acht Jahre an. Ich kann mich 
an kein Jahr bzw. an fast keinen Monat erinnern, in dem 
Steuergerechtigkeit sowie der Kampf gegen Steuerver-
meidung und illegalen Steuerbetrug nicht Thema waren. 
Das hat uns in den zurückliegenden Jahren eigentlich 
permanent beschäftigt.

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Aber was haben wir erreicht?)

– Ich nehme jetzt einmal das, was wir zunächst mit den 
Kollegen von der FDP in den vier Jahren vor der letzten 
Wahlperiode und dann auch mit den Sozialdemokraten 
gemacht haben, in Anspruch und werde Ihnen gleich ein 

paar konkrete Beispiele nennen. Es ist nämlich sehr viel 
Konkretes in den letzten Jahren geleistet worden,

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: So ist es!)

um beides zu bekämpfen: den illegalen Steuerbetrug und 
die legale Steuervermeidung, die uns insbesondere bei 
den Paradise Papers beschäftigt. 

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Wer war es? 
Wir waren es!)

Der erste und grundlegende Punkt war 2011 die Ini-
tiative des BEPS-Projektes, das Maßnahmen gegen Base 
Erosion and Profit Shifting beinhaltete, also gegen das 
Abschmelzen der steuerlichen Bemessungsgrundlage 
und gegen das Verschieben der Gewinne, ein Projekt, das 
Wolfgang Schäuble mit dem britischen und dem franzö-
sischen Finanzminister initiiert hat. Das ist mittlerweile 
ein international anerkanntes Projekt, dem sich zig Staa-
ten angeschlossen haben. Wir haben diese Maßnahmen 
bereits in nationales Recht umgesetzt. Wir warten darauf 
und hoffen, dass das auch andere Staaten tun. Ich richte 
diesen Aufruf insbesondere auch an die USA. Es wäre 
sinnvoll, dass auch die Amerikaner diese Prinzipien um-
setzten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie des Abg. Michael Theurer [FDP])

Dann haben wir 2014  – das ist die zweite zentrale 
Maßnahme, die ich nennen möchte – den automatischen 
Informationsaustausch über Finanzkonten eingeführt. 
Über 100  Staaten auf diesem Erdball haben das Ab-
kommen über den automatischen Informationsaustausch 
über Finanzkonten unterzeichnet und führen diesen jetzt 
auch durch. Das ist eine grundlegende Maßnahme, die 
dazu führt, dass unsere Finanzbehörden dann, wenn ein 
deutscher Staatsbürger im Ausland ein Konto unterhält, 
automatisch Informationen darüber erhalten. Das heißt, 
solche Fälle, wie wir sie mit Uli Hoeneß oder mit Alice 
Schwarzer hatten, wird es in Zukunft nicht mehr geben. 
Das ist die grundlegendste Maßnahme gegen Steuerver-
meidung, die wir überhaupt anführen können – auch das 
initiiert durch Finanzminister Wolfgang Schäuble. 

(Beifall bei der CDU/CSU  – Lisa Paus 
[BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Aber die 
Panama Papers haben andere Dimensionen!)

Dann hatten Sie, Frau Paus, das Thema LuxLeaks 
erwähnt. Die Reaktion darauf war, dass wir einen auto-
matischen Informationsaustausch über die damit verbun-
denen Tax Rulings, also die Tax-Regelungen, eingeführt 
haben.

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, was haben Sie erreicht?)

Auch dieser automatische Informationsaustausch ist in 
Kraft. Das heißt, diese Luxemburg-Nummer wird es in 
Zukunft nicht mehr geben. 

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ist doch nicht wahr!)

Wir haben das Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz 
gegen Briefkastenfirmen gemacht. Sie haben eine Kaf-
feehauskette angesprochen; ich will den Namen jetzt 
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nicht ausdrücklich nennen, aber, ich glaube, alle hier 
wissen, welche Kaffeehauskette, die auch in Deutschland 
viele Filialen betreibt, damit gemeint ist. Diese Kaffee-
hauskette hatte Steuerverschiebungsmodelle über Li-
zenzgebühren entwickelt, die über die Niederlande, über 
Irland oder whatever abgewickelt wurden. Das muss uns 
im Einzelnen nicht interessieren.

(Ulli Nissen [SPD]:Starbucks!)

Jedenfalls sind diese Modelle schon lange dank dieses 
Gesetzes nicht mehr möglich. Wir haben nämlich die 
Anerkennung entsprechender Lizenzgebührzahlungen 
beschränkt. Nur wo wirklich Geschäft stattfindet, findet 
auch Besteuerung statt. Das ist richtig. 

Den gesamten Kurs, der uns bei der Gestaltung steuer-
licher Regelungen treibt, zeichnet aus, dass wir sagen: Es 
muss da versteuert werden, wo wirklich Wertschöpfung 
stattfindet. Das ist das grundlegende und richtige Prinzip. 
Das andere Prinzip lautet: Wir arbeiten daran, Transpa-
renz darüber herzustellen, wo Leute Geld anlegen, wo 
Leute Geschäfte machen und wo wirklich Wertschöp-
fung stattfindet. Das ist die grundlegende Basis für eine 
faire Besteuerung. An diesem Projekt müssen wir konti-
nuierlich weiterarbeiten. Nur, wir können das leider nicht 
vollständig alleine klären. 

Es gibt auch andere kluge Kollegen. Der Kollege 
Kubicki etwa stellt in Interviews kluge Dinge fest wie 
etwa, dass wir dazu beitragen müssen, das Steuerrecht 
international zu vereinheitlichen. Dazu trägt gerade 
das eben genannte BEPS-Projekt bei. Auf diesem Weg 
kommen wir aber nicht in einer Woche voran. Dafür ist 
vielmehr ein mühseliges Arbeiten über Monate und Jah-
re nötig. Wir haben auch Jahre gebraucht, um den au-
tomatischen Informationsaustausch wirklich ins Werk 
zu setzen. Diesen Weg würde ich gerne kontinuierlich 
weiter beschreiten. Wir haben hier in den letzten Jahren 
Erfolgreiches geleistet. Es gibt immer noch Baustellen, 
bei weitem nicht mehr so viele wie früher, aber es gibt 
immer noch Baustellen. Wer demnächst regiert, ist jeden-
falls herzlich eingeladen, mit uns an diesen Baustellen 
und an diesen Problemen entschlossen weiterzuarbeiten.

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Dr. Middelberg. – Nächster Redner ist 

der Meister des Zollstocks: Lothar Binding für die SPD. 

(Beifall bei der SPD)

Lothar Binding (Heidelberg) (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr verehrte Damen und Herren! Ich bin in der glück-
lichen Lage, nach dem Kollegen Middelberg und nach 
Lisa Paus zu sprechen. Ich finde, Mathias Middelberg hat 
recht gehabt: Wir haben viel gemacht – sogar viel Gu-

tes –, haben viel erreicht. Trotzdem hat Lisa Paus recht: 
Wir müssen noch viel machen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Lisa 
Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Danke!)

Was hat uns eigentlich veranlasst, diesen Tagesord-
nungspunkt zum Thema Paradise Papers heute auf die 
Tagesordnung zu setzen, obwohl sie überhaupt keine 
neuen Steuervermeidungsstrategien aufgedeckt haben? 
Sie haben keine neuen Erkenntnisse gebracht – null. Was 
regt uns also auf? Die Dimension. Die Dimension hat uns 
etwas gezeigt, was wir nicht wussten: Es ist zur Normali-
tät geworden, wovon wir glaubten, es sei die Ausnahme. 
Das ist etwas besonders Schlimmes: diese Parallelwelt, 
in der sich etwas auf Kosten einzelner Staaten, auf Kos-
ten einzelner Völker zugunsten einzelner internationaler 
Konzerne entwickelt. 

Gegen diese Normalität müssen wir mehr tun als bis-
her. Deshalb gibt es den SPD-Antrag. Der beinhaltet eine 
Besonderheit, die wir so bisher nicht betrachtet haben, 
obwohl wir es schon mehrfach versucht hatten. Es han-
delt sich dabei um nationale Maßnahmen. Wir brauchen 
einzelne nationale Maßnahmen, um in diesem Sumpf ei-
nigermaßen regulieren zu können. 

Wenn heute Gewinne, die in der EU erwirtschaftet 
werden, über Mitgliedstaaten der EU – das ist das Be-
sondere; wir denken immer: Steueroasen sind die bösen 
Dritten außerhalb –, wie die Niederlande, Irland, Malta, 
unbesteuert in Drittstaaten durchgeschleust werden, dann 
geschieht das auf unsere Kosten und auch auf Kosten an-
derer großer Nationen, die das Geld für ihre Infrastruktur 
bitter bräuchten. 

Also: Steueroasen gibt es nicht nur in der Karibik, 
sondern auch in der EU. Leute nehmen für einen kleinen 
Vorteil in ihrem eigenen Land große Nachteile in ande-
ren Staaten in Kauf. Das ist eine Form des unfairen Um-
gangs, den wir nicht hinnehmen wollen. Deshalb glauben 
wir, dass wir sehr viel mehr machen müssen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Sylvia 
Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Was heißt jetzt „machen“, und was heißt „fairer Um-
gang“? Wir haben bereits Kriterien für unfairen Steuer-
wettbewerb, zum Beispiel durch Definitionen wie „Die 
Unternehmensbesteuerung ist intransparent“. Deshalb 
haben wir Transparenz gefordert. Ein weiteres Kriterium: 
„Wir haben Privilegien ohne wirtschaftlichen Hinter-
grund.“ Auch das haben wir einigermaßen eingedämmt. 
„Es gibt keine effektive Amtshilfe.“ Auch da haben wir 
einiges erreicht.

Was aber fehlt – das ist ein Kernfehler des BEPS-Pro-
jekts; das hast du, Lisa Paus, gut beschrieben –, ist: Eine 
Nullbesteuerung oder eine Dumpingbesteuerung gilt 
überhaupt nicht als unfair. Das gilt als fairer Wettbewerb. 
Die FDP hat dazu etwas gesagt; ich finde, viel Falsches. 
Aber es ist so, dass wir mit diesem Wettbewerb etwas 
induzieren, was letztendlich allen Staaten schadet. 

Wir brauchen unbedingt Mindeststeuersätze  – oder 
einen Korridor –, damit Gewinne nicht mehr unbesteu-
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ert in Drittländer durchgeschleust werden können. Das 
ist eine minimale Angelegenheit. Dazu müssen wir die 
Mutter-Tochter-Richtlinie angreifen, die Lizenzschran-
ke, die Zinsschranke, die Gemeinsame konsolidierte 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage in den Blick 
nehmen. Das ist nicht hochkompliziert, das müssen wir 
aber machen, teilweise mit nationalen Maßnahmen. 

Einen weiteren Punkt hat Lisa Paus schon vorgetra-
gen: Wir brauchen schwarze Listen in einer neuen Qua-
lität.

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja!)

Allerdings helfen schwarze Listen allein nichts. Wir 
müssen uns auch überlegen, welche gemeinsamen Sank-
tionen wir für diejenigen haben, die auf diese schwarze 
Liste geraten; denn wenn es keine Sanktionen gibt – das 
ist klar –, stört es mich auch nicht sonderlich, dass ich auf 
einer schwarzen Liste stehe. 

Ich will noch die beiden Maßnahmen nennen, die uns 
wichtig sind und die wirksam sein können. Gelegentlich 
wird mir dabei quittiert, ich würde Unternehmen unter 
Generalverdacht stellen. Es ist aber so: Ich stelle nur die 
Gauner unter Verdacht, alle anderen nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Was wollen wir machen? Wir brauchen eine Quellbe-
steuerung. Das, was wir üblicherweise jedem Arbeitneh-
mer abverlangen, wollen wir auch dem Unternehmen ab-
verlangen. Stellt sich hinterher heraus, die Überweisung 
ins Ausland war in Ordnung, sie hatte einen wirtschaftli-
chen Grund, wird die Steuer erstattet, wenn nicht, haben 
wir unser Steuersubstrat gerettet. Das ist das eine. 

Zum anderen brauchen wir eine Beschränkung des 
Betriebsausgabenabzugs für die Gelder, die unversteuert 
im Ausland landen. Werden sie dort fair besteuert, so ist 
es wunderbar, dann kann man den Betriebsausgabenab-
zug zulassen. Werden sie dort nicht besteuert, dann kön-
nen sie hier nicht in Abzug gebracht werden.

(Beifall bei der SPD)

Wir hätten sonst eine doppelte Nichtbesteuerung. Das ist 
das besonders Unfaire.

Wer für ein faires System eintritt, kommt eigentlich 
nicht drumherum, unseren hervorragenden Antrag zu un-
terstützen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Lothar Binding. – Der nächste Redner 

hält jetzt seine erste Rede im Deutschen Bundestag. Ich 
rufe für die AfD auf: Leif-Erik Holm.

(Beifall bei der AfD)

Leif-Erik Holm (AfD): 
Liebe Bürger! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 

Damen und Herren! Man kann sich dem Thema „Steu-
ervermeidung und Paradise Papers“ grundsätzlich von 
zwei Seiten nähern. Man kann natürlich darüber lamen-
tieren, dass anderswo die Steuern viel zu niedrig sind. 
Man kann aber auch die Frage stellen, ob die Steuern bei 
uns nicht zu hoch sind.

(Beifall bei der AfD)

Laut einer neuen Studie der OECD zieht der Staat bei 
uns fast 50  Prozent des Durchschnittseinkommens an 
Steuern und Abgaben ein, und die Umsatzsteuer ist da 
noch nicht drin. Damit sind wir Weltspitze. Hier liegt das 
Problem, und nicht woanders.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Wir brauchen, wenn Sie so wollen, Paradise Papers 
auch für Otto Normalbürger und Otto Normalunterneh-
mer in Deutschland oder besser eine durchgreifende 
Steuerreform mit einer klaren Entlastung.

(Beifall bei der AfD – Dr. Jens Zimmermann 
[SPD]: Wir können nicht alle in die Schweiz 
ziehen!)

Lasst den Deutschen endlich mehr von ihrem hart ver-
dienten Geld in der Tasche.

(Dr.  Anton Hofreiter [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Die kleinen Leute hinterziehen 
die Steuern aber gar nicht!)

Aber das kriegen Sie eben seit Jahrzehnten nicht auf die 
Reihe.

(Dr.  h.  c.  Hans Michelbach [CDU/CSU]: 
Sie haben das Thema verfehlt!  – Dr.  Anton 
Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: To-
tale Themaverfehlung!)

Ich erinnere mich noch an die 90er-Jahre: War nix mit der 
großen Steuerreform! Sie kamen einfach nicht zu Potte. 
Die Steuererklärung auf dem Bierdeckel von Friedrich 
Merz ist auch versandet, und 2005 wurde Professor 
Kirchhof mit Schimpf und Schande von Frau Merkel 
entsorgt.

(Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: Diese Rede 
ist Schrott!)

Bis heute ist in Sachen Steuerreform nichts Wesentli-
ches passiert. Wir haben nach wie vor eines der komple-
xesten Steuersysteme der Welt.

(Beifall bei der AfD)

Da ist es natürlich kein Wunder, wenn sich die sogenann-
ten Reichen mit ihren Heerscharen an Steuerberatern die 
passenden Schlupflöcher suchen, während Kleinverdie-
ner und Mittelstand in die Röhre schauen, und das ist in 
der Tat ungerecht.

(Beifall bei der AfD)

Dazu kommt die kalte Progression, die endlich abge-
schafft gehört.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
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Das wird nur nicht gemacht, weil sie dem Finanzminister 
immer weiter steigende Einnahmen beschert.

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Thema!)

So wird der Spitzensteuersatz heute schon bei mittleren 
Verdienern fällig. Früher galt er erst bei Gehältern, die 
mindestens 15-mal so hoch waren wie der Durchschnitts-
lohn. Heute zahlt man den Spitzensteuersatz bereits bei 
dem 1,3-Fachen.

(Beifall bei der AfD)

Der Normalbürger ist klar zur Melkkuh der Nation ge-
worden. Das müssen wir ändern. Daran arbeiten wir als 
AfD. Eine Entlastung ist ja möglich. Während den Bür-
gern seit Jahren durch die Niedrigzinspolitik der EZB 
Milliarden entgehen, genau genommen Hunderte Milli-
arden,

(Lothar Binding [Heidelberg] [SPD]: Sie müs-
sen zwischen Nominal- und Realzins unter-
scheiden!)

spart der Bund Milliarden. Es entstehen Jahr für Jahr 
Überschüsse, und es gehört sich, dass davon etwas an die 
Steuerzahler zurückgegeben wird.

(Beifall bei der AfD)

Wenn wir die eigenen Hausaufgaben hier bei uns ge-
macht haben, dann können wir uns auch um einen fairen 
internationalen Steuerwettbewerb kümmern. Da kann 
man natürlich über manche Dinge reden. Aber der hier 
insbesondere von der linken Seite des Plenums vorge-
schlagene Mindeststeuersatz wäre ein falscher Ansatz; 
denn er hebelt den Wettbewerb aus, und der ist absolut 
wichtig. Ansonsten werden Politiker nämlich zu schnell 
zu bequem.

(Dagmar Ziegler [SPD]: So richtig Ahnung 
haben Sie nicht!)

Solange sie sich keine Gedanken machen müssen, dass 
Unternehmen ins Ausland abwandern könnten,

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Sie wandern ja 
nicht aus! Die schieben ihre Gewinne dahin!)

so lange haben sie nicht mehr als die bloße Einnahmen-
maximierung im Kopf. Wettbewerb ist eben ein Korrek-
tiv zur Politik und deshalb wichtig.

(Beifall bei der AfD – Dagmar Ziegler [SPD]: 
Sie haben einen schlechten Redestil!)

Es geht hier auch um Souveränität. Das sage ich ins-
besondere in Richtung SPD. Das Budgetrecht ist das hei-
lige Recht eines jeden nationalen Parlamentes. Sie kön-
nen sich sicher sein, dass dieses Recht, insbesondere im 
Ausland, niemand an der Garderobe abgeben wird. Auf 
solche komischen Ideen kommen offensichtlich nur deut-
sche Tagträumer, die auf Biegen und Brechen die Verei-
nigten Staaten von Europa erzwingen wollen.

(Beifall bei der AfD)

Aber das ist ein Irrweg. Wir bitten Sie: Kehren Sie 
schnellstens um.

Meine Damen und Herren, es lässt sich trefflich über 
unfaire Steuerbedingungen reden. Aber diese Art von 
Steuervermeidung wird es immer geben. Das werden 
wir wirklich nur begrenzt beeinflussen können. Deshalb 
macht es keinen Sinn,

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Kapitulation!)

heute hier mit vier Anträgen Nebelkerzen zu zünden und 
den Bürgern zu suggerieren, wir könnten da von heute 
auf morgen Grundlegendes ändern.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Kümmern Sie sich lieber um unser eigenes, dringend 
sanierungsbedürftiges Steuersystem. Die Baustelle ist 
wirklich groß genug.

(Beifall bei der AfD)

Entlasten Sie die Bürger und Unternehmen. Wir als 
AfD-Fraktion sehen das jedenfalls als unsere Aufgabe an. 

Herzlichen Dank und Ihnen allen ein schönes Weih-
nachtsfest.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank.  – Nächster Redner in der Debatte: 

Michael Theurer für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Michael Theurer (FDP): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! LuxLeaks, 
Panama Papers, Paradise Papers – sie haben eine Dimen-
sion der aggressiven Steuervermeidung an den Tag ge-
bracht, die sich viele nicht vorstellen konnten. Es besteht 
in der Tat politischer Handlungsbedarf, vor allen Dingen 
weil wir feststellen müssen, dass es keine fairen Wettbe-
werbsbedingungen gibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn die Wissenschaftler des Zentrums für Europä-
ische Wirtschaftsforschung in Mannheim an das Tages-
licht gebracht haben, dass sich der Kostennachteil, den 
kleine und mittlere Unternehmen zu gewärtigen haben, 
die diese aggressiven Steuervermeidungsmodelle nicht 
nutzen können oder aus ethischen Gründen nicht nutzen 
wollen, auf 25 bis 30  Prozent beläuft, dann ist Hand-
lungsbedarf gegeben.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LIN-
KEN sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, wir als Freie Demokra-
ten sind für Steuerwettbewerb. Aber dieser Wettbewerb 
muss fair sein. Wenn behauptet wird, diese aggressiven 
Steuervermeidungsmodelle seien innerhalb der Europäi-
schen Union legal gewesen, dann stimmt das nicht; denn 
sie verstoßen gegen Gemeinschaftsrecht. Es war die li-
berale Wettbewerbskommissarin Margrethe Vestager, die 
hier eingegriffen hat. Ich finde, dieser Mut, auch einmal 
internationalen Großkonzernen wie Apple die Stirn zu 
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bieten, erfordert Respekt. Es ist richtig, dass Irland auf-
gefordert wurde, 13  Milliarden Steuern nachzufordern 
von einem Konzern wie Apple, der 0,0005 Prozent Kör-
perschaftsteuer bezahlt hat. Das ist ein Skandal, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es kann nicht sein, dass der Bäckermeister in Karlsruhe 
oder in Horb seine Steuern bezahlt, aber internationale 
Ketten eben nicht. 

Die Paradise Papers haben gezeigt: Unmittelbar nach 
dieser Entscheidung der Europäischen Kommission, ge-
gen die Apple klagt, gegen die auch Irland klagen woll-
te – glücklicherweise gibt es jetzt ein Einsehen dort –, hat 
Apple seine Konzernzentrale weiter verlagert auf die Ka-
nalinseln. Was ist zu tun? Der zentrale Erkenntnisgewinn 
der Ausschüsse TAXE 1 und TAXE 2 im Europäischen 
Parlament war, dass die Kombination von 28 überkom-
plexen Steuersystemen zwangsläufig zu Schlupflöchern 
führt, die dann genutzt werden; teilweise legal, teilweise 
illegal. Das müssen wir ändern. In einem Binnenmarkt 
mit freier Bewegung des Kapitals brauchen wir verbind-
liche gemeinsame Regeln in der Unternehmensbesteue-
rung durch eine gemeinsame konsolidierte Körperschaf
sbemessungsgrundlage. Dafür stehen wir, dafür kämpfen 
wir als Freie Demokraten. 

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Wir kämpfen aber gegen die Vereinheitlichung der Steu-
ersysteme; denn wir wollen, dass der Wettbewerb über 
die Steuersätze stattfindet und eben nicht über die Mani-
pulation der Bemessungsgrundlage.

Meine Damen und Herren, mit dem Antrag der FDP 
legen wir aber auch den Finger in die Wunde, was Ver-
säumnisse im Inland angeht. Automatischer Informati-
onsaustausch ist ein großer Fortschritt in Europa. Was 
wir aber auch brauchen, sind Betriebsprüfer, die sich 
den komplexen Aufgaben auch der grenzüberschreiten-
den Betrachtung von Transferpreisen, auch von Lizenz-
modellen stellen können. Sie müssen besser ausgebildet 
werden. Sie müssen auch über entsprechende Ressourcen 
verfügen. Hier sind die Länder gefordert, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dann wollen wir natürlich darüber hinaus den interna-
tionalen Aspekt der Wettbewerbsfähigkeit nicht verges-
sen. Trumps Steuerreform wird den Druck noch erhöhen. 
US-amerikanische Konzerne, die Milliarden, wenn nicht 
sogar Billionen steuerfreien Cashflow in Offshore-Juris-
diktionen bunkern, um damit Marktgewinnungsstrategi-
en zu finanzieren, erfordern eine Antwort. Hier werden 
wir auf die Amerikaner zugehen müssen, Druck machen 
müssen. Aber wenn wir feststellen, dass wir uns nicht 
durchsetzen können, dann müssen wir einen Rat der 
OECD auch berücksichtigen. Die OECD empfiehlt näm-

lich als besten Kampf gegen Steuervermeidung ein Steu-
ersystem, das einfach ist und niedrige Sätze hat. 

(Zuruf von der FDP: So ist es!)

Auch wir sind aufgefordert, zu schauen, ob man Büro-
kratie abbauen kann, 

(Beifall bei der FDP)

Steuern vereinfachen und Steuersätze senken kann. Dann 
ist der Anreiz, Steuern zu vermeiden, auch geringer. Das 
wollen wir, die Freien Demokraten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Michael Theurer.  – Nächster Redner: 

Fabio De Masi für die Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN)

– Diether Dehm gibt heute den Cheerleader.

Fabio De Masi (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Vor Gericht würde die Verlesung der Anklageschrift 
viel Zeit kosten: „Offshore-Leaks“, Luxemburg Leaks, 
SwissLeaks – für Frau Weidel –, 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Ulli Nissen [SPD]: Der war 
gut!)

Panama Papers, Bahamas Leaks und nun die Paradise Pa-
pers. Zeit ist Geld: 17 Milliarden Euro entgehen Deutsch-
land jedes Jahr durch legale Steuertricks von Konzernen. 
Mit der illegalen Steuerhinterziehung sind es in der EU 
Hunderte Milliarden Euro. US-Senator Bernie Sanders 
warnt, dass wir zunehmend unter Kontrolle einer Oligar-
chie stehen, Stichwort „Parteispenden von Konzernen“, 
die Sie alle ja dankbar empfangen. Bei Steuergerechtig-
keit geht es daher auch um Demokratie.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] – Wolfgang Kubicki [FDP]: Sie haben 
ja noch die SED-Millionen!)

Acht Personen besitzen so viel wie die Hälfte der 
Welt, also 3,6 Milliarden Menschen. In Deutschland ver-
fügen die reichsten 10 Prozent der Haushalte über zwei 
Drittel des Nettovermögens. Die Hälfte der Bevölkerung 
besitzt unter dem Strich nichts. Unser Land bröckelt der-
weil angesichts schwarzer Nullen. Die jährliche Investi-
tionslücke bei Krankenhäusern oder Wohnraum beträgt 
100 Milliarden Euro. Selbst der IWF fordert daher eine 
Vermögensteuer in Deutschland.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Konzerne drücken Steuern auf fast null. Aber jede 
Krankenschwester, jeder Bäcker muss hier Steuern zah-
len, oft 30 Prozent. Ob Apple, Nike oder Google, sie ver-
schieben Gewinne über künstliche Zinsen oder Lizenz-
gebühren in Briefkästen. Die Steueroasen sind mitten in 

Michael Theurer 
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Europa: die Niederlande, Irland oder Malta, wo kritische 
Journalisten sterben. Insofern ist die schwarze Liste der 
EU ein Witz. Interessant ist nicht, wer draufsteht, son-
dern wer nicht: 

(Beifall bei der LINKEN)

kein Luxemburg, keine USA, die den Informationsaus-
tausch boykottieren und nun Konzernen und dem Clown 
in Washington die Steuern senken. Mit null Prozent Steu-
ern ist man laut dieser Liste nicht automatisch Steueroa-
se. Dass ist so, wie zu behaupten, mit 100 Prozent Alko-
hol im Blut sei man nüchtern.

(Beifall bei der LINKEN)

Es geht auch um Geldwäsche von Kriminellen und 
Terroristen; das scheint die AfD offenbar nicht zu stö-
ren. Wir sind laut Bundeskriminalamt Gangsta’s Paradi-
se, etwa im Immobiliensektor. 24 000 Geldwäschemel-
dungen stapeln sich bei der Financial Intelligence Unit. 
Bei BKA und LKA waren 300 Beamte zuständig, beim 
Zoll sind es nur noch 100 inklusive Aushilfen. Ich zitiere 
den Vize-Chef des Bundes Deutscher Kriminalbeamter, 
Sebastian Fiedler: 

Das ist eine sicherheitspolitische Katastrophe. Da-
mit ist die Geldwäschebekämpfung in Deutschland 
nahezu komplett vor die Wand gefahren worden.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Eine Woche nach Veröffentlichung der Paradise Pa-
pers sabotierte die Bundesregierung in Brüssel ein öffent-
liches Register der wahren Eigentümer von Firmen und 
Trusts. Sie blockieren auch ein Immobilienregister. Jan 
Böhmermann sagt: „Ich hab Polizei“, Mafiosi würden sa-
gen: Ich hab Bundesregierung.

(Beifall bei der LINKEN – Ralph Brinkhaus 
[CDU/CSU], an Vizepräsidentin Claudia Roth 
gewandt: Also, Frau Roth, das ist eine Ge-
schichte, die geht ein bisschen weit!)

Wir brauchen ein Unternehmensstrafrecht, damit 
Staatsanwälte oder die BaFin nicht vor Gangstern in 
Nadelstreifen kapitulieren. Banken ist bei Beihilfe zu 
schwerer Steuerhinterziehung die Lizenz zu entziehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Konzerne sollten für jedes Land Gewinne und Steuern 
ausweisen  – öffentlich, wie im Banken- und Rohstoff-
sektor. Steuerpate Juncker ist dafür; die Bundesregierung 
verhindert das.

Herr Kubicki, Strafverteidiger eines Cum/Ex-Ab-
zockers, forderte, Konzernen den Abzug von Betriebs
ausgaben in Deutschland zu verweigern, wenn diese in 
Steueroasen flössen. Dazu brauche man keine Einigung 
von 28 EU-Staaten – da hat er recht. Die Linke stellt dies 
gerne hier zur Abstimmung.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sollten auch Dividenden, Zinsen und Lizenzen 
direkt an der Quelle in Deutschland besteuern, bevor sie 
in Steueroasen fließen. Die USA haben das der Schweiz 
angedroht – sofort hat sie Bankdaten geliefert. Wir müs-

sen nicht warten, bis die USA Fakten schaffen. So erhöht 
man den Druck, internationale Lösungen zu finden.

(Beifall bei der LINKEN)

EU-weite Mindeststeuern für Konzerne gehen nur mit 
neuen Verträgen. Daher waren wir gegen diese EU-Ver-
träge. Aber wer hindert Sie daran, statt mit Frankreich 
aufzurüsten, mit Mindeststeuern gemeinsam gegen Steu-
erflüchtlinge voranzugehen? Erich Kästner wusste: 

Es gibt nichts Gutes 	  
außer: Man tut es.

Die Linke tut es.

Fröhliche Weihnachten und vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Danke, Herr De Masi. Möglicherweise wird 

Dr. Michelbach, der nächste Redner auf diesen „Mafio-
si“-Vergleich eingehen. 

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Das geht 
nicht! Können Sie doch auch mal sagen!)

– Ja, deswegen sage ich es doch! Was ich sage, ist meine 
Entscheidung, lieber Kollege. Und ich vertraue da sehr 
auf Herrn Dr. Michelbach.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. h. c. Hans Michelbach (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ob nun 

Panama Papers oder jetzt Paradise Papers, ob Steueroa-
sen, Briefkastenfirmen, Steuergestaltung oder Geldwä-
sche: Diese Themen haben den Bundestag in den ver-
gangenen Jahren intensiv beschäftigt. Es wurde aber 
nicht nur geredet, es wurde auch gehandelt. Das ist die 
Wahrheit. Wir werden auch weiter handeln. Das kann ich 
Ihnen versprechen. Wir müssen also nicht erst anfangen 
und schon gar nicht sofort, wie verschiedene Fraktionen 
hier suggerieren. 

Ich verstehe, dass die Fraktionen neu sind und daher 
vielleicht etwas nicht ganz mitbekommen haben. Etwas 
anderes ist das bei den Kollegen der SPD. 

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Wir haben es 
sehr genau mitbekommen!)

Wir haben gemeinsam vieles erreicht. Wir, CDU und 
CSU, und unser damaliger Finanzminister Wolfgang 
Schäuble sind Vorreiter im Kampf gegen Steuerhinterzie-
hung, Steuervermeidung und Wettbewerbsverzerrungen 
in der Europäischen Union und weltweit innerhalb der 
OECD. Das ist die Wahrheit. All dies waren Dauerthe-
men im Kabinett, im Bundestag und auf europäischer 
Ebene sowie bei G  20. Wir haben in den vergangenen 
Jahren unter der Beteiligung des Bundestags eine ganze 
Serie von Initiativen und Gesetzen zur Beseitigung der 
genannten Probleme beschlossen. 

Ich erinnere erstens an unseren Zehn-Punkte-Plan mit 
Maßnahmen auf nationaler und internationaler Ebene. 

Fabio De Masi 
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Ich erinnere auch an die BEPS-Initiative von OECD und 
G 20 und an die Umsetzung des BEPS-Umsetzungsgeset-
zes vom Dezember 2016 in nationales deutsches Recht. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Dr. Michelbach?

Dr. h. c. Hans Michelbach (CDU/CSU): 
Ja bitte?

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Sind Sie bereit, Frau Paus eine Frage oder eine Zwi-

schenbemerkung zu erlauben?

Dr. h. c. Hans Michelbach (CDU/CSU): 
Lisa Paus immer. Bitte.

(Michael Theurer [FDP]: Ein Gentleman!)

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Michelbach, Sie haben völlig recht: 

Wir haben uns in den letzten Jahren mit vielen Gesetzen 
beschäftigt. Auch ich war Mitglied des Finanzausschus-
ses. Aber wir haben doch das Problem im Deutschen 
Bundestag, dass wir zwar Gesetze beschlossen haben, 
durch die Veröffentlichung der Paradise Papers aber fest-
stellen mussten, dass nach wie vor Milliarden Euro an 
Steuergeldern nicht gezahlt werden und dass die Bevöl-
kerung in Deutschland einfach nicht versteht, dass wir 
Gesetze beschließen, die aber nicht wirklich einen Effekt 
haben. Deswegen sage ich: Wir als Deutscher Bundestag 
haben die Verantwortung, diese beiden Aspekte zusam-
menzubringen. 

Wir müssen feststellen, dass wir zwar Gesetze be-
schlossen haben, sie aber offenbar nicht die Wirkung 
haben, dass die jetzt bekanntgewordene Dimension an 
Steuerhinterziehung, an Steuergestaltung und an Geld-
wäsche tatsächlich eingedämmt wird. Sind Sie mit mir 
der Meinung, dass wir nicht einfach nur etwas tun soll-
ten, sondern dass wir auch die Effektivität unserer Hand-
lungen überprüfen sollten, und dass es nach wie vor 
Handlungsbedarf in diesem Bereich gibt? Denn das, was 
wir an Gesetzen beschlossen haben, passt nicht zu dem, 
was an Problemdimension vorhanden ist. 

(Lothar Binding [Heidelberg] [SPD]: Aber es 
hat schon Wirkung!)

Dr. h. c. Hans Michelbach (CDU/CSU): 
Frau Kollegin Lisa Paus, es ist selbstverständlich  – 

und das habe ich ausdrücklich gesagt – weiterer Hand-
lungsbedarf gegeben. Es ist klar: In einer globalisierten 
Wirtschaft wird es immer illegale Steuerpraktiken und 
Geldwäsche geben. 

Ich bin aber gegen eine Skandalisierung. Es wurde 
eine völlig überzogene Zahl genannt, mit der ich nichts 
anfangen kann und die völlig aus der Luft gegriffen ist: 
Angeblich fehlen 17  Milliarden Euro an Körperschaft-
steuer. Diese Zahl ist unbewiesen. 

Ich bin auch gegen Pauschalverdächtigungen gegen-
über einzelnen Unternehmen. Es muss um Fakten gehen. 
Wenn wir unsere Aufgabe wahrnehmen, müssen wir uns 
konkret an der Sache orientieren. Wir müssen gegen 
Steuervermeidung vorgehen und für Steuergerechtigkeit 
sorgen. Das ist unsere Aufgabe, der wir Schritt für Schritt 
nachkommen müssen. 

Es ist klar, dass sich die beratenden Berufe immer 
neue Dinge einfallen lassen – ich habe nichts dagegen –, 
aber wir müssen das abstellen, wenn wir der Auffassung 
sind, dass etwas Illegales stattfindet, dass die Steuerver-
meidung nur einigen wenigen dienlich ist.

Klar ist, dass wir internationale Vereinbarungen ge-
troffen haben, zum Beispiel den automatischen Informati-
onsaustausch über Finanzkonten. Das Country-by-Coun-
try Reporting war ein wichtiger gemeinsamer Schritt, 
den wir gegangen sind. Es ist nicht so, dass am deutschen 
Wesen alles genesen kann. Das ist eine internationale 
Aufgabe. Nur gemeinsam mit den anderen Ländern, mit 
Überzeugungskraft und guten Argumenten können wir 
in Verhandlungen funktionsfähige Instrumente schaffen. 
Das ist die eigentliche Frage. Wir müssen das Gesetz zur 
Umsetzung der Geldwäscherichtlinie und alles Weitere 
voranbringen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir wollen natürlich klare Steuerentlastungen. Wir 
stellen uns dem Steuerwettbewerb; aber wir wollen keine 
illegale Steuergestaltung. Die Argumentation, dass mit 
der Steuerreform, die wir hier vielleicht noch durchset-
zen müssen, Steuerdumping beschönigt werde, verstehe 
ich nicht. Das ist der falsche Ansatz.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Das stimmt!)

Wir müssen dafür sorgen, dass der normale Steuerbürger 
ernst genommen wird. Wir müssen Steuerentlastungen 
voranbringen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD sowie des 
Abg. Michael Theurer [FDP])

Letzten Endes müssen wir auch für die Wirtschaft die 
Weichen richtig stellen. Ich bin der Auffassung, dass 
auch über eine Unternehmensteuerreform geredet wer-
den muss, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
AfD und der FDP)

und zwar auf Basis der Rechtsformneutralität, der Fi-
nanzierungsneutralität und der Organisationsneutralität. 
Auch das wird eine Aufgabe dieses Bundestages in dieser 
Legislaturperiode sein.

Ich glaube, die Steuerpolitik wird in den nächsten Jah-
ren eine ganz wichtige Aufgabe sein.

(Beifall bei der AfD)

Ich lade Sie herzlich ein, nicht zur Kanalisierung, nicht 
zur Beschönigung, sondern dazu, die Steuerpolitik rich-
tig zu gestalten. Das ist unsere Aufgabe.

Dr. h. c. Hans Michelbach
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Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD und der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Dr.  Michelbach.  – Nächster Redner: 

Dr. Jens Zimmermann für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Jens Zimmermann (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lux

Leaks, Panama Papers und jetzt die Paradise Papers – da 
will man doch eigentlich sagen: Ich kann es nicht mehr 
hören! Aber das können wir als Bundestag leider nicht 
sagen; denn wir müssen mit den erneuten Enthüllungen 
umgehen. Es ist richtig, dass bei den Paradise Papers kein 
neues Schema zu erkennen ist; aber sie erinnern uns an 
die Hausaufgaben, die wir alle immer noch zu tun haben.

Wir haben in den letzten vier Jahren einiges gemacht – 
da gebe ich dem Kollegen Michelbach recht –; aber umso 
mehr muss es uns doch aufschrecken. Offensichtlich war 
das, was wir gemacht haben, nicht ausreichend. Wir 
müssen konstatieren, dass internationale Vereinbarungen 
wichtig und richtig sind, dass die Vereinbarung allein 
aber nicht hilft, wenn sie am Ende des Tages nicht mit 
Leben gefüllt wird.

(Beifall bei der SPD)

An dieser Stelle muss man genau auf unsere Freunde, 
auf unsere Partner in der EU schauen. Irland ist in die-
sem Zusammenhang bereits genannt worden. Auch ich 
werde nicht müde, die Situation dort anzusprechen. Ja, 
Steuerwettbewerb zwischen Ländern ist in einem gewis-
sen Maße in Ordnung. Die Frage ist aber: Ist es in Ord-
nung, wenn ein Mitgliedsland der Europäischen Union 
seine Volkswirtschaft, sein Geschäftsmodell quasi darauf 
aufbaut, Gewinne aus anderen Mitgliedsländern syste-
matisch abzuziehen und dann mit sehr niedrigen Steuer-
sätzen zu versehen? Mit einem solchen Modell wird am 
Ende die Solidarität in der Europäischen Union gegen die 
Wand gefahren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Deswegen rufe ich den Freunden in Irland zu: Wenn es 
jetzt um den Brexit geht, können sie zum Beispiel bei der 
Frage nach der Grenze zwischen Irland und Nordirland 
auf unsere Unterstützung, auf unsere Solidarität hoffen. 
Aber Solidarität ist eben keine Einbahnstraße. Es kann 
einfach nicht sein, dass ein Land Einnahmen in Höhe von 
13 Milliarden Euro von dem Unternehmen Apple nicht 
einfordern will. Am Ende geht es um Gewinne, die auch 
hier in Deutschland erwirtschaftet wurden. So kann das 
nicht funktionieren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Deswegen sagen wir als SPD-Bundestagsfraktion 
ganz klar: Das bleibt weiter Aufgabe von uns allen. Ich 
finde, es ist zu kurz gegriffen, wenn es dann wieder heißt, 
es gebe überbordende Bürokratie, und wir dürften die 
Unternehmen nicht so sehr belasten. Der Mittelstand in 

Deutschland und alle Bürgerinnen und Bürger, die or-
dentlich ihre Steuern zahlen, sind doch die Gelackmei-
erten dieser Praxis.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der LINKEN und der FDP)

Es muss unser aller Interesse sein, dass sich an dieser 
Situation etwas ändert. Ich hoffe, dass wir in diesem Be-
reich – wir haben ja heute nicht weniger als vier Anträge 
zu diesem Thema vorliegen – weiter entschieden voran-
gehen werden.

In diesem Sinne: Frohe Weihnachten!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Jens Zimmermann. – Der letzte Redner 

in diesem Jahr – ich weiß nicht, ob das eine Ehre oder 
eine Freude ist – bzw. auf jeden Fall in dieser Debatte: 
Uwe Feiler für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Uwe Feiler (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin, es ist selbstverständlich eine Freude 

für mich, der letzte Redner in diesem Jahr zu sein. – Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Auf Panama folgt nun das 
Paradies für Steuervermeider und gegebenenfalls -hinter-
zieher. Zu diesem Schluss könnte man kommen, wenn 
man die Berichte der Medien in den letzten Wochen und 
natürlich auch die eine oder andere Wortmeldung am 
heutigen Abend zur Kenntnis nimmt. Ja, auch ich reibe 
mir die Augen in Anbetracht der Energie, die von inter-
nationalen Konzernen anscheinend nicht nur in die Ent-
wicklung neuer Produkte, sondern auch in die Erarbei-
tung von Steuerumgehungsinstrumenten investiert wird. 

Dieses erste Erstaunen weicht aber ziemlich schnell 
der Erkenntnis, dass, wie es unser Bundestagspräsident 
Dr. Wolfgang Schäuble in seiner Funktion als Finanzmi-
nister formulierte, manchmal die Fantasie des Steuerzah-
lers größer ist als die Regelungskraft des Gesetzgebers. 
Wir sind also als Abgeordnete permanent dazu aufgeru-
fen, diese Fantasie allzu findiger Personen, Konzerne und 
ihrer beratenden Kanzleien in die richtigen Bahnen zu 
lenken. 

In Anbetracht von 194 Staaten auf dieser Erde und per-
manenter Änderungen in der Steuergesetzgebung ist das 
eine große Herausforderung, der sich insbesondere wir 
Finanzpolitiker stellen müssen. In der Debatte sollten wir 
aber bei aller öffentlichen Empörung genau abschichten, 
welchen weiteren Handlungsbedarf wir auf nationaler 
Ebene haben, wo wir auf europäischer Ebene mit unseren 
Partnern gemeinsam neue Regelungen schaffen müssen 
und wo wir nur auf internationaler Ebene vorankommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in den sogenannten 
Paradise Papers wird eine Vielzahl von Sachverhalten 
angesprochen, die wir als nationaler Gesetzgeber zum 
Teil bereits in diesem Jahr aufgegriffen haben. Wir haben 
Maßnahmen ergriffen, die sich auf die von der Presse an-
gesprochenen Fälle noch gar nicht auswirken konnten. 

Dr. h. c. Hans Michelbach
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Wir täten also gut daran, erst einmal die Wirkung dieser 
Maßnahmen zu begutachten und dann vielleicht nach 
weiteren Schritten zu suchen.

Als Beispiel darf ich das Steuerumgehungsbekämp-
fungsgesetz vom 23.  Juni dieses Jahres benennen, das 
Steuerpflichtigen wie auch Kreditinstituten stark erwei-
terte Mitwirkungspflichten auferlegt, wenn sie Geschäfts-
beziehungen zu Drittstaat-Gesellschaften unterhalten, 
das aber auch deutlich erweiterte Ermittlungsbefugnisse 
der Finanzverwaltung beinhaltet. Als zweites Beispiel sei 
genannt, dass wir im Unterschied zu 16 anderen europä-
ischen Mitgliedstaaten die Vierte EU-Geldwäschericht-
linie fristgerecht zum 26.  Juni 2017 umgesetzt haben. 
Mit dieser schaffen wir ein Transparenzregister, dem die 
wirtschaftlich Berechtigten von Unternehmen und Trusts 
entnommen werden können und das am 27.  Dezember 
dieses Jahres – erst am 27. Dezember – an den Start geht.

Unmittelbar auf die Panama Papers hat die Bundes-
regierung einen Zehn-Punkte-Plan vorgelegt, der neben 
nationalen Maßnahmen auch umfassende Initiativen auf 
internationaler Ebene vorsieht. Deutschlands Hartnä-
ckigkeit ist es dabei zu verdanken, dass sich Panama jetzt 
an dem automatischen Informationsaustausch beteiligen 
wird. Auch die EU hat dieses Thema aufgegriffen und 
eine Liste mit nicht kooperativen Drittstaaten erstellt, 
um gemeinsam den Druck auf diese Staaten zu erhöhen. 
Aber auch EU-Länder wie beispielsweise die Niederlan-
de, Malta oder Irland stehen in der Verantwortung, den 
Abfluss von in Europa generierten Gewinnen zu unter-
binden.

Große Fortschritte haben wir auch beim automatischen 
Informationsaustausch gemacht, der hier in Berlin am 
29. Oktober 2014 von 51 Staaten vereinbart und erstmals 
am 30.  September 2017, also gerade vor wenigen Wo-
chen, durchgeführt wurde. Mittlerweile sind 102 Staaten 
und Gebiete dem Abkommen beigetreten. Wir müssen 
alles Erforderliche unternehmen und gemeinsam mit un-
seren Partnern Druck auf diejenigen Staaten ausüben, die 
immer noch der Auffassung sind, Schwarzgeld eine Hei-
mat geben zu müssen.

Abschließend sei gesagt, dass wir in der letzten Legis-
laturperiode vieles erreicht haben. Wir werden uns wei-
terhin den Herausforderungen stellen. Dabei hilft aber 
kein Aktionismus, sondern nur ein langer Atem.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit, wünsche Ihnen 
ein frohes Weihnachtsfest, und kommen Sie gesund ins 
neue Jahr.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP sowie bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen herzlichen Dank, lieber Kollege Feiler. – Da-

mit schließe ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 19/239, 19/219, 19/233 und 19/227 an 
den Hauptausschuss vorgeschlagen. – Sie sind damit ein-
verstanden. Dann sind die Überweisungen so beschlos-
sen.

Wir sind damit am Schluss der heutigen Tagesord-
nung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wünsche Ihnen, 
aber auch den Regierungsvertretern, allen Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen, unseren Parlamentsassistenten und 
-assistentinnen, den Technikern, all denen, die uns unsere 
Arbeit mit ermöglichen, von ganzem Herzen besinnliche 
Weihnachten, glückliche Feiertage mit Ihren Liebsten, 
vielleicht endlich auch einmal Zeit für Sie selber – das 
wünsche ich mir sehr  – und einen guten Rutsch in ein 
Jahr 2018, in dem der Frieden bei uns im Land und in der 
Welt eine Chance hat.

Die nächste Sitzung des Deutschen Bundestages be-
rufe ich auf Mittwoch, den 17. Januar 2018, 13 Uhr, ein. 

Kommen Sie gut nach Hause. Die Sitzung ist ge-
schlossen.

(Schluss: 19.46 Uhr)

Uwe Feiler

juris Lex QS
18052024 ()



(A) (C)

(B) (D)

Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 5 . Sitzung . Berlin, Mittwoch, den 13 . Dezember 2017 443

Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1

Liste der entschuldigten Abgeordneten

Abgeordnete(r)
entschuldigt bis 
einschließlich

Barley, Dr. Katarina SPD 13.12.2017

Benning, Sybille CDU/CSU 13.12.2017

Freitag, Dagmar SPD 13.12.2017

Harbarth, Dr. Stephan CDU/CSU 13.12.2017

Klinge, Dr. Marcel FDP 13.12.2017

Krauß, Alexander CDU/CSU 13.12.2017

Launert, Dr. Silke CDU/CSU 13.12.2017

Lühmann, Kirsten SPD 13.12.2017

Mansmann, Till FDP 13.12.2017

Martens, Dr. Jürgen FDP 13.12.2017

Merkel, Dr. Angela CDU/CSU 13.12.2017

Mieruch, Mario fraktionslos 13.12.2017

Nord, Thomas DIE LINKE 13.12.2017

Nouripour, Omid BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

13.12.2017

Oehme, Ulrich AfD 13.12.2017

Petry, Dr. Frauke fraktionslos 13.12.2017

Raabe, Dr. Sascha SPD 13.12.2017

Rehberg, Eckhardt CDU/CSU 13.12.2017

Schäfer (Saalstadt), 
Anita

CDU/CSU 13.12.2017

Schmidt (Aachen), Ulla SPD 13.12.2017

Schulz, Jimmy FDP 13.12.2017

Spangenberg, Detlev AfD 13.12.2017

Stracke, Stephan CDU/CSU 13.12.2017

Strenz, Karin CDU/CSU 13.12.2017

Abgeordnete(r)
entschuldigt bis 
einschließlich

Tauber, Dr. Peter CDU/CSU 13.12.2017

Tillmann, Antje CDU/CSU 13.12.2017

Weber, Gabi SPD 13.12.2017

Wellenreuther, Ingo CDU/CSU 13.12.2017

Zimmermann, Pia DIE LINKE 13.12.2017

Zypries, Brigitte SPD 13.12.2017

Anlage 2

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 19/188)

Frage 1 

Antwort

des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche auf die Frage 
der Abgeordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Hat der Bundesnachrichtendienst (BND) Bodenproben aus 
Chan Schaichun nach dem Angriff vom 4. April 2017 auf die 
enthaltenen chemischen Substanzen untersucht, mittels derer 
aufgrund von Vergleichswerten und in Verbindung mit weite-
ren Faktoren der BND zu dem Ergebnis gekommen sei, dass 
das syrische Regime für den Giftgasangriff verantwortlich sein 
müsse (http://faktenfinder.tagesschau.de/ausland/syrien-gift-
gas-sarin-101.html), und wenn ja, aus welcher Quelle stam-
men diese Bodenproben?

Die Beantwortung der Frage kann aus Gründen des 
Staatswohls nicht offen erfolgen. Einzelheiten zu der 
nachrichtendienstlichen Erkenntnislage der Nachrich-
tendienste des Bundes sind im Hinblick auf die künfti-
ge Erfüllung des gesetzlichen Auftrags aus § 1 Absatz 2 
BNDG besonders schutzwürdig. Eine Veröffentlichung 
von Einzelheiten solcher Erkenntnisse würde zu einer 
wesentlichen Schwächung der dem BND zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten zur Informationsgewinnung 
führen. Dies würde für die Auftragserfüllung des Bun-
desnachrichtendienstes erhebliche Nachteile zur Folge 
haben. Sie kann für die Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland nachteilig sein. Deshalb sind die entspre-
chenden Informationen als Verschlusssache gemäß der 
VSA mit dem VS-Grad „GEHEIM“ eingestuft.

Vor diesem Hintergrund übersende ich die Antwort 
zur Einsichtnahme durch Sie an die Geheimschutzstelle 
des Deutschen Bundestages.

juris Lex QS
18052024 ()

http://faktenfinder.tagesschau.de/ausland/syrien-giftgas-sarin-101.html
http://faktenfinder.tagesschau.de/ausland/syrien-giftgas-sarin-101.html


Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 5 . Sitzung . Berlin, Mittwoch, den 13 . Dezember 2017444

(A) (C)

(B) (D)

Frage 9

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Ole Schröder auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD): 

In wie vielen Fällen pro Jahr kam es nach Kenntnis der 
Bundesregierung seit 2005 zu Straftaten mit ausländischen 
Tätern oder Tätern mit doppelter Staatsbürgerschaft, in deren 
Folge es zu Schnittverletzungen kam?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnis-
se vor. In der Polizeilichen Kriminalstatistik sind Anga-
ben darüber, ob es bei der Begehung von Straftaten zu 
Schnittverletzungen kam, unabhängig von der Staatsan-
gehörigkeit des Tatverdächtigen, nicht enthalten. Aussa-
gen im Sinne der Fragestellung sind daher nicht möglich.

Frage 10

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Ole Schröder auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD): 

Wie viele Menschen kamen nach Kenntnis der Bundesre-
gierung im Rahmen des Familiennachzugs von Asylbewer-
bern, gleich welchen rechtlichen Status (Asylbewerber, Kon-
tingentflüchtlinge, Flüchtlinge mit Duldung, Asylberechtigte, 
anerkannte Flüchtlinge, unbegleitete minderjährige Flüchtlin-
ge, Personen mit subsidiärem Schutz), seit 2000 pro Jahr nach 
Deutschland?

Im Ausländerzentralregister (AZR) wird der Famili-
ennachzug zu dem für den Familiennachzug berechtigten 
Personenkreis nicht gesondert danach erfasst, welchen 
Aufenthaltstitel der Ausländer hat, zu dem der Nachzug 
erfolgt. Auch werden familiäre Verwandtschaftsverhält-
nisse der zuzugsberechtigten Mitglieder der Kernfamilie 
zu dem Ausländer, zu dem der Nachzug erfolgt, im AZR 
nicht erfasst. Es gibt daher keine nachhaltig belegbaren 
Zahlen, wie viele Familienangehörige der Kernfamilie zu 
einer in Deutschland anerkannten Person mit Schutzsta-
tus nachziehen. Personen mit einer Aufenthaltsgestattung 
(Asylbewerber) sowie geduldete Personen haben grund-
sätzlich keinen Anspruch auf Familiennachzug.

Frage 11

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Ole Schröder auf die Frage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE): 

Wie viele Flüchtlingsstatus für irakische und syrische Asyl-
suchende (bitte differenzieren) sind seit März 2016 durch das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) bzw. die 
Gerichte erteilt worden (bitte so differenziert wie möglich dar-
stellen und unterteilen in Anerkennungen als Asylberechtigte 
bzw. Flüchtlinge im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention ei-
nerseits und Anerkennungen eines subsidiären Schutzstatus an-
dererseits), und wie viele Visa zur Familienzusammenführung 
mit in Deutschland lebenden irakischen und syrischen Flücht-
lingen bzw. Staatsangehörigen (bitte differenzieren) sind in die-
sem Zeitraum in der Region erteilt worden bzw. noch absehbar 
(Personen mit einem Wartetermin zur Visumbeantragung)?

Seit dem 1. April 2016 bis zum 31. November 2017 
erhielten 55 209 Irakerinnen und Iraker Asyl bzw. Schutz 
nach der Genfer Flüchtlingskonvention und 24 403 Ira-

kerinnen und Iraker subsidiären Schutz durch das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF). Für die 
Anerkennung per Gerichtsbescheid liegen mir nur die 
Zahlen für den Zeitraum vom 1.  April 2016 bis zum 
30.  September 2017 vor. Danach erhielten 356  Irake-
rinnen und Iraker durch die Gerichte Schutz nach der 
Genfer Flüchtlingskonvention und 137  Irakerinnen und 
Iraker subsidiären Schutz.

Seit dem 1. April 2016 bis zum 30. November 2017 
erhielten 125 933 Syrerinnen und Syrer Asyl bzw. Schutz 
nach der Genfer Flüchtlingskonvention und 174 777 Sy-
rerinnen und Syrer subsidiären Schutz durch das BAMF. 
Für den mir vorliegenden Zeitraum vom 1. April 2016 
bis zum 30. September 2017 erhielten 20 370 Syrerinnen 
und Syrer durch die Gerichte Schutz nach der Genfer 
Flüchtlingskonvention und 151  Syrerinnen und Syrer 
subsidiären Schutz.

Im Zeitraum 1. April 2016 bis 30. September 2017 hat 
das Auswärtige Amt 66 595 Visa zur Familienzusammen-
führung an syrische Staatsangehörige erteilt. Im gleichen 
Zeitraum hat es 14 526 Visa zur Familienzusammenfüh-
rung an irakische Staatsangehörige erteilt. 

Derzeit haben sich 46 475 Personen mit einer Termin-
anfrage zur Beantragung eines Visums zum Familiennach-
zug zum syrischen Schutzberechtigten an den Auslands-
vertretungen in Amman, Beirut, Erbil, Istanbul, Izmir und 
Kairo registriert (Stand 30. November 2017). Zur Beantra-
gung eines Visums zum Familiennachzug zum irakischen 
Schutzberechtigten haben sich derzeit 3  900  Personen 
mit einer Terminanfrage an den Auslandsvertretungen in 
Amman, Ankara und Erbil registriert. Diese Zahlen las-
sen jedoch keinen zuverlässigen Rückschluss auf die Zahl 
potenziellen Familiennachzugs zu, insbesondere enthalten 
sie zum Beispiel auch Termine mehrerer Familienangehö-
riger sowie Mehrfachregistrierungen. 

Frage 12

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Ole Schröder auf die Frage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE): 

Wieso ist es der Bundesregierung nicht möglich, auf-
grund der Zahlen zu erteilten Schutzstatus mit Anspruch auf 
Familiennachzug und zu erteilten bzw. beantragten Visa zur 
Familienzusammenführung in Bezug auf irakische und syri-
sche Flüchtlinge eine zumindest ungefähre Einschätzung zum 
Umfang des zu erwartenden Familiennachzugs zu subsidi-
är Schutzberechtigten aus diesen Ländern ab März 2018 zu 
machen (vergleiche Antwort der Bundesregierung auf meine 
schriftliche Frage  26 auf Bundestagsdrucksache  18/13696), 
obwohl das Auswärtige Amt dazu entsprechende Planungen 
zur ungefähren Zahl der zu erteilenden Familiennachzugs-
visa inklusive des Nachzugs zu subsidiär Schutzberechtig-
ten für das Jahr 2018 vornehmen konnte (vergleiche das mir 
vorliegende Schreiben des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ole Schröder vom 1. Dezember 2017 und dpa vom 20. Ok-
tober 2017), und wie ist das Bundesministerium des Innern in 
Bezug auf die Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär 
Schutzberechtigten auf eine Zahl von ungefähr 100 000 Per-
sonen gekommen (bitte dem zugrundeliegende Annahmen und 
Berechnungen nennen), worauf die Beauftragte der Bundes-
regierung für Migration, Flüchtlinge und Integration, Aydan 
Özoğuz, in einem Interview mit dem Deutschlandfunk am 
6. Dezember 2017 hinwies?
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Wie ich Ihnen bereits mit Schreiben vom 1. Dezember 
2017 ausführlich begründet habe, gibt es keine nachhal-
tig belegbaren Zahlen, wie viele Familienangehörige der 
Kernfamilie im Schnitt zu einem in Deutschland aner-
kannten international Schutzberechtigten nachziehen. 
Ich verweise hierzu auf die Antworten der Bundesregie-
rung auf Ihre schriftlichen Fragen vom 10. und 20. Ok-
tober 2017, in denen ich Ihnen auch die Gründe ausführ-
lich dargelegt habe, warum eine Angabe nicht möglich 
ist. Eine Prognose der Nachzugsberechtigten ergibt sich 
auch nicht aus der Zusammenschau der Zahlen zu er-
teiltem Schutzstatus mit Anspruch auf Familiennachzug 
einerseits und der beantragten Visa zur Familienzusam-
menführung andererseits. Aus der ersten Zahl lässt sich 
wie bereits ausgeführt nicht ableiten, wie viele Famili-
enangehörige tatsächlich nachziehen werden. Auch aus 
der zweiten Zahl lässt sich die Zahl der Nachzugsbe-
rechtigten nicht zuverlässig ableiten: Die erteilten Visa 
geben die Zahl der grundsätzlich nachzugsberechtigten 
Ehegatten und minderjährigen ledigen Kinder nicht ab-
schließend wieder. 

Unberücksichtigt bleibt, dass wegen der hohen Nach-
frage an den deutschen Auslandsvertretungen Anträge 
noch in Bearbeitung sind und Anträge noch nicht entge-
gengenommen werden konnten, und dass sich Angehö-
rige der Kernfamilie bereits im Bundesgebiet aufhalten. 
Auch wird wie bereits ausgeführt bei der Antragserfas-
sung nicht danach differenziert, ob der Nachzug zu einem 
subsidiär Schutzberechtigten erfolgt oder beispielsweise 
zu einer Person, die Ihren Aufenthaltstitel zum Zweck 
der Erwerbstätigkeit erhalten hat.

Um zumindest in groben Größenordnungen eine Per-
sonalplanung zu ermöglichen, hatte das Auswärtige Amt 
dennoch auf Basis der bereits erteilten Familiennach-
zugsvisa, Terminregistrierungen im Vorlauf sowie der 
bisherigen Erteilungspraxis des BAMF den zu erwar-
tenden Familiennachzug zu syrischen und irakischen 
Schutzberechtigten, die bis Mitte 2017 einen zum Nach-
zug berechtigten Aufenthaltstitel erhalten haben, grob 
überschlagen. Diese Zahlen sind jedoch nicht mehr aktu-
ell. Neuere Schätzungen liegen nicht vor.

Die von Staatsministerin Özoğuz im herangezogenen 
Interview im Deutschlandfunk vom 6.  Dezember 2017 
genannte Zahl bezog sich auf die Antwort der Bundes-
regierung auf die schriftliche Frage Nummer19 der 
Abgeordneten Erika Steinbach auf Bundestagsdruck-
sache 18/13667, die im Kontext des Wohnraumbedarfs 
für den Familiennachzug insgesamt, also nicht bloß zu 
Flüchtlingen oder subsidiär Schutzberechtigten, stand. 
Staatsministerin Özoğuz hatte diese Zahl im Interview 
versehentlich dem Bundesministerium des Innern zuge-
ordnet.

Frage 13

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Ole Schröder auf die Frage 
der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Welche Haltung hat die Bundesregierung auf der Konfe-
renz der Innenminister und -senatoren der Länder am 7. und 
8. Dezember 2017 bezüglich der Sicherheitslage in Syrien und 
der Forderung, den Abschiebestopp nach Syrien nur noch bis 
zum 31. Mai 2018 zu verlängern, vertreten?

Das Bundesministerium des Innern (BMI) war auf der 
Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren 
der Länder am 7./8. Dezember 2017 nicht aufgefordert, 
sich zur Sicherheitslage in Syrien zu äußern. Es hat das 
Anliegen um Neubewertung der Sicherheitslage zur 
Kenntnis genommen und zugleich eine diesbezügliche 
Prüfung zugesagt. 

Zur Frage des Abschiebungsstopps wurde auf die Zu-
ständigkeitsregelung des § 60a des Aufenthaltsgesetzes 
hingewiesen, wonach das BMI für den Erlass eines Ab-
schiebungsstopps kein Initiativrecht hat. Es erteilt zur 
Wahrung der Bundeseinheitlichkeit lediglich sein Ein-
vernehmen. Die Länder haben sich auf den 31. Dezem-
ber 2018 hinsichtlich der Gültigkeit eines Abschiebungs-
stopps geeinigt. Der Bundesminister des Innern hat sein 
Einvernehmen erteilt.

Frage 14

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Ole Schröder auf die Frage 
des Abgeordneten Lars Herrmann (AfD): 

Gegen wie viele Drittstaatsangehörige, die während der 
wieder eingeführten Grenzkontrollen zu Österreich durch die 
Bundespolizei wegen des Verdachts der unerlaubten Einreise 
bzw. des unerlaubten Aufenthalts festgestellt wurden, sind auf-
enthaltsbeendende Maßnahmen in Form der Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Haft zur Sicherung der Abschiebung 
ergangen?

Seit der vorübergehenden Wiedereinführung von 
Binnengrenzkontrollen an der deutsch-österreichi-
schen Landgrenze am 13. September 2015 sind bis zum 
31.  Oktober 2017 dort durch die Bundespolizei insge-
samt 24 633 Drittstaatsangehörige zurückgewiesen und 
812  Drittstaatsangehörige zurückgeschoben worden. 
Weitere statistische Daten im Sinne der Fragestellung 
werden nicht erhoben.

Frage 15

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Ole Schröder auf die Frage 
der Abgeordneten Veronika Bellmann (CDU/CSU): 

Welche Informationen hat die Bundesregierung über die 
Anzahl der zum christlichen Glauben konvertierten Flücht-
linge, und welche Maßnahmen werden ergriffen, um diese im 
Rahmen eines Asylverfahrens vor Anfeindungen oder Benach-
teiligungen zu schützen?

Der Bundesregierung liegen keine belastbaren Infor-
mationen zur Zahl der zum christlichen Glauben konver-
tierten Asylbewerber vor. Die angegebenen Asylgründe 
werden nicht statistisch erfasst. Angaben zur Religions-
zugehörigkeit erfolgen nur auf freiwilliger Grundlage, 
zudem könnte allein aus der Angabe der Zugehörigkeit 
zum Christentum nicht geschlossen werden, dass dieser 
eine Konversion zugrunde liegt.
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Das für die Durchführung der Asylverfahren zustän-
dige Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
sensibilisiert die im Asylverfahren eingesetzten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter des BAMF sowie die freibe-
ruflichen Dolmetscher zu Fragen der Konversion und der 
Religionszugehörigkeit, insbesondere für den Fall, dass 
im Rahmen der Anhörung eine Verfolgung aus religiö-
sen Motiven vorgetragen wird. Wenn dem BAMF eine 
entsprechende Fluchtgeschichte schon vor der Anhörung 
bekannt ist, wird versucht, dies bei der Planung der An-
hörung zu berücksichtigen. Hierzu gehört auch, dass in 
Fällen, in denen ein Antragsteller zum Christentum kon-
vertiert ist, möglichst ein christlicher Dolmetscher zur 
Verfügung gestellt wird.

Frage 16

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Ole Schröder auf die Frage 
der Abgeordneten Beate Walter-Rosenheimer (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): 

Wegen welcher Straftaten wurden die am 6.  Dezember 
2017 abgeschobenen Afghanen nach Kenntnis der Bundesre-
gierung verurteilt, sodass eine Abschiebung nach Auffassung 
der Bundesregierung gerechtfertigt erschien (bitte jeweils ein-
zeln für die am 6. Dezember 2017 nach Afghanistan abgescho-
benen Personen auflisten)?

Mit dem Rückführungsflug am 6./7. Dezember 2017 
wurden 17 Straftäter mit afghanischer Staatsangehörig-
keit nach Afghanistan zurückgeführt. Diese Personen ha-
ben folgende Straftaten begangen: 

Anzahl Delikt
1 Totschlag, gefährliche Körperverletzung
1 Versuchter Totschlag
1 Vergewaltigung in Tateinheit mit gefährli-

cher Körperverletzung
1 Sexueller Übergriff, Körperverletzung
1 Sexuelle Nötigung
1 Gefährliche Körperverletzung
1 Gefährliche Körperverletzung, Sachbeschä-

digung, Diebstahl mit Waffen
1 Gefährliche Körperverletzung, Diebstahl
1 Körperverletzung, Diebstahl, Verstoß gegen 

das Waffengesetz
2 Körperverletzung
1 Besonders schwerer Diebstahl
1 Diebstahl, Urkundenfälschung
1 Urkundenfälschung
1 Beleidigung
1 Besitz und Handel von Betäubungsmitteln
1 Keine konkreten Angaben zu den Straftaten

Frage 17

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Ole Schröder auf die Frage 
der Abgeordneten Beate Walter-Rosenheimer (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): 

Mit welcher Begründung hält die Bundesregierung die am 
6. Dezember 2017 erfolgte Abschiebung des in einem regulä-
ren Ausbildungsverhältnis befindlichen Afghanen aus Bayern 
(vergleiche BR24 vom 6.  Dezember 2017) vor dem Hinter-
grund, dass die sogenannte Ausbildungsduldung nach §  60a 
Absatz 2 Satz 4 ff. AufenthG Rechtssicherheit für Geduldete 
und Betriebe während der Ausbildung sicherstellen soll, vor-
ausgesetzt, dass diese nicht straffällig sind und nicht aus einem 
sogenannten sicheren Herkunftsland stammen, für gerechtfer-
tigt?

Zu dem von Ihnen geschilderten Fall kann die Bundes-
regierung keine Aussage treffen, da der Sachverhalt kei-
ner am 6. Dezember 2017 erfolgten Rückführungsmaß-
nahme zugeordnet werden kann. Die Durchführung der 
Aufenthaltsbeendigung erfolgt zudem durch die jeweils 
zuständigen Behörden in den Ländern. Insoweit obliegt 
dem Land auch die Überprüfung einer Einzelmaßnahme 
und nicht dem Bund.

Frage 18

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Ole Schröder auf die Frage 
des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE): 

Welche Haltung vertritt die Bundesregierung zum Vor-
haben der Europäischen Kommission, nunmehr Verhand-
lungen über ein Abkommen der Polizeiagentur Europol mit 
Israel zu beginnen (Elfter Fortschrittsbericht „Auf dem Weg 
zu einer wirksamen und echten Sicherheitsunion“, Ratsdo-
kument  13478/17), was vom Europol-Verwaltungsrat zwar 
bereits genehmigt (ebenda), doch bis zum Inkrafttreten der 
neuen Europol-Verordnung noch nicht umgesetzt worden ist 
(ebenda), und inwiefern könnte ein solches Abkommen aus 
Sicht der Bundesregierung nicht nur am mangelnden Daten-
schutzniveau Israels scheitern (ebenda) („Angemessenheits-
beschluss“), sondern auch daran, dass hierüber indirekt die 
israelische Siedlungspolitik in Ostjerusalem anerkannt würde, 
da Israel dort ein Hauptquartier der Polizei betreibt, mit dem 
Europol zwangsläufig kooperieren würde („Israel Police touts 
first station of its kind in East Jerusalem“, „The Times of Isra-
el“ vom 7. Mai 2017)?

Die Bundesregierung begrüßt die Ankündigung der 
Europäischen Kommission, dem Rat zu empfehlen, die 
Eröffnung von Verhandlungen für ein internationales 
Abkommen der Europäischen Union mit dem Staat Is-
rael als Rechtsgrundlage für die Übermittlung personen-
bezogener Daten von Europol an Behörden in Israel zu 
genehmigen (Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe b der Euro-
pol-Verordnung (EU) 2016/794). 

Ein solches Abkommen müsste nach der Euro-
pol-Verordnung angemessene Garantien hinsichtlich 
des Schutzes der Privatsphäre, der Grundrechte und der 
Grundfreiheiten von Personen bieten. Mit Blick auf das 
Datenschutzniveau im Staat Israel hat die Europäische 
Kommission mit Beschluss vom 31. Januar 2011 gemäß 
der Richtlinie 95/46/EG festgestellt, dass ein angemesse-
nes Schutzniveau für die Übermittlung personenbezoge-
ner Daten aus der Europäischen Union besteht.
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Darüber hinaus müsste ein solches Abkommen die in 
der Europäischen Union für Abkommen mit dem Staat 
Israel beschlossenen Klauseln beachten, etwa die in den 
Ratsschlussfolgerungen vom 10. Dezember 2012 vorge-
sehene Regelung zur Nichtanwendbarkeit auf die von Is-
rael im Jahr 1967 besetzten Gebiete.

Aus Sicht der Bundesregierung liegt es in der Natur 
internationaler Verhandlungsprozesse, dass es nicht fest-
steht, ob sie erfolgreich zum Abschluss geführt werden 
können.

Frage 19

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Christian Lange auf die Frage 
der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE): 

War der Generalbundesanwaltschaft zum Zeitpunkt der Ab-
lehnung der Übernahme der Ermittlungen im Fall Oury Jalloh 
(vergleiche Antwort der Bundesregierung auf meine schrift-
liche Frage  30 auf Bundestagsdrucksache  19/151) bekannt, 
dass der Dessauer Leitende Oberstaatsanwalt einen konkreten 
Anfangsverdacht hatte, dass Oury Jalloh im Polizeigewahr-
sam durch Polizeibeamte ermordet und dann verbrannt sein 
könnte, um den Mord und zwei weitere Morde an sozial Be-
nachteiligten im gleichen Polizeirevier zu vertuschen (www.
tagespiegel.de/politik/verdacht-gegen-dessauer-polizisten-
staatsanwalt-verbindet-fall-oury-jalloh-mit-frueheren-
todesfaellen/20680670.html)?

Bei der Prüfung der Übernahme der Ermittlungen am 
21. April 2017 auf Vorlage des Generalstaatsanwalts in 
Sachsen-Anhalt lag dem Generalbundesanwalt neben 
weiteren Unterlagen die Einleitungsverfügung des Lei-
tenden Oberstaatsanwalts der Staatsanwaltschaft Dessau 
vom 4. April 2017 vor. 

Nach Einschätzung der Staatsanwaltschaft Dessau war 
danach – basierend auf in den Jahren 2015 und 2016 ein-
geholten Sachverständigengutachten  – das Szenario ei-
ner Brandlegung durch Dritte „am wahrscheinlichsten“, 
weshalb ein Anfangsverdacht gemäß § 152 Absatz 2 der 
Strafprozessordnung bejaht und ein Ermittlungsverfah-
ren wegen Mordes bzw. versuchten Mordes und beson-
ders schwerer Brandstiftung eingeleitet wurde. Bei den 
Beschuldigten handelt es sich um die beiden Polizeibe-
amten, von denen dokumentiert ist, dass sie die letzten 
Personen waren, die Oury Jalloh vor seinem Tod in der 
Gewahrsamszelle lebend festgestellt hatten. Weitere Ver-
dachtsmomente gegen diese Beschuldigten enthielt die 
Einleitungsverfügung nicht. 

Der Generalbundesanwalt hat zureichende Anzeichen 
für das Vorliegen eines auf eine dauerhaft strukturelle 
Fehlentwicklung zurückgehenden Missbrauchs des von 
Polizeibeamten wahrzunehmenden Gewaltmonopols 
verneint und die Übernahme des Verfahrens gemäß § 120 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 des Gerichtsverfassungsge-
setzes abgelehnt. 

Frage 20

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Christian Lange auf die Frage 
der Abgeordneten Renate Künast (BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN): 

Plant die Bundesregierung eine Reform des § 219a StGB, 
damit Fälle wie der aktuelle Fall einer Frauenärztin (die vom 
Landgericht Gießen zu einer Geldstrafe von 6 000 Euro ver-
urteilt wurde, weil sie auf ihrer Internetseite über Schwanger-
schaftsabbrüche informiert hat; vergleiche www.zeit.de vom 
24. November 2017) sich in Zukunft nicht wiederholen, und 
welche konkreten Maßnahmen will sie in diesem Zusammen-
hang ergreifen?

Der in der Frage genannte Fall ist der Bundesregie-
rung bekannt. Die gegenwärtige Bundesregierung ist 
geschäftsführend im Amt. Die Entscheidung darüber, ob 
und gegebenenfalls welche Maßnahmen in der Folge des 
genannten Falls zu ergreifen sind, soll der zukünftigen 
Bundesregierung überlassen bleiben.

Frage 21

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Iris Gleicke auf die Frage der 
Abgeordneten Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass die in der Förder-
strategie „Energieeffizienz und Wärme aus erneuerbaren Ener-
gien“ (BMWi, Mai 2017) vorgesehene Beendigung der Aus-
tauschförderung für ausschließlich auf fossilen Energieträgern 
basierende Heiztechniken bis spätestens zum Jahr 2020 ange-
sichts der drohenden Verfehlung der 2020er Klimaziele vorge-
zogen werden muss, und falls nein, mit welchen Maßnahmen 
im Gebäudebereich will die Bundesregierung stattdessen ei-
nen schnellen Umstieg auf erneuerbare Energien im Heizungs-
markt erreichen?

Die Energieeffizienzstrategie Gebäude der Bundesre-
gierung hat deutlich gemacht, dass ein nahezu klimaneu-
traler Gebäudebestand bis 2050 nur erreichbar ist, wenn 
Energieeffizienzmaßnahmen und der Einsatz erneuerba-
rer Energien für die Wärmeversorgung Hand in Hand 
gehen. Unter diesem Aspekt wird daher auch die Um-
setzung der Förderstrategie erfolgen. Der Ausstieg aus 
der Förderung von rein fossil befeuerten Heizungen zum 
31. Dezember 2019 unterstützt diesen Ansatz und setzt 
zugleich eine wichtige Maßnahme des Klimaschutzplans 
2050 um. 

Das BMWi fördert Heizungen auf Basis erneuerba-
rer Energien umfassend über das Marktanreizprogramm 
Erneuerbare Energien im Wärmemarkt (MAP). Hier för-
dern wir insbesondere Biomasseanlagen, Wärmepumpen 
und Solarthermieanlagen. Das MAP wurde 2015 novel-
liert, und die Fördermöglichkeiten wurden verbessert. 
Das MAP verzeichnete seit der Novelle einen deutlichen 
Anstieg der Förderanträge um 15  Prozent gegenüber 
2016. Grund sind neue Förderangebote, die zunehmend 
in Anspruch genommen werden, und die besseren För-
derbedingungen nach der Novellierung des MAP im 
April 2015.

Der aktuelle Wert von 13 Prozent für den Anteil erneu-
erbarer Energien am Endenergieverbrauch für Wärme 
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und Kälte für das Jahr 2016 zeigt, dass wir hier auf ei-
nem guten Weg sind, unser durch das Erneuerbare-Ener-
gien-Wärmegesetz (EEWärmeG) definierte Ziel von 
14 Prozent bis 2020 zu erreichen. 

(Quelle: BMWi, Erneuerbare Energien in Zahlen  – 
Nationale und internationale Entwicklung im Jahr 2016).

Beschlüsse über die Durchführung weiterer Maßnah-
men obliegen der neuen Bundesregierung. 

Frage 22

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Iris Gleicke auf die Frage des 
Abgeordneten Frank Sitta (FDP): 

Welche Haltung vertritt die Bundesregierung bezüglich des 
Beschlusses des Industrieausschusses des Europäischen Parla-
ments vom 28. November 2017 zur Änderung der Energieeffi-
zienzrichtlinie mit dem Ziel – Medienberichten zufolge; www.
welt.de, 7.  Dezember 2017  –, „dass künftig jedes Jahr drei 
Prozent aller öffentlichen Wohnungen, hierzulande also auch 
die Bestände kommunaler Wohnungsgesellschaften, energe-
tisch umfassend saniert werden sollen“, und warum?

Die Europäische Kommission hat Ende  2016 einen 
Vorschlag zur Änderung der Energieeffizienzrichtlinie 
(EED) veröffentlicht. Hierzu hat der Rat im Juni  2017 
eine Allgemeine Ausrichtung erzielt. Weder der Vor-
schlag der Kommission noch die Allgemeine Ausrich-
tung sahen dabei eine Änderung bezüglich der Regelun-
gen zur Sanierungspflicht öffentlicher Gebäude vor. Der 
Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie (ITRE) 
des Europäischen Parlaments hat sich am 28. November 
2017 zu dem Kommissionsvorschlag geäußert. Er hat da-
bei offenbar auch einen Änderungsantrag zu Gebäuden 
öffentlicher Einrichtungen (Artikel  5 EED) angenom-
men. Die Entscheidung des Europäischen Parlamentes 
hierüber bleibt abzuwarten. 

Frage 23

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Iris Gleicke auf die Frage des 
Abgeordneten Frank Sitta (FDP): 

Welche Schritte wird die Bundesregierung in dieser Sache 
wann ergreifen und mit welchem Ziel?

Zunächst bleibt die Entscheidung abzuwarten, die das 
Europäische Parlament im Vorfeld des Triloges zwischen 
Europäischem Parlament, Europäischer Kommission 
und Rat treffen wird. Auf dieser Basis ist dann über das 
weitere Vorgehen zu entscheiden. 

Frage 24

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Iris Gleicke auf die Frage der 
Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwickau) (DIE 
LINKE): 

Wie viele Pfandkredite wurden nach Kenntnis der Bundes-
regierung jeweils in den Jahren 2005 bis 2017 von Pfandleih-

häusern vergeben, und welche durchschnittliche Höhe hatten 
diese in den jeweiligen Jahren?

Der Bundesregierung liegen keine Informationen über 
die Anzahl und die Höhe der zwischen 2005 und 2017 
von Pfandleihhäusern vergebenen Pfandkredite vor.

Frage 25

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Iris Gleicke auf die Frage der 
Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwickau) (DIE 
LINKE): 

Wie viele Personen nahmen nach Kenntnis der Bundesre-
gierung jeweils in den Jahren 2005 bis 2017 Pfandkredite in 
Anspruch, und wie hoch war die jährliche Kreditsumme (ins-
gesamt und pro Person)?

Der Bundesregierung liegen keine Informationen über 
die Anzahl der Personen, die zwischen 2005 und 2017 
Pfandkredite in Anspruch nahmen, und über die Höhe 
der jährlichen Kreditsumme vor.

Frage 26

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Iris Gleicke auf die Frage der 
Abgeordneten Margit Stumpp (BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN): 

Wie erklärt die Bundesregierung angesichts des Fachkräf-
temangels, dass die Regeln zur Anerkennung von Berufsab-
schlüssen knapp zwei Jahre nach dem Stichtag immer noch 
nicht vollständig umgesetzt sind und im Zuge dieses Ver-
säumnisses die EU-Kommission gegen die Bundesrepublik 
Deutschland Klage mit absehbar erheblichen finanziellen Fol-
gen eingereicht hat?

Die Richtlinie zur Revision der Berufsanerkennungs-
richtlinie (Richtlinie  2013/55/EU) war bis zum 18.  Ja-
nuar 2016 in nationales Recht umzusetzen. Die Umset-
zung erfolgte in Deutschland gemäß der Verteilung der 
Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern dezentral. 
Die einzelnen Umsetzungsmaßnahmen waren von den 
zuständigen Bundesressorts und den Ländern in eigener 
Zuständigkeit und Verantwortung vorzunehmen. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie ist in 
Deutschland koordinierend für die Umsetzung der Revi-
sion der Berufsanerkennungsrichtlinie zuständig.

Alle Maßnahmen zur Umsetzung der Richtlinie auf 
Bundesebene sind abgeschlossen. Auf der Ebene der 
Länder steht nur noch in einem Bundesland eine Umset-
zungsmaßnahme aus – abgesehen von dieser Maßnahme 
ist auch auf der Ebene der Länder die Umsetzung bereits 
abgeschlossen.

Frage 27

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Iris Gleicke auf die Frage der 
Abgeordneten Margit Stumpp (BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN): 
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Wie lange wird es noch dauern, bis die Regeln zur Aner-
kennung von Berufsabschlüssen vollständig umgesetzt sind?

Die noch offene Umsetzungsmaßnahme soll morgen 
(14.  Dezember 2017) vom zuständigen Landesparla-
ment abschließend beschlossen werden. Nach Auskunft 
der Landesregierung soll das Gesetz dann auch noch in 
diesem Jahr verkündet werden und in Kraft treten. Die 
Richtlinie wird dann in Deutschland vollständig umge-
setzt sein, sodass der Grund für das Vertragsverletzungs-
verfahren entfällt.

Wir werden der Europäischen Kommission unverzüg-
lich nach Verkündung und Inkrafttreten den Abschluss 
der noch ausstehenden Umsetzungsmaßnahme und damit 
der Umsetzung in Deutschland insgesamt mitteilen. Nach 
derzeitigem Stand ist davon auszugehen, dass damit die 
Klageeinreichung beim EuGH noch abgewendet wer-
den kann, da vom Klagebeschluss (7. Dezember) bis zur 
Klageeinreichung durchaus mehrere Wochen, manchmal 
Monate vergehen können.

Frage 28

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Iris Gleicke auf die Frage des 
Abgeordneten Uwe Kamann (AfD): 

Plant die Bundesregierung, ähnlich wie die Vereinigten 
Staaten von Amerika (http://transition.fcc.gov/Daily_Relea-
ses/Daily_Business/2017/db1121/DOC-347868A1.pdf; www.
wired.de/collection/life/netzneutralitaet-usa-fcc-trump-mei-
nungsfreiheit), die Abschaffung der Netzneutralität, sodass 
Breitband- und Mobilfunkanbieter in Zukunft wieder selbst 
entscheiden, wie der Datenverkehr im Internet aussieht, und 
wenn ja, wie will die Bundesregierung sicherstellen, dass da-
durch keine Zensur, Ungleichbehandlung und ein Zwei-Klas-
sen-Internet hergestellt werden?

Die Bundesregierung plant keine Abschaffung der 
Netzneutralität. 

Außerdem ist mit der Verordnung (EU)  2015/2120 
europaweit einheitlich geregelt, dass ein diskriminie-
rungsfreier Zugang zum offenen Internet (sogenannte 
Netzneutralität) abgesichert bleibt. Aufgrund dieser in 
den Mitgliedstaaten unmittelbar Anwendung findenden 
Verordnung verbleibt kein Spielraum für nationale Re-
gelungen. 

Frage 29

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Iris Gleicke auf die Frage der 
Abgeordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE): 

Für den Export welcher Kriegswaffen und sonstigen Rüs-
tungsgüter nach Saudi-Arabien hat die Bundesregierung 
bisher im vierten Quartal 2017 Genehmigungen erteilt (bitte 
aufschlüsseln unter Abgabe des Werts und der genauen Be-
zeichnung des Guts; vergleiche Antwort der Bundesregierung 
auf Frage  33 des Abgeordneten Stefan Liebich auf Bundes-
tagsdrucksache 19/120), und welche (auch nachrichtendienst-
lichen) Kenntnisse hat die Bundesregierung, ob an Saudi-Ara-
bien aus Deutschland gelieferte Kriegswaffen und sonstige 
Rüstungsgüter im Jemen, zum Beispiel auch durch die von 
Saudi-Arabien angeworbenen Söldner (siehe Bundestags-
drucksache 18/11389), zum Einsatz kommen?

Die Bundesregierung verfolgt eine restriktive und ver-
antwortungsvolle Rüstungsexportpolitik. 

Über die Erteilung von Genehmigungen für Rüstungs-
exporte entscheidet die Bundesregierung im Einzelfall 
und im Lichte der jeweiligen Situation nach sorgfältiger 
Prüfung unter Einbeziehung außen- und sicherheitspo-
litischer Erwägungen. Grundlage hierfür sind die recht-
lichen Vorgaben des Gesetzes über die Kontrolle von 
Kriegswaffen (KrWaffKontrG), des Außenwirtschafts-
gesetzes (AWG) und der Außenwirtschaftsverordnung 
(AWV) sowie die „Politischen Grundsätze der Bundes-
regierung“ aus dem Jahr 2000, der „Gemeinsame Stand-
punkt des Rates der Europäischen Union vom 8. Dezem-
ber 2008 betreffend gemeinsame Regeln für die Kontrolle 
der Ausfuhr von Militärtechnologie und Militärgütern“ 
und der Vertrag über den Waffenhandel („Arms Trade 
Treaty“). Der Beachtung der Menschenrechte wird bei 
Rüstungsexportentscheidungen ein besonderes Gewicht 
beigemessen.

Die Bundesregierung verfolgt die Entwicklungen in 
Saudi-Arabien und der Region genau und berücksichtigt 
sie im Rahmen ihrer Genehmigungspraxis.

Folgende Ausfuhrgenehmigungen wurden im vierten 
Quartal 2017 (bis einschließlich 7. Dezember 2017) nach 
Saudi-Arabien erteilt. Die Darstellung mit Ausfuhrlis-
tenposition und Wert erfolgt entsprechend der von Ihnen 
gewünschten Form der Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 33 des Kollegen Liebich auf Bundestagsdrucksa-
che 19/120:

4. Quartal 2017

Ausfuhrlistenposition Wert in Euro

A0002 14.720

A0004 32.947

A0006 15.418

A0010 1.068.821

A0011 1.173.264

Gesamt 2.305.170

Zu unmittelbar aus Deutschland nach Saudi-Arabien 
ausgeführten Rüstungsgütern liegen der Bundesregie-
rung keine Erkenntnisse vor, dass diese in Jemen zum 
Einsatz kommen.

Zum Konflikt in Jemen hat die Bundesregierung im-
mer wieder betont, dass es keine militärische Lösung des 
Konfliktes geben kann und Saudi-Arabien aufgefordert, 
die Waffen ruhen zu lassen.

Generell gilt: Wenn Zweifel am gesicherten Endver-
bleib beim Empfänger bestehen, werden Ausfuhranträ-
ge abgelehnt. Konkrete Hinweise auf Missbrauch oder 
Nichteinhaltung der Verpflichtungen über den Endver-
bleib nimmt die Bundesregierung sehr ernst und geht 
ihnen nach.
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Frage 30

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Iris Gleicke auf die Frage der 
Abgeordneten Katharina Dröge (BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN): 

Inwiefern erachtet die Bundesregierung Schutzklauseln im 
EU-Handelsabkommen mit den Mercosur-Staaten als schädi-
gend (vergleiche „Süddeutsche Zeitung“: „EU steht kurz vor 
Handelspakt mit Südamerika“, 6. Dezember 2017), und inwie-
fern setzt sich die Bundesregierung für die Verankerung der 
Pariser Klimaschutzziele in dem Abkommen ein?

In Freihandelsabkommen werden regelmäßig Schutz-
klauseln auf Basis von WTO-Bestimmungen verankert.

Die Einführung derartiger regelbasierter Schutzklau-
seln in das EU-Mercosur-Freihandelsabkommen erachtet 
die Bundesregierung als unschädlich.

Im Freihandelsabkommen ist außerdem ein Nachhal-
tigkeitskapitel vorgesehen, das auch Bestimmungen zum 
Klimaschutz enthalten soll.

In diesem Kapitel wird explizit die Implementierung 
des Pariser Klimaschutzabkommens verankert. Dies be-
grüßt die Bundesregierung.

Frage 31

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Peter Bleser auf die Frage der 
Abgeordneten Katharina Dröge (BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN): 

Warum ist das Vorsorgeprinzip als zentrales Prinzip für den 
europäischen Verbraucherschutz nicht im Lebensmittelkapitel 
des EU-Handelsabkommens mit den Mercosur-Staaten veran-
kert (vergleiche „Süddeutsche Zeitung“: „EU steht kurz vor 
Handelspakt mit Südamerika“, 6. Dezember 2017), und inwie-
fern setzt sich die Bundesregierung dafür ein, dass es horizon-
tal für alle Kapitel des Mercosur-Abkommens verankert wird?

Die Frage bezieht sich auf einen Artikel der Süddeut-
schen Zeitung, der wiederum Papiere zum Inhalt hat, die 
Greenpeace als „geleakte“ Dokumente der Verhandlun-
gen der EU mit MERCOSUR bezeichnet. Diese liegen 
der Bundesregierung nicht vor. 

Oberstes Ziel der Bundesregierung bei allen Freihan-
delsabkommen ist es, das bestehende hohe Niveau für 
den Verbraucherschutz zu erhalten. Auch soll die Freiheit 
nicht eingeschränkt werden, die zum Schutz der Verbrau-
cher notwendigen Regelungen zu treffen. Dies gilt auch 
für Vereinbarungen mit MERCOSUR. Die EU-Kom-
mission hat kein Mandat, die in der Europäischen Union 
geltenden Vorschriften durch Freihandelsabkommen ein-
zuschränken. Dies gilt auch für das sogenannte „Vorsor-
geprinzip“.

Ein eigenständiges Lebensmittelkapitel soll es im Ab-
kommen nicht geben. Fragen der Lebensmittelsicherheit 
werden Teil der Vereinbarungen zu den gesundheitspo-
lizeilichen und pflanzenschutzrechtlichen (sanitary and 
phytosanitary (SPS)) Fragen, die im SPS-Kapitel behan-
delt werden. Dieses baut auf dem SPS-Abkommen der 
Welthandelsorganisation (WTO) auf, das auch mit einem 

möglichen MERCOSUR-Abkommen weiterhin seine 
Gültigkeit behält. Das Vorsorgeprinzip ist dort in Arti-
kel 5 Absatz 7 verankert. Das SPS-Kapitel im MERCO-
SUR-Abkommen wird die Vorschriften der WTO ledig-
lich dort konkretisieren und präzisieren, wo Spielraum 
für weitere Vereinbarungen besteht. 

Frage 32

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Peter Bleser auf die Frage des 
Abgeordneten Friedrich Ostendorff (BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN): 

Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung angesichts 
der letzten Fleischskandale (siehe „Süddeutsche Zeitung“ vom 
6. Dezember 2017) im Mercosur-Abkommen vor, um die Ein-
fuhr von gesundheitlich bedenklichem Fleisch zu verhindern, 
und wie sollen diese Maßnahmen/Kontrollen umgesetzt wer-
den?

Die Frage bezieht sich auf einen Artikel der Süddeut-
schen Zeitung, der wiederum Papiere zum Inhalt hat, die 
Greenpeace als „geleakte“ Dokumente der Verhandlun-
gen der EU mit MERCOSUR bezeichnet. Diese liegen 
der Bundesregierung nicht vor. 

Oberstes Ziel der Bundesregierung bei allen Freihan-
delsabkommen ist es, das bestehende hohe Schutzniveau 
zu erhalten und die Freiheit, zum Schutz der Verbraucher 
notwendige Regelungen zu treffen, nicht einzuschränken. 
Dies gilt auch für Vereinbarungen mit MERCOSUR. 

Das MERCOSUR-Abkommen wird derzeit von der 
EU-Kommission verhandelt. Sie hat dabei das Mandat, 
im Rahmen des bestehenden EU-Rechts ein Abkommen 
zum Vorteil der Europäischen Union auszuhandeln.

Für Sendungen mit Geflügelfleisch, Fleischerzeugnis-
sen und Fleischzubereitungen aus Brasilien gilt derzeit 
bei der Einfuhr in die Europäische Union eine 100-Pro-
zent-Warenkontrolle. Die Maßnahmen, die die zuständi-
gen Behörden im Hinblick auf den Fleischskandal vom 
Frühjahr 2017, auf den die „Süddeutsche Zeitung“ Bezug 
nimmt, getroffen haben, um Verbraucher vor möglichen 
Schäden zu bewahren, sollen durch ein Freihandelsab-
kommen nicht eingeschränkt werden. 

Frage 33

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Peter Bleser auf die Frage des 
Abgeordneten Friedrich Ostendorff (BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN): 

Welche Auswirkungen auf kleine und mittlere Fleischer-
zeuger sind nach Auffassung der Bundesregierung mit dem 
Mercosur-Abkommen in den Mercosur-Staaten und in der Eu-
ropäischen Union verbunden, und kann ausgeschlossen wer-
den, dass kleine und mittlere Erzeuger in den Mercosur-Staa-
ten und in der Europäischen Union von dem Abkommen 
nachteilig betroffen sind?

Die Verhandlungen zum Abkommen sind noch nicht 
abgeschlossen. Insofern kann zu möglichen Auswirkun-
gen eines Ergebnisses keine Aussage getroffen werden, 
insbesondere nicht zu spezifischen Auswirkungen auf 
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kleine und mittlere Fleischerzeuger sowohl in der EU als 
auch in den MERCOSUR-Staaten.

Die Frage des Fortbestandes kleiner und mittlerer Un-
ternehmen hängt nicht so sehr davon ab, wie hoch die 
Zölle im Verhältnis zu einem bestimmten Wirtschafts-
raum sind, sondern vielmehr davon, inwieweit es den 
Unternehmern gelingt, sich im Wettbewerb zu behaupten 
und sich erfolgreiche Marktnischen zu sichern. Dies ist in 
einem größeren Marktumfeld ohne störende Handelsbe-
schränkungen der Erfahrung nach einfacher als in einem 
eng begrenzten Marktumfeld.

Frage 34

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Peter Bleser auf die Frage des 
Abgeordneten Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Erwägt die Bundesregierung einen vollständigen Ausstieg 
Deutschlands aus der Nutzung der Insektizidgruppe der Neo-
nikotinoide, ähnlich wie er von der französischen Regierung 
für den Zeitraum ab September 2018 zum Schutz der Biodiver-
sität beschlossen wurde (vergleiche www.br.de/nachrichten/
insektizide-neonicotinoide-eu-verbot-100.html), und welche 
zentralen Inhalte (allgemeine Positionierung, Stimmverhal-
ten) enthält die Weisung der Bundesregierung an den Vertre-
ter Deutschlands hinsichtlich der Diskussion und eventuellen 
Abstimmung im Ständigen Ausschuss für Pflanzen, Tiere, 
Lebensmittel und Futtermittel (Bereich Pflanzengesundheit) 
am 12. und 13. Dezember 2017 bezüglich des Regulierungs-
vorschlages der EU-Kommission, ein Freilandverbot für drei 
Wirkstoffe der Neonikotinoide zu erlassen (vergleiche die Ta-
gesordnungspunkte B.08, B.09 und B.10)?

Die Bundesregierung nimmt zu Medienberichten über 
die Pläne der Regierung der Französischen Republik zur 
Beschränkung von Pflanzenschutzmitteln, die Neonikoti-
noide enthalten, nicht Stellung.

Es wird davon ausgegangen, dass der Fragesteller sich 
auf die Sitzung des Ständigen Ausschusses für Pflanzen, 
Tiere, Lebensmittel und Futtermittel (Bereich Pflanzen-
schutzmittelgesetzgebung) am 12. und 13.  Dezember 
2017 bezieht.

BMUB war für eine Zustimmung zum KOM-Antrag. 
BMEL und BMWi plädierten für eine Verschiebung der 
Abstimmung, um die endgültige Stellungnahme der 
EFSA in die Entscheidung miteinbeziehen zu können.

Dieser Bitte wird nach jüngsten Informationen statt-
gegeben.

Frage 35

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Peter Bleser auf die Frage des 
Abgeordneten Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Was sind die Gründe der Bundesregierung, sich der Klage 
der Agrarchemieunternehmen Monsanto und Cheminova ge-
gen den Zugang der zur Risikobewertung von Glyphosat ein-
gereichten Herstellerstudien anzuschließen, und unter Beteili-
gung welcher Ressorts wurde diese Entscheidung getroffen?

Die Bundesregierung hat sich keiner Klage der ge-
nannten Unternehmen angeschlossen. 

Frau Heidi Hautala und drei weitere Mitglieder des 
Europäischen Parlaments der Fraktion der Grünen/Freie 
Europäische Allianz klagen vor dem Gericht der Euro-
päischen Union (EuG) gegen die EU-Lebensmittelauf-
sichtsbehörde (EFSA) auf Zugang zu bestimmten Studi-
en betreffend Glyphosat (Rechtssache T-329/17). 

Die EFSA hatte den Zugang zu den begehrten Infor-
mationen zum Teil verweigert. Gegen diese Entschei-
dung der EFSA haben die Kläger am 24. Mai 2017 Kla-
ge eingereicht. Die wesentlichen Klagegründe sind im 
Amtsblatt der EU vom 31. Juli 2017 veröffentlicht. 

Streitgegenstand ist insbesondere, ob die fraglichen 
Informationen im Sinne der jüngsten EuGH-Rechtspre-
chung „Emissionen in die Umwelt“ betreffen. Für die-
se Informationen gelten aufgrund der Verordnung (EU) 
Nr. 1367/2006 besondere Informationszugangsrechte.

Die Bundesregierung hat Anfang September 2017 ei-
nen Antrag auf Zulassung als Streithelfer auf Seiten der 
beklagten EFSA eingereicht; die Mitteilung über die Zu-
lassung Deutschlands ist am 6. Dezember 2017 erfolgt.

Zum Zeitpunkt der Einreichung eines Zulassungsan-
trages ist nicht bekannt, ob sich weitere Mitgliedstaaten, 
Kommission oder andere an dem Rechtsstreit beteiligen 
werden.

An dem Rechtsstreit sind derzeit auch die Unterneh-
men Monsanto und Cheminova A/S als Streithelfer der 
EFSA beteiligt. Diese Information hat Deutschland am 
6.  Dezember 2017 zusammen mit der Mitteilung des 
EuG über die Zulassung als Streithelfer erhalten.

Klagen, die die genannten Unternehmen selbst einge-
reicht haben, sind nicht bekannt.

In allen Verfahren vor den europäischen Gerichten 
werden sowohl die Frage, ob ein Beitritt zum Verfahren 
beantragt werden soll als auch der ggf. einzureichende 
Streithilfeschriftsatz im Ressortkreis abgestimmt (Fe-
derführung in der Bundesregierung für Prozessführung: 
BMWi). Im konkreten Fall wurde BMUB durch BMWi 
beteiligt.

Zusammen mit der Zulassungsmitteilung hat Deutsch-
land die Schriftsätze der Kläger (EP-Abgeordnete) und 
der Beklagten (EFSA) und erst damit die Gelegenheit 
erhalten, die rechtlichen Ausführungen der Parteien zu 
prüfen.

In der Bundesregierung besteht Einvernehmen, die 
Streithilfe nicht weiter zu verfolgen. (Stand der Ressort-
abstimmung durch BMWi am 12. Dezember, 09:30 Uhr; 
BMWi, BMUB und BMJV teilen das Anliegen des 
BMEL)

Frage 36

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Peter Bleser auf die Frage des 
Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE): 
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Welches Ziel verfolgt die Bundesregierung mit der Un-
terstützung der EU-Lebensmittelsicherheitsbehörde EFSA 
im Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof (EuGH), in 
dem es um die Veröffentlichung von Studien über potenziel-
le Gesundheitsgefahren des Unkrautvernichters Glyphosat 
geht (www.spiegel.de/politik/ausland/glyphosat-bundesregie-
rung-hilft-vor-eugh-bei-studien-geheimhaltung-a-1182223.
html), und aus welchen Gründen tritt die Bundesregierung da-
für ein, dass diese Studien, die nach meiner Ansicht wichtige 
Informationen für die kontrovers geführte Debatte um die Ge-
fahren durch Glyphosat beisteuern könnten, der Öffentlichkeit 
vorenthalten werden?

Frau Heidi Hautala und drei weitere Mitglieder des 
Europäischen Parlaments der Fraktion der Grünen/Freie 
Europäische Allianz klagen vor dem Gericht der Euro-
päischen Union (EuG) gegen die EU-Lebensmittelauf-
sichtsbehörde (EFSA) auf Zugang zu bestimmten Studi-
en betreffend Glyphosat (Rechtssache T-329/17). 

Die EFSA hatte den Zugang zu den begehrten Infor-
mationen zum Teil verweigert. Gegen diese Entschei-
dung der EFSA haben die Kläger am 24. Mai 2017 Kla-
ge eingereicht. Die wesentlichen Klagegründe sind im 
Amtsblatt der EU vom 31. Juli 2017 veröffentlicht. 

Streitgegenstand ist insbesondere, ob die fraglichen 
Informationen im Sinne der jüngsten EuGH-Rechtspre-
chung „Emissionen in die Umwelt“ betreffen. Für die-
se Informationen gelten aufgrund der Verordnung (EU) 
Nr. 1367/2006 besondere Informationszugangsrechte.

Die Bundesregierung hatte Anfang September  2017 
einen Antrag auf Zulassung als Streithelfer auf Seiten der 
beklagten EFSA eingereicht; die Mitteilung über die Zu-
lassung Deutschlands ist am 6. Dezember 2017 erfolgt.

Zusammen mit dieser Zulassungsmitteilung hat 
Deutschland die Schriftsätze der Kläger (EP-Abgeordne-
te) und der Beklagten (EFSA) und erst damit die Gele-
genheit erhalten, die rechtlichen Ausführungen der Par-
teien zu prüfen.

In der Bundesregierung besteht Einvernehmen, die 
Streithilfe nicht weiter zu verfolgen. (Stand der Ressort-
abstimmung durch BMWi am 12. Dezember, 09:30 Uhr; 
BMWi, BMUB und BMJV teilen das Anliegen des 
BMEL)

Frage 37

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Peter Bleser auf die Frage des 
Abgeordneten Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Warum hat sich die Bundesregierung der Klage der Agro-
chemieunternehmen Monsanto und Cheminova vor dem Eu-
ropäischen Gerichtshof gegen die Veröffentlichung von Stu-
dien, auf denen die Bewertung des Herbizids Glyphosat durch 
die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) 
beruht, angeschlossen („Spiegel Online“ vom 7.  Dezember 
2017), und was spricht aus Sicht der Bundesregierung gegen 
die Veröffentlichung dieser Studien?

Die Bundesregierung hat sich keiner Klage der ge-
nannten Unternehmen angeschlossen. 

Frau Heidi Hautala und drei weitere Mitglieder des 
Europäischen Parlaments der Fraktion der Grünen/Freie 

Europäische Allianzklagen vor dem Gericht der Europäi-
schen Union (EuG) gegen die EU-Lebensmittelaufsichts-
behörde (EFSA) auf Zugang zu bestimmten Studien be-
treffend Glyphosat (Rechtssache T-329/17). 

Die EFSA hatte den Zugang zu den begehrten Infor-
mationen zum Teil verweigert. Gegen diese Entschei-
dung der EFSA haben die Kläger am 24. Mai 2017 Kla-
ge eingereicht. Die wesentlichen Klagegründe sind im 
Amtsblatt der EU vom 31. Juli 2017 veröffentlicht. 

Streitgegenstand ist insbesondere, ob die fraglichen 
Informationen im Sinne der jüngsten EuGH-Rechtspre-
chung „Emissionen in die Umwelt“ betreffen. Für die-
se Informationen gelten aufgrund der Verordnung (EU) 
Nr. 1367/2006 besondere Informationszugangsrechte.

Den Antrag auf Zulassung als Streithelfer auf Seiten 
der beklagten EFSA hat die Bundesregierung Anfang 
September 2017 beim EuGH eingereicht; die Mitteilung 
über die Zulassung Deutschlands ist am 6.  Dezember 
2017 erfolgt.

Zum Zeitpunkt der Einreichung eines Zulassungsan-
trages ist nicht bekannt, ob sich weitere Mitgliedstaaten, 
Kommission oder andere an dem Rechtsstreit beteiligen 
werden.

An dem Rechtsstreit sind der auch die Unternehmen 
Monsanto und Cheminova A/S als Streithelfer der EFSA 
beteiligt. Diese Information hat Deutschland am 6. De-
zember 2017 zusammen mit der Mitteilung des EuG über 
die Zulassung als Streithelfer erhalten.

Klagen, die die genannten Unternehmen selbst einge-
reicht haben, sind nicht bekannt.

Zusammen mit der Zulassungsmitteilung hat Deutsch-
land die Schriftsätze der Kläger (EP-Abgeordnete) und 
der Beklagten (EFSA) und erst damit die Gelegenheit 
erhalten, die rechtlichen Ausführungen der Parteien zu 
prüfen.

In der Bundesregierung besteht Einvernehmen, die 
Streithilfe nicht weiter zu verfolgen (Stand der Ressort-
abstimmung durch BMWi am 12. Dezember, 09:30 Uhr; 
BMWi, BMUB und BMJV teilen das Anliegen des 
BMEL).

Frage 38

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Peter Bleser auf die Frage 
der Abgeordneten Renate Künast (BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN): 

Mit welcher Begründung unterstützt die Bundesregierung 
die EFSA in dem EuGH-Verfahren gegen diese zur Offenle-
gung der Glyphosat-Studien?

Frau Heidi Hautala und drei weitere Mitglieder des 
Europäischen Parlaments der Fraktion der Grünen/Freie 
Europäische Allianz klagen vor dem Gericht der Euro-
päischen Union (EuG) gegen die EU-Lebensmittelauf-
sichtsbehörde (EFSA) auf Zugang zu bestimmten Studi-
en betreffend Glyphosat (Rechtssache T-329/17). 
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Die EFSA hatte den Zugang zu den begehrten Infor-
mationen zum Teil verweigert. Gegen diese Entschei-
dung der EFSA haben die Kläger am 24. Mai 2017 Kla-
ge eingereicht. Die wesentlichen Klagegründe sind im 
Amtsblatt der EU vom 31. Juli 2017 veröffentlicht. 

Streitgegenstand ist insbesondere, ob die fraglichen 
Informationen im Sinne der jüngsten EuGH-Rechtspre-
chung „Emissionen in die Umwelt“ betreffen. Für die-
se Informationen gelten aufgrund der Verordnung (EU) 
Nr. 1367/2006 besondere Informationszugangsrechte.

Die Bundesregierung hat Anfang September 2017 ei-
nen Antrag auf Zulassung als Streithelfer aufseiten der 
beklagten EFSA beim EuG eingereicht; die Mitteilung 
über die Zulassung Deutschlands ist am 6.  Dezember 
2017 erfolgt.

Zusammen mit dieser Mitteilung hat Deutschland die 
Schriftsätze der Kläger (EP-Abgeordnete) und der Be-
klagten (EFSA) und erst damit die Gelegenheit erhalten, 
die rechtlichen Ausführungen der Parteien zu prüfen.

In der Bundesregierung besteht Einvernehmen, die 
Streithilfe nicht weiter zu verfolgen (Stand der Ressort-
abstimmung durch BMWi am 12. Dezember, 09:30 Uhr; 
BMWi, BMUB und BMJV teilen das Anliegen des 
BMEL).

Frage 39

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr.  Ralf Brauksiepe auf die 
Frage des Abgeordneten Dr.  Alexander S. Neu (DIE 
LINKE): 

Welche Informationen hat die Bundesregierung vor 
dem Hintergrund von Berichten (http://augengeradeaus.
net/2017/11/wieder-da-moerser-und-minenleger/#mo-
re-28605), die den vermehrten Einsatz von Minenverle-
gesystemen bei Bundeswehrübungen vermelden, darunter 
das bereits ausgemusterte Minenverlegesystem 85, wie viele 
Minensysteme mit welchen Fähigkeiten die Bundeswehr zu-
künftig vorhalten will?

Mit den veränderten sicherheitspolitischen Rahmen-
bedingungen und der damit verbundenen stärkeren Ak-
zentuierung der Landes- und Bündnisverteidigung ist es 
notwendig, Fähigkeiten an diese Rahmenbedingungen 
anzupassen.

Mit den verbliebenen Sperr- und Wirkmitteln ist die 
Bundeswehr nur eingeschränkt in der Lage, die Bewe-
gungsfreiheit gegnerischer gepanzerter bzw. mechani-
sierter Kräfte bei Operationen hoher Intensität zu hem-
men und zu kanalisieren.

Die Bundeswehr hat sich zu umfangreicher Übernah-
me von Verantwortung in NATO und EU verpflichtet.

Hierzu gehören auch die Übernahme einer Führungs-
rolle mit Norwegen und den Niederlanden bei der Gestel-
lung der Very High Readiness Joint Task Force Land – 
kurz VJTF L – im Jahr 2019 mit einer Bindungswirkung 
der Kräfte von 2018 bis 2020 und im Jahr 2023 sowie 
die Rolle als Rahmennation der multinationalen Battle 
Group im Rahmen von enhanced Forward Presence in 
Litauen.

Da das bereits aus der Nutzung genommene Minen-
verlegesystem 85 die einzig zeitgerecht verfügbare Mög-
lichkeit zur Sicherstellung einer Minenverlegbarkeit und 
damit zur Erfüllung dieser Aufträge darstellt, wurde die 
Reaktivierung von vier Minenverlegesystemen  85, da-
von zwei für die Ausbildung, für die NATO Response 
Force, mit der VJTF L in 2019 sowie die Reaktivierung 
weiterer vier Minenverlegesysteme für die Battle Group 
in Litauen veranlasst.

Somit befinden sich derzeit vier Systeme und ab 2019 
acht Systeme in der Nutzung.

Die Nutzung des Systems einschließlich der vorhan-
denen Wirkmittel ist nach bereits erfolgter Prüfung mit 
den völkerrechtlichen Bestimmungen vereinbar.

Zur Sicherstellung der Fähigkeit für das gesamte Heer 
wird derzeit die Erhöhung des Bestandes auf insgesamt 
23 Systeme ministeriell untersucht.

Über das Minenverlegesystem 85 hinaus verfügt die 
Bundeswehr zukünftig über 38  Mittlere Raketenartille-
riesysteme MARS  II, mit denen großflächige Sperren 
reaktionsschnell über weite Entfernungen verschossen 
werden können.

Zum Sperren von Engstellen wie Straßen verfügt die 
Bundeswehr über Panzerabwehrrichtminen.

Frage 40

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr.  Ralf Brauksiepe auf die 
Frage des Abgeordneten Tobias Pflüger (DIE LINKE): 

Welche Planungen und Überlegungen hat die Bundesre-
gierung für die Anschaffung und Indienststellung neuer Trä-
gersysteme der Bundeswehr (statt der bisherigen Tornados 
zum Beispiel US-amerikanische F-35) für die (neuen B61-12) 
US-Atomwaffen in Büchel (den sogenannten Transportservice 
der Bundeswehr als Teil der sogenannten nuklearen Teilhabe), 
und inwiefern fordert die Bundesregierung überhaupt einen 
Abzug der Atomwaffen und strebt ein Ende der nuklearen 
Teilhabe an?

Das Bundesministerium der Verteidigung prüft der-
zeit verschiedene Optionen, um mittelfristig und ohne 
Unterbrechung die gegenwärtig durch das Waffensystem 
TORNADO abgebildeten Fähigkeiten nach dessen Au-
ßerdienststellung auf ein alternatives Luftfahrzeug über-
tragen zu können.

Primär wird dabei das europäische Kampfflugzeug 
Eurofighter betrachtet, sekundär auch drei US-amerika-
nische Muster (F-15 E, F/A-18 E/F, F-35 A).

Eine Entscheidung vonseiten der Bundesregierung 
wird erst nach dem Vorliegen und der Auswertung der 
Ergebnisse dieser Betrachtung im Gesamtkontext getrof-
fen werden können. 

Die Bundesregierung bekennt sich zur Nuklearen 
Teilhabe der NATO als wichtigem Bestandteil einer 
glaubhaften, präventiven Abschreckung des Bündnisses 
und bleibt auf diesem Weg in die Nuklearpolitik und die 
diesbezüglichen Planungen der Allianz eingebunden.
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Die Informationspolitik hinsichtlich der Nuklearstreit-
kräfte der NATO unterliegt aus Sicherheitsgründen den 
verpflichtenden Geheimhaltungsregeln des Bündnisses, 
an die die Bundesregierung – in Kontinuität aller ihrer 
Vorgänger – gebunden ist.

Aussagen und Mutmaßungen hierzu können weder 
bestätigt noch dementiert werden.

Die Bundesregierung wird entsprechend diesen Re-
gelungen und in Übereinstimmung mit der bisherigen 
Praxis auch in Zukunft aus Sicherheitsgründen bei dem 
bewährten Geheimhaltungsgrundsatz bleiben.

Frage 41

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elke Ferner auf die Frage der 
Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE): 

Sind von der durch die hessische Landesregierung geplan-
ten Verfassungsschutzüberprüfung von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Projekte gegen Extremismus (www.fr.de/
rhein-main/landespolitik/verfassungsschutz-in-hessen-pro-
test-gegen-extremismusklausel-a-1401897) auch Projekte be-
troffen, die durch Bundesmittel (teil)finanziert werden, und hat 
das Land Hessen das zuständige Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend darüber vorab informiert?

Im Jahr  2018 sollen im Rahmen des Bundespro-
gramms „Demokratie leben!“ des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend insgesamt 
28 Projekte eine Kofinanzierung aus hessischen Landes-
mitteln erhalten.

Das Bundesministerium wurde von der Hessischen 
Landesregierung nicht vorab informiert.

Frage 42

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elke Ferner auf die Frage der 
Abgeordneten Katrin Werner (DIE LINKE): 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Plä-
ne des hessischen Innenministeriums, ab dem 1. Januar 2018 
eine anlasslose sicherheitsbehördliche Überprüfung neuer 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei Projektträgern vorzuneh-
men (www.bundesverband-mobile-beratung.de/2017/11/29/
land-hessen-kuendigt-vertrauensvolle-zusammenarbeit-auf), 
deren Arbeit für Demokratie und beispielsweise gegen Ras-
sismus und Antisemitismus von Bund und Ländern gefördert 
wird?

Die Bundesregierung hat über die Novellierung des 
hessischen Verfassungsschutzgesetzes und die in die-
sem Zusammenhang eingeführte sicherheitsbehördliche 
Überprüfung neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei 
Projektträgern, die Zuwendungen aus hessischen Lan-
desmitteln erhalten, aus den Medien erfahren.

Frage 43

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elke Ferner auf die Frage der 
Abgeordneten Katrin Werner (DIE LINKE): 

Zu welchem Zeitpunkt wird die Studie „Kindeswohl und 
Umgangsrecht“ zu Familien in Trennung, die vom Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend in Auftrag 
gegeben wurde, veröffentlicht?

Mit der Veröffentlichung der Ergebnisse der Studie 
„Kindeswohl und Umgangsrecht“ ist voraussichtlich im 
Frühjahr 2018 zu rechnen.

Fragen 44 und 45

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Norbert Barthle auf die Fragen 
der Abgeordneten Daniela Wagner (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung 
aus der Weigerung von Kuwait Airways, Passagiere mit isra-
elischer Staatsbürgerschaft zu befördern (www.juedische-all-
gemeine.de/article/view/id/26109), und inwieweit teilt die 
Bundesregierung die Auffassung, dass ein Verstoß gegen die 
Beförderungspflicht nach § 21 Absatz 2 des Luftverkehrsge-
setzes vorliegt?

Was hat das Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur oder das Luftfahrt-Bundesamt unternommen, um 
die Beförderungspflicht auch für israelische Staatsbürger ge-
genüber Kuwait Airways durchzusetzen?

Die Bundesregierung setzt sich auf politischer Ebene 
dafür ein, dass israelische Staatsbürger oder Staatsbürger 
anderer Nationalitäten in Deutschland nicht diskriminiert 
werden. Auf Grundlage des Luftverkehrsabkommens 
wird die Bundesregierung Konsultationen mit der ku-
waitischen Regierung führen, mit dem Ziel, solches Ver-
halten zukünftig auf Flügen von und nach Deutschland 
verbindlich auszuschließen.

Frage 46

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Norbert Barthle auf die Frage 
der Abgeordneten Heike Hänsel (DIE LINKE): 

Wie bewertet die Bundesregierung die nun bekanntgewor-
dene neuerliche Kostensteigerung des Projekts Stuttgart  21 
(www.stern.de/wirtschaft/news/stuttgart-21-erst-2024-fer-
tig--eine-milliarde-euro-zusaetzliche-kosten-7767644.html), 
und welche Konsequenzen wird die Bundesregierung im 
Aufsichtsrat der bundeseigenen Deutschen Bahn AG daraus 
ziehen?

Aufgrund der bestehenden Termin- und Kostenrisi-
ken haben der Prüfungs- und Compliance-Ausschuss des 
Aufsichtsrates und der Vorstand der Deutschen Bahn AG 
(DB  AG) im Oktober  2017 beschlossen, die Termin- 
und Kostenpläne prüfen zu lassen. Der Aufsichtsrat der 
DB  AG hat sich diesem Beschluss am 10.  November 
2017 angeschlossen. Die Ergebnisse dieser Überprüfung 
sind dem Aufsichtsrat am 29. November 2017 zur Vor-
bereitung der 126. Sitzung am 13. Dezember 2017 (am 
heutigen Tag) vorgelegt worden. Diesen Beratungen 
kann nicht vorgegriffen werden. 
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Frage 47

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Norbert Barthle auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Kühn (Dresden) (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): 

Mit welchem Ergebnis hat die Bundesregierung die be-
reits bewerteten Schienenprojekte des Potenziellen Bedarfs 
des Bundesverkehrswegeplans  2030 jeweils abgeschlossen, 
und bis wann plant die Bundesregierung die Bewertung aller 
Schienenprojekte des Potenziellen Bedarfs abzuschließen?

Die Automobilindustrie insgesamt soll einen Beitrag 
zur Verbesserung der Luftqualität in deutschen Städten 
leisten. Die Bundesregierung führt deshalb Gespräche 
über die Beteiligung auch ausländischer Automobilher-
steller am Industrieanteil des Fonds „Nachhaltige Mobi-
lität für die Stadt“. Die Gespräche sind noch nicht abge-
schlossen.

Frage 48

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Norbert Barthle auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Kühn (Dresden) (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): 

Auf welche Weise wird die Bundesregierung sicherstellen, 
dass sich auch ausländische Automobilhersteller am Indus
trieanteil des Mobilitätsfonds beteiligen, und durch wen wird 
der fehlende Anteil von circa 90 Millionen Euro bereitgestellt, 
wenn er nicht von ausländischen Automobilherstellern über-
nommen wird (vergleiche www.n-tv.de/wirtschaft/Dem-Die-
selfonds-fehlt-das-Geld-article20170926.html)?

Nach den bislang vorliegenden Gutachten werden die 
Projekte mit den laufenden Nummern 6, 9, 20, 26 und 37 
aus dem Potenziellen Bedarf nach Unterabschnitt 2 des 
Abschnitts 2 der Anlage zu § 1 des Bundesschienenwe-
geausbaugesetzes (BSWAG) vom Dezember  2016 auf-
grund positiver gesamtwirtschaftlicher Bewertung in den 
Vordringlichen Bedarf aufsteigen.

Die Bewertung der noch offenen Vorhaben des Poten-
ziellen Bedarfs im neuen Bedarfsplan für die Bundes-
schienenwege ist noch nicht abgeschlossen.

Frage 49

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Norbert Barthle auf die Frage 
des Abgeordneten Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Welche konkreten Städte sollen laut der Bund-Län-
der-Kommunen-Arbeitsgruppe beim geplanten Fonds „Nach-
haltige Mobilität für die Stadt“ antragsberechtigt sein, und auf 
welcher Grundlage bzw. auf Grundlage welcher Liste erfolgt 
diese Auswahl?

Förderberechtigt sind die Städte, in denen die NO2-Be-
lastungssituation im Hinblick auf den Jahresmittelgren-
zwert von 40 µg/m³ im Jahr 2016 übertroffen wurde.

Grundlage für die Auswahl ist die Beurteilung der 
Luftqualität durch die zuständigen Behörden der Länder 
im vergangenen Jahr. In den antragsberechtigten Städten 

lag nach den von den zuständigen Behörden der Länder 
über die nach Landesrecht zuständige Behörde an das 
Umweltbundesamt übermittelten Daten eine Überschrei-
tung des Jahresmittelgrenzwerts für Stickstoffdioxid vor.

Diese Städte sind: 

Förderberechtigte Gebietskörperschaften 
NO2-Belastungssituation im Hinblick auf den 
JMGW von 40 µg/m3
Stadt Stadt Stadt

Stuttgart Bonn Mönchenglad-
bach

München Aachen Schwäbisch 
Gmünd

Reutlingen Bielefeld Kassel
Kiel Tübingen Dinslaken
Köln Gelsenkirchen Koblenz
Hamburg Siegen Potsdam
Limburg a. d. 
Lahn

Oberhausen Bensheim

Düren Osnabrück Hameln
Düsseldorf Leinfelden-Ech-

terdingen
Heidelberg

Heilbronn Leonberg Walzbachtal
Backnang Pleidelsheim Remscheid
Darmstadt Marburg Münster
Hannover Hürth Gladbeck
Esslingen am 
Neckar

Mannheim Eschweiler

Ludwigsburg Nürnberg Regensburg
Wiesbaden Ludwigshafen Würzburg
Mainz Augsburg Leipzig
Berlin Halle (Saale) Freiburg im 

Breisgau
Frankfurt am 
Main

Leverkusen Freiberg am 
Neckar

Offenbach am 
Main

Herne Ilsfeld

Hagen Witten Markgröningen

Essen Neuss Mögglingen
Dortmund Mülheim an der 

Ruhr
Rüsselsheim

Bochum Dresden Fulda
Paderborn Heidenheim an 

der Brenz
Langenfeld 
(Rhld.)

Oldenburg 
(Oldb.)

Kuchen Halle (Westf.)

Mühlacker Norderstedt Mettmann
Ravensburg Schwerte Overath
Herrenberg Gießen Bremen
Wuppertal Hildesheim Krefeld
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Frage 50

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Norbert Barthle auf die Frage 
des Abgeordneten Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Welche Abschalteinrichtungen für bzw. Eingriffe in die 
Stickoxid-Abgasnachbehandlung bei Dieselfahrzeugen haben 
die Autohersteller dem Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) bis zum 
jetzigen Zeitpunkt gemeldet (bitte unter Angabe der techni-
schen Vorgänge detailliert nach Modellen auflisten)?

Eine modellbezogene Veröffentlichung von Abschalt-
einrichtungen bzw. Eingriffen in die Stickoxid-Nachbe-
handlung ist wie in der Verordnung (EU) 2016/646 vor-
gegeben, zur notwendigen Wahrung von Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen nicht möglich. Im Falle festge-
stellter unzulässiger Abschalteinrichtungen erfolgt eine 
Benennung im Bescheid des KBA.

Frage 51

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Norbert Barthle auf die Frage 
des Abgeordneten Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Wie plant die Bundesregierung die Initiative von 18 euro-
päischen Städten, die von der EU schärfere Sicherheitsstan-
dards für Lastwagen, um Fußgänger und Radfahrer besser 
zu schützen, fordert (dpa, 7. Dezember 2017), auf EU-Ebene 
zu unterstützen, und welche Maßnahmen setzt die Bundes-
regierung bereits um, um deutliche Verbesserungen in der 
Verkehrssicherheit bezüglich Lastwagen in Innenstädten auf 
nationaler Ebene zu erwirken?

Die Bundesregierung setzt sich für den Einsatz neu-
er Technologien ein, wie Kamera-Monitor-Systeme und 
Abbiegeassistenzsysteme. Konkret hat das BMVI in den 
vergangenen Jahren verschiedene Maßnahmenpakete be-
gleitet und initiiert. Dazu gehören die Vorschläge blin-
kende Seitenmarkierungsleuchten bei abbiegenden Lkw 
einzuführen sowie Kamera-Monitor-Systeme anstelle 
von Spiegeln zu ermöglichen. Außerdem wurde bei der 
Bundesanstalt für Straßenwesen ein Forschungsprojekt 
zu Abbiegeassistenzsystemen bei Lkw durchgeführt. 

Ziel ist es, international einheitliche Kriterien für die 
Prüfung von Abbiegeassistenzsystemen festzulegen und 
sie über die EU-Typgenehmigungsvorschriften verbind-
lich einzuführen. 

Die Vorschriften sollen so gestaltet werden, dass so-
wohl sensorbasierte Systeme, als auch kamerabasierte 
Systeme zum Einsatz kommen können. 

Frage 52

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
des Abgeordneten Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 
den von der EU-Kommission vorgeschlagenen CO2-Grenz
werten für Neuwagen ab 2021 („Der Tagesspiegel“, 6. Dezem-
ber 2017), und welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie-
rung derzeit in dieser Angelegenheit?

Die Bundesregierung prüft derzeit den Vorschlag 
der Europäischen Kommission zur Fortschreibung der 
CO2-Zielwerte für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge und 
hat hierzu noch keine Position.

Frage 53

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
der Abgeordneten Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN): 

Wie ist der aktuelle Sachstand bzw. gegebenenfalls das Er-
gebnis der Prüfung der Bundesregierung, ob aus ihrer Sicht 
beim französischen Atomkraftwerksneubau Flamanville 3 auf-
grund der regelwerkswidrigen Materialmängel im Deckel und 
in der Bodenkalotte des Reaktordruckbehälters eine neue Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden muss (ver-
gleiche Antwort der Bundesregierung auf meine schriftliche 
Frage 78 auf Bundestagsdrucksache 18/13533), und welchen 
Austausch gab es im zweiten Halbjahr 2017 bis dato zwischen 
dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit und der französischen Atomaufsichtsbehör-
de ASN zu diesen Materialmängeln, ihrer Bewertung und den 
betreffenden Konsequenzen?

Die Prüfung der Bundesregierung dauert zurzeit noch an. 
Über das Ergebnis der Prüfung werde ich Sie informieren.

Im zweiten Halbjahr  2017 hat hierzu bis dato ins-
besondere ein Austausch der Experten im Rahmen der 
Arbeitsgruppe zur Sicherheit von Druckwasserreaktoren 
der Deutsch-Französischen Kommission für Fragen der 
Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen stattgefunden.

Frage 54

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Rachel auf die Frage 
der Abgeordneten Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN): 

Ist das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) vor dem Hintergrund des Bundesverfassungsgerichts-
urteils 2 BvE 2/11 vom 7. November 2017 zur Antwortpflicht 
der Bundesregierung gegenüber dem Deutschen Bundes-
tag – insbesondere vor dem Hintergrund des ersten Leitsatzes 
des Urteils – bereit, mir und meiner geheimschutzüberprüften 
Mitarbeiterin/meinem geheimschutzüberprüften Mitarbeiter die 
drei Unterlagen, die dem BMBF laut Antwort der Bundesregie-
rung auf meine schriftliche Frage 68 auf Bundestagsdrucksache 
18/13617 im Zusammenhang mit dem künftigen Brennstoff
einsatz im Forschungsreaktor München II (FRM II) vorliegen, 
sowie etwaige seitdem hinzugekommene analoge Unterlagen 
unter Geheimschutzbedingungen in der Geheimschutzstelle des 
Deutschen Bundestages zugänglich zu machen?

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
ist  – wie bereits mit Schreiben vom 31.  August  2017 
angeboten  – bereit, Ihnen einen Sachstandsbericht zu 
Ihren Fragen zu erstellen, falls Sie dies wünschen. Ein 
Anspruch auf Akteneinsicht oder die Herausgabe von 
Dokumenten ist indes nicht vom parlamentarischen Fra-
ge- und Informationsrecht umfasst.
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Frage 55

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Rachel auf die Frage 
des Abgeordneten Kai Gehring (BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN): 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung daraus, 
dass nur noch 18 Prozent aller Studierenden BAföG erhalten, 
was die niedrigste Quote seit den 1990er Jahren ist (21. Sozi-
alerhebung des Deutschen Studentenwerks), und in welchem 
Maß müssen die Freibeträge vom Einkommen angehoben so-
wie gegebenenfalls weitere Reformschritte eingeleitet werden, 
damit 2020 wieder 20, 25 bzw. 30 Prozent der Studierenden 
BAföG erhalten?

Seit gut 30 Jahren bezieht sich die Gefördertenquote 
in der amtlichen BAföG (Bundesausbildungsförderungs-
gesetz)-Berichterstattung auf die Gruppe der Studieren-
den, die überhaupt die persönlichen Förderungsvoraus-
setzungen nach dem BAföG erfüllen. Demnach betrug 
die Gefördertenquote zuletzt 22,1 Prozent.

Hiervon weicht die Berechnungsmethode aus der So-
zialerhebung des Deutschen Studentenwerks deutlich ab, 
weil sie alle Studierenden umfasst und nicht nur dieje-
nigen, die die persönlichen Förderungsvoraussetzungen 
nach dem BAföG erfüllen. Die von Ihnen erfragten An-
gaben können daher nur näherungsweise geschätzt wer-
den. 

So müssten zur Erreichung einer Gefördertenquote 
von 20  Prozent die Einkommensfreibeträge im BAföG 
um rund 5 Prozent angehoben werden. Für eine Geför-
dertenquote von 25  Prozent müssten die Einkommens-
freibeträge um schätzungsweise 23  Prozent angehoben 
werden. Für eine Gefördertenquote von 30 Prozent be-
dürfte es einer Anhebung der Einkommensfreibeträge 
um gut 40 Prozent.

Frage 56

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Rachel auf die Frage 
des Abgeordneten Kai Gehring (BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN): 

Inwiefern wurden die von der Bundesregierung mit der 
25. BAföG-Novelle angestrebten Ziele bezüglich der Anzahl 
der Geförderten und der tatsächlichen Höhe der an die Ge-
förderten ausgezahlten Förderungssätze erreicht oder nicht 
erreicht?

Die Verbesserungen des 25.  BAföG-Änderungsge-
setzes mit einer Anhebung der Einkommensfreibeträge 
sowie der Bedarfssätze sind bekanntlich erst zum Schul-
jahresbeginn 2016 bzw. zum Wintersemester 2016/2017 
in Kraft getreten. Für das erste Vollwirkungsjahr  2017 
liegen naturgemäß noch keine Daten vor. Dennoch ist 
bereits jetzt erkennbar, dass der Trend sinkender Geför-
dertenzahlen erheblich abgeschwächt werden konnte. 
Im Schülerbereich stiegen zudem die Förderbeträge um 
8,5 Prozent von 401 Euro im Jahr 2012 auf 435 Euro im 
Jahr 2016. Bei Studierenden legte der durchschnittliche 
Förderungsbetrag um 3,6 Prozent zu und stieg zwischen 
2012 und 2016 von 448 Euro auf 464 Euro.

Frage 57

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Rachel auf die Fra-
ge der Abgeordneten Dr. Anna Christmann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): 

Wie wird der DigitalPakt Schule derzeit durch die ge-
schäftsführende Bundesregierung weiter vorangetrieben 
vor dem Hintergrund, dass „bis Ende des Jahres 2017 eine 
Bund-Länder-Vereinbarung zur Unterstützung der Bildung 
in der digitalen Welt im Bereich der Schule“ (vergleiche Ant-
wort der Bundesregierung zu Frage  2 auf Bundestagsdruck-
sache 18/13395 vom 22. August 2017) erarbeitet werden soll, 
und ab wann können die Schulen, das Lehrpersonal und die 
Schülerinnen und Schüler nach Einschätzung der Bundesre-
gierung voraussichtlich vom DigitalPakt Schule profitieren?

Bis zur Bildung einer neuen Bundesregierung werden 
die Gespräche mit den Ländern zur Erarbeitung einer 
Bund-Länder-Vereinbarung zum „DigitalPakt Schule“ 
von der geschäftsführenden Bundesregierung fortge-
führt. Die Bundesregierung hat von Anfang an deutlich 
gemacht, dass die haushalterischen Entscheidungen bei 
der künftigen Bundesregierung und dem Haushaltsge-
setzgeber liegen. Wann Schulen, Lehrpersonal und Schü-
lerinnen und Schüler vom „Digitalpakt Schule“ profitie-
ren können, hängt daher auch vom Zeitpunkt der Bildung 
einer neuen Bundesregierung ab.

Frage 58

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Hans-Joachim Fuchtel auf die 
Frage des Abgeordneten Ottmar von Holtz (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): 

Welcher genauen Berechnungsgrundlage unterliegt die 
vom Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, Dr.  Gerd Müller, in der Zeitschrift „BMZeit“ 
vom 29. November 2017 getätigte Aussage, die entwicklungs-
politischen Maßnahmen der Bundesrepublik Deutschland im 
Bereich Klimaschutz, Entwicklung neuer Technologien und 
erneuerbarer Energien würden ein CO2-Minderungspotenzial 
schaffen, welches mit der Abschaltung von 100  Kohlekraft-
werken vergleichbar sei, und welche konkreten Maßnahmen 
sind dabei im Detail unterlegt?

Mit den durch das BMZ im Jahr  2016 beauftrag-
ten Vorhaben für Klimafinanzierung werden nach Be-
rechnungen der KfW über die Laufzeit von 20  Jahren 
240 Millionen Tonnen CO2 eingespart. Dies ist mit den 
jährlichen Emissionen von ca. 100  Kohlekraftwerken 
vergleichbar. Unserer Berechnung zugrunde gelegt sind 
alle Maßnahmen des BMZ, die pro Jahr für internationale 
Klimafinanzierung beauftragt werden. 

Wir nehmen dabei eine durchschnittliche Größe eines 
Kohlekraftwerkes mit Emissionen von ca. 2,4  Millio-
nen Tonnen CO2 pro Jahr an. Dies ist eine realistische 
durchschnittliche Größe, insbesondere in Entwicklungs-
ländern, wie sie auch von NROs wie Oxfam verwendet 
werden wird.

Die durch das BMZ beauftragten Vorhaben für die in-
ternationale Klimafinanzierung sind projektgenau auf der 
Webseite des BMZ einsehbar.
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Anlage 3

Erklärung nach § 31 GO

des Abgeordneten Sepp Müller (CDU/CSU) zu der 
namentlichen Abstimmung über den Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP: Anpas-
sungsverfahren gemäß § 11 Absatz 4 des Abgeord-
netengesetzes (Zusatztagesordnungspunkt 5 a)

Die Notwendigkeit zur Regelung des Anpassungs-
verfahrens der Abgeordnetenentschädigung sehe ich 
grundsätzlich ein. Das Bundesverfassungsgericht hat 
mit seinem Urteil BVerfGE 40 vom 5. November 1975 
dem Gesetzgeber aufgetragen, eine Regelung zur Höhe 
der Entschädigung zu treffen. Das Anpassungsverfahren 
bleibt nach § 11 Absatz 4 AbgG für eine neue Wahlperio-
de nur wirksam, wenn der Deutsche Bundestag innerhalb 
von drei Monaten nach der konstituierenden Sitzung ei-
nen entsprechenden Beschluss fasst. Jeweils zum 1. Juli 
eines Jahres soll die Entschädigung entsprechend dem 
sogenannten Nominallohn-Index erhöht werden. Diese 
Regelung ist in meinen Augen transparent und nachvoll-
ziehbar. 

Ich halte dagegen den gewählten Zeitpunkt der Ab-
stimmung für nicht angebracht. Eine Abstimmung in 
einer der Sitzungswochen im Januar hätte dem Gesetz 
ebenfalls Rechnung getragen. 

Gerade mir als neu gewähltem Abgeordneten fällt es 
aufgrund der vergangenen Wochen schwer, diesem Be-
schlussvorschlag meine Zustimmung zu erteilen. Auf-
grund der unklaren Regierungslage, wegen der Flucht 
einzelner Parteien aus der staatspolitischen Verantwor-
tung, kommt das Hohe Haus nur in Maßen seinen verfas-
sungsrechtlichen Aufgaben nach. Unter anderem gelang 
es uns nicht, nach Artikel 63 eine Wahl der Kanzlerin/
Kanzlers vorzunehmen. Weiterhin ist es uns nicht gelun-
gen die Ausschüsse, u. a. nach Artikel 45 ff., einzusetzen. 

Nach Abwägung aller Argumente werde und kann ich 
nicht als eine meiner ersten Amtshandlungen diesem Be-
schlussvorschlag zustimmen. 

Anlage 4

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung

Der Hauptausschuss hat mitgeteilt, gemäß §  80 Ab-
satz 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von einer Berichter-
stattung zu den nachstehenden Vorlagen abzusehen:

–	 Unterrichtung durch die Bundesregierung

Haushaltsführung 2017

Einwilligung in eine überplanmäßige Ausgabe bei 
Kapitel 0501 Titel 687 34 – Unterstützung von in-
ternationalen Maßnahmen auf den Gebieten Kri-
senprävention, Friedenserhaltung und Konfliktbe-
wältigung durch das Auswärtige Amt – bis zu einer 
Höhe von 50 Mio. Euro

Drucksache 19/46

–	 Unterrichtung durch die Bundesregierung

Haushaltsführung 2017

Einwilligung in eine überplanmäßige Ausgabe 
bei Kapitel 0501 Titel 687 32 – Humanitäre Hilfs-
maßnahmen im Ausland  – bis zu einer Höhe von 
100 Mio. Euro

Drucksache 19/47

–	 Unterrichtung durch die Bundesregierung

Haushaltsführung 2017

Unterrichtung über die erteilte Einwilligung in eine 
überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 1102 Titel 636 
82 – Zuschuss des Bundes an die allgemeine Ren-
tenversicherung im Beitrittsgebiet  – bis zu einer 
Höhe von 120 Mio. Euro

Drucksache 19/57

–	 Unterrichtung durch die Bundesregierung

Haushaltsführung 2017

Einwilligung gemäß § 4 Absatz 1 Satz 2 des Haus-
haltsgesetzes 2017 in eine überplanmäßige Ausgabe 
bei Kapitel 1701 Titel 681 02 – Elterngeld – bis zu 
einer Höhe von 140 Mio. Euro

Drucksache 19/58

–	 Unterrichtung durch die Bundesregierung

Haushaltsführung 2017 

Einwilligung in eine überplanmäßige Ausgabe bei 
Kapitel 1101 Titel 632 11 – Beteiligung des Bundes 
an den Leistungen für Unterkunft und Heizung – 
bis zu einer Höhe von 300 Mio. Euro

Drucksache 19/130

–	 Unterrichtung durch die Bundesregierung

Haushaltsführung 2017 

Einwilligung in eine überplanmäßige Ausgabe bei 
Kapitel 1101 Titel 681 12 – Arbeitslosengeld II – bis 
zu einer Höhe von 600 Mio. Euro

Drucksache 19/131

–	 Unterrichtung durch die Bundesregierung

Haushaltsführung 2017 

Einwilligung in eine überplanmäßige Ausgabe bei 
Kapitel 0501 Titel 687 32 – Humanitäre Hilfsmaß-
nahmen im Ausland  – bis zu einer Höhe von 200 
Mio. Euro

Drucksache 19/141

–	 Unterrichtung durch die Bundesregierung

Haushaltsführung 2017

Einwilligung in eine überplanmäßige Ausgabe bei 
Kapitel 0501 Titel 687 34 – Unterstützung von in-
ternationalen Maßnahmen auf den Gebieten Kri-
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senprävention, Friedenserhaltung und Konfliktbe-
wältigung durch das Auswärtige Amt  – bis zur 
Höhe von 100 Mio. Euro

Drucksache 19/142

–	 Unterrichtung durch die Bundesregierung

Haushaltsführung 2017 

Einwilligung in eine überplanmäßige Ausgabe bei 
Kapitel 0501 Titel 687 32 – Humanitäre Hilfsmaß-
nahmen im Ausland  – bis zu einer Höhe von 20 
Mio. Euro

Drucksache 19/143
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